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Regierungserklärung des  8111 
Ministers für Bau und Ver- 
kehr zu dem Thema „Geo- 
informationen und Verkehr 
- Infrastrukturpolitik für ein 
zukunftsfähiges Thüringen“ 
dazu: Unterrichtung durch die 

Landesregierung 
- Drucksache 4/3969 - 

 
Die Regierungserklärung wird durch Minister Trautvetter abgegeben. 
 
Die Aussprache zu der Regierungserklärung wird durchgeführt.  
 
Bericht der Parlamentari- 8143 
schen Kontrollkommission 
gemäß § 19 Abs. 6 des Thü- 
ringer Verfassungsschutz- 
gesetzes 
 
Der Bericht wird durch den Vorsitzenden der Parlamentarischen 
Kontrollkommission abgegeben.  
 
Die Aussprache zu dem Bericht wird durchgeführt.  
 
Fragestunde 8159 
 
a) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kuschel (DIE LINKE) 8159 
 Prüfbericht des Landesrechnungshofes zum Bau der Kläran- 
 lage Unterbreizbach 
 - Drucksache 4/3869 -  
 
wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet.  
 
b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lemke (DIE LINKE) 8159 
 Einrichtung eines Sonderkontos für nicht verbrauchte In- 
 vestitionsmittel bei der Flughafen Erfurt GmbH (FEG) 
 - Drucksache 4/3897 -  
 
wird von Minister Trautvetter beantwortet.  
 
c) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Enders (DIE LINKE) 8160 
 Gutachten der Landesregierung zur Notwendigkeit einer  
 380-kV-Trasse durch Thüringen 
 - Drucksache 4/3898 -  
 
wird von Minister Reinholz beantwortet. Zusatzfragen.  
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d) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Sedlacik (DIE LINKE) 8161 
 Verkauf von Wohnungen der Landesentwicklungsgesell- 
 schaft Thüringen mbH (LEG) 
 - Drucksache 4/3913 -  
 
wird von Minister Reinholz beantwortet.  
 
e) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Leukefeld (DIE LINKE) 8162 
 Strukturen der Umsetzung des Zweiten Buchs Sozialgesetzbuch 
 - Drucksache 4/3915 -  
 
wird von Minister Reinholz beantwortet.  
 
f) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Dr. Pidde (SPD) 8163 
 Vorgesehene Verwendung der mit dem Jahresabschluss 2007  
 gebildeten Rücklage 
 - Drucksache 4/3917 -  
 
wird von Ministerin Diezel beantwortet.  
 
g) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kubitzki (DIE LINKE) 8164 
 Ehekredit wackelt? 
 - Drucksache 4/3918 -  
 
wird von Staatssekretär Illert beantwortet. Zusatzfragen.  
 
h) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Kalich (DIE LINKE) 8165 
 Ausbau des Saale-Radwanderweges 
 - Drucksache 4/3920 -  
 
wird von Minister Trautvetter beantwortet.  
 
i) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hausold (DIE LINKE) 8166 
 Beseitigung der 5-Prozent-Sperrklausel bei Kommunalwahlen 
 - Drucksache 4/3939 -  
 
wird von Minister Schliemann beantwortet.  
 
j) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Höhn (SPD) 8166 
 Renovierung der Polizeidirektion Erfurt durch Straf- 
 gefangene des Projekts „Schwitzen statt Sitzen“ 
 - Drucksache 4/3941 -  
 
wird von der Abgeordneten Becker vorgetragen und  
von Minister Schliemann beantwortet. Zusatzfragen.  
 
k) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Blechschmidt (DIE LINKE) 8168 
 Verlagerung des Bereiches der Kriminalpolizei in der Polizeidirek- 
 tion Erfurt 
 - Drucksache 4/3951 -  
 
wird von Staatssekretär Hütte beantwortet.  
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l) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hauboldt (DIE LINKE) 8169 
 Möglichkeiten im Rahmen der örtlichen und überörtlichen kom- 
 munalen Rechnungsprüfung zur Kostenkontrolle hinsichtlich der  
 Führung von Gerichtsverfahren durch Thüringer Kommunen 
 - Drucksache 4/3961 -  
 
wird von dem Abgeordneten Blechschmidt vorgetragen und 
von Staatssekretär Hütte beantwortet.  
 
m) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Wolf (DIE LINKE) 8170 
 Möglichkeiten des Unterschreibens bei Volksbegehren 
 - Drucksache 4/3962 -  
 
wird von Staatssekretär Haußner beantwortet. Zusatzfrage.  
 
n) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Döllstedt (DIE LINKE) 8171 
 Verfahrensstand der überörtlichen Kommunalprüfungen des  
 Wasser- und Abwasserzweckverbandes Gotha und Landkreis- 
 gemeinden 
 - Drucksache 4/3966 -  
 
wird von Staatssekretär Hütte beantwortet. Zusatzfragen.  
 
Aktuelle Stunde 8172 
 
a) auf Antrag der Fraktion  8172 
der CDU zum Thema: 
„Förderung des ländlichen 
Raums in Thüringen“ 
Unterrichtung durch die Prä- 
sidentin des Landtags 
- Drucksache 4/3808 - 
 
b) auf Antrag der Fraktion 8178 
der SPD zum Thema: 
„Umsetzung der Polizei- 
strukturreform (OPTOPOL)“ 
Unterrichtung durch die Prä- 
sidentin des Landtags 
- Drucksache 4/3953 - 
 
Aussprache 
 
Wahl des Vizepräsidenten des  8185 
Thüringer Rechnungshofs 
Wahlvorschlag der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/3983 - 
 
Der Wahlvorschlag der Landesregierung erreicht in geheimer Wahl nicht 
die erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Landtags.  
 
Die Sitzung wird unterbrochen.  
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BahnCard 50 - Vorteile auch 8186 
für ganz Thüringen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/3716 - 
 
Minister Trautvetter erstattet einen Sofortbericht zu Nummer 1 des An- 
trags.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.  
 
Über eine beantragte Fortsetzung der Beratung zum Sofortbericht im 
Ausschuss für Bau und Verkehr findet keine Abstimmung statt, da die 
Fraktion der CDU die gemäß § 106 Abs. 1 i.V.m. § 86 Abs. 2 Satz 4  
GO erforderliche Zustimmung versagt.  
 
Die beantragte Überweisung der Nummer 2 des Antrags an den Aus- 
schuss für Bau und Verkehr wird ebenfalls abgelehnt.  
 
Die Nummer 2 des Antrags wird abgelehnt.  
 
Erbschaftsteuerreform ohne 8193 
Abstriche umsetzen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3726 - 
 
Der Antrag wird abgelehnt.  
 
Folgen des Verkaufs von  8201 
Bahnhofsgebäuden für die  
Entwicklung des ÖPNV und  
für die Stadtentwicklung in 
Thüringen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3773 - 
 
Minister Trautvetter erstattet einen Sofortbericht.  
 
Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird festgestellt.  
 
Der Antrag wird zur Fortsetzung der Beratung an den Ausschuss für  
Bau und Verkehr überwiesen.  
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Anwesenheit der Abgeordneten: 
 
Fraktion der CDU: 
 
Althaus, Bergemann, Carius, Diezel, Emde, Fiedler, Prof. Dr. Goebel, Grob, 
Groß, Grüner, Gumprecht, Günther, Heym, Holbe, Jaschke, Köckert, 
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Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski, Schröter, Schugens, Schwäblein, Seela, 
Dr. Sklenar, Sonntag, Stauche, Tasch, Trautvetter, Wackernagel, 
Walsmann, Wehner, Wetzel, Worm, Dr. Zeh 
 
Fraktion DIE LINKE: 
 
Bärwolff, Berninger, Blechschmidt, Buse, Döllstedt, Enders, Dr. Fuchs, 
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Baumann, Becker, Doht, Döring, Eckardt, Ehrlich-Strathausen, Gentzel, 
Höhn, Künast, Matschie, Pelke, Dr. Pidde, Pilger, Dr. Schubert, Taubert 
 
 
Anwesenheit der Mitglieder der Landesregierung: 
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Schliemann, Dr. Sklenar, Trautvetter, Dr. Zeh 
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Die Sitzung wird um 9.01 Uhr von der Präsidentin 
des Landtags eröffnet. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich bitte 
Sie, Platz zu nehmen. Ich heiße Sie herzlich willkom-
men zu unserer heutigen Sitzung des Thüringer 
Landtags, die ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch 
unsere Gäste auf der Zuschauertribüne, insbeson-
dere die Vertreterinnen und Vertreter der Medien.  
 
Als Schriftführer hat neben mir Abgeordneter Gün-
ther Platz genommen. Die Rednerliste führt Abge-
ordnete Wolf.  
 
Für die heutige Sitzung haben sich Herr Abgeordne-
ter Hauboldt, Frau Abgeordnete Reimann und Herr 
Minister Wucherpfennig entschuldigt.  
 
Ich möchte heute recht herzlich Herrn Kalich zum 
Geburtstag gratulieren. Herzliche Glückwünsche, al-
les Gute für das neue Lebensjahr und eine gute 
Zusammenarbeit hier im Parlament.  
 

(Beifall im Hause) 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 1 
 

Regierungserklärung des  
Ministers für Bau und Ver- 
kehr zu dem Thema „Geo- 
informationen und Verkehr 
- Infrastrukturpolitik für ein 
zukunftsfähiges Thüringen“ 
dazu: Unterrichtung durch die 

Landesregierung 
- Drucksache 4/3969 - 

 
Ich bitte Herrn Minister Trautvetter um die Regie-
rungserklärung.  
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, Infrastrukturpolitik für Thü-
ringen ist Standortpolitik. Eine leistungsfähige Infra-
struktur ist maßgebliche Voraussetzung für eine zu-
kunftsfähige Entwicklung des Freistaats. Dies gilt für 
die Wirtschaft, das gilt auch für Bürgerinnen und 
Bürger, um ein hohes Maß an Lebensqualität, Mo-
bilität, an nachhaltigen Raum- und Siedlungsstruk-
turen und eine leistungsfähige, effiziente Verwaltung 
zu erhalten und zu entwickeln. Es kommt nicht von 
ungefähr, dass eine Regierungserklärung im Rahmen 
dieses Leistungsspektrums von nur einem Minister 
vorgetragen wird, sondern es ist die logische Folge 
der Entscheidung für die Einrichtung eines Infrastruk-

turministeriums, das seit nunmehr bald vier Jahren für 
infrastrukturelles und landesplanerisches Regierungs-
handeln verantwortlich ist. Das war eine gute Ent-
scheidung. Vom Ministerium für Bau und Verkehr 
wird eine Bündelungsfunktion übernommen, die zu 
vielfältigen Synergieeffekten, zu einer effizienten ver-
waltungsstrukturellen Vereinfachung und zielgerich-
tetem, koordinierten Ressourceneinsatz führt.  
 

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:  
Ein schöner Satz.) 

 
Exemplarisch verdeutlicht dies der Umgang mit raum-
bezogenen Informationen, auch Geoinformationen 
genannt. Diese durchdringen inzwischen längst alle 
Bereiche unseres Alltags. Täglich werden viele Ent-
scheidungen getroffen, die einen Raumbezug benö-
tigen, Experten sprechen davon, dass dies in 80 Pro-
zent aller Entscheidungen der Fall ist. Die Einsatz-
planung der Polizei, die Ausweisung eines neuen 
Baugebiets, das zielgerichtete Management seiner 
Fahrzeugflotte durch den Transportunternehmer, die 
Organisation von Wahlen oder die Routenplanung 
der Navigationssysteme - für diese ganz unterschied-
lichen Entscheidungen sind Kenntnisse über geo-
graphische Gegebenheiten wie Verkehrsanbindung, 
Schutzgebietsausweisung oder auch über bestehen-
de Eigentumsverhältnisse unerlässlich und die Ent-
wicklung ist bei Weitem noch nicht abgeschlossen. 
Insbesondere in Verbindung mit der Mobilfunktech-
nologie und der Satellitennavigation werden viele 
neue Einsatzmöglichkeiten entwickelt, die den All-
tag einfacher gestalten werden. Vom Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Technologie in Auftrag ge-
gebene Untersuchungen sagen dem Markt für Geo-
informationen erhebliche Wachstumsraten voraus 
und zählen die Geoinformationstechnologie neben 
der Biotechnologie und der Nanotechnologie zu den 
drei wichtigsten Querschnittstechnologien des 
21. Jahrhunderts. Dabei stellen die Geobasisdaten 
der Kataster- und Vermessungsverwaltung eine we-
sentliche Grundlage für fast alle Geoinformationen 
und die daraus resultierenden Anwendungen dar. Ich 
will das an drei Beispielen verdeutlichen.  
 
Erstens: Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation und 
den Herstellern von Navigationssystemen machen 
die Geometrie- und Sachinformation der digitalen Kar-
ten des Landesamts als Basis für die Daten der Na-
vigationssysteme verfügbar.  
 
Zweitens: Digitale Orthofotos des Landesamtes für 
Vermessung und Geoinformation bilden die Grund-
lage für die Identifizierung der landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen sowie für die Verwaltung und Kont-
rolle der landwirtschaftlichen Förderung im Rahmen 
der europäischen Agrarpolitik. 
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Drittens: Bebauungspläne von zunehmend mehr Ge-
meinden basieren auf den Daten der automatischen 
Liegenschaftskarte, so dass Planungsverfahren in 
den einzelnen Phasen schnell angepasst werden 
können. Mit der digitalen Datenverfügbarkeit errei-
chen wir, dass Bürgerinnen und Bürger in Anhörungs-
verfahren oder über das Medium Internet einfacher 
und wirksamer beteiligt werden können. Verwaltungs-
handeln wird effizienter und transparenter.  
 
Die Landesregierung ist sich der Bedeutung der Geo-
informationen und Geobasisdaten bewusst und hat 
entsprechend gehandelt. Ein fundamentaler Schritt 
war die Schaffung des einheitlichen Landesamtes 
für Vermessung und Geoinformation zum 1. April 
2005. Neben der Eigentumssicherung besteht die 
Kernaufgabe des Landesamtes in der Gestaltung 
eines zukunftsträchtigen Geoinformationswesens; 
gleichzeitig wird der Großteil der anfallenden Ka-
tastervermessungen durch Öffentlich bestellte Ver-
messungsingenieure erledigt. 
 
Vordringlich für das Landesamt ist der flächende-
ckende und inhaltlich vollständige Aufbau der au-
tomatisierten Liegenschaftskarte (ALK) - eine Ziel-
stellung, der sich Ministerium und Amt mit hohem 
Einsatz widmen. Gemeinsam mit den über Werkver-
träge beteiligten Öffentlich bestellten Vermessungsin-
genieuren konnte die Erstellung der automatischen 
Liegenschaftskarte deutlich forciert werden. Schon 
jetzt ist die überwiegende Einführung als amtliche 
Liegenschaftskarte gelungen; wir sind bereits bei 
über 60 Prozent.  
 
Geobasisdaten müssen hohe Anforderungen erfül-
len. Sie sollen unter anderem flächendeckend vor-
handen sein, alle relevanten Sachverhalte vollstän-
dig enthalten, sie sollen aktuell sein, eine hohe La-
gegenauigkeit aufweisen und zu marktüblichen Prei-
sen, wenn nicht gar kostenlos, jederzeit für jeder-
mann über das Internet abrufbar sein.  
 
Insbesondere im Bereich des Gebäudenachweises 
sind weitere Verbesserungen nötig und möglich. Um 
den Nutzern eine automatische Liegenschaftskarte 
mit weitestgehend vollständigem Gebäudenachweis 
bereitstellen zu können, findet deshalb in diesem 
Jahr eine hochauflösende, flächendeckende Beflie-
gung statt. Mit dieser Befliegung sollen alle noch 
nicht in der Liegenschaftskarte nachgewiesenen Ge-
bäude erfasst und anschließend den Nutzern be-
reitgestellt werden.  
 
Mit den dargestellten Maßnahmen werden wir in Thü-
ringen bis zum Ende des Jahres 2009 eine weitest-
gehend flächendeckende und vollständige automa-
tisierte Liegenschaftskarte vorweisen können.  
 
 

Diese automatisierte Liegenschaftskarte wird die Auf-
gabenerfüllung in der Landesverwaltung und spe-
ziell auch in den Kommunalverwaltungen deutlich 
verbessern. Schon jetzt nutzen 338 kommunale Stel-
len, darunter alle kreisfreien Städte, 16 der 17 Land-
kreise - der Landkreis Weimarer Land hat bis jetzt 
noch keine Geodaten abgerufen -, alle Verwaltungs-
gemeinschaften sowie ein Großteil der Städte und 
erfüllenden Gemeinden die Geobasisdaten der Ka-
taster- und Vermessungsverwaltung. Diese Nutzung 
wird ganz erheblich durch eine Vereinbarung zwi-
schen den kommunalen Spitzenverbänden und dem 
Ministerium für Bau und Verkehr begünstigt, die ei-
nen unbürokratischen Datenabruf und eine pauscha-
le Finanzierung ermöglicht. 
 
Meine Damen und Herren, neben der Erstellung und 
Aktualisierung der Geobasisdaten steht der Aufbau 
der Geodateninfrastruktur im Fokus, nicht nur in Thü-
ringen, auch beim Bund und in Europa. Konzeption 
und Aufbau der Geodateninfrastruktur haben wir seit 
2005 forciert. Die Entscheidung zur Schaffung ei-
ner zentral organisierten Geodateninfrastruktur war 
hier der entscheidende Schritt hin zu einer flächen-
deckenden Verfügbarkeit und Anwendung von Geo-
daten in einer Aktualität und Qualität für die gesamte 
Verwaltung. Geodaten werden ressort- und verwal-
tungsebenenübergreifend strukturiert, bereitgestellt 
und genutzt. Sie können über Telekommunikations-
netze, wie beispielsweise das Internet, ausgetauscht 
werden.  
 
Seit Ende des Jahres 2006 wird nun mit dem Geo-
proxy - also mit der zentralen Geodatenhaltung - 
das technologische Kernstück der Geodateninfra-
struktur in Thüringen im Rahmen der zentralen E-
Government-Serviceplattform des Freistaats Thürin-
gen realisiert. Der Geoproxy hat ganz erhebliche Vor-
teile sowohl für die Stellen, die Geodaten nutzen, 
als auch für die Stellen, die selber Geodaten erzeu-
gen und bereitstellen. Die Nutzer müssen die vie-
len Geodaten, die für die tägliche Arbeit benötigt 
werden, nicht mehr im eigenen Haus vorhalten und 
pflegen, vielmehr kann man über das Internet stets 
auf aktuelle Geodaten der zentralen Datenhaltung 
zurückgreifen. Dadurch lassen sich Hard- und Soft-
warekosten sowie Administrationsaufwand einspa-
ren. Oftmals reicht künftig ein herkömmlicher Internet-
Browser aus. Grundsätzlich gilt, jede öffentliche Stel-
le in Thüringen, die über Geodaten verfügt - egal ob 
Kommunal- oder Landesverwaltung - kann diese ei-
genverantwortlich in den Geoproxy einstellen und 
über die im Geoproxy integrierten Dienste weltweit im 
Internet bereitstellen.  
 
In der ersten Ausbaustufe, die unmittelbar vor der 
Fertigstellung steht, sind dies zunächst Geobasis-
daten der Kataster- und Vermessungsverwaltung 
und ausgewählte Geofachdaten aus dem Geschäfts-
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bereich des Ministeriums für Landwirtschaft, Natur-
schutz und Umwelt und dort insbesondere die Da-
ten der Schutzgebiete. Wir sind damit in Thüringen 
gut aufgestellt, um die Anforderungen der im Mai 
2007 in Kraft getretenen europäischen INSPIRE-
Richtlinie zu erfüllen. Ziel dieser Richtlinie ist der 
Aufbau einer europäischen Geodateninfrastruktur, 
die zum Austausch von Geodaten dient, wobei sich 
die europäische Geodateninfrastruktur auf die Geo-
dateninfrastruktur der Mitgliedstaaten stützen soll. 
Mit dem Geoproxy werden wir in Thüringen eine we-
sentliche infrastrukturelle Voraussetzung für INSPIRE 
realisiert haben. 
 
Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: 
Geoinformationen gestalten Verwaltungsabläufe und 
Verwaltungsentscheidungen einfacher und transpa-
renter und somit effizienter und bürgerfreundlicher. 
Deshalb ist ein funktionierendes Geoinformations-
wesen ein wichtiger Bestandteil der Verwaltungs-
modernisierung. Mit der Errichtung des Landesam-
tes für Vermessung und Geoinformation, dem for-
cierten Aufbau der automatisierten Liegenschafts-
karte und der Realisierung des Geoproxy wurden 
die richtigen Weichenstellungen für ein funktionie-
rendes Geoinformationswesen vorgenommen. Die 
Landesregierung kommt damit ihrer Verantwortung 
für den Aufbau und die Bereitstellung flächendecken-
der, aktueller Daten und deren Verfügbarkeit über 
eine standardisierte Infrastruktur nach. 
 
Mit der Anpassung der Geobasisdaten an die sich 
entwickelnden Anforderungen und Standards sowie 
der Weiterentwicklung des Geoproxy stehen die 
nächsten Schritte an. Auch die kontinuierliche Ver-
besserung der Qualität der automatisierten Liegen-
schaftskarte wird eine Daueraufgabe der kommen-
den Jahre bleiben.  
 
Meine Damen und Herren, in dem Maße, in dem sich 
die Anforderungen an das amtliche Vermessungswe-
sen, aber auch dessen Potenziale verändert haben, 
ergeben sich auch Auswirkungen auf die Rechts-
grundlagen des Thüringer Vermessungs- und Geo-
informationswesens. Die mit dem Thüringer Gesetz 
zur Neuorganisation des Kataster- und Vermessungs-
wesens im Jahre 2005 in einem ersten Schritt ver-
bundenen Änderungen habe ich bereits angespro-
chen. Mit dem Thüringer Gesetz zur Zusammenfas-
sung der Rechtsgrundlagen und zur Neuausrich-
tung des Vermessungs- und Geoinformationswesens 
vollziehen wir den nächsten Schritt. Wir wollen dies 
noch vor der Sommerpause dem Landtag als Ent-
wurf vorlegen. Darin wird das öffentliche Geoinfor-
mationswesen in Thüringen erstmals gesetzlich fi-
xiert. Es bildet fortan in den zusammengefassten 
Thüringer Vermessungsgesetzen mit dem amtlichen 
Vermessungswesen eine Einheit.  
 

Einige Kernpunkte dieses Gesetzentwurfs will ich 
Ihnen stichwortartig skizzieren: Grundstückseigen-
tümer werden in ihren Rechten aufgewertet. Sie sol-
len zukünftig entscheiden, ob die öffentlich-rechtliche 
Abmarkung an ihrem Grundstück vorgenommen 
wird oder ob die Abmarkung unterbleibt. Die Eigentü-
mer werden auch finanziell entlastet, indem z.B. die 
Sondierung nach Katasternachweis als geeignete 
Liegenschaftsvermessungsmethode gesetzlich zuge-
lassen wird. Für die Eigentümer von Anteilen an ei-
nem ungetrennten Hofraum soll zukünftig das Ver-
fahren erleichtert werden, grundbuchfähige Grundstü-
cke zu erhalten. Da die Geobasisinformation die 
Grundlage für das öffentliche Geoinformationswe-
sen bilden soll, ist auch ein zeitgemäßer Zugang 
zu den Datenbanken des amtlichen Vermessungs-
wesens erforderlich. Dieser wird unter Einhaltung 
des Datenschutzes durch den Gesetzentwurf ge-
währleistet. Insgesamt werden die bestehenden Ge-
setze grundlegend aktualisiert und auf den neues-
ten Stand gebracht. Die Umgestaltung des Thürin-
ger Kataster- und Vermessungswesens zu einem 
zukunftsweisenden Vermessungs- und Geoinforma-
tionswesen wird damit weiter vorangetrieben.  
 
Meine Damen und Herren, „Geobasisdaten sind Da-
ten des amtlichen Vermessungswesens, welche die 
Landschaft, die Liegenschaften und den einheitlichen 
geodätischen Raumbezug anwendungsneutral nach-
weisen und beschreiben. Sie sind Grundlage für 
Fachanwendungen mit Raumbezug.“ Auf diese Defi-
nition hat sich die Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 2005 verständigt. Planungs- 
und Entwicklungsentscheidungen im Bereich der Ver-
kehrsinfrastruktur sowie deren Dokumentation sind 
solche Fachanwendungsbereiche mit Raumbezug. 
Im Ministerium für Bau und Verkehr liegen somit die 
Bereitstellung erforderlicher Geodaten und ihrer An-
wendung in einem der wichtigsten strukturpolitischen 
Gestaltungsfelder der Landespolitik in einer Hand. 
 
Das Thema „Verkehr“ möchte ich im Folgenden ver-
tiefen.  
 
Meine Damen und Herren, Mobilität ist die Voraus-
setzung für die Prosperität unseres Landes - nicht 
die Folge. Die nachhaltige, das heißt, zukunftsfähige 
Sicherung von Mobilität ist daher das zentrale ver-
kehrspolitische Ziel der Landesregierung. Bei aller 
Klarheit dieser Aussage sind die damit zusammen-
hängenden Herausforderungen und Aufgaben viel-
schichtig. Zukunftsfähige Mobilität hat viele Dimen-
sionen:  
 
Zukunftsfähige Mobilität muss in zweifacher Hinsicht 
wirtschaftlich sein, sie muss wirtschaftliche Entwick-
lung ermöglichen und sie muss finanzierbar sein.  
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Zukunftsfähige Mobilität muss umweltverträglich ge-
staltet werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Unsere Verantwortung gegenüber nachfolgenden 
Generationen und gegenüber der Umwelt verlangt 
nach Verkehrslösungen und technischen Innovatio-
nen, die Ressourcen schonen und Umweltbelastun-
gen mindern.  
 

(Beifall CDU) 
 
Zukunftsfähige Mobilität muss sozialverträgliche Lö-
sungen beinhalten. Sie muss auch für diejenigen Bür-
gerinnen und Bürger erreichbar sein, die z.B. nicht 
über ein eigenes Kraftfahrzeug verfügen können.  
 
Schließlich muss zukunftsfähige Mobilität sicher sein. 
Der prognostizierte Zuwachs von Individual- und ins-
besondere Güterverkehr muss durch intelligente For-
men der Verkehrssteuerung und -überwachung be-
gleitet werden. Bei Kraftfahrzeugen muss der Ein-
bau aktiver und passiver Sicherheitstechnik auf ei-
nen hohen Standard geführt werden.  
 
Wir haben mit dem Landesverkehrsprogramm für 
den Freistaat Thüringen 2007 die Rahmenbedingun-
gen der Entwicklung von Infrastruktur und Angebot 
im Bereich Verkehr für die nächsten Jahre abgesteckt 
und notwendige Maßnahmen für die weitere Siche-
rung einer zukunftsfähigen Mobilität festgelegt. Es 
gilt, diese Maßnahmen auf den verschiedenen Ebe-
nen der in Thüringen vorhandenen Verkehrsströme 
effektiv umzusetzen. Wir brauchen Lösungen und 
Konzepte für die regionalen Verkehrsströme, um 
Thüringen in der Fläche als Standort attraktiv und 
für die Menschen lebenswert zu gestalten. Wir wer-
den die deutsche Einheit auf dem Gebiet des Ver-
kehrsinfrastrukturausbaus vollenden und die Chan-
cen, die sich aus der überregionalen Einbindung in 
die deutschen Verkehrsnetze der Bundesautobahnen 
und Schienenmagistralen ergeben, für Thüringen nut-
zen. Wir müssen die sich im europäischen Kontext 
ergebenden Potenziale aufgreifen und den Freistaat 
im Wirtschaftsraum Mitteldeutschland zu einer Dreh-
scheibe des Güterverkehrs in Europa entwickeln. 
Dies gilt gerade im Hinblick auf die Osterweiterung 
der Europäischen Union und den stetig wachsen-
den Transitverkehr. 
 

(Beifall CDU) 
 
Es ergeben sich viele Gestaltungsfelder, aber auch 
viele Spannungsfelder, die die Politik herausfordern. 
Eine dieser Herausforderungen ist die demographi-
sche Entwicklung. Die alternde und in der Zahl rück-
läufige Thüringer Bevölkerung wird zukünftig ande-
re Mobilitätsansprüche stellen als wir sie heute ken-

nen. Daher kommt die Berücksichtigung der Anfor-
derungen alter und mobilitätseingeschränkter Men-
schen auch anderen Bevölkerungsteilen zugute. Wir 
nehmen diese Herausforderungen an, wir können 
in diesem Prozess dafür sorgen, dass die Wege für 
die Menschen kürzer werden, die Straßen sicherer, 
die Umwelt sauberer. Nachhaltige Mobilität im regio-
nalen Rahmen zu gewährleisten, ist eine Kernauf-
gabe der Landesverkehrspolitik. Gerade angesichts 
der sinkenden Bevölkerungszahl ist es wichtig, die 
Qualität des individuellen und des öffentlichen Nah-
verkehrs zu sichern und weiterzuentwickeln.  
 
Meine Damen und Herren, das Land konzentriert 
sich beim weiteren Ausbau der Straßeninfrastruk-
tur auf den Bau dringender Ortsumgehungen. Un-
ser Ziel ist es, die Anwohner in sehr stark befahre-
nen Ortslagen zu entlasten, Durchgangsverkehr 
dauerhaft zu verringern und damit für bessere Le-
bensbedingungen mit geringeren schädlichen Emis-
sionen zu sorgen. Viel ist hier schon geschehen.  
 
So wurden seit 2004 mehrere Städte durch leistungs-
fähige Anbindungen im Zusammenhang mit den Au-
tobahnen entlastet. Ich nenne beispielhaft Erfurt, Ge-
ra, Leinefelde, Triptis. Ortsumfahrungen erhielten 
unter anderem Saalfeld-Gorndorf, Bad Lobenstein, 
Bad Salzungen. In diesem Jahr werden beispiels-
weise die Ortsumgehungen Schwallungen, Sonders-
hausen, Bad Langensalza und Artern für den Ver-
kehr freigegeben. Auch mit der Ortsumgehung Göß-
nitz sollte noch in diesem Jahr begonnen werden. 
Allerdings steht diesem wie auch anderen Vorha-
ben die Festlegung des Bundes entgegen, dass es 
vor 2009 keine Neubeginne geben soll. Wo Orts-
umgehungen nicht realisierbar sind, werden zur Ent-
lastung der Anwohner Lärmsanierungsmaßnahmen 
durch die Straßenbauverwaltung geprüft. Dabei kön-
nen wir uns wegen des hohen Lärmschutzniveaus 
unserer neuen Autobahnen auf hochbelastete Orts-
durchfahrten konzentrieren. Sanierungsmaßnahmen 
setzen allerdings die Eigenbeteiligung der Betroffe-
nen voraus. Ebenso wird die Netzneuordnung im 
Bundes- und Landesstraßennetz dazu beitragen, die 
Fläche vom Verkehr zu entlasten und Verkehr auf 
den leistungsfähigen Straßen zu bündeln. Dabei wird 
der Umfang des Bundes- und Landesstraßennetzes 
reduziert und das verbleibende Netz leistungsfähig 
ausgebaut.  
 
Eine Möglichkeit, den erheblichen Investitionsbedarf 
bei größeren Projekten auch im Straßenbau abzu-
decken, ist die öffentlich-private Zusammenarbeit. 
Ich bin optimistisch, dass eine langfristige Zusam-
menarbeit zwischen öffentlicher Hand und privater 
Wirtschaft beim Planen, Bauen, Betreiben und Fi-
nanzieren von Infrastrukturprojekten eine gute Zu-
kunft hat. 
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(Beifall CDU) 
 
Ich erwarte, dass die Qualität und Verfügbarkeit 
der betroffenen Straßen nachhaltig verbessert und 
der Verwaltungsaufwand sich erheblich reduzieren 
wird. Ein Privater, der 30 Jahre eine Straße betreiben 
muss, kann es sich nicht leisten, wie bei der Auto-
bahn A 73 im Bereich Eisfeld, nach fünf Jahren im 
Gewährleistungszeitraum kostenfrei die komplette 
Straßendecke zu erneuern. 
 

(Beifall CDU) 
 
Er wird von Beginn an eine Qualität einbauen, so 
dass die Straße 30 Jahre hält. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Im vergangenen Jahr haben wir das erste ÖPP-
Modell für Landesstraßen im Saale-Holzland-Kreis 
auf den Weg gebracht. 
 

(Beifall CDU) 
 
Mit diesem Projekt ist Thüringen in einer Vorreiter-
rolle und wir erwarten, dass aus dem Pilotprojekt 
Aufschlüsse darüber zu gewinnen sind, wie sich die 
Qualität des Straßenzustandes verändert, wenn ein 
privater Dritter Aufgaben des Baulastträgers über-
nimmt. Bei positiven Ergebnissen des Bau- und Er-
haltungsmodells im Saale-Holzland-Kreis besteht die 
Überlegung, zukünftig in jedem Straßenbauamts-
bereich ein vergleichbares Projekt durchzuführen 
und die Länge der übertragenen Strecken auf etwa 
100 km zu erhöhen. Das ist ein erstes Ergebnis, es 
muss eine wirtschaftliche Straßenlänge sein, damit 
man zu guten Ergebnissen kommt. Die 20 km sind 
ganz einfach ein zu geringes Straßennetz. Auch eine 
Ausweitung auf ein Drittel des Landesstraßennet-
zes halte ich nicht für ausgeschlossen. 
 
Herr Lemke, wir können gern darüber reden. Ich emp-
fehle Ihnen, sich auch einmal mit der Doppik der 
Freien und Hansestadt Hamburg zu befassen. Dann 
werden Sie nämlich merken, dass die Einführung von 
Doppik sehr deutlich macht, was wir mit unserer her-
kömmlichen kameralistischen Investition nicht aus-
weisen, nämlich den Vermögensverzehr durch Ver-
mögensentwertung in der Qualität. Das wird ein The-
ma sein, was zukünftige Landtage ganz intensiv be-
fassen wird. Ich bin da sehr zuversichtlich. Wenn 
Doppik zukünftig irgendwann in Thüringen eingeführt 
wird, wird man über diese Thematik anders reden 
als heute.  
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, eine weitere Schwer-
punktaufgabe meines Ministeriums ist der Schienen-

personennahverkehr. Im Zuge der Bahnreform der 
90er-Jahre ist den Ländern die Verantwortung für 
den regionalen Schienenverkehr übertragen worden. 
Diese Aufgabe hat der Freistaat sehr gut gemeis-
tert. In den Verhandlungen zur Neufassung des Re-
gionalisierungsgesetzes Ende letzten Jahres ist es 
gelungen, die Mittel für die Finanzierung des öffent-
lichen Personennahverkehrs bis 2014 festzuschrei-
ben. Damit haben wir eine langfristige Planungssi-
cherheit erreicht. So unerfreulich die Kürzungen des 
Bundes im Bereich der Regionalisierungsmittel den-
noch sind, mit einem Leistungsumfang von 21,8 Mio. 
Fahrplankilometern ist in Thüringen auch zukünftig 
ein dicht vertaktetes Angebot möglich.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich möchte noch mal darauf hinweisen, dass vor der 
Regionalisierung der Schienenpersonennahverkehr 
gerade mal 17 Mio. Fahrplankilometer angeboten hat. 
Das heißt, trotz der Kürzungen sind wir im Jahre 
2008 bei 25 Prozent Mehrleistungen im Schienen-
personennahverkehr als vor dem Regionalisierungs-
gesetz.  
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, die Entwicklung des Ver-
kehrsangebots muss trotzdem immer wieder auf den 
Prüfstand. Dem Ziel ständiger Effizienzsteigerungen 
dient eine ganze Reihe von Maßnahmen wie die 
Entwicklung eines integrierten ÖPNV-Gesamtsys-
tems, die Vernetzung von Bus und Bahn einschließ-
lich flexibler Bedienformen, die weitere Optimierung 
von Angeboten des Schienenpersonennahverkehrs 
in Abhängigkeit der Nachfrageentwicklung, in Einzel-
fällen auch die Verlagerung von Schienenpersonen-
nahverkehrsleistungen auf Regionalbusse. Wir wer-
den auch über die Schließung schwach frequentier-
ter Zugangsstellen nachdenken müssen.  
 
Die weitere Entwicklung des Angebots im Schie-
nenpersonennahverkehr ist Gegenstand des Nah-
verkehrsplans des Landes. Der Nahverkehrsplan 
2008 bis 2012 wird Mitte des Jahres vorliegen. Be-
sonderes Augenmerk legen wir auf die weitere Ver-
knüpfung der unterschiedlichen Verkehrsträger und 
die Verminderung konkurrierender Parallelverkeh-
re auf Straße und Schiene.  
 

(Beifall CDU) 
 
Dabei sind für die Kunden wie auch für das Land als 
Aufgabenträger folgende Aspekte von besonderer 
Bedeutung: die Übersichtlichkeit und Regelmäßig-
keit der Fahrplanangebote, die Verringerung der Rei-
sezeiten, die weitgehende Barrierefreiheit von Zu-
gang und Nutzbarkeit und eine moderate Tarifent-
wicklung. In den zurückliegenden Jahren wurde der 
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gesamte Freistaat in den integralen Taktfahrplan ein-
gebunden. Auf nahezu allen Strecken in Thüringen 
wird ein stündliches Schienenpersonennahverkehrs-
angebot vorgehalten. Die Oberzentren sind direkt mit 
Schienenpersonennahverkehrsangeboten verbun-
den. Auch die Mittelzentren mit Teilfunktionen eines 
Oberzentrums verfügen über direkte Nahverkehrs-
anbindungen an die Oberzentren. Für die Mittelzent-
ren Eisenberg und Schleiz stellen Buslinien Verbin-
dungen zu den Oberzentren her. 
 
Der weitere Ausbau des Schienennetzes sowie das 
Angebot im Schienenpersonenverkehr werden maß-
geblich von der Entwicklung des Wettbewerbs im 
Schienenverkehr beeinflusst. Bereits sieben Eisen-
bahnverkehrsunternehmen erbringen die vom Land 
bestellte Verkehrsleistung im Nahverkehr. Damit sind 
rund 30 Prozent der Leistungen an Wettbewerber 
der DB Regio AG vergeben. Dies ist im bundeswei-
ten Vergleich ein sehr hoher Wert. 
 
Thüringen trägt so den Anforderungen der Euro-
päischen Union nach Öffnung des ÖPNV-Marktes 
für den Wettbewerb Rechnung. Damit verbunden 
sind Verbesserung der Qualität im Nahverkehr so-
wie die Einsparung bei der Finanzierung der Ange-
bote durch das Land. Der geltende Schienenperso-
nennahverkehrsvertrag mit der DB Regio AG läuft 
2011 aus. Noch in dieser Legislaturperiode wird ein 
langfristiges, transparentes und diskriminierungsfreies 
Ausschreibungs- und Vergabekonzept erarbeitet. 
Ziel der Landesregierung ist es, die Verkehrsverträ-
ge mit den einzelnen Leistungserbringern zeitlich zu 
synchronisieren und sinnvoll abgegrenzte Vergabe-
netze zu definieren. In Thüringen wird es weiterhin 
ein bedarfsgerechtes Angebot im Schienenperso-
nennahverkehr auch in der Fläche geben. Das wer-
den wir sicherstellen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Unser Augenmerk gilt weiterhin dem Infrastruktur-
ausbau im Schienenpersonennahverkehr. Dazu ge-
hört der weitere zweigleisige Ausbau der für Thü-
ringen wichtigen Mitte-Deutschland-Verbindung in 
den nächsten Jahren, um zusätzliche Leistungen zu 
bestellen  
 

(Beifall CDU) 
 
und einen qualitätsgerechten Nahverkehr anbieten 
zu können. Die DB Netz AG hat gemeinsam mit dem 
Freistaat die Planungen aufgenommen, um die vom 
Bund bereitgestellten 50 Mio. € effizient und zielge-
richtet für diese Schienenverbindung einzusetzen. 
 
Für die Verkürzung der Reisezeiten haben sowohl 
der Ausbau der Hauptmagistralen als auch der Aus-
bau der Regionalstrecken große Bedeutung. Nach-

dem bereits im Jahre 2000 die für den Regional-
verkehr wichtige Strecke Gotha-Leinefelde für Nei-
getechnikfahrzeuge bis 160 km je Stunde ausge-
baut wurde, wird bis Ende 2008 auch der Strecken-
ausbau Neudietendorf-Oberhof-Würzburg für höhe-
re Geschwindigkeiten und für Neigetechnikfahrzeu-
ge abgeschlossen.  
 
Trotz aller Verbesserungen entspricht der Zustand 
des Regionalnetzes in Thüringen allerdings noch 
nicht auf allen Strecken den Erfordernissen. Der Ab-
bau der Mängelstellen, die Erhöhung der Geschwin-
digkeit und die Beseitigung bestehender Langsam-
fahrstellen sind dringend fortzusetzen. 
 

(Beifall CDU, SPD) 
 
Geeignete Maßnahme, wie beispielsweise die Be-
seitigung von Bahnübergängen, Oberbaumängeln 
und Modernisierung der Sicherungstechnik müssen 
angegangen werden. Hier ist die DB Netz AG in 
der Pflicht. Sie hat zugesichert, die Zahl der Män-
gelstellen in den nächsten Jahren drastisch zu ver-
ringern, wobei das nicht bedeutet, dass die Män-
gelstellen aus dem Verzeichnis der Langsamfahr-
stellen in das Verzeichnis der zulässigen Geschwin-
digkeiten wechseln, sondern dass 
 

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD:  
Das wäre auch schlecht.) 

 
mit Investitionen in die Infrastruktur die Geschwin-
digkeit deutlich erhöht wird und das Verzeichnis der 
zulässigen Geschwindigkeiten allmählich etwas ge-
ringer wird. 
 

(Beifall CDU) 
 
Bei der Fahrzeugbeschaffung im Thüringer Schienen-
personennahverkehr konnten in den vergangenen 
Jahren gute Erfolge erzielt werden. Über 130 Fahr-
zeuge wurden im Wesentlichen in den Jahren 2000 
bis 2005 beschafft und mit Fördermitteln in Höhe 
von rund 115 Mio. € unterstützt. Damit wurde die Vo-
raussetzung für einen attraktiven Fahrzeugeinsatz mit 
entsprechendem Fahrgastkomfort und erforderlicher 
Leistungsfähigkeit geschaffen. Zugang und Nutzbar-
keit des Schienenpersonennahverkehrs für in ihrer 
Mobilität eingeschränkte Fahrgäste wurden deutlich 
verbessert. Für die Laufzeit der bestehenden Ver-
kehrsverträge werden keine neuen Fahrzeuge be-
nötigt. 
 
Meine Damen und Herren, die andere Säule des 
ÖPNV, der Straßenpersonennahverkehr, konnte 
durch die Förderung im Rahmen des ÖPNV-Inves-
titionsprogramms umfassend erneuert und stabili-
siert werden. Für die Thüringer ÖPNV-Infrastruktur 
wurden allein in den Jahren 2004 bis 2007 insge-
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samt 218 Mio. € durch den Freistaat investiert. 
 

(Beifall CDU) 
 
Mit der gezielten Förderung der Modernisierung hat 
der Freistaat die Verkehrsträger fit gemacht für die 
zukünftigen Herausforderungen und dabei ist die Bar-
rierefreiheit zu einem unverzichtbaren Förderkrite-
rium geworden. Hervorzuheben sind außerdem der 
Ausbau und die Erhaltung der Straßenbahnnetze in 
den fünf Thüringer Straßenbahnstädten. Das Land 
wird die für den Straßenpersonenverkehr zuständi-
gen kommunalen Aufgabenträger auch künftig un-
terstützen. Im Rahmen der ÖPNV-Investitionsförde-
rung stehen 2008 insgesamt weitere 44 Mio. € zur 
Verfügung und beim investiven Ausbau des ÖPNV 
gibt es bis 2009 eine Reihe von Förderschwerpunk-
ten. Dazu gehört der Stadtbahnausbau in Erfurt, Je-
na und Gera, der Neu- und Ausbau von Omnibus-
bahnhöfen und Haltestellen, die Förderung der Be-
schaffung neuer Linienomnibusse und Straßenbahn-
wagen, die Fertigstellung der Straßenbahnbetriebs-
hofanlagen in Erfurt, Gotha und Jena-Burgau. Da-
zu gehören aber auch Vorhaben zur Verbesserung 
der Qualität im Regionalnetz des Schienenperso-
nennahverkehrs einschließlich der Zugangsstellen. 
Die Förderschwerpunkte werden sich in den kom-
menden Jahren von den Neubaumaßnahmen bis hin 
zu Erneuerungs- und Erhaltungsinvestitionen ver-
schieben.  
 
Die Verknüpfung der Verkehrsträger ist und bleibt 
uns ein wichtiges Anliegen. Eine Vielzahl von Ver-
knüpfungspunkten wurde errichtet oder erneuert, bei-
spielsweise in Heiligenstadt und in Sonneberg; ge-
plant sind Vorhaben in Eisenach, Heldrungen und 
Zeulenroda. Als Beispiel einer gelungenen Verknüp-
fung von öffentlichem Schienen-, Straßen- und Indi-
vidualverkehr möchte ich auf den Neubau des Ver-
knüpfungspunkts Gera-Hauptbahnhof verweisen. 
Diese Infrastrukturmaßnahme hat maßgeblich da-
zu beigetragen, dass die Bundesgartenschau im letz-
ten Jahr erfolgreich durchgeführt werden konnte. 
 

(Beifall CDU) 
 
Eine ebenso gute Verknüpfung der Verkehrsange-
bote wird Ende 2008 am Bahnhof Erfurt-Hauptbahn-
hof erreicht werden.  
 
Neben der investiven Förderung unterstützt das Land 
die kommunalen Aufgabenträger des Straßenper-
sonennahverkehrs, also die Landkreise, kreisfreien 
Städte und die Stadt Nordhausen bei der Bereitstel-
lung bedarfsgerechter Verkehrsangebote durch jähr-
liche Finanzhilfen sowie gesetzliche Ausgleichsleis-
tungen für den Schüler- und Schwerbehinderten-
verkehr. In den Jahren 2004 bis 2007 standen hierfür 
insgesamt über 250 Mio. € zur Verfügung. Im Haus-

haltsplan 2008/2009 sind hierfür über 55 Mio. € jähr-
lich vorgesehen.  
 
Wir gewährleisten, dass der ÖPNV auch in den kom-
menden Jahren bedarfsgerecht angeboten und wei-
terentwickelt werden kann. Unser besonderes Au-
genmerk liegt dabei auf der Vernetzung und Koope-
ration. Wir wollen, dass Verkehrsplanungen, -netze, 
Fahrpläne, Tarife besser aufeinander abgestimmt 
werden und ein gemeinsames Marketing für den 
ÖPNV durchgeführt wird.  
 
2004 bis 2007 hat das Land 5,2 Mio. € für die Zu-
sammenarbeit von Aufgabenträgern und Verkehrs-
unternehmen im ÖPNV eingesetzt. Ab 2008 stehen 
erneut Fördermittel im ÖPNV-Kooperationsprogramm 
von mehr als 800.000 € bereit, zum Beispiel für die 
Entwicklung eines gemeinsamen Tarifkonzepts im 
Raum Gera-Greiz und für die Durchführung einer 
Untersuchung zur Erweiterung des Verkehrsver-
bunds Mittelthüringen. Hinzu kommt die finanzielle 
Beteiligung des Landes an den Tarifverbünden in 
Mittelthüringen und in Altenburg in Höhe von gut 
1 Mio. €. 
 
Ungeachtet des demographischen Wandels muss der 
öffentliche Personennahverkehr bezahlbar, attraktiv 
und bedarfgerecht sein. 
 

(Beifall CDU) 
 
Er muss noch effizienter und kreativer erbracht wer-
den. Daher fordere ich die Aufgabenträger und Ver-
kehrsunternehmen auf, das Verkehrsangebot stän-
dig zu überprüfen. Dazu gehört die Vermeidung von 
Doppelverkehren ebenso wie flexiblere Angebote. Es 
geht aber auch darum, Infrastrukturen und Verkehrs-
angebote noch stärker zu vernetzen. Das Land wird 
die Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen bei 
dieser Zukunftsaufgabe begleiten und ihnen unter-
stützend zur Seite stehen.  
 
Meine Damen und Herren, das Angebot einer leis-
tungsfähigen Radverkehrsinfrastruktur wird immer 
wichtiger. Gerade auch für den Tourismusstandort 
Thüringen können attraktive Radverkehrsnetze in 
ihrer Bedeutung gar nicht hoch genug geschätzt wer-
den. 
 

(Beifall CDU) 
 
Bereits in der Vergangenheit wurden Rahmenpla-
nungen für den Bau von straßenbegleitenden Rad-
wegen an Bundes- und Landesstraßen sowie für 
das touristische Netz der Radfernwege in Thürin-
gen aufgestellt. Der erreichte Stand und der spür-
bar werdende Handlungsbedarf im Bereich des All-
tags und des touristischen Radverkehrs haben uns 
zu dem Entschluss geführt, für Thüringen ein Rad-
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verkehrskonzept zu erarbeiten. Thüringen befindet 
sich hierbei sozusagen in der Spitzengruppe, denn 
bisher haben nur wenige Länder ein eigenes Rad-
verkehrskonzept erstellt. Die Landesregierung leis-
tet damit auch einen wichtigen Beitrag zur Umset-
zung des Nationalen Radverkehrsplans 2002 bis 
2012. Wichtig ist uns, dass die Landkreise und Kom-
munen dieses Radverkehrskonzept mittragen und 
auch mit umsetzen werden, 
 

(Beifall CDU) 
 
denn nur so können wir die Attraktivität des Rad-
verkehrs in Thüringen dauerhaft verbessern. Ziel 
ist es, den Anteil des Radverkehrs am Gesamtver-
kehr zu steigern, die Verkehrssicherheit zu erhöhen 
und den Radverkehr durch zahlreiche Maßnahmen 
attraktiver zu machen. Die Veröffentlichung des Rad-
verkehrskonzepts wird noch vor der Sommerpause 
erfolgen. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE:  
In diesem Jahr?) 

 
In diesem Jahr. 
 
Meine Damen und Herren, die Lage Thüringens im 
Herzen Deutschlands und Europas ist ein erheb-
licher Standortvorteil.  
 

(Beifall CDU) 
 
Besonders deutlich werden die wirtschaftlichen und 
touristischen Chancen des Freistaats an dem in-
zwischen erreichten Stand der Verknüpfungen mit 
dem Bundesfernstraßennetz. Die Verwirklichung der 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit im Straßenver-
kehrsbereich ist in Thüringen eine Erfolgsgeschichte. 
 

(Beifall CDU) 
 
Mit dem Ausbau der Autobahnen A 4 und A 9, dem 
Neubau der Autobahnen A 71 und A 73 im Süden 
und bis auf wenige Abschnitte der A 38 sind die 
seit 1991 durchgeführten Projekte inzwischen wei-
testgehend abgeschlossen. Der Verkehr kann hier 
gebündelt und zügig durchgeführt werden und das 
Ziel einer umfassenden, nachhaltigen Verkehrsge-
staltung bei allseitiger überregionaler Anbindung ha-
ben wir damit nahezu erreicht. Wo noch gebaut wird, 
sind wir auf gutem Weg. Vor wenigen Tagen konn-
ten wir den offiziellen Baubeginn der Hörselberg-
umfahrung auf der A 4 feiern. Mit dem Spatenstich 
zum Neubau der Hörselbergumfahrung ist im Übri-
gen auch ein Startschuss für ein ÖPP-Projekt des 
Bundes gefallen. Wir sind sehr froh, dass der Bau 
des Jagdbergtunnels im Verlauf der A 4 noch im 
1. Halbjahr 2008 begonnen werden kann. 
 

(Beifall CDU) 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat die gegen den 
Planfeststellungsbeschluss erhobenen Eilanträge im 
März abgewiesen und die Verkehrsfreigabe des letz-
ten Bauabschnitts auf der Autobahn A 73 zwischen 
Eisfeld-Nord und Schleusingen steht voraussichtlich 
im Juli an. Damit wird das Verkehrsprojekt Deutsche 
Einheit Nummer 16 in Thüringen komplett fertigge-
stellt sein. 
 

(Beifall CDU) 
 
Auch auf der A 9 zwischen Triptis und Schleiz geht 
es voran. Hier soll das Ausschreibungsverfahren zu 
einem weiteren ÖPP-Projekt des Bundes noch in 
diesem Jahr beginnen.  
 
Nicht zuletzt stehen die Fertigstellung der A 71 zwi-
schen der Anschlussstelle Heldrungen und der pro-
visorischen Anbindung der B 85 einschließlich des 
Schmücke-Tunnels auf der diesjährigen Agenda.  
 
Während in Thüringen die Verkehrsprojekte Deut-
sche Einheit in den nächsten Jahren fertiggestellt 
sein werden, ist Hessen mit der A 44 zwischen Kas-
sel und Eisenach - sie gehört zum Verkehrsprojekt 
Deutsche Einheit Nummer 15 - davon noch sehr weit 
entfernt.  
 
Meine Damen und Herren, für Thüringen hat dies 
nicht unerhebliche Auswirkungen. Diese werden 
durch die Sperrungen B 7, B 247, B 400, B 254 und 
Landesstraßen für den Schwerverkehr in Hessen 
noch verstärkt. Wer der Meinung ist, dass durch die 
Sperrung der Lkw-Verkehr über das Kirchheimer 
Dreieck geleitet werden kann, der irrt. Der Lkw-
Verkehr sucht sich den kürzesten Weg und belastet 
die Thüringer Straßen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Bis 2005 lag der Schwerverkehrsanteil auf der B 247 
bei ca. 1.000 Lkw am Tag - rund 8 Prozent. Seit der 
Fertigstellung der A 38 liegt der Anteil des Schwer-
verkehrs bei 2.000 Lkw pro Tag und die Prognose 
geht von 3.000 Lkw pro Tag aus. Ein grundlegen-
der Ausbau dieser wichtigen Verbindung zwischen 
A 4 und A 38 ist also dringend geboten. Wir unter-
nehmen alle Anstrengungen, um für die Ortsumge-
hungen Großengottern und Schönstedt das Bau-
recht so schnell wie möglich zu erlangen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir im Zu-
sammenhang mit den Straßenbauvorhaben auch 
ein Wort zur Problematik des Gefahrguttransports 
in Thüringer Tunneln. Die Landesregierung steht seit 
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Beginn des Jahres 2007 in der Pflicht, die neuen 
Aufgaben zu erfüllen, die das internationale Regel-
werk über die Beförderung von gefährlichen Gütern 
auf der Straße, die ADR 2007, gesetzt hat. Bis zum 
31.12.2009 müssen die 43 Mitgliedstaaten des ADR 
für alle Tunnel Kategorien vergeben, die den Trans-
port von gefährlichen Gütern in Tunneln zulassen, 
ausschließen oder teilweise ausschließen. Zu die-
sem Thema hat die Landesregierung am 18. März 
dieses Jahres dem Landtag einen ausführlichen Be-
richt vorgelegt.  
 
Seit Juli 2007 finden unter der Leitung Thüringens 
Bund-Länder-Beratungen zum Thema der Nutzung 
von Tunneln durch Gefahrguttransporte statt. Das 
Ziel ist die Erarbeitung konkreter Vorschläge, nach 
denen bundesweit verfahren werden könnte. In Thü-
ringen arbeitet ein Lenkungskreis mit Vertretern meh-
rerer Fachbereiche daran, die Entscheidung über 
die Zulassung von Gefahrgütern in Tunneln vorzu-
bereiten. Bis Ende 2009 werden durch die zustän-
digen Verkehrsbehörden für alle Autobahntunnel Ein-
zelprüfungen erfolgen, soweit heute dort Beschrän-
kungen angeordnet sind.  
 
Meine Damen und Herren, was für die Autobahnen 
gilt, gilt auch für die Hochleistungsverbindungen im 
Schienenbereich. Thüringen hat durch seine güns-
tige zentrale Lage erhebliche wirtschaftliche und lo-
gistische Chancen. Im Unterschied zu den Bundes-
autobahnen hinkt die transeuropäische Hochge-
schwindigkeitsstrecke auf Thüringer Gebiet jedoch 
noch immer hinterher. Der Baustopp der rot-grünen 
Bundesregierung hat uns Jahre gekostet. Der be-
darfsgerechte Ausbau der Schieneninfrastruktur im 
Fernnetz ist eine notwendige Voraussetzung für 
den Erfolg Thüringens im nationalen und interna-
tionalen Standortwettbewerb. 
 

(Beifall CDU) 
 
Von herausragender Bedeutung ist und bleibt da-
bei die Realisierung des Verkehrsprojekts Deutsche 
Einheit Nummer 8. Seine Fertigstellung hat für uns 
oberste Priorität, um Thüringens zentrale Lage in 
Deutschland strategisch nutzbar machen zu können.  
 

(Beifall CDU) 
 
Die Zusage des Bundesverkehrsministers für eine 
Fertigstellung der Strecken Nürnberg-Erfurt bis 2017 
sowie Leipzig-Halle bis 2015 steht. Sie können si-
cher sein, dass die Landesregierung den notwendi-
gen Druck aufrechterhalten wird, damit die gegebe-
nen Finanzierungszusagen auch eingehalten werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
 

Trotz der erfreulichen Baufortschritte bleiben für die 
Bahn AG noch viele Aufgaben, um die Zusage des 
Bundesverkehrsministers auch Wirklichkeit werden 
zu lassen.  
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an die-
ser Stelle einige kurze Bemerkungen zu den Teil-
privatisierungskonzepten der Deutschen Bahn AG 
machen. Nach dem derzeit diskutierten Holding-Mo-
dell soll nicht mehr die Deutsche Bahn teilprivatisiert 
werden, sondern lediglich die Transport- und Lo-
gistiksparten, die unter dem Dach einer neu zu grün-
denden Zwischenholding zusammengefasst werden 
sollen. Die Infrastrukturgesellschaften DB Netz AG, 
DB Station & Service AG, DB Energie GmbH wür-
den dabei nicht mehr erfasst. 
 
Völlig unklar ist in dieser Frage die Position der SPD 
in Berlin, die nach ihren Parteitagsbeschlüssen zum 
„Volksaktienmodell“ nunmehr zwischen Baum und 
Borke hängt. Unabhängig von der Privatisierungs-
form müssen die Belange der Länder bei den wei-
teren Beratungen berücksichtigt werden. Dies gilt 
erst recht, da die Umsetzung des Holdingmodells 
ohne Beteiligung des Bundesrates erfolgen kann. 
Aus unserer Sicht sind von besonderer Bedeutung 
die Sicherstellung von Bestand und Leistungsfähig-
keit des Netzes in der Fläche, die Vermeidung einer 
stärkeren Belastung der Länderhaushalte, die Ge-
währleistung der erforderlichen verkehrspolitischen 
Einflussnahmemöglichkeiten, der Ausschluss eines 
nachteiligen Einflusses des Kapitalmarktes auf die 
Schieneninfrastruktur und das Verkehrsangebot, die 
erfolgreiche Erprobung und die Vorlage eines aus-
sagefähigen Netzzustandsberichts sowie die Stär-
kung der Regulierungsbehörde.  
 
Meine Damen und Herren, Thüringen liegt geogra-
phisch im Herzen Europas und diese Lage des Frei-
staats sorgt dafür, dass trotz der bekannten demo-
graphischen Entwicklung geringere Verkehrsströ-
me nicht zu erwarten sind. Zwar wird nach einer 
Prognose des Bundesverkehrsministeriums der mo-
torisierte Personenverkehr in Thüringen bis zum 
Jahr 2025 im Vergleich zu 2004 leicht um 4 Pro-
zent zurückgehen, im gleichen Zeitraum steigt je-
doch bundesweit die Güterverkehrsleistung im Fern-
bereich um insgesamt 74 Prozent, auf der Schiene 
um 65 Prozent und auf der Straße sogar um 84 Pro-
zent.  
 
In diesem Zusammenhang spielt der Entwurf des 
Masterplans Güterverkehr, den der Bundesverkehrs-
minister unlängst vorgelegt hat, eine wichtige Rolle. 
Seine wesentlichen Ziele sind die optimale Nutzung 
der Verkehrswege und effiziente Gestaltung des Ver-
kehrs, Verkehrsvermeidung, Verlagerung von mehr 
Verkehr auf die Schiene, der verstärkte Ausbau von 
Verkehrsachsen und Verkehrsknoten sowie die um-
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welt- und klimafreundlichere Gestaltung des Ver-
kehrs. Die Landesregierung unterstützt ausdrücklich 
das Anliegen des Bundes, der wichtigen Wirtschafts-
branche Güterverkehr optimale Bedingungen zu ver-
schaffen und gleichzeitig dessen Auswirkungen auf 
die Umwelt zu minimieren. Ich bedauere sehr, dass 
die Vorstellungen des Bundesverkehrsministers bis-
lang eine seriöse finanzielle Untersetzung vermis-
sen lassen. Wegen der Entwicklung des Güterver-
kehrs kommt der Leistungsfähigkeit der Verkehrs-
adern in Thüringen eine hohe Bedeutung für die 
Bewältigung des Verkehrs zu. Sie müssen so aus-
gebaut sein, dass sie den Transitverkehr ebenso wie 
den überregionalen und regionalen Verkehr bün-
deln können. Das hat man auch in Brüssel erkannt, 
im Rahmen der Beschlüsse zum Ausbau der trans-
europäischen Verkehrsnetze spielen deshalb auch 
die Strecke des Verkehrsprojektes Deutsche Ein-
heit 8.1, 8.2 eine entscheidende Rolle und bisher wur-
de dieses Verkehrsprojekt bereits mit über 66 Mio. € 
unterstützt. Die Landesregierung setzt sich massiv 
dafür ein, die Förderung auch in der Förderperiode 
bis 2013 fortzusetzen. Das ist eine besondere He-
rausforderung, da sich die Kommission entschie-
den hat, den Fokus insbesondere auf die grenz-
überschreitenden Projekte zu legen, dazu gehören wir 
bekanntlich nicht.  
 
Meine Damen und Herren, ich habe darauf hinge-
wiesen, dass Thüringen von der Einbindung in ein 
leistungsfähiges Schienen- und Straßennetz profi-
tiert. Auch der Luftverkehr gehört zu den wichtigen 
wirtschaftlichen Standortfaktoren. Neben dem Aus-
bau des internationalen Verkehrsflughafens Erfurt 
ist ein Netz von acht Verkehrslandeplätzen sowie 
mehreren Sonderlandeplätzen entstanden und der 
Ausbau der Luftverkehrsinfrastruktur kann aus heu-
tiger Sicht als abgeschlossen betrachtet werden. In 
Zukunft wird es darauf ankommen, die vorhande-
nen Infrastrukturen wirtschaftlich zu betreiben. Für die 
Einbindung in den europäischen und weltweiten Luft-
verkehr kommt dem Flughafen Erfurt eine heraus-
gehobene Bedeutung zu. Er ist einerseits gut in das 
intermodale Verkehrsnetz in Thüringen eingebunden 
und gewährleistet andererseits die Anschlüsse an in-
ternationale Luftverkehrsknoten als anerkannter Teil 
des dezentralen Flughafensystems der Bundesre-
publik und ganztägig sowohl für den nationalen und 
internationalen Charterflugverkehr als auch für die 
Luftfracht nutzbar.  
 
Nach meiner Überzeugung sollte am dezentralen 
Flughafensystem im Rahmen des nationalen Flug-
hafenkonzepts der Bundesrepublik festgehalten wer-
den. Leider liegt dieses Konzept noch nicht vor, so 
dass eine Bewertung derzeit nicht möglich ist.  
 
Während die Jahre bis 2004 auch nach der Berei-
nigung der Zahlen durch eine stetige Wachstums-

phase beim Passagieraufkommen am Flughafen Er-
furt gekennzeichnet waren, ist seit dem Jahr 2005 
ein deutlicher Rückgang des Passagieraufkommens 
zu verzeichnen. Dagegen hat sich der Bereich der 
Luftfracht in den letzten Jahren bei einem jährlichen 
Aufkommen von rd. 4.500 t stabilisiert.  
 
Um die Potenziale des Luftverkehrsstandorts Erfurt 
auszuschöpfen, kommt es darauf an, unter der Be-
teiligung der LEG weiteres luftfahrtaffines Gewerbe 
am Flughafen anzusiedeln. Das stärkt den Flugha-
fen als Wirtschaftsstandort, hat aber natürlich auch 
unmittelbare arbeitsmarktpolitische Effekte. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich sage aber auch sehr deutlich, die Flughafen 
Erfurt GmbH muss insbesondere in den Bereichen 
Akquise und Marketing erheblich mehr unternehmen, 
um die derzeitige Entwicklung des Passagierauf-
kommens wieder umzukehren und den Frachtflug-
bereich weiterzuentwickeln.  
 

(Beifall CDU) 
 
Diesem Zweck dient es, ein Konzept zum nachhal-
tigen Betrieb des Flughafens Erfurt zu erarbeiten. 
Es soll auf der Grundlage einer Luftverkehrsprognose 
für den Flughafen Erfurt über einen Betrachtungs-
zeitraum bis 2020 ein umfassendes Bild möglicher 
zukünftiger Entwicklungen aufzeigen und Grundlage 
für die Geschäftspolitik der GmbH der kommenden 
Jahre sein. Sowohl das Ministerium für Bau und 
Verkehr als auch das Thüringer Finanzministerium 
und die Stadt Erfurt sind durch den Aufsichtsrat und 
die fachliche Betreuung in die Erarbeitung eingebun-
den. Nach der Billigung durch die zuständigen Auf-
sichtsgremien der Flughafen Erfurt GmbH kann das 
Konzept dem Landtag vorgestellt werden. Abgese-
hen davon sind aufgrund EU-rechtlicher Sicherheits-
anforderungen demnächst weitere bauliche Maßnah-
men und damit verbundene Investitionen nötig.  
 
Es steht außer Frage, dass der Flughafen Erfurt als 
wichtigste Luftverkehrsinfrastruktureinrichtung Thürin-
gens auch weiterhin von Landesseite die notwendi-
ge Unterstützung erfahren wird. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ebenfalls vom Land gefördert wird die aus Sicher-
heitsgründen erforderliche Verlängerung der Start- 
und Landebahn am Flugplatz in Altenburg-Nobitz so-
wie die Anpassung der Flugbetriebsflächen an die 
internationalen Standards. 
 

(Beifall CDU) 
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Mit der Aufnahme täglicher Fluglinienverbindungen 
in das europäische Ausland durch ein Luftfahrtun-
ternehmen im Low-Cost-Bereich hat sich das Fahr-
gastaufkommen am Flughafen Altenburg-Nobitz seit 
dem Jahr 2003 positiv entwickelt. Im Low-Cost-Be-
reich könnte sich der Flugplatz als Standort in Mit-
teldeutschland etablieren. 
 

(Beifall CDU) 
 
Aber auch hier gilt es, die Ansiedlung von luftfahrt-
affinen Gewerben am Flugplatz voranzutreiben. Ins-
besondere mit der Ansiedlung des Flugmotorenher-
stellers Thielert AG wurde ein wichtiger Schritt in die-
se Richtung vollzogen. Die LEG gibt hier dem Al-
tenburger Land hilfreiche Unterstützung. 
 
Meine Damen und Herren, Mobilität trägt als wich-
tiges Element zu Wachstum und Beschäftigung bei. 
Der massenhafte Straßengüter- und Straßenperso-
nenverkehr ist andererseits aber auch mit den ne-
gativen Folgen von Luftverschmutzung und Lärm-
emissionen verbunden, die zu Umweltbelastungen 
und gesundheitlichen Problemen führen können. Aus-
wirkungen des Verkehrs, wie beispielsweise CO2-
Emissionen, entfalten sich nicht nur lokal begrenzt, 
sondern tragen generell zum Klimawandel bei. Diese 
negativen Umweltfolgen werden durch Staus bzw. 
unkontinuierlichen Verkehrsfluss noch verstärkt. Die 
Landesregierung begrüßt daher ausdrücklich die An-
strengungen der Europäischen Union, Mobilität nach-
haltig zu gestalten und Maßnahmen zur Eindäm-
mung des Klimawandels zu ergreifen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wir behalten dabei aber auch im Blick, dass der Ver-
kehr bei Weitem nicht der stärkste Verursacher klima-
schädlicher CO2-Emissionen ist. Hauptverursacher 
ist und bleibt mit einem Anteil von über 40 Prozent die 
Energiewirtschaft, wie das Umweltbundesamt in sei-
nem jüngsten Bericht „Umweltdaten Deutschland“ 
feststellt. Der Verkehr trägt einen vergleichbaren An-
teil wie Haushalte und Kleinverbraucher bzw. wie 
Industrie und verarbeitendes Gewerbe zu den Emis-
sionen bei.  
 
Der Beitrag des Verkehrs zum Klimaschutz und zur 
Energieeinsparung besteht zum einem in der Fort-
entwicklung integrierter Verkehrskonzepte, welche 
die spezifischen Stärken der einzelnen Verkehrsträ-
ger optimal nutzen und kombinieren und so den Ver-
kehr insgesamt möglichst umweltverträglich gestal-
ten. Zum anderen gilt es, mit technologischen Mit-
teln den Energieverbrauch der einzelnen Verkehrs-
träger zu minimieren, die Energieeffizienz zu erhö-
hen und den jeweiligen Schadstoffausstoß weiter zu 
begrenzen.  
 

Die Reduzierung der CO2-Emissionen durch einen 
verbindlichen Grenzwert, wie von der EU-Kommis-
sion vorgeschlagen, ist ein grundsätzlich möglicher 
Weg. Der Kommissionsvorschlag ist jedoch im Bun-
desrat mit Unterstützung Thüringens kritisiert wor-
den. Wir sind der Auffassung, dass die Reduzierungs-
verpflichtungen wettbewerbsneutral, technisch mach-
bar und klimaeffizient ausgestaltet werden sollten. 
Sie sollten nicht dazu führen, die nationalen Auto-
mobilindustrien gegeneinander auszuspielen. 
 
Ein weiterer Schwerpunkt der europäischen Politik ist 
unter anderem die weitere Verbesserung der Wohn-
qualität. Lärm- und Schadstoffbelastungen der An-
wohner sollen umfassend erfasst und durch entspre-
chende Aktionspläne reduziert werden. Hier verweise 
ich auf die europäische Umgebungslärmrichtlinie, 
die insbesondere Städte und Gemeinden als zustän-
dige Behörden dazu verpflichtet, in terminlich und 
fachlich differenzierten Stufen Lärmkarten auszuar-
beiten und Lärmaktionspläne aufzustellen. Zur Ver-
meidung der Konzentration gefährlicher Luftschad-
stoffe schreibt die europäische Luftqualitätsrahmen-
richtlinie sehr ehrgeizige Grenzwerte vor, unter an-
derem für Feinstaub. Die Richtlinie wurde zwischen-
zeitlich in nationales Recht umgesetzt. Diese Grenz-
werte gelten somit als bundesrechtliche Regelung 
für Thüringen direkt. In Thüringen sind die vorran-
gig betroffenen Städte erfasst worden, so dass be-
reits durch das Thüringer Landesverwaltungsamt 
Luftreinhalte- und Aktionspläne erstellt werden konn-
ten. Fahrverbotszonen sind nach gegenwärtigem 
Stand weder ausgewiesen noch konkret geplant. 
 
Die beschriebenen Maßnahmen werden flankiert 
durch die Entwicklung und den Einsatz von Kraft-
stoffen aus nachwachsenden Rohstoffen. Hier will 
die Europäische Union bis 2020 für Biokraftstoffe 
einen verbindlichen Marktanteil im Verkehrssektor 
von 10 Prozent festlegen. Spät hat der Bundesum-
weltminister erkannt, dass es nicht akzeptabel wä-
re, eine unbekannte hohe Anzahl von Autofahrern 
zu einem Umstieg auf das teurere Super-Plus-Benzin 
zu zwingen. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir erin-
nern uns noch sehr genau an die Zeiten, in denen 
im Süden und Westen Thüringens die Welt zu En-
de war. Reparaturbedürftige Schienen und Straßen 
gehörten zwangsläufig dazu. Wir dürfen heute mit 
berechtigtem Stolz attestieren, dass diese Zeiten 
der Vergangenheit angehören und Thüringen über 
eine moderne, funktionierende Infrastruktur verfügt. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wir haben die modernsten Autobahnen und bauen 
an einer Hochgeschwindigkeitsstrecke durch Thü-
ringen, die in absehbarer Zeit Nord- und Südeuro-
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pa verbinden wird. Der Freistaat in der Mitte der 
Bundesrepublik und des Kontinents ist ganz auto-
matisch ein Transitland und hat somit vielfältige Mög-
lichkeiten, eine Drehscheibenfunktion zu überneh-
men. Diese Chance wollen wir nutzen. In unserer 
modernen, global agierenden Gesellschaft kennt Mo-
bilität keine Grenzen. Geoinformation und Verkehrs-
infrastruktur sind zentrale Voraussetzungen, diese 
Mobilität zu ermöglichen und zielgerichtet zu ge-
stalten. Die Qualität dieser Vorhaben entscheidet 
dabei maßgeblich über die Qualität des Lebens am 
Wirtschaftsstandort und im Kulturland Thüringen. 
Wir verfügen über ausgezeichnete Voraussetzungen 
dafür, dass Thüringen durch eine leistungsfähige Ver-
kehrsinfrastruktur nachhaltig zukunftsfähig gestal-
tet wird. Die Landesregierung und insbesondere das 
Infrastrukturministerium werden diese Gestaltungs-
aufgaben auch in den kommenden Jahren mit der 
notwendigen Entschlossenheit voranbringen. Vie-
len Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich eröffne die Aussprache zur Regierungserklärung 
und erteile das Wort dem Abgeordneten Lemke, 
Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr 
Minister Trautvetter, die Ankündigung, dass Sie ei-
ne Regierungserklärung geben müssen, hat bei mir 
so etwas wie Mitleid ausgelöst. Ich habe gedacht, 
was soll der arme Kerl denn da eigentlich reden. 
 

(Unruhe CDU) 
 
Erst zimmert man ihm ein Ministerium, für das er 
nicht der geeignete Minister ist - dieses Los teilen 
Sie aber mit einigen Ihrer Kollegen -, dann verlangt 
man ernsthaft von Ihnen, einen Tätigkeitsnachweis 
zu liefern, der auch noch zukunftsorientiert sein soll. 
Werden hier etwa Weichen gestellt, um dieses Haus 
neu zu besetzen oder es ganz einzusparen? 
 

(Unruhe CDU) 
 
Viel Positives konnte man nicht erwarten. 
 

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Flegel.) 
 
Bei allen Prestigeprojekten gibt es massive Prob-
leme, etwa die neuen modernen Autobahnen mit ih-
ren hochmodernen Bauwerken, die Tunnel sind nicht 
für Gefahrguttransporte tauglich und an anderen Stel-
len fegt es die Lkw bei Wind von der Straße - tolle 
moderne Bauten. 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Oder die ICE-Trasse - die Fertigstellung verschiebt 
sich immer weiter, ein Ende ist nicht in Sicht. Oder 
der Flughafen Erfurt - skandalgebeutelt und dra-
matische Einbrüche bei den Passagierzahlen. Fast 
alles im Bereich Verkehr in Thüringen passiert aus 
Bundesmitteln und wird damit finanziert. Thüringen 
setzt keine eigenen Akzente. Was also will er uns 
eigentlich sagen? Er wusste es wohl auch nicht so 
genau, denn erst mal versuchte er, uns mit Geoinfor-
mationsdaten und ein bisschen Katasterverwaltung 
einzulullen, um dann ganz hilflos zu versuchen, seine 
verfehlte Politik mit seinen kleinen Erfolgen als zu-
kunftsfähig und nachhaltig zu verkaufen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Lieber Herr Minister Trautvetter, ich hoffe für Sie ganz 
persönlich, dass Sie bald davon befreit sein mö-
gen, Verkehrspolitik für Thüringen machen zu müs-
sen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Nun zu den Details: Bei der automatisierten Liegen-
schaftskarte sollen Geobasisdaten bis 2009 flächen-
deckend eingetragen werden. Diese Geobasisda-
ten der Kataster- und Vermessungsverwaltung stel-
len die Grundlage für fast alle Geoinformationen und 
die daraus resultierenden Anwendungen dar. Rich-
tig ist festgestellt worden, dass es dabei eine gro-
ße Anzahl weiterer Anwendungsbereiche gibt. Auch 
wir sind uns der Bedeutung der Geoinformationen 
und Geobasisdaten bewusst. Wenn die Landesre-
gierung feststellt, dass sie entsprechend gehandelt 
hat, so ist dies technisch richtig. Die Ausführung er-
folgt aber teils offen, teils versteckt auf dem Rü-
cken der Beschäftigten und der Steuerzahler. Mei-
ne Fraktion hätte sich an dieser Stelle, Herr Minis-
ter, auch einige Ausführungen zu dem nur am Rande 
erwähnten Gesetz zur Neuorganisation des Katas-
ter- und Vermessungswesens vom 22. März 2005 
gewünscht. Ist dies doch die Grundlage für die Schaf-
fung des einheitlichen Landesamts für Vermessung 
und Geoinformation. Deswegen einige Ausführun-
gen zur Unterbringung der Katasterbereiche in lan-
deseigenen Liegenschaften.  
 
Die zum Jahr 2007 angestrebte Unterbringung an 
acht Standorten ist nach dem durch die Mehrheits-
fraktion beschlossenen Landeshaushalt auch im 
Jahr 2009 noch nicht erreicht. Dazu die Zahlen aus 
dem Haushalt: 2007 - 14 landeseigene Liegenschaf-
ten plus 22 angemietete bzw. gepachtete; 2008 - 
10 landeseigene Liegenschaften, 17 angemietete 
bzw. gepachtete; 2009 - 7 landeseigene Liegens-
chaften plus 11 angemietete bzw. gepachtete. Um 
dies in Euro für alle Anwesenden auszudrücken: Das 
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Landesamt für Vermessung und Geoinformation hat-
te im Jahr 2006 einen Zuschussbedarf von 35,9 Mio. 
€, 2007 von 35 Mio. €. Im Landeshaushalt stehen 
für das Jahr 2008 40,7 Mio. € und für 2009 40,8 Mio. 
€ zu Buche. In den Schlussfolgerungen aus dem 
Jahr 2006 teilte dazu die Landesregierung in einem 
Erfahrungsbericht zur Anwendung des Thüringer 
Gesetzes zur Neuorganisation des Kataster- und 
Vermessungswesens mit: „Insgesamt ist festzustel-
len, dass durch das Neuorganisationsgesetz ein ers-
ter wesentlicher Schritt zu einer zukunftsorientier-
ten Neuausrichtung der Kataster- und Vermessungs-
verwaltung erfolgt ist.“ An dieser Stelle kann man 
maximal von einem Schrittchen sprechen. Keines 
der angestrebten Ziele ist erreicht worden. Unsere 
Einschätzung, dass der Kostenanstieg bis 2009 er-
heblich sein wird, hat sich mehr als bestätigt. Die 
nicht eingetretenen Sparerwartungen der Landesre-
gierung, die unter anderem auf den Einsparungen 
bei den Personalkosten fußten, sind eine weitere 
Fehleinschätzung. Eine sozialverträgliche Entlassung 
der Beschäftigten gibt es nicht. Auch dazu einige Zah-
len: Hatten wir 2006 967 Beschäftigte, so haben wir 
2007 962, 2008 946 und 2009 sollen es auch 946 
sein. Wo ist bitte da die Einsparung?  
 
Abschließend ist zu diesem Punkt festzustellen: Es 
zeigt sich, dass die Verabschiedung von Gesetzen 
losgelöst aus der Gesamtsituation des Landes nicht 
von umfassendem Erfolg gekrönt ist. Nur die Ein-
bettung in eine umfassende Funktional-, Verwal-
tungs- und Gebietsreform schafft dazu notwendige 
Voraussetzungen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, auf 60 Seiten verteilt er-
teilt der Minister Auskunft über Erfolge seiner Ver-
kehrspolitik und verbreitet den Eindruck, wenn man 
diesen Kurs beibehält, wäre das nachhaltig und zu-
kunftssicher. Mängel und Fehler der Vergangenheit 
werden nicht analysiert, sie werden noch nicht ein-
mal erkannt. Die Nennung der Fehlleistungen wäre 
deutlich länger als die nun vorgelegte Erfolgsstory. 
Um es klar zu sagen: Es gab durchaus auch Erfol-
ge und die Infrastruktur des Landes hat sich punk-
tuell und projektbezogen schon stark verbessert. Lei-
der geht diese Regierungserklärung wie auch die 
bisherige Verkehrspolitik von einer völlig falschen 
Grundannahme aus. Mobilität und Verkehr werden 
nicht getrennt, sondern Mobilität wird mit freier Fahrt 
gleichgesetzt; genau das ist falsch und deshalb ist 
Ihre Verkehrspolitik falsch. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Mobilität ist Bewegung, Verkehr ist Umsetzung in 
Bewegung. Ziel einer nachhaltigen Verkehrspolitik 
muss deshalb bedürfnisgerechte Mobilität für alle 

mit weniger Verkehr sein. Wenn wir von Nachhal-
tigkeit im Verkehr reden, dann meinen wir, die Mo-
bilitätsbedürfnisse aller Menschen heute zu decken, 
aber mit weniger Risiken, Abgasen, Flächen, Lärm, 
Ungerechtigkeiten und weniger CO2. Nimmt man die-
se Komponenten als Maßstab für eine nachhaltige 
Verkehrspolitik, dann kommt man sehr schnell zu 
dem Ergebnis: Die Politik dieser Landesregierung 
ist alles andere, nur nicht nachhaltig. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich werde Ihnen dies in der nachfolgenden Bewer-
tung Ihrer Erklärung nachweisen.  
 
Mit dem Landesverkehrsprogramm 2007 wollen Sie 
die Rahmenbedingungen abgesteckt haben für die 
Entwicklung von Infrastruktur und Angeboten im Be-
reich Verkehr. Ein Programm, das überwiegend aus 
Situationsbeschreibungen besteht, ist das Papier 
nicht wert, auf dem es geschrieben steht. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dieses Papier soll den Rahmen abstecken für die 
Verkehrspolitik des Landes? Leider trifft das zu, denn 
diese Landesregierung hat uns in der Tat ein Pa-
pier vorgelegt, in dem nur eins deutlich wird: Ver-
kehrspolitik in Thüringen heißt „Beton“. Es wird weiter 
vorrangig in den Bau von Straßen investiert, der mo-
torisierte Individualverkehr wird gestärkt und noch 
mehr gewerblicher Güterverkehr wird auf die Stra-
ßen verlagert. Von Verkehrsvermeidung oder Ver-
kehrsverlagerung keine Rede, keine Antworten auf 
Probleme wie Feinstaub und CO2-Ausstoß; Umwelt- 
und Klimaschutz finden nicht statt. Um den ausufern-
den Individualverkehr zurückzudrängen, müssen ent-
sprechende alternative Angebote unterbreitet wer-
den. Diese fehlen jedoch. Der Modal Split, der jetzt 
schon den Individualverkehr deutlich vorn sieht, wird 
sich noch weiter zu dessen Gunsten verändern und 
damit wird die Zerstörung von Natur und Umwelt 
nicht nur fortgesetzt, sie wird forciert. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zum Straßenbau: Sie wollen sich auf den Bau von 
Ortsumgehungen konzentrieren. Ortsumgehungen 
können sehr viel zur Verbesserung der Lebensqua-
lität der entlasteten Bewohner beitragen - das ist 
richtig. Mit dem Bau der Ortsumgehungen sollten je-
doch gleichzeitig Rückbaumaßnahmen an den bis-
herigen Straßen erfolgen mit dem Ziel, verkehrsbe-
ruhigend zu wirken. Nur dann ist auch garantiert, dass 
der erwünschte Effekt erreicht wird. Bleibt nach der 
Fertigstellung der Ortsumgehung alles, wie es ist, 
wird mehr Verkehr erzeugt und der gewünschte Ef-
fekt wird verfehlt.  
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Ihre Lobpreisung, Herr Minister, über das ÖPP-Modell 
im Saale-Holzland-Kreis entbehrt jeglicher Grundla-
ge. Dieses Projekt wird teurer als geplant, und des-
halb lassen sich überhaupt keine Rückschlüsse auf 
zukünftige Projekte schließen. Diese Form bleibt hoch 
risikobelastet. 
 
Zum Schienen- und Straßenpersonennahverkehr: 
Sie sagen, es ist ein Schwerpunkt Ihres Hauses. Sie 
attestieren sich selbst eine gute Arbeit. Die Wirk-
lichkeit sieht allerdings etwas anders aus und zeugt 
von weniger guter Arbeit. Streckenabbestellung, Ser-
viceabbau, Schließung von Bahnhöfen etc. beglei-
ten Ihren Weg. Die Anzahl der Langsamfahrstellen 
ist ständig deutlich über 100. Andere sind längst fahr-
planwirksam geworden, so dass sie aus der Statis-
tik herausgefallen sind. Das sind die Ergebnisse Ihrer 
Politik. Die Verknüpfung der Verkehrsträger ist un-
terentwickelt. Die Vertaktung der unterschiedlichen 
Verkehrsträger funktioniert nur punktuell. Die Tarif-
entwicklung führt dazu, dass Kunden verprellt wer-
den. Gut gemeinte Verbünde - dazu kommen wir 
heute noch - leiden unter handwerklichem Pfusch. 
Bahn und Bus werden gegeneinander ausgespielt, 
statt sie als Einheit intelligent miteinander zu ver-
knüpfen. Die Stärkung des ÖPNV auf Straße und 
Schiene wäre eine richtige und wichtige Zielbeschrei-
bung, doch ein klares Bekenntnis dazu fehlt, statt-
dessen halten Sie am bedarfsgerechten ÖPNV fest. 
Sie zementieren die Entwicklung, die da heißt, im-
mer weniger Busverkehr auf dem Land. Linienver-
kehr findet hier seit Jahren fast nur noch im Rah-
men des Schülerverkehrs statt. In Schwachlastzei-
ten und an Wochenenden sind schon jetzt viele Orte 
vom ÖPNV abgehängt. Ein Umdenken in Richtung 
angebotsorientierter ÖPNV, der durch sein Preis-
system einen Anreiz zum Umsteigen vom motori-
sierten Individualverkehr bietet - Fehlanzeige. Die 
weitere Verbesserung von Taktzeiten, die Beseiti-
gung von Langsamfahrstellen, die kostenlose Fahr-
radmitnahme, der weitere Ausbau von Knoten- und 
Verknüpfungspunkten, das wären Maßnahmen, Herr 
Minister, die zu einer Erhöhung der Akzeptanz des 
ÖPNV führen würden.  
 
Ein großes Manko Ihrer Politik im ÖPNV ist der man-
gelnde Wille, den gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. 
ÖPNV ist eine Aufgabe der Daseinsvorsorge. Thü-
ringen verabschiedet sich Jahr für Jahr mehr davon, 
dieser Aufgabe gerecht zu werden. Das Land hat 
sich aus der finanziellen Ausgestaltung seit Jahren 
immer mehr zurückgezogen. Der ÖPNV ist deshalb 
unterfinanziert und das führt zu Fehlentwicklungen. 
Der ÖPNV wird fast ausschließlich aus Bundesmit-
teln finanziert. Für die Schiene ist das ja noch legi-
tim, für die Straße nicht.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 

Auch das ist ein Fakt und Ausdruck Ihrer Politik.  
 
Meine Damen und Herren, zum Radverkehr: Der 
Fahrradverkehr nimmt zu. Leider hält das Tempo 
beim Bau von Radwegen nicht mit der Zunahme mit. 
Wichtig ist neben dem touristischen Radwegebau 
auch der Bau von straßenbegleitenden Radwegen 
an Bundesstraßen und anderen Straßen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Bemerkenswert an dieser Stelle ist, dass im Minis-
terium jetzt, heute oder vor zwei Wochen oder wann 
die Erkenntnis gereift ist, ein Konzept erstellen zu 
müssen, um gezielt auf die Entwicklung reagieren zu 
können. Schönen guten Morgen, kann man da nur 
sagen, lange genug geschlafen.  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Da legen wir es vor.) 

 
Dem Konzept ist zu wünschen, dass es nicht so lan-
ge braucht wie das Konzept des Flughafens Erfurt, 
welches schon vor mehr als einem Jahr in diesem 
Haus vorgelegt werden sollte.  
 
Überregionale Verkehrsanbindung: Sie setzen auf 
überregionale Straßenprojekte und vernachlässigen 
seit Jahren das nachrangige Netz. Sie bauen mo-
dernste Autobahnen mit modernen Brücken und Tun-
neln und schaffen es nicht, dass nachrangige Stra-
ßennetz von Gefahrguttransporten zu entlasten.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Sie schaffen Anreize für den motorisierten Indivi-
dualverkehr durch neue Autobahnen, sind jedoch 
nicht imstande, sich daraus ergebende Probleme 
wie vermehrten Pendlerverkehr vor allem als ruhen-
den Verkehr an Auf- und Abfahrten zu lösen. Sie 
sind für eine nutzerfinanzierte Refinanzierung von 
Autobahnen, halten aber gleichzeitig am überholten 
System der Finanzierung des kommunalen Straßen-
ausbaus über Straßenausbaubeiträge fest.  
 
Zu Schienenprojekten: Sie setzen auf die ICE-Stre-
cke, das nachgeordnete Netz wird jedoch nur sehr 
langsam oder gar nicht ausgebaut. Das Prestige-
objekt ICE-Trasse von München nach Berlin über 
Erfurt hat für Thüringen nicht die verkehrspolitische 
Bedeutung, die Sie ihr ständig beimessen. Ein Halt 
in Thüringen, ansonsten nur auf der Durchfahrt - Sie 
haben es ja gesagt, wir sind Transitland -, schnell 
durch Thüringen hindurch, kann ja irgendwie ganz 
toll sein, bringt nur für Thüringen nicht so viel. Das 
nachrangige Netz und dessen Zustand haben eine 
größere Bedeutung und werden von Ihnen jedoch 
mehr als stiefmütterlich behandelt. Ein Umdenken 
wäre dringend erforderlich, denn ein Hochgeschwin-
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digkeitsprodukt wie der ICE lebt von seinen Zubrin-
gern und die kommen nun mal über die regionalen 
Netze.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zur Teilprivatisierung der Bahn: Ich weiß zwar nicht, 
was das gerade hier in Ihrer Regierungserklärung 
mit der Politik in Thüringen zu tun hat, aber ich wer-
de Ihnen trotzdem ein paar Sätze dazu sagen. Ei-
ne Privatisierung der Bahn in Gänze oder in Teilen 
ist abzulehnen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Man sollte auch nicht darüber nachdenken, bestimm-
te Teile herauszulösen. Die Vorteile bei jeglicher Form 
von Privatisierung liegen lediglich bei den Anlegern. 
Die Bahn sollte in Gänze in öffentlicher Hand blei-
ben. Nur so ist die Einflussnahme im Sinne der Kun-
den zu sichern.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zum Güterverkehr: Die Prognosen für den Güterver-
kehr sagen immense Steigerungsraten voraus. Im 
Entwurf des Masterplans Güterverkehr ist die Rede 
davon, den Verkehr von der Straße auf die Schie-
ne zu verlagern. Wie schön und wie richtig, ein ökolo-
gisch sehr zu begrüßender Ansatz, leider konter-
kariert diese Landesregierung dieses Ziel. Die Zu-
lassung von Longlinern verfolgt völlig gegensätzliche 
Ziele und muss deshalb sofort rückgängig gemacht 
werden. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zum Luftverkehr: Für den Flughafen Erfurt sollte end-
lich das längst fällige Konzept auf den Tisch dieses 
Hauses. Es ist eine Unfähigkeitserklärung des Ver-
kehrsministeriums, aber auch des Finanzministe-
riums als Gesellschafter, dass dieses Konzept im-
mer noch nicht fertiggestellt ist. Vor mehr als einem 
Jahr sollte es dem Landtag vorgelegt werden. Die 
Entwicklung für den Flughafen Erfurt muss sich auf 
die Geschäftsfelder Luftfracht und Charter konzentrie-
ren. Linienverbindungen dürfen für einige wenige Ma-
nager nicht weiter subventioniert werden. Die Lan-
desregierung sollte endlich zur Kenntnis nehmen, 
dass dafür kein Bedarf bei den Thüringerinnen und 
Thüringern vorhanden ist. Den Flugplatz Altenburg-
Nobitz auf das technisch notwendige Maß auszu-
bauen, ist sinnvoll. Eine eindeutige Identifikation zu 
dem Low-Cost-Flugplatz wäre für dessen weitere Ent-
wicklung sehr förderlich. Zu begrüßen ist, nachdem 
Sie, Herr Minister, und Ihr Haus alles versucht haben, 
die Entwicklung in Altenburg zu torpedieren, dass 
Sie die Möglichkeiten und Chancen des Flugplatzes 
für die Region und für Thüringen erkannt haben.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Mi-
nister erinnert sich an Zeiten, in denen im Süden 
und Westen Thüringens die Welt zu Ende war und 
reparaturbedürftige Schienen und Straßen zwangs-
läufig dazu gehörten. Er sagt dann: „Wir dürfen heute 
mit berechtigtem Stolz attestieren, dass diese Zei-
ten der Vergangenheit angehören und Thüringen 
über eine moderne funktionierende Infrastruktur ver-
fügt“. Ja, Herr Minister, die Welt ist nicht mehr im 
Westen und Süden zu Ende, aber reparaturbedürf-
tige Schienen und Straßen gehören leider dank Ih-
rer Politik weiter zwangsläufig dazu. Ihren Stolz auf 
die modernsten Autobahnen teilen alle diejenigen 
nicht, denen Sie weiterhin Gefahrguttransporte durch 
ihre Ortschaften, vorbei an Kindergärten und Schu-
len zumuten. Diese Regierungserklärung, Herr Mi-
nister, war überflüssig wie ein Kropf, ein untaug-
licher Versuch, verfehlte und falsche Politik schön-
zureden und um glauben zu machen, wenn wir die-
sen Weg weitergehen, sind wir in der Lage, die Prob-
leme der Zukunft zu meistern. Mit dieser Regierungs-
erklärung hat diese Landesregierung und dieser Mi-
nister die Kapitulation vor den Herausforderungen der 
Zukunft auf Papieren verewigt und der Wähler sollte 
Sie endlich von der Last befreien, dieses Land füh-
ren zu wollen. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordnete Doht, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch 
die SPD-Fraktion misst der Infrastruktur eine heraus-
ragende Bedeutung bei; dies ist ohne Frage. Dass 
der Minister aber das gleich an den Anfang für die 
Begründung seines Ministeriums stellt, ist schon 
bemerkenswert. Wenn Sie auf die Bündelungsfunk-
tion des Ministeriums hinweisen, die ist nun leider 
unvollendet, denn wenn es um Infrastruktur geht, 
dann hätten Sie auch die Dorferneuerung in Ihr Minis-
terium bekommen müssen. Hier gibt es eindeutig 
Verknüpfungspunkte zur Städtebauförderung, gerade 
im ländlichen Raum. Übrigens zum Thema „Stadt-
umbau, Städtebauförderung“ - auch das hat mit Ver-
kehr zu tun - haben Sie heute gar nichts gesagt. 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Das kommt im Herbst.) 

 
Letztendlich geht es auch um die touristische Inf-
rastruktur, denn gerade bei Radwegen, beim ruhen-
den Verkehr, bei Parkplätzen gibt es durchaus hier 
Anknüpfungspunkte und es gäbe noch eine ganze 
Menge von Synergieeffekten, wenn man diese Ver-
knüpfung auch beherzigen würde. 
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(Beifall SPD) 
 
Mobilität ist eine entscheidende Grundlage für 
Wachstum und Beschäftigung und damit sicherlich 
ein entscheidender Standortfaktor. Die Vorausset-
zungen dafür sind leistungsfähige integrierte Ver-
kehrswege. Die Verkehrsprognose des Bundesver-
kehrswegeplans 2003 weist in den Jahren 1997 bis 
2015 massive Steigerungen der Verkehrsleistungen 
im Güterverkehr aus, nämlich um 64 Prozent, und 
auch im Personenverkehr werden Steigerungsraten 
um 20 Prozent ausgewiesen. Diese Entwicklung wird 
bis 2050 anhalten, es wird zu einer Verdoppelung 
der Güterverkehrsleistungen von 600 Mrd. Tonnen-
kilometer auf 1.200 Mrd. Tonnenkilometer kommen. 
Auch der Personenverkehr wird weiter zunehmen. 
Die prognostizierte Bevölkerungsabnahme wird nicht 
zu einer Verringerung des Pkw-Bestands führen.  
 
Thüringen mit seiner Lage im Herzen Deutschlands 
und in der Mitte Europas ist von dieser Verkehrszu-
nahme besonders betroffen. Das heißt, eine leis-
tungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist für uns unver-
zichtbar. Hier wurde nach der Wende viel erreicht. 
Wer anderes behauptet, der lügt. Aber wenn man 
sich das Mittelstandsbarometer 2008 von Ernst & 
Young ansieht, dann ist Thüringen bei der Verkehrs-
infrastruktur auf einem absteigenden Ast. Hier wur-
den Unternehmen von 30 bis 2.000 Mitarbeitern un-
ter anderem nach ihrer Zufriedenheit mit der Infra-
struktur befragt; Thüringen rangiert an vorletzter Stel-
le, nach uns kommt gerade mal noch Schleswig-
Holstein. 2007 lag noch Brandenburg hinter uns, die 
sind inzwischen fünf Plätze nach vorn gerückt. Das 
heißt, die Landesregierung darf sich nicht auf dem 
Erreichten ausruhen, sondern sie sollte auch die 
Defizite und Versäumnisse der Vergangenheit ge-
nau analysieren. Das vermisse ich leider in dieser 
Erklärung. Dazu aber noch im Detail. 
 

(Beifall SPD) 
 
Bezüglich der Bedeutung der Geoinformation be-
finden wir uns hier nicht im Widerspruch. Eine ak-
tuelle Datenbasis zum Kataster- und Liegenschafts-
wesen ist Voraussetzung für Investitionen nicht nur 
in die Infrastruktur, sondern vor allem auch in Ar-
beitsplätze. Ob allerdings die Gründung des Thü-
ringer Landesamtes für Vermessung und Geoinfor-
mation 2005 der einzige und richtige Weg dazu war, 
das haben wir damals schon bezweifelt. Nach un-
serer Auffassung wären starke Katasterämter in den 
Oberzentren und Mittelzentren mit Teilfunktion ei-
nes Oberzentrums und die Bündelungsfunktion im 
Ministerium der richtige Weg gewesen. Dann hät-
ten wir zum einen die Vorgaben des LEP berück-
sichtigt und wir hätten auch eine wesentlich gerin-
ge Belastung für den Landeshaushalt.  
 

Zweifel gibt es auch bei der anvisierten Fertigstel-
lung der ALK. Inzwischen sind gerade mal 60,8 Pro-
zent der Grundstücke eingemessen und die Landes-
regierung hat es bislang versäumt, die Grundstücks-
eigentümer auf ihre Pflicht zur Gebäudeeinmessung 
hinzuweisen. Dies geschah meist nur bei den Neu-
bauten, und zwar hier durch die Banken und Kre-
ditinstitute, die dies veranlasst haben. Jetzt soll dieses 
Versäumnis mit einer Befliegung nachgeholt werden 
mit den Nachteilen, dass daraus zusätzliche Kos-
ten für den Landeshaushalt entstehen. Die Genauig-
keit der Daten ist geringer als bei der herkömmlichen 
Vermessung und fraglich ist auch die Verwertbar-
keit der Daten. Bei Grundstücksgeschäften muss 
dann doch der Grundstückseigentümer letztendlich 
noch einmal eine konventionelle Vermessung durch-
führen lassen. 
 
Für 2009 haben Sie ein Gesetz zur Zusammenfas-
sung der Rechtsgrundlagen und zur Neuausrichtung 
des Vermessungs- und Geoinformationswesens an-
gekündigt. Ich erspare mir hier jegliche Aussage zu 
den Inhalten, da mir das Gesetz bislang nicht vor-
liegt.  
 
Aber gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang 
noch einige Bemerkungen zum Datenschutz. Das 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation hat-
te 2006 zu einem Tag der offenen Tür geladen und 
dort gab es unter anderem mehrere Fachvorträge. 
Es war eine hochinteressante Veranstaltung. Eines 
hat mich allerdings schockiert, das war der Fach-
vortrag eines privaten Unternehmens, das auf die 
Daten des Landesamts zurückgreift, nach eigener 
Aussage auch mit der Zusammenarbeit sehr zu-
frieden war und dann - und jetzt kommt das ei-
gentlich Schockierende - bei einem Immobilienver-
kauf genaue Aussagen zum Wohnumfeld machen 
kann. Das geht bis hin zur sozialen Stellung und fi-
nanziellen Situation der Nachbarn - und das auf ei-
ner Veranstaltung des Landesamts. Diese Aussa-
gen halte ich für sehr bedenklich 
 

(Beifall SPD) 
 
und ich hätte mir auch gewünscht, dass es hier Wi-
derspruch seitens des Landesamts oder aus dem 
Ministerium gegeben hätte. Deswegen unsere For-
derung: Mit diesem neuen Gesetz brauchen wir klare 
Regelungen zum Datenschutz und zum Umgang mit 
persönlichen Daten.  
 

(Beifall SPD) 
 
Allerdings, Herr Minister, wenn ich an Ihre Aktion 
Rennsteigtunnel und die Überwachung zurückden-
ke, habe ich auch da meine Zweifel. Aber ich wie-
derhole noch einmal die Forderung: Es kann letzt-
endlich nicht sein, dass wir mit dem Landesamt für 
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Vermessung und Geoinformationen dazu beitragen, 
dass persönliche Daten künftig auf dem Markt ge-
handelt werden.  
 
Zum Verkehr: Die Sicherung von Mobilität ist das An-
liegen aller hier in diesem Hause, davon gehe ich 
aus. Die Wege dazu sind allerdings verschieden und 
Mobilität wird künftig nicht allein durch den Indivi-
dualverkehr sicherzustellen sein. Immer mehr Stra-
ßen produzieren immer mehr Verkehr, immer mehr 
Autos verstopfen die Straßen und Staus gewähr-
leisten letztendlich am Ende die Mobilität auch nicht 
mehr. Deshalb brauchen wir in allererster Linie ei-
nen leistungsfähigen ÖPNV, sowohl auf der Schie-
ne als auch auf der Straße. Gerade die demogra-
phische Entwicklung, der prognostizierte Bevölke-
rungsrückgang auf dem Land, eine immer älter wer-
dende Bevölkerung auf dem Land, die auch nicht 
mehr so mobil ist, da nicht jeder mehr privat Pkw 
fährt, ist auf den ÖPNV angewiesen. Die Erreich-
barkeit von Einrichtungen der Daseinsfürsorge, zum 
Beispiel Arztpraxen - hier haben wir jetzt schon ei-
nen großen Mangel im ländlichen Raum; wir wer-
den in einem anderen Tagesordnungspunkt in die-
ser Plenarsitzung noch dazu kommen -, aber auch 
Nahversorgungseinrichtungen bis hin zu Kulturein-
richtungen, diese Erreichbarkeit muss durch den 
ÖPNV gesichert werden, das ist auch ein Beitrag 
zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse. 
Dieser ÖPNV muss nicht nur zu bestimmten Zeiten 
fahren, er muss auch für die Menschen bezahlbar 
sein.  
 

(Beifall SPD) 
 
Wir müssen, wenn möglich, den Verkehr auf die 
Schiene bringen. Dazu gehört, dass wir das befah-
rene Streckennetz des SPNV in Thüringen erhal-
ten müssen. Die Landesregierung denkt über wei-
tere Betriebseinstellungen nach, Streckenstilllegun-
gen sind in der Diskussion.  
 
Ich hatte in der Vergangenheit einige Kleine Anfra-
gen gestellt, unter anderem zur Pfefferminzbahn, das 
ist die Strecke Straußfurt-Sömmerda, die Strecke Il-
menau-Stützerbach oder auch Gotha-Gräfenroda 
oder Fröttstädt-Friedrichroda. Die Anfragen werden 
immer mit dem Verweis auf Parallelverkehre beant-
wortet, dass hier Busse im Parallelverkehr fahren. 
Aber das kann letztendlich auch nicht im Sinne des 
Klimaschutzes sein. Nach unserer Auffassung muss 
in jedem Einzelfall geprüft werden, ist es günstiger, 
die Strecke mit der Bahn weiterzubetreiben oder mit 
dem Bus. Wenn die Bahn in manchen Bereichen 
nicht angenommen wird, dann liegt das sicherlich 
auch an den Zugangsbedingungen. Die Schließung 
schwach frequentierter Zugangsstellen, wie sie in der 
Regierungserklärung angekündigt wurde, ist nach 
unserer Auffassung nicht der richtige Weg. Zugangs-

stellen und Bahnhöfe müssen attraktiv für die Fahr-
gäste sein. Auch hier hätte ich eigentlich schon in 
der Regierungserklärung eine Antwort erwartet, wel-
che Möglichkeit die Landesregierung sieht. Vielleicht 
bekommen wir diese Antwort in unserem Antrag 
zum Verkauf der Bahnhöfe durch die Deutsche Bahn, 
denn lassen Sie mich zitieren: „Bahnhöfe sollten dort, 
wo dies städtebaulich möglich ist, nicht nur Knoten 
zwischen öffentlichen und individuellen Verkehrs-
mitteln, sondern auch Erlebnis- und Begegnungs-
stätte werden.“ Dieses Zitat entstammt dem Lan-
desverkehrsprogramm dieser Thüringer Landesre-
gierung und ich halte es für richtig, dass das dort 
so steht. Nur, allein es dort hinzuschreiben, darü-
ber zu reden, hilft nicht, hier ist auch Handeln ge-
fragt. Die Kommunen, die ihre Bahnhöfe kaufen wol-
len, brauchen Unterstützung. Ich hätte gern von der 
Landesregierung gewusst - aber, wie gesagt, viel-
leicht erzählen Sie uns das in einem späteren Ta-
gesordnungspunkt -, wie diese Unterstützung ausse-
hen kann. Dass die Deutsche Bahn kürzlich bei dem 
zweiten großen Paket des Verkaufs von Bahnhöfen 
die Kommunen angeschrieben hat, ist letztendlich 
auch der öffentlichen Diskussion zu diesem Thema 
geschuldet. Die ersten Bahnhöfe sind nämlich an den 
Kommunen vorbei verkauft worden, ohne dass die 
in der Lage waren, ihr Vorkaufsrecht wahrzunehmen. 
 
Es ist richtig, dass wir Parallelverkehre reduzieren 
müssen, aber nicht immer zulasten der Schiene. So-
wohl Bus und Bahn werden vom Land subventio-
niert und Kostenersparnis ist angesichts der Haus-
haltslage legitim. Aber noch einmal: Es sollte von 
Fall zu Fall geprüft werden, welche Alternative die 
bessere ist. In diesem Zusammenhang bin ich auf 
den Nahverkehrsplan gespannt, welcher für Mitte des 
Jahres angekündigt wurde. Unsere Forderung ist, 
dieser Nahverkehrsplan darf sich nicht nur auf den 
Schienenverkehr beschränken, sondern er muss den 
gesamten ÖPNV betrachten. Er muss ein abge-
stimmtes Konzept zwischen dem Schienenpersonen-
nahverkehr und dem Straßenpersonennahverkehr 
bieten. Wir brauchen vertaktete Fahrpläne und ein 
einheitliches Tarifsystem. Erst das ist Voraussetzung, 
damit der ÖPNV insgesamt funktioniert.  
 
Die Schaffung von Verkehrsverbünden, von einheit-
lichen Tarifsystemen darf aber auf der anderen Sei-
te nicht dazu führen, dass Mittel wie die BahnCard 
50 im Tarifverbund Mittelthüringen plötzlich nicht 
mehr gelten und letztendlich Bahnkunden, die nur die 
Bahn nutzen wollen und nicht noch die Straßen-
bahn und den Bus, damit verschreckt werden, weil 
sich für sie doch immense Preiserhöhungen erge-
ben.  
 
Herr Minister, in einer Pressekonferenz am 
03.03.2008 haben Sie selbst auf ungelöste Probleme 
im ÖPNV hingewiesen, ohne sie damals näher zu 
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benennen. Sie haben sie auch heute nicht näher 
benannt und damit ist letztendlich auch keine Be-
nennung der Lösungsansätze möglich. Das kritisie-
ren wir. Sie haben in der Vergangenheit wenig kla-
re Positionen zum Busverkehr gehabt. Nennen wir 
nur die Fahrzeugförderung. Zuerst hieß die Devise 
aus dem Ministerium, wir fördern nur noch Stadt-
bahnen, Straßenbahnen, es gibt keine Busförderun-
gen mehr. Nach dem Aufschrei der Verkehrsbetrie-
be werden jetzt auch Busse wieder gefördert. Ich 
halte beide Extreme für falsch. Wir müssen sicher-
lich noch mehr in die Stadtbahnen/Straßenbahnen 
investieren, aber wir sollten die Busförderung nicht 
ganz an den Rand stellen. Allerdings müssen wir 
keine Busse mehr mit 50 Sitzplätzen wie in der Ver-
gangenheit fördern, sondern wir sollten hier alter-
native Methoden, fortschrittliche Methoden, z.B. Ruf-
taxis und diese Dinge fördern. Die Verkehrsunter-
nehmen brauchen weiterhin die Unterstützung des 
Landes. Aber wir müssen sie mit der Förderpolitik 
auch zwingen, sich den neuen Gegebenheiten, näm-
lich dem demographischen Rückgang der Bevölke-
rung, zu stellen und sich auf diese Gegebenheiten 
einzustellen. Daran muss sich auch die Förderpoli-
tik des Landes orientieren.  
 
Insgesamt steht der Straßenpersonennahverkehr auf 
einer sehr wackeligen finanziellen Basis. Die Bezu-
schussung, die das Land gibt, erfolgt meist nur noch 
durch die gesetzlich vorgeschriebenen Mittel im Rah-
men der Schülerbeförderung und der Schwerbehin-
dertenbeförderung. Das ist keine solide Finanzie-
rung. Auch die Schülerzahlen werden in den kom-
menden Jahren zurückgehen und das hat letztend-
lich das Wegbrechen ganzer Buslinien zur Folge. 
Es wird auf Dauer nicht reichen, diese Linien nur 
über den Schülerverkehr finanzieren zu wollen. Letzt-
endlich hat das Ganze auch negative Auswirkun-
gen auf die Schulwege unserer Kinder. Die Land-
kreise sind gezwungen, ihre Schulnetze auch unter 
dem Gesichtspunkt der Finanzierung des ÖPNV zu 
gestalten. Das führt zu längeren Schulwegen und 
das kann letztendlich nicht im Sinne unserer Kin-
der sein, denen die Zukunft in diesem Land gehö-
ren sollte. Ich erinnere mich in diesem Zusammen-
hang immer an eine Aussage des ehemaligen Land-
rats aus dem Wartburgkreis, Herrn Dr. Kaspari, der 
bereits vor Jahren sagte: „Wer sein Schulnetz in 
Ordnung hat, kann auch den ÖPNV finanzieren“. 
Nichts anderes bedeutet das, als dass die Kreise 
längere Schulwege zulasten der Kinder planen, um 
den ÖPNV zu finanzieren.  
 
Andere Kreise versuchen, die finanziellen Defizite 
durch eine Privatisierung ihrer Busunternehmen zu 
überwinden. Ich halte auch das für den falschen Weg. 
Man sollte vielmehr darüber nachdenken, den Bus-
verkehr, ähnlich wie den Schienenpersonennahver-
kehr, auf Landesebene zu organisieren. Ein landes-

weit abgestimmtes integriertes Nahverkehrsange-
bot aus Bahn, Regionalbus, Stadtverkehr und ergänzt 
durch alternative Angebote, wie zum Beispiel Ruf-
busse, wäre eine überdenkenswerte Lösung. Ich 
könnte auf diesem Wege sicherlich auch ein ande-
res Problem mit lösen, mit dem sich zurzeit viele 
Busunternehmen beschäftigen. Das ist die EU-Richt-
linie über öffentliche Personenverkehrsdienste aus 
dem Jahr 2007 und die daraus resultierenden Ver-
gabevorschriften. Die Organisation des Busverkehrs 
auf Landesebene, ähnlich der Nahverkehrsservice-
gesellschaft, könnte hier Abhilfe schaffen. Wir hät-
ten dann eine Stelle für die Vergabe mit entspre-
chendem juristischem Sachverstand, der auf der 
kommunalen Ebene sonst zum Teil erst geschaf-
fen, aber nicht immer finanziert werden könnte. Die 
privaten Busunternehmen, auch diese aus dem Aus-
land, drängen auf den Markt und sie werden nach 
eigenem Bekunden jeden Fehler bei der Vergabe 
ausnutzen, um juristisch dagegen vorzugehen, auch 
wenn es nur die geringste Aussicht auf Erfolg gibt. 
Das kann nicht im Interesse unseres ÖPNV sein. 
Ich denke, hier sind wir gefordert. Sie haben unlängst 
die Zusammenfassung der Vergabestellen der Stra-
ßenbauämter beim staatlichen Hochbauamt mit ähn-
lichen Gründen hier dargestellt. Ich denke, das wä-
re ein Grund, zumindest hier zu einer zentralen Ver-
gabe zu kommen, dann muss sich das Land nur ei-
nen Juristen leisten, der den entsprechenden Sach-
verstand zum EU- und Vergaberecht hat und nicht 
jedes kommunale Busunternehmen muss das auf 
Kreisebene selbst vorhalten.  
 
In diesem Zusammenhang noch eine letzte Forde-
rung zum Einsatz der GVFG-Mittel. Die GVFG-Mit-
tel waren in der Vergangenheit nur für Neuinvesti-
tionen einzusetzen. Mit der Föderalismusreform hat 
das Land die Hoheit für diese Mittel selbst übertra-
gen bekommen. Unsere Forderung ist, dass wir künf-
tig auch in die Modernisierung und in Ersatzinvesti-
tionen investieren.  
 
Ziel der Verkehrspolitik des Landes sollte auch Ver-
kehrsvermeidung sein. Dies wird nur mit einem gut 
funktionierenden ÖPNV im Regionalverkehr und mit 
dem weiteren Ausbau der Schienennetze im Fern-
verkehr möglich. Die ICE-Strecke Nürnberg-Berlin 
ist auf einem guten Weg. Herr Minister Trautvetter, 
wenn Sie hier den damaligen Baustopp durch die 
rot-grüne Bundesregierung kritisieren, dann hätten 
Sie anständigerweise auch dazu sagen müssen, 
dass der Bundesverkehrswegeplan, den die Regie-
rung Kohl damals noch aufgestellt hat, völlig unter-
finanziert war und dass dies ein Grund mit für den 
Baustopp war.  
 

(Beifall SPD) 
 
Ich gebe Ihnen recht, es ist gut, dass die ... 
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(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Daran  
hat sich aber nichts geändert.) 

 
Doch, die rot-grüne Bundesregierung hat mit ihrem 
Bundesverkehrswegeplan 2003 den Bau erst einmal 
auf eine realistische Grundlage gestellt und die Maß-
nahmen, die dort zu finden sind, sind auch finan-
zierbar.  
 

(Beifall SPD) 
 
Es ist gut, dass die ICE-Strecke gebaut wird, aber 
sie wird für Thüringen nicht nur Vorteile bringen. Ich 
werde darauf im Zusammenhang mit dem Flughafen 
noch einmal eingehen. Auch für die Mitte-Deutsch-
land-Verbindung gibt es positive Signale. Ich will 
hier einmal den Dank an meinen Bundestagskolle-
gen Karsten Schneider loswerden, der sich massiv 
mit dafür eingesetzt hat, dass jetzt die 50 Mio. € 
zusätzlich zur Verfügung stehen. Das lässt uns hof-
fen, dass die zweitgrößte Stadt Thüringens, näm-
lich Gera, irgendwann auch einmal an das Fern-
verkehrsnetz angeschlossen wird, denn das, was 
wir dort haben, ist letztendlich auch ein Zustand, der 
so nicht haltbar ist.  
 

(Beifall SPD) 
 
Wir brauchen mehr Güterverkehr auf der Schiene, 
gerade da wir hier die Drehscheibe für den Güter-
verkehr sind, sowohl was die Nord-Süd-Richtung als 
auch Ost-West-Richtung und umgekehrt betrifft. Hier-
zu brauchen wir ein gut ausgebautes Fernschienen-
netz. Trotz aller Investitionen in die Schiene und den 
ÖPNV wird der Individualverkehr auf der Straße und 
auch der Schwerlastverkehr weiter ansteigen. Da-
rauf bin ich eingangs schon eingegangen. Deswe-
gen sind Investitionen in das Straßennetz weiter nö-
tig. Der erreichte Stand liefert hier ein sehr diffe-
renziertes Bild. Wir sind gut vorangekommen beim 
Autobahnbau und, Herr Minister, Sie haben auf die 
feierliche Grundsteinlegung der Hörselbergumfah-
rung der A 4 in Eisenach vergangene Woche ver-
wiesen. Sie bekamen dort ein Lob vom Bundesbau-
minister Tiefensee, der sinngemäß sagte, der Minis-
ter ist sehr gut, wenn es darum geht, Fördermittel 
des Bundes abzugreifen. Ja, das sind Sie und das 
kritisieren wir auch gar nicht, aber wir würden uns 
zumindest wünschen, dass Sie bei den Landes-
straßen genauso erfinderisch wären und dass wir 
hier auch diesen Fortschritt erreichen würden, wie 
wir ihn bei Autobahnen und Bundesstraßen bislang 
erreicht haben. 
 

(Beifall SPD) 
 
In diesem Zusammenhang habe ich auch in Eise-
nach Ihre Häme gegen das Land Hessen und die 
zeitlichen Verzögerungen beim Bau der A 44 nicht 

so ganz verstanden. Es ist richtig, dass die A 44 für 
den Westthüringer Raum von großer Bedeutung ist. 
Wir begrüßen es auch, dass sie jetzt fertiggestellt 
werden kann. Dass wir uns aber als Thüringer, die 
wir ein Nehmerland sind, in dieser Art und Weise hin-
stellen und die Hessen kritisieren, halte ich nicht 
für sonderlich diplomatisch. Ich sage, Sie sollten Ih-
re Kraft lieber darauf verwenden, mit den Hessen 
klar ins Gericht zu gehen, wenn es um die Sper-
rung ihrer Bundesstraßen, zum Beispiel der B 27, 
geht. Das geht letztendlich auch zulasten unserer 
Straßen, nicht nur zulasten der Bundesstraßen in 
Thüringen, sondern auch der Landesstraßen. Der 
Bau- und Verkehrsausschuss hat sich über ein Jahr 
mit der Verkehrsproblematik auf der L 1016 - der Lan-
desstraße von Eisenach nach Mühlhausen - beschäf-
tigt, ohne eine greifbare Lösung für die Anwohner 
in den betroffenen Orten - Mihla, Nazza, Langula - 
anbieten zu können. Letztendlich warten wir jetzt 
darauf, dass die B 247 so weit ertüchtigt ist, dass 
die Ortsumgehung Großengottern fertig ist, die Orts-
umgehung um die Behringen-Dörfer. Das wird aber 
noch ein paar Jahre dauern. Bis dahin müssen die 
Anwohner der L 1016 weiter mit dem Verkehr le-
ben. Sie müssen mit der Gefahr leben, dass ihnen 
die Lkws an die Hauswand fahren. Dieser Verkehr 
hat natürlich auch durch die Maßnahme auf hes-
sischer Seite zugenommen. 
 
Ich sagte es bereits, wenn es um den Ausbau und 
die Instandhaltung der Landesstraßen geht, Herr Mi-
nister, da erwarte ich noch ein bisschen mehr Er-
findungsreichtum. Immerhin sind fast 50 Prozent 
unserer Landesstraßen in einem schlechten Zustand. 
Die Mittel, die im Haushalt eingestellt waren in den 
letzten Jahren, reichen bei Weitem nicht aus. Auch 
der Haushalt 2008/2009 ist in diesem Bereich wie-
der unterfinanziert. Die Mittel reichen nicht einmal 
für den Substanzerhalt. Wir fahren hier weiter auf 
Verschleiß. Wenn man sich die aktuellen Baupro-
jekte auf der Internetseite Ihres Ministeriums an-
schaut, dann ist diese Tendenz noch mal ganz klar: 
Wir haben zwei Riesenbauprojekte an den Auto-
bahnen, sieben Bauprojekte an Bundesstraßen und 
gerade mal drei an Landesstraßen. Da wird PPP 
auch nicht das Allheilmittel sein. Was Sie zu die-
sem Modellprojekt im Saale-Holzland-Kreis gesagt 
haben, da kann ich nur sagen, schön, dass Sie 
jetzt auch zu der Erkenntnis gekommen sind, dass 
20 Kilometer für ein Modellprojekt ein bisschen we-
nig sind, dass man das auf 100 Kilometer erhöhen 
müsste. Das war für uns mit einer der Gründe, die-
ses Projekt abzulehnen, weil wir gesagt haben, 
20 Kilometer reichen nicht aus für ein Modellprojekt; 
hier ist eine größere Strecke gefragt. Man muss aber 
auch sagen, dass es letztendlich kein Allheilmittel 
sein wird, alle Landesstraßen mit PPP-Projekten 
zu modernisieren und instand zu halten. Wir sind 
als SPD nicht grundsätzlich gegen PPP - das kann 
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in Einzelfällen sehr sinnvoll sein -, aber eines muss 
man wissen, PPP ist kein Mittel, um Geld zu spa-
ren. Sie verlagern die Lasten in die Zukunft, die Kos-
ten werden in die Zukunft verschoben. Sie belasten 
damit nachfolgende Haushalte, nachfolgende Gene-
rationen und eine flächendeckende Anwendung von 
PPP kann keine nachhaltige Politik sein.  
 

(Beifall SPD) 
 
Wenn Sie hier sagen, dass PPP 30 Prozent teurer 
ist, weil die Maßnahmen 30 Jahre halten müssen und 
der Rechnungshof das kritisiert, dann ist das nach 
meiner Auffassung kein Problem von PPP, sondern 
es ist ein Problem der Vergabepraxis bei öffent-
lichen Aufträgen, dass letztendlich immer der Nied-
rigstbietende genommen wird, der mit Dumpingprei-
sen kalkuliert, was letztendlich auch zu Qualitäts-
mängeln bei den Straßen führt. Wir haben das jetzt 
wieder im Bereich der A 71 bei Eisfeld, die nach ei-
nem sehr kurzen Betriebszeitraum schon wieder ge-
sperrt werden musste. Hier wäre letztendlich auch 
mal gemeinsam mit dem Bund darüber zu reden, wie 
man die Vergaberichtlinien dahin gehend ändert, die 
VOB dahin gehend ändert, dass solche Dumping-
angebote ausgeschlossen werden, dass letztendlich 
auch eine Straße, die von der öffentlichen Hand ge-
baut wird, 30 Jahre hält. 
 
Versuche, Landesstraßen in unsaniertem Zustand 
an die Kreise abzugeben, gab es in der Vergangen-
heit auch. Sie haben das Thema Abstufung hier nur 
ganz kurz in Ihrer Regierungserklärung gestreift. 
Wir haben als SPD hier eine ganz klare Position. 
Wir wollen das Thüringer Straßengesetz in diesem 
Punkt nicht aufweichen. Straßen sollten letztend-
lich nur im sanierten Zustand abgestuft werden. 
 
Ein Punkt, der mir beim Verkehr völlig fehlt, das ist 
der ruhende Verkehr - keine einzige Aussage zu 
Parkplätzen. Wir haben uns in der Vergangenheit re-
gelmäßig in diesem Landtag über das Problem feh-
lender Parkplätze in den Tourismus-Gebieten,  z.B. in 
den Wintersportgebieten im Thüringer Wald unter-
halten. Dass wir das in diesem und im letzten Winter 
nicht getan haben, war eigentlich nur dem Schnee-
mangel geschuldet, ansonsten hätte die Situation ge-
nauso ausgesehen wie vor zwei oder drei Jahren.  
 
Aber auch bei den Autobahnen sind lange nicht alle 
Probleme gelöst. Das Thema Gefahrguttransporte 
- es ist hier angesprochen worden- harrt weiter einer 
Lösung. Wenn Sie hier sagen, das Konzept soll erst 
Ende 2009 vorliegen, dann ist es letztendlich eine 
Verschiebung in die nächste Legislaturperiode. Dann 
wird hoffentlich jemand anderes in diesem Hause 
die Verantwortung tragen. Bis dahin bleibt die Mehr-
heit der Thüringer Autobahntunnel für Gefahrgut-
transporte gesperrt.  

Ohne Beschränkungen sind in Thüringen nur der 
Tunnel Behringen, der Tunnel Lobdeburg bei Jena, 
aber auch nur für eine Übergangszeit, bis die zwei-
te Tunnelröhre fertiggestellt ist, und der Eichberg-
tunnel. Außer Behringen ist die gesamte Tunnel-
kette an der A 71 weiterhin für Gefahrguttransporte 
gesperrt. Das bringt enorme Belastungen für die Be-
völkerung in den umliegenden Orten mit, und es ist 
letztendlich auch schädlich für den Tourismus. Ge-
rade diese Orte im Thüringer Wald leben vom Tou-
rismus. Es kann doch nicht das Ziel sein, hier auf 
alle Zeiten die Gefahrguttransporte durch die Orts-
lagen zu leiten.  
 
Ebenfalls gesperrt ist der Heidkopftunnel auf An-
weisung der Verkehrsbehörde in Niedersachsen. 
Auch hier gibt es Klagen von den Bürgern aus den 
umliegenden Orten, die durch diesen Verkehr be-
lastet werden. Bei den im Bau oder in Planung be-
findlichen Tunneln ist die Entscheidung offen. Das 
sind die Tunnel Schmücke, Höllberg, der Jagdberg-
tunnel bei Jena und die zweite Röhre für die Lobde-
burg. Hier mache ich noch einmal ganz deutlich die 
Forderung auf: Die bauliche Ausstattung und die 
Sicherheitseinrichtungen in diesen Tunneln müssen 
so erfolgen, dass sie letztendlich auch für Gefahr-
guttransporte zugelassen werden können. Man neh-
me sich nur mal das Beispiel Jena. Dort geht die 
Umleitungsstrecke dann durch die Stadt Jena. Das 
wäre ein Desaster für die Stadt. Herr Richwien, das 
kann auch nicht im Interesse von Zöllnitz sein. 
 

(Zwischenruf Richwien, Staatssekretär: 
Liebe Frau Doht, die Strecke ist schon 
gesperrt. Sie müssten sich mal sachkun-
dig machen.) 

 
Wenn es nicht durch die Stadt geht, dann geht es 
trotzdem über kleine Landesstraßen durch die Ort-
schaften. Und dann sind wir wieder bei dem Prob-
lem, dass wir an den Landesstraßen kaum Ortsum-
gehungen haben, wo wir diese Transporte langschi-
cken könnten. Die Bevölkerung wird in jedem Fall 
belastet. 
 
Dann zu Ihrer Ankündigung eines Radverkehrskon-
zepts. Herr Minister, schon vor Jahren in der vergan-
genen Legislaturperiode hat die SPD-Fraktion im Zu-
sammenhang mit einem Tourismusantrag die Forde-
rung nach einem Radverkehrskonzept aufgemacht. 
Wir haben es damals Radwegekonzept genannt. Das 
ist von der Mehrheit des Hauses abgelehnt worden. 
Hier tun sich die Parallelen auf zum Landesverkehrs-
programm, auch da waren wir Vorreiter mit unserem 
Antrag. Wir hatten es damals Landesverkehrswege-
plan genannt. Sie haben dann ein Landesverkehrs-
programm vorgelegt. Nun kündigen Sie ein Radver-
kehrsprogramm an. Das kommt eigentlich viel zu 
spät. 
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(Beifall SPD) 
 
Denn schon vor Jahren wäre die Verknüpfung zwi-
schen straßenbegleitendem Radewegebau, touris-
tischem Radwegebau und auch dem ländlichen We-
gebau nötig gewesen. Hier lassen sich Synergieef-
fekte und Einsparungen von Finanzen erreichen. Das 
ist angesichts knapper Kassen der öffentlichen Hand 
nötiger denn je. Ich nenne hier nur das Beispiel - 
ich hatte es schon mal im Landtag genannt - B 4 
um Arnstadt. Dort gibt es an der B 4 den straßen-
begleitenden Radweg und parallel dazu in einem 
Abstand von 200 m läuft als touristischer Radweg 
der Ilmtal-Radweg. Hier hätte man sich sicherlich, 
wenn es zu diesem Zeitpunkt schon Konzept und 
Abstimmung gegeben hätte, auf einen Radweg ei-
nigen können. Wir hätten Geld für andere Dinge frei 
gehabt. Das ist sicherlich nicht das einzige Beispiel 
in Thüringen. 
 
Zum Luftverkehr: Ich finde es ja schon mal beruhi-
gend, dass die Luftverkehrsinfrastruktur in Thürin-
gen nicht mehr weiter ausgebaut werden soll. Wir 
haben einen internationalen Verkehrsflughafen in 
Erfurt, der zwar so vor sich hindümpelt, und acht 
Verkehrslandeplätze für ein Land mit 2,1 Mio. Ein-
wohnern. Ich sage Ihnen, das ist ganz einfach zu 
viel. Das wird auf Dauer nicht zu halten sein. Das 
belastet nur das Klima und die Landeskasse. Schon 
vor Jahren wurde mit dem mitteldeutschen Luftfahrt-
konzept letztendlich auch die Dichte der Verkehrs-
landeplätze in den umliegenden Bundesländern be-
schrieben und auch dieses Konzept war nur eine 
Festschreibung von Überkapazitäten sowohl in Thü-
ringen als auch in Sachsen und Sachsen-Anhalt. 
 
Nun zum Flughafen Erfurt: Die zweite Ausbaustu-
fe, die auf der Annahme von 500.000 Passagieren 
beruhte, war zu groß. Denn wenn wir uns heute die 
Zahlen anschauen, dann sind es letztendlich nur 
300.000 Passagiere. Hier wurde Geld verbaut, das 
nicht nötig gewesen wäre. Nicht umsonst beschäf-
tigen sich der Untersuchungsausschuss und auch 
das Landgericht in Mühlhausen mit diesem Thema. 
Herr Minister, wir hatten vorige Woche Jahrestag. 
Am 31.03. hat sich zum ersten Mal der Tag gejährt, 
an dem die Landesregierung laut einem Beschluss 
des Thüringer Landtags aus dem Dezember 2006 
ein Konzept zum weiteren Flugbetrieb des Flugha-
fens Erfurt hätte vorliegen sollen, ein Konzept, was 
auf den wirklichen Passagierzahlen beruht - nicht 
auf gefälschten - und das letztendlich tragfähige Lö-
sungen für den Weiterbetrieb des Flughafens anbie-
tet. Wir warten heute noch auf dieses Konzept. Im 
März 2007 haben Sie dem Landtag hier berichtet, 
dass es zur Verzögerung kommt durch die Verga-
be an externe Dienstleistungsunternehmen. Es wur-
den drei Teilaufgaben vergeben, zum einen eine Ver-
kehrsprognose bis 2020, zum Zweiten eine Ge-

schäftsberechnung bis 2020 und zum Dritten eine 
Untersuchung regionalwirtschaftlicher Effekte. Im 
Oktober 2007 machten Sie dann noch Abstimmungs-
bedarf in den Aufsichtsgremien geltend. Das haben 
Sie heute nach einem halben Jahr wieder gesagt. 
Laut GmbH-Gesetz hat der Aufsichtsrat einer GmbH 
mindestens viermal im Jahr zu tagen. Ich gehe da-
von aus, er hat zwischenzeitlich wieder getagt und es 
wäre längst Zeit gewesen, dieses Konzept zu be-
schließen. Man kann es einfach nicht. Sagen Sie es 
doch offen und ehrlich. Es ist natürlich auch schwierig, 
wenn man einen Flughafen, der für 500.000 Passa-
giere ausgelegt ist, aber nur 300.000 Passagiere hat, 
auf Dauer wirtschaftlich betreiben will. Nur, die poli-
tische Verantwortung für diesen Ausbau lag genau-
so in Ihrem Haus. 
 

(Beifall SPD) 
 
Die Krönung des Ganzen ist dann Ihre Kritik, dass 
der Bund bislang kein Flughafenkonzept vorgelegt 
hat. Wer im Glashaus sitzt, der sollte nun nicht mit 
Steinen werfen.  
 

(Beifall SPD) 
 
Nicht nachzuvollziehen sind für mich auch Ihre An-
griffe auf den Bund und die SPD beim Thema „Teil-
privatisierung der Bahn“, ohne dass Sie hier eigene 
Wege und Lösungsmöglichkeiten aufgezeigt haben. 
Sie haben auch nur Forderungen aufgemacht. In die-
sen Forderungen gehen wir ja sogar zum Teil über-
ein, wenn es nämlich darum geht, dass der Bund mit-
tels der Deutschen Bahn auch künftig die Daseins-
fürsorge leisten soll, dass es zu einer Erhöhung 
der Kapitalausstattung kommen soll, aber - das for-
dern wir natürlich - ohne dass der Bund auf die Ei-
gentumsrechte verzichtet. Wir dürfen die Bahn nicht 
dem Zugriff irgendwelcher Heuschrecken überlas-
sen. Wir brauchen mehr Möglichkeiten zur Kontrol-
le und Durchsetzung von Qualität in Netz und Ser-
vice. Da gebe ich Ihnen auch recht, wir brauchen 
eine Sicherung der Belange der Länder. Dies alles 
unter einen Hut zu bringen, ist nicht einfach, aber 
kritisieren sollte man nur, wenn man selber die bes-
seren Vorschläge hat. Gleiches trifft auf Ihre Kritik 
an der Biospritverordnung zu, auch hier Kritik am 
Bundesministerium - kein eigener Vorschlag. Aber 
Ihre Bekenntnisse zum Klimaschutz und zur CO2-
Einsparung sind letztendlich auch nur Lippenbe-
kenntnisse. Ihre Taten sehen anders aus. Sie sind 
neben NRW und Baden-Württemberg das einzige 
Land, das weiter auf Gigaliner setzt und diesen Mons-
tertrucks erlaubt, auf seinen Straßen zu fahren. Ich 
sage das noch mal hier, ich hatte es letztens in der 
Diskussion schon gesagt: 14 Mio. Tonnen Fracht 
werden jährlich von der Schiene zurück auf die Stra-
ße verlagert, wenn wir zum landesweiten Einsatz die-
ser Gigaliner kommen. Das ist kein Beitrag für den 
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Klimaschutz.  
 
Herr Minister Trautvetter, noch eines: Ich bin ja extra 
mit nach Jena gekommen und habe mir den Hybrid-
bus angeschaut, den Sie hier auch unter dem Be-
griff „Gigaliner“ subsumieren. Das ist etwas ganz 
anderes. Wenn ich im ÖPNV einen Bus einsetze, 
der auf Hybridtechnik basiert, um damit genügend 
Platz im Berufsverkehr für die Fahrgäste zu schaf-
fen, werde ich den einen oder anderen dazu bewe-
gen können, sein Privatauto stehen zu lassen. Da 
tue ich etwas für CO2-Einsparung und Klimaschutz, 
aber nicht mit diesen Gigalinern auf der Autobahn, 
die letztendlich nur dazu führen, dass der Güter-
verkehr von der Schiene zurück auf die Straße ver-
lagert wird. 
 

(Beifall SPD) 
 
Zusammenfassend kann man sagen: Viel Neues 
hat Ihre Regierungserklärung nicht gebracht. Sie ha-
ben viel angekündigt: das Gesetz zur Vereinheit-
lichung des Katasterwesens, einen Nahverkehrs-
plan, ein Radverkehrskonzept - beides mit Termi-
nen -, ein Flughafenkonzept ohne Terminsetzung 
und die Risikoabschätzung für Gefahrguttransporte 
erst Ende 2009. Zu all diesen Dingen hätte ich hier 
gerne konkretere Aussagen gehabt. Zu einem The-
ma haben Sie überhaupt nichts gesagt, nämlich zu 
dem Thema Verkehrsvermeidung. Da sage ich als 
SPD, Verkehrsvermeidung sollte unser oberstes Ge-
bot sein.  
 
Hier geht es darum, bereits im Vorfeld verkehrspo-
litischer Entscheidungen die richtigen Ansätze zu 
treffen. Wir brauchen eine bessere Verknüpfung von 
Hauptzielen und Quellen des Verkehrs, das heißt, 
wir brauchen wieder eine Zusammenführung von 
Wohnen und Arbeit, um den Verkehr einzuschrän-
ken. Bei der Planung von neuen Wohn- und Gewer-
begebieten sollte darauf geachtet werden, dass die-
se ohne große Kosten an den ÖPNV angebunden 
werden können, sie sollten nur an diesen Stand-
orten errichtet werden. Und, Herr Minister, da habe 
ich noch mehr Unverständnis dafür, dass Sie hier-
zu nichts gesagt haben, da Sie letztendlich als Bau-
minister auch für die Themen Wohnungs- und Städ-
tebau und für den Stadtumbau zuständig sind. Wie 
wollen Sie im Stadtumbau lenken, dass die einzel-
nen Stadtviertel noch an den ÖPNV angebunden 
sind, dass dieser sich auch noch finanzieren lässt, 
wenn dort die Bevölkerung weiter ausgedünnt wird? 
Alles das sind Probleme, die auch in Ihrem Hause 
zu bearbeiten wären, zu denen ich leider hier nichts 
gehört habe. Sie haben kein Konzept, wie Sie die 
Verlagerung des Personen- und Güterverkehrs weiter 
von der Straße auf die Bahn beschleunigen wollen. 
Wir sagen auch, eine Reduzierung von Kurzstrecken-
flügen zugunsten der Bahn ist eigentlich das Gebot 

der Stunde, wenn wir uns die Klimaveränderungen 
anschauen. Aber nein, diese Landesregierung sub-
ventioniert mit ihrem Haushalt Flüge innerhalb 
Deutschlands mit bis zu 100 € pro Flug. Diese Mit-
tel wären wirklich im ÖPNV, wenn es darum geht, 
Bus und Bahn für die Bewohner in Thüringen kos-
tengünstig anzubieten, wesentlich besser eingesetzt. 
Wir brauchen ein besseres Zusammenwirken aller 
Verkehrsträger und ganz wichtig, das sage ich auch 
noch einmal, ist die Sicherung der Erreichbarkeit im 
ländlichen Raum.  
 
Eins zum Schluss: Nachhaltige Verkehrspolitik ist 
nur eine Verkehrspolitik, die den Schutz der Umwelt 
und des Klimas an oberster Stelle hat. Ansonsten 
brauchen wir uns um unsere nachfolgenden Gene-
rationen nicht mehr viele Gedanken zu machen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete Wet-
zel zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Wetzel, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, werte 
Gäste, man könnte meinen, in der vor zwei Stun-
den begonnenen Regierungserklärung des Minis-
ters für Bau und Verkehr, Herrn Trautvetter, war DIE 
LINKE, Herr Lemke zumindest, in einer anderen Ver-
anstaltung als wir, der Rest. Bei Frau Doht hatte es 
immer noch den Anschein, wir waren in der gleichen 
Veranstaltung, was bei Herrn Lemke leider nicht 
der Fall war. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wenn es bei Ihnen Mitleid ausgelöst haben sollte, 
Herr Lemke, dann müssen Sie sich eben bemitlei-
den. Ich werde es nicht tun, Sie müssen es selbst 
tun. Ich denke, dass wir in den vergangenen zwei 
Stunden über ein Thema gesprochen haben, bei dem 
der Minister hervorragend aufgezeigt hat, wie Thü-
ringen aufgestellt ist zu diesem Thema. Dass Sie 
mit schamlosen Behauptungen und Desinformatio-
nen immer versuchen, die Arbeit der Landesregie-
rung zu schmälern bzw. wegzureden, dürfte Ihnen 
aber schlecht gelingen bei den Dingen, die man dann, 
wenn man draußen im Lande unterwegs ist, aber 
sieht und erleben darf - im Gegensatz von vor 18 Jah-
ren. Nun will ich nicht wieder darauf zurückkommen 
und immer wieder sagen, wo Sie und Ihre Vorgänger-
truppe Schuld hatten und wie es aussah vor 18 Jah-
ren, aber man sollte es schon hin und wieder noch 
mal erwähnen. Aber ich komme in meiner Rede noch 
darauf. Frau Kollegin Doht und Herr Lemke, da ha-
ben Sie beide das Problem mit der PPP-Finanzie-
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rung. Es ist nun mal 30 Prozent teurer, aber aus ei-
nem ganz bestimmten Grund. Nach 30 Jahren ist 
diese Maßnahme komplett refinanziert und in ei-
nem Landeshaushalt eben nicht, sondern die Schul-
den stehen weiter. Das sind, denke ich, die wichti-
gen Voraussetzungen, die auch ein Land für nach-
haltige Entwicklung braucht.  
 
Wir wollen jetzt keine Haushaltsdiskussion führen, 
die hatten wir letztendlich vor einem halben Jahr ge-
führt, vor einem guten Vierteljahr. Wenn Sie sagen, 
Frau Doht, dass Verkehrsvermeidung oberstes Ge-
bot ist, muss ich sagen, dann fühle ich mich zurück-
erinnert an Maximus. Maximus hat nämlich gesagt, 
jeder Verkehr ist ein Verkehr zu viel. Dann bleiben wir 
alle zu Hause und machen den kleinen Hochofen hin-
ter dem Haus an, kochen unser eigenes Stählchen, 
feilen unsere eigenen Schrauben. Irgendwo kön-
nen wir natürlich nicht uns ad absurdum stellen in 
Deutschland, mitten in Europa und so tun, als geht 
uns die Welt nichts an. Ganz so können wir das Le-
ben, denke ich, nicht betrachten, das wäre auch zu 
kurz.  
 
Es ist so viel gesagt worden von Herrn Lemke und 
Frau Doht, dass ich das Thema nicht unbedingt wei-
ter ausbauen muss,  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Jawohl.) 

 
aber Bus und Straßenbahnen miteinander in der För-
derung zu vergleichen, indem man sagt, Straßen-
bahnen werden zu viel gefördert, ist nun mal grund-
sätzlich falsch, denn der Bus fährt auch nicht auf 
selbst gebauten Straßen, sondern auf den gebau-
ten Straßen, die ein Staat und die Kommunen letzt-
endlich gebaut haben. Die Straßenbahn kann sich 
schlecht ihre Straßenbahnlinien selbst bauen, son-
dern dafür sind wir auch noch zuständig und in erster 
Linie. Das, denke ich, sind wichtige Verkehrsvoraus-
setzungen, dabei muss man nur eines bedenken, 
dass der ländliche Raum nicht weiter in Größen-
ordnungen benachteiligt wird, teurere Transporte hat, 
obwohl man ständig weiter zur Arbeit zu fahren hat 
und damit höher belastet wird selbst bei Straßen-
ausbau, bei Wasser, Abwasser etc. als in einer Stadt. 
Das sind unsere Dinge, die wir, denke ich, beden-
ken müssen.  
 
Meine Damen und Herren, wenn ich höre, dass der 
25-Meter-Bus kein Gigaliner ist, sondern dass das 
etwas Tolles ist und dass der in der Stadt ja wun-
derbar aufgestellt ist und hervorragend funktioniert, 
dann muss ich sagen, ist das eine tolle Einstellung. 
Dann kommen Sie endlich zu unserer Einstellung 
und sagen nicht Monstertruck zu einem 40-Tonner, 
der die gleiche Länge hat, 40 Tonnen transportiert, 
meistens noch nicht mal voll beladen ist, weil er 

zwar voll beladen ist, aber nur Luft transportiert, weil 
die Ladung leicht ist wie bei Betten in Weida, nach 
Erfurt zum Güterverkehrszentrum, aber letztend-
lich von drei Fahrzeugen, die am Tag dort hinfahren 
müssen und die gleiche Kraftstoffmenge verbrau-
chen, jetzt künftig nur noch zwei Fahrzeuge dort hin-
fahren und damit noch nicht einmal die Straße so 
belasten, weil sie nämlich einfach zwei Achsen noch 
mehr haben und damit die Achslast die Straßen noch 
mehr schont. Und da wird dann gesagt, das wäre 
kein Klimaschutz. Das ist, denke ich, wirklich prak-
tizierter Klimaschutz, wenn ich ein Drittel meiner 
Fahrzeugkapazität einspare, um die gleiche Men-
ge zu transportieren. Wenn wir heute vom Minister 
gehört haben, dass wir künftig 70 Prozent mehr Wa-
ren transportieren müssen, dann heißt das, wir wer-
den nicht weniger Lkw auch von den Longlinern auf 
der Straße haben, sondern genauso viel wie heu-
te, aber die ein Drittel mehr Menge letztendlich un-
serer Waren noch transportieren. So viel zu den Din-
gen der vor mir gesprochenen Damen und Herren 
der Opposition.  
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Un-
terrichtung in Drucksache 4/3969 zur Regierungs-
erklärung des Ministers für Bau und Verkehr, Herrn 
Trautvetter zu „Geoinformationen und Verkehr - Infra-
strukturpolitik ...“ haben wir entgegennehmen kön-
nen. Die Regierungserklärung war sehr tiefgründig 
und sehr aussagefähig.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Sie hat gezeigt, meine Damen und Herren, dass 
sich der Freistaat Thüringen in den vergangenen 
18 Jahren gut aufgestellt hat. Sie hat auch aufge-
zeigt, dass es seitens des Ministerpräsidenten Die-
ter Althaus dank seines Weitblicks der richtige Zu-
schnitt für das neu geschaffene Ministerium Bau und 
Verkehr war.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Die Arbeitsgebiete sind hervorragend aufeinander 
abgestimmt und bestens vernetzt, ein Bündelungs-
ministerium im wahrsten Sinne des Wortes ... 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Ein Versorgungsposten „Ministerium“ war 
das.) 

 
Man sollte Ihnen etwas zum Versorgen geben, Herr 
Lemke.  
 
Geoinformation, Kataster, Verkehrsinfrastruktur, Ver-
kehrsleitsysteme, GPS-Navigationssysteme, E-Go-
vernment - meine Damen und Herren, der Vorteil 
liegt auf der Hand: Infrastrukturvorteile in Größen-
ordnungen gegenüber anderen Bundesländern und 
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anderen Ländern in Europa. Ein ALK bis 2009 - was 
heißt das eigentlich? Das heißt, Investoren dabei 
auch positiv überraschen, in unserem Freistaat Thü-
ringen zum allseitigen Nutzen für eine erstklassige 
Standortsicherung die Dinge erhalten und ausbauen. 
Infrastrukturausbau schafft die notwendige Wirtschaft 
für die Zukunft. Wer Infrastrukturausbau aus demo-
graphischen Gründen ablehnt, meine Damen und 
Herren, hat sich letztendlich schon aufgegeben.  
 
Ich glaube, es war das Jahr 1984, als in L.A. die 
Olympischen Spiele waren und Atlanta auch eine 
Ausrichtungsstätte hatte. Dort war in der Zeitung 
zu lesen, die City Downtown von Atlanta, mit einer 
dicken Überschrift „Weil wir an uns glaubten, sind 
wir heute das, was wir sind“ und darunter stand in 
kleinerer Schrift „Vor 150 Jahren standen hier Block-
hütten“. So viel zu dem An-Sich-Glauben und De-
mographie annehmen und vernünftig annehmen und 
vernünftig reagieren statt den Kopf in den Sand ste-
cken oder alles sein zu lassen, weil alles keinen Sinn 
hat.  
 
Wir haben uns nicht aufgegeben, meine Damen und 
Herren. Wir suchen nach praktikablen Lösungen und 
handeln auch. Das mag einigen ein Ärgernis sein, 
ein Dorn im Auge sein, sollte uns aber in unserer 
Regierungsarbeit nicht stören. 
 
Meine Damen und Herren, kaum eine Regierung 
kann auf solche Leistungen zurückblicken und ganz 
besonders auch darauf aufbauen. Mit all dem neuen 
Zuschnitt dieses Bündelungsministeriums ging gleich-
zeitig - und das sollten wir uns auch vor Augen füh-
ren - eine Verwaltungsreform einher, von einer drei-
stufigen zu einer zweistufigen Verwaltung; geräusch-
los wurde umgestellt. Es entstand das Landesamt 
für Vermessung und Geoinformation mit seinen 
neuen Außenstellen. Seit dem 01.04. wurde das Lan-
desamt für Bau und Verkehr auch von einer drei-
stufigen Verwaltungsorganisation in eine zweistufi-
ge Verwaltungsorganisation überführt und damit auch 
eine Bündelungseffizienz erhöht. Auch hier werden 
sich sicher Erfolge in der Arbeit einstellen. Allen 
Zweiflern und Miesrednern darf ich ins Stammbuch 
der Erinnerungen schreiben zum Thema TSI: Un-
tersuchungsausschuss, alles wurde mies geredet, 
selbst von außerhalb schaute man mit einer Häme 
auf das gleiche Gesuchte, aber nie Erreichte. Mitt-
lerweile, meine Damen und Herren, ist die TSI ein 
konkurrenzfähiges, geachtetes Unternehmen. Der 
Häme folgte eigentlich auch ein Stück stiller Neid.  
 
Meine Damen und Herren, Verkehrsinfrastruktur ist 
die Voraussetzung für Mobilität. Die Sicherung der 
Mobilität ist die zentrale politische Zielstellung un-
seres Landes. Sie muss wirtschaftlich, sicher, um-
weltverträglich, aber auch sozial verträglich gestal-
tet sein. All das hat der Minister in seinen Ausführun-

gen gesagt.  
 
Meine Damen und Herren, die Aufgabe der Landes-
regierung muss es sein, Verkehrsströme zukünftig 
zu gestalten. Die Bundesstraßen und Autobahnen 
sind bestens ausgebaut bzw. kurz vor ihrer Fertig-
stellung. Die Pflicht des Freistaats muss es sein, die-
se Bundeswege auf schnellsten und sichersten We-
gen über Landstraßen zu erreichen. Die Kommu-
nalstraßen und Kreisstraßen haben dabei eine wich-
tige Zubringerfunktion zu erfüllen. Notwendige Orts-
umgehungen sind in vielen Fällen bereits fertigge-
stellt oder werden alsbald begonnen. Eine bessere 
Möglichkeit, den ländlichen Raum anzubinden, ist 
den Planern in der Vergangenheit und Gegenwart 
noch nirgendwo gelungen. 
 
Nach dem Thüringer Straßengesetz werden eben 
nicht mehr benötigte Landesstraßen als Baulastträger 
auf Kommunen übertragen. Aber bitte schön, nur 
nach Instandsetzung, nicht wie in anderen Bundes-
ländern einfach so und die Kommunen mögen se-
hen, woher sie die Finanzierung nehmen, sondern 
das ist ein Stück in unserem Freistaat, indem wir 
uns unseren kommunalen Partnern auch stellen und 
ihnen insofern als Land entgegenkommen. Erst am 
vergangenen Donnerstag fand ein ganz wichtiger 
Bauabschnitt der BAB A 4 - Hörselbergumfahrung 
- seinen Anfang. Frau Doht hat es bereits erwähnt. 
Zusammen mit den beiden Ministern, Herrn Bundes-
minister Tiefensee und Herrn Landesminister Traut-
vetter, waren einige unserer Kollegen als Gäste da-
bei. 
 
Meine Damen und Herren, jetzt kommt etwas Poli-
tik ins Spiel. 
 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt,  
DIE LINKE: Ach, was machen wir  
die ganze Zeit hier?) 

 
Ach, Herr Blechschmidt.  
 
Noch in unserer Landschaft und deshalb - ich den-
ke, hierher gehört es, was ich jetzt sage, Herr Tiefen-
see ging in seiner Rede auf die absolute Wichtig-
keit dieser Baumaßnahme ein - mag es ein wun-
derbares Novum darstellen, was er dann sagte, er 
sprach nämlich von den blühenden Landschaften in 
Ostdeutschland, die dank bester Infrastruktur ent-
standen sind.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ein Ausspruch, der mich sehr freute. Doch möchte 
ich schon noch einmal erinnern, dass unser Einheits- 
und Altkanzler Helmut Kohl für diese Vision Schel-
te und Häme in Größenordnungen bezogen hatte. 
Er hat daran geglaubt und er hat auch recht behal-
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ten. So viel zu Landesplanungen, Visionen und de-
ren Umsetzung zum Wohl eines Volkes.  
 
Wenn wir schon über regionale und überregionale 
Verkehrsströme nachdenken, dann sollten wir auch 
über europäische Größenordnungen nachdenken. 
Frau Doht, Sie mögen mir verzeihen, wenn ich schon 
wieder einmal in die Geschichte abschweife. Keine 
Angst, es werden heute nicht 2.000 Jahre sein, die 
ich zurückgehen möchte, es werden nicht die Ost-
goten und die Westgoten sein, die ich erklären möch-
te, sowie das antike Rom, das damals zerstört wurde, 
um Stadtumbau neu zu beginnen, aber, ich denke, 
es ist auf jeden Fall eine Geschichte von über 1.000 
Jahren, die eine Kultur- und Handelswegmission neu 
in Europa erwachen lässt, und zwar die Via Regia, 
die Verbindung zwischen Paris, Frankfurt, Berlin, die 
untere Magistrale also Erfurt, Dresden, Warschau 
bis in die Ukraine. Die sächsische Landesregie-
rung hat in einem Papier dies jetzt neu erkannt und 
stellt in Europa, im europäischen Rahmen die Idee 
der Via Regia wieder vor. Sie sehen, andere be-
mühen sich auch, weit in die Geschichte zurück-
zugehen, um ihr heutiges Dasein zu erklären. Denn 
es gilt immer noch der alte Spruch: „Wer seine Ge-
schichte nicht kennt, der wird seine Zukunft auch 
nicht meistern können.“  
 
Meine Damen und Herren, unsere Autobahnsyste-
me waren 1990 bei 250 km Bestand in einem un-
würdigen Zustand und nach dem Motto - ich habe 
diesen Satz 1994 einmal geprägt, der trifft auch für 
Autobahnen immer wieder zu und nicht nur für Städte 
- ohne Waffen waren Ruinen geschaffen worden. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Du bist ja ein Poet.) 

 
Der Satz stammt nicht von mir. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Dann hätten Sie zitieren müssen.) 

 
Heute verfügen wir über ein Autobahnnetz von 
500 km. Ich denke mal, mit wenigen Engstellen sind 
sie bestens ausgebaut. Thüringen ist also eine Lo-
gistikdrehscheibe im Herzen Europas. Nun müssen 
wir nur noch begreifen, dass Logistik auch Wirtschaft 
bedeutet und Arbeit mit sich bringt. Wenn ich das 
Logistikland sein kann, würde ich Logistik auch wirt-
schaftsfördernd begleiten. Frachtcargo sichern auch 
zukünftigen Fortbestand von Verkehrslandeplätzen 
und Flugplätzen. Wenn sich das Transportaufkom-
men in den nächsten 20 Jahren verdoppelt, wird laut 
Wirtschaftsexperten und deren Prognosen - und wa-
rum sollen wir nicht daran wirtschaftlich mit partizi-
pieren - das so eintreten. Unsere Autobahn- und Tun-
nelsysteme sind die modernsten, unsere Tunnelüber-
wachungszentrale in Oberhof hat alle Aufschaltun-

gen per Monitor. Einziges großes Problem seit Inbe-
triebnahme unserer Tunnelkette waren solche Fahr-
zeuge, denen der Sprit ausging. Warum wohl? Wenn 
ich von Sömmerda bis Bad Werneck keine Rast-
stätte finde, wo ich tanken kann, kann mir das pas-
sieren. Das heißt also, das waren die einzigen Sor-
gen und Probleme in unseren Tunneln.  
 
Und, Frau Kollegin Doht, unsere Tunnelsysteme sind 
nicht gefahrgutuntauglich, sondern sie sind noch nicht 
bewertet und es bedarf eben einer Gefahrenabwä-
gung. Diese Gefahrenabwägung wird bis 2009 vor-
liegen und dann werden wir die nötigen Konzeptio-
nen für die einzelnen Tunnel und die einzelnen Ge-
nehmigungen oder auch Versagungen für bestimmte 
Tunnel erhalten und dann können wir weiterreden. 
Aber zu sagen, unsere Tunnel sind nicht gefahrgut-
fähig, das ist einfach nicht wahr. Das hat etwas mit 
Europa und Europarecht zu tun und mit 5.500 ver-
schiedenen Produkten, die unter dem Thema „Ge-
fahrgut“ laufen und die in einzelnen Klassifizierungen 
demnächst in diesen Studien klassifiziert werden und 
die Tunnel dann, wenn sie klassifiziert sind, uns 
dann auch zur Verfügung stehen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage durch 
Frau Abgeordnete Scheringer-Wright? 
 
Abgeordneter Wetzel, CDU: 
 
Aber gern. 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, Frau Abgeordnete. 
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
Vielen Dank. Zu den Tunneln habe ich folgende Fra-
ge: Durch den Heidkopftunnel dürfen auch keine Ge-
fahrguttransporte fahren, diese werden jetzt an unse-
rer Regelschule entlanggeführt. Wissen Sie, ob es 
auch da eine Gefahrgutabschätzung gegeben hat, 
ob es in Ordnung ist, dass diese Transporte an der 
Schule vorbeigeführt werden, wo alle Schulkinder 
entlanggehen müssen? 
 
Abgeordneter Wetzel, CDU: 
 
Liebe Frau Kollegin, wenn die Abschätzung, die Stu-
die fertig ist, wird jeder Tunnel nachträglich in sei-
ner Gefahrenabwägung abgewogen werden und wor-
den sein. 
 

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright, 
DIE LINKE: Alles neu gebaut!) 
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Ich gehe davon aus, dass wir auch in dieser Phase 
diesen Tunnel in einer neuen Abwägung erhalten 
werden. Der Minister nickt und, ich denke, damit ist 
Ihre Frage beantwortet. 
 
Meine Damen und Herren,  
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Der nickt doch die ganze Zeit, also  
sind alle Fragen beantwortet.) 

 
Frau Doht hat es richtig erwähnt, ich sage, Raststät-
ten kommen noch dazu und Tankanlagen kommen 
noch dazu, aber es gibt mittlerweile auch keine Lkw-
Ruheplätze auf unseren neuen Autobahnen A 71 
und A 73. Ich denke, hier hat der Bundesverkehrs-
minister die richtige Entscheidung getroffen, 30.000 
bis 40.000 neue Lkw-Rastplätze einzurichten, um 
auch der Bundesanstalt für Güterverkehr den nöti-
gen Rückhalt wenigstens zu bieten, den Lkw-Fah-
rern zu sagen, deine Ruhezeit ist erreicht, du stellst 
deinen Lkw ab, und zwar jetzt, hier an dieser nächs-
ten Raststätte. Und die, die an der A 4 und an der 
A 9 in unserem Freistaatgebiet existieren, sind längst 
völlig überfüllt. Ich denke, dieser Zustand muss ver-
ändert werden.  
 
Meine Damen und Herren, Straßensanierung und 
-neubau sowie Brücken müssen eine stärkere Bedeu-
tung künftig im Freistaat erhalten, wenn wir wollen, 
dass sich der Erhaltungszustand wieder verbessert, 
sich also nicht weiter verschlechtert. Im Moment ver-
schlechtert er sich durch die geringe Investitions-
stärke, die wir in den letzten drei Jahren dafür auf-
gewandt haben. Die PPP-Modelle, natürlich, Frau 
Kollegin Doht, sind nicht das Allheilmittel, aber es ist 
eine Möglichkeit, ein zusätzliches Produkt von Fi-
nanzierung, aber auch von Qualitätssicherung. Herr 
Minister hat es richtig gesagt, wenn ich eine Auto-
bahndecke nach fünf Jahren wieder neu belegen 
muss, dann habe ich noch Glück, dass ich eine Firma 
gefunden habe, die dafür wieder einstehen musste 
und das tun musste. Dann werde ich beim PPP-Mo-
dell eben nicht erleben, dass das nach fünf Jahren 
schon wieder kaputt geht, sondern man wird höhe-
re Qualitätsnormen anlegen, wenn man letztend-
lich etwas selbst verwaltet.  
 
Wir unterstützen die Landesregierung in ihrer Hal-
tung, die EFRE-Mittel verstärkt in den kommenden 
Jahren in den ICE-Ausbau fließen zu lassen, spe-
ziell auch den ICE-Ausbau Nürnberg-Leipzig über 
Erfurt,  
 

(Beifall CDU) 
 
auf dass die DB Station & Service auch in Zukunft 
den Bahnhof Erfurt - den Bahnhof der Landeshaupt-
stadt Erfurt - in der Klassifizierungsstufe 6 beibe-

halten kann. Herr Lemke, dass dies möglich ist, dafür 
muss ich auch gewisse Angebote haben, sonst kann 
es passieren, meine Klassifizierung wird herunter-
gestuft. Was das bedeutet für die Landeshauptstadt, 
das wäre nicht gut.  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Aber nicht in Klasse 6, da ist noch nicht 
einmal ein Häuschen!) 

 
(Zwischenruf Abg. Sonntag, CDU:  
Klasse 2.) 

 
(Zwischenruf Abg. Groß, CDU:  
Du hast da was verwechselt.) 

 
Entschuldigung, also die Klasse 1 werden wir nicht 
erreichen.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Ja, der hat durchaus Visionen; es gab einmal jeman-
den, der hat gesagt, die wahren Realisten sind die Vi-
sionäre. Ich weiß nicht, ob das stimmt; es war ein 
Größerer als ich. 
 
Meine Damen und Herren, in wenigen Worten: Thü-
ringen ist gut aufgestellt und kann auch optimistisch 
in die Zukunft blicken. 
 
Ganz zum Schluss vielleicht noch eine kleine be-
sonders nette Aphorisme. Früher hat man dazu viel-
leicht auch „Witz“ gesagt. Anfrage des Senders Eri-
wan - für alle die, die glauben, im kommenden Jahr 
wird Thüringen durchaus eine rot-rote Regierung ha-
ben und da wird alles viel besser -, ich sage Anfra-
ge des Senders Eriwan: Kann man in der Schweiz 
den Sozialismus einführen? Rückantwort: Im Prin-
zip ja, doch wie soll ein so schönes und kleines Land 
wie die Schweiz ein so großes Durcheinander in 
so kurzer Zeit überleben?  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich wünsche uns nicht, dass über das von 18 Jah-
ren Geschaffene wieder Sozialismus hereinbrechen 
muss und das wieder 40 Jahre halten muss. Danke. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Jetzt hat sich für die Landesregierung Herr Minis-
ter Trautvetter zu Wort gemeldet. Herr Minister, Ih-
nen müsste ich gleich das Wort erteilen; jetzt gibt 
es aber auch noch eine Redemeldung seitens der 
Abgeordneten durch den Abgeordneten Kummer. 
Ich nehme an, dass der Abgeordnete noch vorher 
sprechen kann. Herr Abgeordneter Kummer für die 
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Fraktion DIE LINKE. 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Die Tropfsteinhöhle kommt 
jetzt!) 

 
Abgeordneter Kummer, DIE LINKE: 
 
Der Minister hat es erfasst. Herr Minister, der Frei-
staat Thüringen hat viel Geld für Geoinformationen 
ausgegeben. Sie haben sich ja in Ihrer Regierungs-
erklärung heute dazu auch entsprechend geäußert. 
Aber der Zustand der Geoinformationen macht einen 
doch ein bisschen stutzig, wenn nicht sogar traurig, 
wenn es denn sein kann, dass wir einen ICE-Tun-
nel durch den Bleßberg bohren und plötzlich dann 
der Schutt nach der Sprengung nach unten fällt, und 
wir feststellen, ups, da ist eine der wahrscheinlich 
größten Höhlen Deutschlands. Da frage ich mich na-
türlich, wie konnte das passieren, dass wir diese In-
formation nicht im Vorfeld hatten? Ich möchte doch 
bitten, dass wir unsere Geoinformationen in Zukunft 
vervollständigen. Ein anderes Problem - das ist aber 
das Wirkliche, was mich jetzt hier nach vorn geru-
fen hat: Wie erklärt man sich das Handeln der Bahn 
im Anschluss? Denn hier erfolgte ein Handeln, so 
nach dem Modell Landesregierung: Problem erkannt, 
schnell zuschütten. Da sage ich einmal, diese Um-
gangsweise mit solchen Fragen kann ich nicht nach-
vollziehen. Wir haben klare Regelungen, wie mit Höh-
len umgegangen werden sollte, wenn man sie ent-
deckt.  
 
Gut, es scheint nicht wichtig zu sein, mir zuzuhö-
ren, Herr Minister! 
 

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Da kön-
nen wir doch einen Grottenbahnhof ein-
richten!) 

 
Ich frage mich: Warum war die Bahn ermächtigt, so 
vorzugehen, oder war sie es vielleicht nicht? Offen-
sichtlich - das ist gestern noch einmal deutlich ge-
worden durch eine Wortmeldung des Amtsleiters des 
in Auflösung befindlichen Staatlichen Umweltamts 
in Suhl - waren noch nicht einmal die Umweltämter 
informiert. Ich frage mich, hatte die Bahn, hatte die 
bauausführende Firma die Genehmigung über sol-
che Ereignisse, über solche Funde einfach hinwegzu-
gehen, bloß um dieses Prestigeobjekt ICE schnellst-
möglich durchzusetzen? Ich würde mich freuen, wenn 
das aufgeklärt werden könnte, Sie wollen sich ja 
noch einmal zu Wort melden, Herr Minister. Ansons-
ten, da wende ich mich auch an Sie in Ihrer Funk-
tion als Präsident des Regionalverbundes Thüringer 
Wald, wäre es ein Jammer, wenn die Verfahrens-
weise Zuschütten das Ende dieser Höhle wäre, denn 
ich will bloß noch einmal an die touristische Rele-
vanz dieser Region erinnern. Wir haben den Aus-

sichtsturm auf dem Bleßberg, wobei ich hoffe, dass 
die 380-kV-Trasse nicht unbedingt daran vorbeige-
hen wird, wir haben das Relikt Sommerrodelbahn 
in Waffenrod, wo einstmals ein touristisches Zent-
rum entstehen sollte, was daran gescheitert ist, dass 
wir zu wenig Besucher hatten. Wenn eine solche 
doch sehr interessante Höhle in dieser Region noch 
zur Verfügung stünde, denke ich, wäre das ein sehr, 
sehr gelungener Schritt, um den Tourismus hier zu 
stärken. Von der Warte her würde ich die Landes-
regierung auffordern, dringend etwas zu tun, um hier 
zu sehen, welche Möglichkeiten bestehen und nicht 
nach dem Modell Zuschütten zu verfahren. Danke.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Landesregierung Minister Trautvetter, bitte.  
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Herr Kummer, ich bedauere es außerordentlich zu-
tiefst, dass es noch keine Röntgentechnik gibt, die 
die Berge durchleuchtet und dass man solche Hohl-
räume nicht vorher erkennt, denn wie Bodenunter-
suchungen gemacht werden, müssten Sie ja eigent-
lich wissen, dass in regelmäßigen und unregelmä-
ßigen Abständen Bohrungen durchgeführt werden 
und da muss man nicht unbedingt immer einen Hohl-
raum treffen. Ich werde Ihnen darauf auch keine Ant-
wort geben, das muss die Bahn klären mit den zu-
ständigen Verwaltungsbehörden des Freistaats Thü-
ringen. Es ist kein Problem des Thüringer Ministers 
für Bau und Verkehr und das sollen wir in aller Ru-
he klären. Wir wissen, die Inbetriebnahme der Stre-
cke ist abhängig vom Silberbergtunnel, der noch nicht 
ausgeschrieben ist, so dass wir eigentlich auch aus-
reichend Zeit haben, diese ganze Geschichte zu klä-
ren, da muss man gar keinen Streit anfangen, wer 
hat wie, wo etwas gemacht. Ich gebe Ihnen vollkom-
men recht, wenn es eine Möglichkeit gäbe, even-
tuell über den Rettungsstollenzugang ein solches 
Highlight mit zu nutzen, dann sollten wir uns das er-
halten. Da gebe ich Ihnen recht. Lasst uns einmal in 
aller Ruhe in den nächsten Monaten diese Sache klä-
ren.  
 
Herr Lemke, ich weiß ja gar nicht, was Sie kritisiert 
haben an meiner Regierungserklärung.  
 

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Alles.) 
 
Ich habe nicht viel gehört davon. Bahninfrastruktur, 
Zuständigkeit der Bund, Sie hätten Ihre Kritik an der 
Verkehrsinfrastruktur sehr wohl im Bundestag hal-
ten können. Ich will auf einige Punkte eingehen.  
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Bezüglich der Kataster- und Vermessungsverwaltun-
gen, der Geobasisdaten, kritisieren Sie, dass die Un-
terbringung noch nicht komplett erfolgt ist im Jahre 
2008. Ich empfehle die Protokolle früherer Landtags-
sitzungen zu lesen, was ich dazu gesagt habe. Die 
Konzentration auf die Standorte wird so erfolgen, 
wie die Mietverträge auslaufen. Wir kündigen nicht 
vorher Mietverträge, damit keine zusätzlichen Kos-
ten entstehen und deswegen wird die Konzentra-
tion auf die endgültigen Standorte schrittweise von 
Jahr zu Jahr erfolgen und auch so, wie wir in der 
Lage sind, die investiven Mittel für eventuell notwen-
dige Sanierungs- und Ergänzungsbauten vorzuneh-
men. Da gibt es auch überhaupt keinen Grund, dort 
zeitliche Forderungen zu stellen, weil durch die Ver-
netzung der Ämter die Ämter komplett funktionsfä-
hig sind. Dann kritisieren Sie, die Geobasisdaten 
würden wir auf dem Rücken der Steuerzahler er-
mitteln und Frau Doht sagt, wir sollen endlich die ver-
pflichtenden Einmessungen der Gebäude auf den 
Weg bringen. Ich würde Ihnen empfehlen, sich auch 
öffentlich kundig zu machen.  
 

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD:  
Sind wir hier nicht öffentlich?) 

 
Denn die Folge davon ist - das müssen Sie auch 
den Thüringer Bürgern, den Thüringer Unternehmen 
sagen -, wenn ich Geobasisdaten nicht auf Kosten 
der Steuerzahler aus dem Landeshaushalt finan-
ziere, dann muss ich es kostendeckend gebühren-
pflichtig ermitteln, das heißt Lasten für die Bürger, 
für die Unternehmen. Wenn wir jetzt keine Beflie-
gung machen, sondern eine verpflichtende Gebäu-
deeinmessung, dann muss ich die verpflichtende Ge-
bäudeeinmessung anordnen - Kosten für den Bür-
ger. Vielleicht hätten Sie das gerne, Frau Doht. Dann 
hätten wir nämlich hier wieder eine schöne Ausei-
nandersetzung, Herr Kuschel könnte wieder De-
mos machen „Weg mit Gebühren und Abgaben!“  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Minister, gestatten Sie eine Anfrage durch den 
Abgeordneten Höhn? 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Aber gern. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Danke schön. Herr Minister, das Thema interessiert 
mich aber dann doch. Wenn es jetzt so sein soll, 
dass die noch nicht erhobenen Daten der Haus- und 
Grundstücksbesitzer durch dieses neue System er-
fasst werden sollen, wie gehen Sie denn dann mit 
den Bürgern um, die bereits auf ihre eigenen Kos-
ten die Gebäudeeinmessung und die Vermessung 

ihrer Grundstücke haben vornehmen lassen? Bekom-
men die dann vielleicht ihr Geld zurück, wie das in 
anderen Fällen auch schon der Fall war? 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Die verpflichtende Gebäudeeinmessung ist eine ge-
setzliche Grundlage  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
So sollte es aber auch bleiben.) 

 
und das wird es auch bleiben in Zukunft. Das ist aber 
eine ganz andere Frage. Wo brauche ich eigentlich 
detaillierte Daten, auf den Zentimeter genau? Zum 
Beispiel bei Grundverkäufen, bei Hausverkäufen, 
bei Investitionen, bei Baugenehmigungen, wo in 
nachbarschaftsrechtlichen Streitigkeiten jeder Zenti-
meter der Grundstücksgrenze zählt - das wird auch 
nach wie vor dort notwendig sein. Oder inwiefern ist 
eigentlich eine Überfliegung mit dem entsprechenden 
höheren Ungenauigkeitsgrad für die ALK ausrei-
chend? Wir werden das nicht in wenigen Jahren er-
reichen. Da bringe ich jetzt gar keine Kritik an, dass 
das zu DDR-Zeiten nicht vollzogen worden ist, es 
ist ja seit 1933 nicht mehr vollzogen worden - die 
verpflichtenden Gebäudeeinmessungen und die 
Grundstücksvermessung.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Auch nicht seit 1990.) 

 
Das ist ein Problem, bei dem wir ein ganzes Jahr-
hundert Investitionstätigkeit aufarbeiten müssen. Da-
mit wir erst mal Daten haben, haben wir uns zur 
Überfliegung entschlossen, damit die ALK auch ohne 
die verpflichtenden Gebäudeeinmessungen vollstän-
dig sind. Aber es wird auch in dem zusammenge-
fassten Kataster- und Geoinformationsgesetz die ver-
pflichtende Gebäudeeinmessung weiterhin drinblei-
ben. 
 
Ich bin kritisiert worden, dass ich zu viele Forderun-
gen an den Bund stellen würde. Ich bleibe auch da-
bei und wir sollten uns alle einig sein, dass wir ge-
meinsam die Forderung aufmachen, dass in die Ver-
kehrsinfrastruktur zu wenig Geld hineingesteckt wird. 
Ich will es noch mal deutlich sagen: Die Mineralöl-
steuer in Deutschland beträgt 44 Mrd. €, die Kfz-
Steuer beträgt fast 7 Mrd. €, die Ökosteuer beträgt 
fast 7 Mrd. €, die Maut beträgt fast 3 Mrd. €. Dem 
Nutzer der Verkehrsinfrastruktur entziehen wir auf di-
rektem Steuerweg etwa 60 Mrd. €. Und wir sind be-
reit, Bund, Länder und Gemeinden zusammen, ei-
nen Betrag - darüber streitet man sich ein bisschen 
- zwischen 11 und 12 Mrd. € in die Refinanzierung 
der Verkehrsinfrastruktur hineinzustecken. Dabei ist 
dieser Betrag Straße, Schiene, Wasser zusammen. 
Es gab im Mineralölsteuergesetz einen Paragraphen, 
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der schrieb einen verpflichtenden Anteil der Mine-
ralölsteuer für Verkehrsinfrastruktur vor. Diesen Pa-
ragraphen gibt es mit der Einführung des EEG nicht 
mehr, der ist abgeschafft worden. Der ist eigentlich 
schon 30 Jahre immer mit dem Haushaltsbegleit-
gesetz des Bundes für ungültig erklärt worden.  
 
Auch das ist kein Problem, wo ich sage, ich übe 
Kritik an der jetzigen Bundesregierung und an der 
vorherigen Bundesregierung. Ich übe Kritik, wenn 
ich solche Forderungen aufstelle, weil wir insgesamt 
unsere Verkehrsinfrastruktur komplett unterfinan-
ziert haben, das auf der Straße, auf der Schiene 
und im Wasserbereich, um mal die drei wichtigsten 
zu nennen. Wir müssen in den nächsten Jahren dort 
mehr investieren. Alle Verkehrsminister der Länder 
haben den Bund aufgefordert, mindestens 1 Mrd. € 
mehr an investiven Mitteln zur Verfügung zu stellen. 
Der Bundesverkehrsminister hat diese Forderung auf-
gegriffen, hat das in seinen Haushaltsanmeldungen 
beim Finanzministerium abgegeben. Herr Steinbrück 
hat dieser Tage gesagt, das lässt er nicht zu, an-
sonsten macht er einen Haushalt für das nächste 
Jahr ohne Beteiligung der Ressorts. Deswegen, es 
muss mehr Geld in die Verkehrsinfrastruktur. 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Wie in Thüringen.) 

 
Frau Doht möchte mehr Verkehr auf der Bahn haben. 
Ich will Ihnen ganz klar sagen, wir haben 25 Pro-
zent mehr Verkehr im Schienenpersonennahverkehr 
als vor den Regionalisierungsmitteln. Aber in einem 
sind wir wahrscheinlich grundsätzlich anderer Mei-
nung. Die Bahn hat ihre größte Leistungsfähigkeit, 
wenn sie als schnelles und eigentlich kreuzungs-
freies Verkehrsmittel - denn sie hat überall Vorfahrt, 
die Schranken gehen immer zulasten der Straße 
runter, nie zulasten der Bahn - die Mittelzentren in 
Thüringen schnell miteinander verknüpft. Es ist das 
schnellste Nahverkehrsmittel, was wir dann haben. 
Leider Gottes sind die Bahnhöfe vielfach außerhalb 
der Siedlungsgebiete. Auch das ist eines der The-
men, worüber wir reden müssen, während die Busse 
direkt am Marktplatz halten. Deswegen brauchen 
wir vor allem diesen vertakteten Nahverkehr, wo ich 
in den Mittelzentren Thüringens vor dem Bahnhof 
den Busbahnhof habe und von dort den ländlichen 
Bereich erschließe. Das muss unsere Zukunft sein. 
Daran müssen wir noch hart arbeiten.  
 
Wenn Sie so beispielhaft Strecken aufführen, wie 
Fröttstädt-Friedrichroda oder Ilmenau-Stützerbach, 
wir haben dem Landkreis, dem Ilm-Kreis, angebo-
ten, macht einen Schienennahverkehr bis Schmiede-
feld, das macht Sinn, dann versuchen wir, einen Weg 
zu finden, wie wir den Schienennahverkehr bis 
Schmiedefeld bestellen können. Aber was macht 
denn ein Schienennahverkehr bis Stützerbach für ei-

nen Sinn, wenn parallel von Ilmenau über Ilme-
nau/Bad-Manebach-Stützerbach der Bus fährt? Zu 
all unseren Forderungen, den Bus einzustellen, hat 
der Ilm-Kreis dann entschieden: Wir überlegen im 
nächsten Jahr, ob wir zum nächsten Fahrplanwech-
sel den Bus einstellen. Das ist keine Grundlage, dass 
ich dann für dieses Jahr den Schienennahverkehr 
bis Stützerbach weiter bestelle, sondern ich hätte ein 
klares Votum vom Ilm-Kreis gebraucht: Ich kappe 
den Busverkehr auf der Straße. Dann wäre zuguns-
ten der Schiene entschieden worden.  
 
Ähnlich ist es im südlichen Gothaer Landkreis, wenn 
ich Friedrichroda und Gotha durch drei Nahverkehrs-
systeme verbinde. Die Firma Steinbrück fährt mit dem 
Bus, die Thüringer Waldbahn fährt und DB Regio 
fährt über Fröttstädt. Wir können uns nicht drei Nah-
verkehrssysteme parallel leisten. Übrigens ist es auch 
dort so, wir sind jetzt mit dem Landkreis Gotha im 
Gespräch. Es hat eine Untersuchung gegeben. Wir 
werden das demnächst gemeinsam mit den Bürger-
meistern und mit dem Landkreis Gotha entscheiden. 
Die Leute nutzen nicht das schnellste Verkehrsmit-
tel. Das wäre nämlich die Bahn mit DB Regio über 
Fröttstädt. Die Leute nutzen das 20 Minuten langsa-
mere Verkehrsmittel Thüringer Waldbahn, die meis-
ten Leute die Thüringer Waldbahn. Da können Sie 
sich ausrechnen, wie die Entscheidungen dann auch 
fallen werden.  
 
Wir machen ja nicht ein erstes Radwegekonzept. Je-
der kennt die Vorlagen von Herrn Dressler. Das wird 
jetzt fortgeführt. Das Radwegekonzept wird eigent-
lich jedes Jahr fortgeschrieben. Wir sind in Erarbei-
tung des jetzigen seit über zwei Jahren. Wir müs-
sen das auch abstimmen mit den Regionalen Pla-
nungsversammlungen, die ja momentan gerade in 
der ersten Auslegung ihrer Regionalpläne waren. Da-
rum ist das auch terminlich so abgestimmt, dass wir 
nicht unabhängig von den Regionalen Planungsver-
sammlungen Radwegepläne, Radwegekonzepte er-
arbeiten, die in den Planungsversammlungen, den 
Regionalen Raumordnungsplänen dann über den 
Haufen geworfen werden. Da die erste Auslegung 
jetzt in jeder Planungsregion war, ist das auch ein 
guter Anlass, das noch einmal abzustimmen und dort 
ein gemeinsames Konzept auf den Weg zu bringen.  
 
Über den ruhenden Verkehr möchte ich nicht reden, 
auch ganz bewusst nicht, das ist schon kommuna-
le Aufgabe. Da sage ich ganz klar, das soll auch dort 
bleiben. Bei Gigalinern kann ich nur sagen, Herr Lem-
ke, was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmer-
mehr. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Dann lernen Sie es also nie.) 
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Wenn Sie mal richtig zuhören würden, was ich sa-
ge. Ich habe mich nie für flächendeckende Gigaliner 
in Deutschland ausgesprochen. Ich habe immer ge-
sagt, der Gigaliner hat seine Zukunft in einem defi-
nierten Quell-Ziel-Verkehr. Er hat seine Zukunft dort, 
wo ich großvolumige leichte Produkte transportiere 
und nie flächendeckend. Wer so etwas behauptet, 
ich würde ein solches Konzept verfolgen, der sagt 
wissentlich die Unwahrheit. Es ist nun mal eine Tat-
sache, wenn ich die gleiche Menge an Produkten mit 
einem Drittel weniger Fahrkilometer aber nur einem 
dreiprozentigen Dieselmehraufwand pro Kilometer 
transportiere, dass das auch ein ökologischer Bei-
trag zur Minimierung des Kraftstoffverbrauchs ist. 
Das können Sie negieren, aber die Zahlen sagen ein-
deutig etwas anderes. Ich empfehle Ihnen auch die 
entsprechenden Untersuchungen, die große Firmen 
gemacht haben. DHL hat auch gesagt, der Gigaliner 
ist für uns als Transportmittel zu gebrauchen, um 
unsere Logistikzentren zu verknüpfen und nicht, um 
die Pakete bis vor die letzte Haustür zu liefern. Die 
kommen dort auf ein Einsparvolumen von über 
700.000 l Diesel, also lasst uns in den nächsten 
Jahren intensiv darüber nachdenken. Die ersten Un-
tersuchungen aus Nordrhein-Westfalen liegen vor. 
Der Kollege Wittke geht ja weiter als Thüringen. Er 
hat in seinem Pilotvorhaben auch 60-Tonner zuge-
lassen, ebenfalls mit einem positiven Ergebnis. Da 
ist es schon identisch, modulare Verkehrssysteme 
auf der Straße und modulare Verkehrssysteme im 
städtischen Nahverkehr.  
 
Ich kann nur sagen, wenn das Modellvorhaben 
„Hybridbus“ in Jena erfolgreich ist, wenn die dorti-
gen Auswirkungen erfolgreich sind, dann sollte z.B. 
die Stadt Gera mal darüber nachdenken, ob man 
für 50 Mio. € Steuermittel eine Straßenbahnstrecke 
ausbaut nach Langenberg oder ob man nicht den 
Verkehr dann lieber durch die Anschaffung von fünf 
oder sechs Hybridbussen auf der Straße löst. Ein 
Hybridbus mit 25 m Länge hat das gleiche Fassungs-
vermögen an Passagieren wie eine Straßenbahn. 
Aber Herr Oberbürgermeister Vornehm denkt noch 
lange nicht über moderne Technologien nach, er ist 
ein reiner Straßenbahnverfechter.  
 
Mit dem Flughafen Erfurt werden wir uns sicherlich 
noch viel befassen. Ich will nur eins hier ganz klar 
sagen: Der Flughafen Erfurt ist nicht zu groß ausge-
baut, sondern genau so, wie der Thüringer Bedarf 
ist. Ich empfehle jedem, auch mit den Unternehmen 
zu reden, die sich dort angesiedelt haben, z.B. mit 
TNT und den Mitarbeitern von TNT. Es war ein An-
siedlungsgrund für dieses Unternehmen, ein aus-
gebautes Vorfeld zu haben. Das haben wir auch 
sehr eindeutig gesagt, sonst wären sie nicht gekom-
men, sondern nur dadurch, dass dort eine Infrastruk-
tur ist, wo auf der einen Seite der Halle die Lkw an-
docken, auf der anderen Seite die Flugzeuge stehen 

können, haben sie diesen Effektivitätsvorteil - und die-
sen nutzen sie dort. Passagierzahlen hin und her - 
der gesamte Luftverkehr in Deutschland erhebt statis-
tisch 188 Mio. gezählte Passagiere, ein- und aus-
steigend, also 90 Mio., die fliegen, denn wer wegfliegt, 
kommt auch wieder zurück und landet auch wieder. 
Jetzt rechne ich das mal hoch, wie viel Erfurt und 
Altenburg-Nobitz insgesamt an Passagierzahlen zäh-
len. Wir wissen, dass wir momentan maximal 30 Pro-
zent der Thüringer auf unseren beiden Flughäfen 
abfertigen, die in den Urlaub fliegen oder eine Dienst-
reise machen. Das heißt, es ist eigentlich eine Kapa-
zität vorhanden, bei der man auf die Thüringerinnen 
und Thüringer, auf die Unternehmen zugehen kann, 
um beide Flughäfen erfolgreich positiv weiterzuent-
wickeln. Wir sollten aufhören, dort ständig einen 
Streit zu erzeugen. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Wer erzeugt den?) 

 
Ach wissen Sie, Herr Lemke, seit dem ich die Bil-
der gesehen habe von Hamburg, sage ich Ihnen ganz 
eindeutig: Ich würde die Sperrung Altenburg-Nobitz 
noch mal genauso machen. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Unbelehrbar!) 

 
Nein, die würde ich noch mal genauso machen. Denn 
wenn so ein Flugzeug, was in Hamburg gerade 
durchstarten konnte, in Altenburg-Nobitz in den Bäu-
men gelandet wäre, 
 

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: Da 
wäre Herr Lemke auf die Barrikaden ge-
gangen.) 

 
dann hätte ich Ihre Forderungen hier im Landtag mal 
hören wollen: 
 

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: 
Rücktritt des Ministers.) 

 
Rücktritt des Ministers! Er hat nicht dafür gesorgt, 
dass die Sicherheitsfragen eingehalten werden und 
vieles andere. 
 

(Beifall CDU) 
 
Es gibt keine Kompromisse mit dem Thüringer Mi-
nister für Bau und Verkehr in diesen Sicherheitsfra-
gen und dort werde ich auch in Zukunft ganz konse-
quent sein. Wenn die Sicherheit nicht eingehalten 
wird, werden wir auch in Zukunft ganz konsequent 
handeln. 
 

(Beifall CDU) 
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Also sollten wir doch versuchen, die Möglichkeiten, 
die wir in Thüringen haben, gemeinsam zu entwi-
ckeln, gemeinsam aufzubauen, dann ist jeder der 
Flughäfen wirtschaftlich und erfolgreich und dort ha-
ben wir genug zu tun, als uns im gegenseitigen Streit 
zu bewegen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Redeanmeldung, Herr Abge-
ordneter Lemke für die Fraktion DIE LINKE. 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, es be-
darf schon einiger Richtigstellungen von dem, was 
der Minister hier zum Schluss ausgeführt hat. Ers-
tens, Herr Minister, ich weiß gar nicht, wer Sie kriti-
siert hat, dass Sie zu viel vom Bund fordern. 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Na Ihr, alle beide.) 

 
Nein, die Kritik ging einzig und allein dahin, dass sich 
das Land Thüringen verstärkt aus der Finanzierung 
des Verkehrs zurückzieht - das war die Kritik. Sie 
müssten sich mal bemühen, einfach nur zuzuhören 
und das aufzunehmen, was gesagt wird. Das wäre 
schon ganz hilfreich. Die zweite Sache: Herr Minis-
ter, es wäre mal hilfreich zu wissen, fahren in Thü-
ringen jetzt Gigaliner oder Longliner? Sie haben bei 
der letzten Debatte dazu erklärt, es sind gar keine 
Gigaliner, es sind Longliner. 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Es sind Longliner.) 

 
Gut, dann haben wir das schon mal geklärt. Dann 
hat auch niemand gesagt oder behauptet, dass Sie 
gesagt hätten, die sollen flächendeckend eingesetzt 
werden. Das hat niemand gesagt. 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Doch, das weise ich Ihnen 
im Protokoll nach.) 

 
Nein. Dann weisen Sie das nach! Es gibt dafür ei-
nen Modellversuch. Das haben wir auch nie bestrit-
ten, dass Sie das so gesagt haben. Aber selbst die-
ser Modellversuch unterläuft den Entwurf des Bun-
desministers. Der will ganz klar die Verlagerung von 
der Straße auf die Schiene. Longliner sind das Ge-
genteil. Die machen das Gegenteil. Und, Herr Mi-
nister, es gibt ja massiv Probleme dabei: Dass Long-
liner ja gar nicht so einfach fahren können, das ha-
ben wir ja unlängst erst in der Presse gelesen und 
das haben sicher auch Sie gelesen.  

Zum Thema Longliner oder Gigaliner, Herr Minister, 
es ist schon ein Stück makaber, wenn Sie sich im 
Güterverkehrszentrum hinstellen - da ist gerade der 
neue Terminal eröffnet worden - und darüber berich-
ten, dass Sie prüfen, ob ein Matratzenhersteller aus 
Gera nicht mit so einem Gefährt zwischen Gera und 
dem unmittelbar neben dem Güterverkehrszentrum 
liegenden Unternehmen diesen Verkehr machen 
darf.  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Richtig.) 

 
Sie wissen genau, dass das Güterverkehrszentrum 
permanent unterausgelastet ist, und stehen da, wohl 
wissend, es soll mehr Verkehr auf die Schiene, Sie 
eröffnen diesen Terminal, wissen, dass es nicht rich-
tig ausgelastet ist, und erklären dann vor allen Leu-
ten, Sie denken nach, einen Longliner oder Gigali-
ner zwischen Gera und Erfurt/Güterverkehrszentrum 
fahren zu lassen, obwohl die Schiene zwischen Gera 
und Erfurt erst ertüchtigt wird, so dass das auf der 
Schiene durchaus transportabel gewesen wäre. Das 
ist schizophren und widerspricht dem, was Sie hier 
die ganze Zeit sagen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Zum Flughafen: Der Flughafen ist zu groß ausge-
baut worden. Er wäre nie ausgebaut worden, wenn 
nicht die Zahlen gefälscht worden wären, Herr Mi-
nister, dann hätten wir die zweite Ausbaustufe nicht 
gehabt. Es ist einfach eine Nebelkerze, hier zu be-
haupten, TNT wäre nicht gekommen, wenn die zwei-
te Ausbaustufe nicht gewesen wäre. Vorfeld TNT 
hätte gebaut werden können ohne zweite Ausbau-
stufe, das fällt nämlich unter die Ausnahmegeneh-
migung.  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: So ein Quatsch!) 

 
Hören Sie auf, hier so einen Blödsinn zu erzählen 
und hier Nebelkerzen zu schmeißen.  
 

(Unruhe CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage durch 
den Abgeordneten Schugens? 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Na klar.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Bitte, Herr Schugens.  
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Abgeordneter Schugens, CDU: 
 
Vielen Dank. Herr Lemke, wenn Sie jetzt den Minister 
zu dem Thema Longliner angreifen, würde ich Ih-
nen gern eine Frage dazu stellen: Ist Ihnen denn be-
kannt, dass die Matratzen, die am Rande von Gera 
produziert werden, nicht zum Hauptbahnhof Gera 
fliegen oder laufen können? Wie wollen Sie denn 
den Anschluss dann zum Güterverkehrszentrum brin-
gen, wo der Gedanke des Ministers ein positiver 
ist, weil wir dort in dem Güterverkehrszentrum dann 
auf die Schiene zuladen können?  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Ganz genau.) 

 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Darf ich Ihnen mal eine Gegenfrage stellen, Herr 
Schugens, um die Frage gleich zu beantworten: 
Warum hat dieses Matratzenwerk keinen Gleisan-
schluss? Warum ist das zugelassen worden, dass 
Unternehmen sich ansiedeln ohne Gleisanschluss?  
 

(Unruhe CDU) 
 
Das ist die Verkehrspolitik dieses Ministeriums, die-
ses Ministers. Das ist die Beantwortung der Frage.  
 
Herr Minister, und genauso eine Nebelkerze ... 
 

(Unruhe CDU) 
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Das hältst du doch nicht 
aus.) 

 
(Zwischenruf Reinholz, Minister für Wirt-
schaft, Technologie und Arbeit: Wissen 
Sie überhaupt, wo das Werk ist?) 

 
Ich weiß, wo das Werk ist.  
 
Genau solch eine Nebelkerze, Herr Minister: Sicher-
heitsfragen Altenburg-Nobitz.  
 

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: 
Tiefflieger.) 

 
Herr Kretschmer, Schlotheim, da sind Sie der Tief-
flieger. Obermehler-Schlotheim - brauchen wir nicht 
weiterzureden.  
 
Herr Minister, Altenburg-Nobitz Sicherheitsfragen: 
Die standen doch nie im Mittelpunkt. Außerdem hat 
die Deutsche Flugsicherung Ihnen doch permanent 
das Gegenteil von dem gesagt, was Sie ständig be-
hauptet haben. Es ging doch einzig und allein darum, 
Ryanair eine auszuwischen, weil Ryanair nicht Ihre 

Geschenke angenommen hat, hier in Erfurt für 
500.000 € Subventionen zu fliegen, sondern auf dem 
Standort Altenburg bestanden hat. Darum ging es 
doch allein. Alles, was Sie dort erfunden haben, wa-
ren doch letztendlich nur Nebelbomben, ohne zu ver-
hindern, dass Ryanair nicht Ihrem Angebot beige-
treten ist. Das war es doch. Vielen Dank.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt eine weitere Wortmeldung. Für die Landes-
regierung Minister Trautvetter.  
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Herr Lemke, nur zwei Bemerkungen. Ich hätte gern 
mal das Angebot von Ihnen, da Sie ja offenbar über 
Unterlagen verfügen, die ich nicht habe, welches 
Angebot ich Ryanair gemacht haben soll. Wenn Sie 
so etwas behaupten, legen Sie hier Unterlagen vor.  
 

(Beifall CDU) 
 
Es gibt keine Angebote an Ryanair. Ich habe die 
Einladung nach Irland nicht angenommen; der Flug-
hafen Erfurt hat nicht einmal eine Kündigung von 
Ryanair bekommen, sondern hat das im Prinzip über 
eine Pressemitteilung bekommen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Minister, gestatten Sie eine Anfrage durch den 
Abgeordneten Lemke? 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Nein.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Er gestattet es nicht.  
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Als Zweites möchte ich Ihnen noch mal ganz deut-
lich sagen: Die Matratzen werden im GVZ zum 
größten Teil auf den Güterverkehr auf die Schiene 
verlagert.  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE) 
 
Ja, natürlich, weil das Logistikzentrum von IKEA im 
GVZ ist. Da muss man etwas von Wirtschaft ver-
stehen. Das geht Ihnen ja ein bisschen abhold, 
 

(Beifall CDU) 
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dass solche Logistiker nicht alle 10 Kilometer ein 
Logistikzentrum machen, sondern nur an bestimm-
ten Stellen, wo nämlich Straße und Schiene auch 
optimal verknüpft sind, wo ich die entsprechenden 
Verkehrswege habe und dass natürlich im Umfeld 
bis zu 100 Kilometer dann der Anlieferungs- und 
Wegtransportverkehr auf der Straße läuft. Ich emp-
fehle Ihnen wirklich, bevor Sie weiterhin Leute ver-
unsichern, machen Sie sich erst einmal richtig sach-
kompetent in der Sache.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Es gibt jetzt keine weiteren Redewünsche mehr. 
Ich schließe damit die Aussprache zur Regierungs-
erklärung und den Tagesordnungspunkt 1.  
 
Nun hatten wir vereinbart, dass wir jetzt den Tages-
ordnungspunkt 31 aufrufen. Das ist der 
 

Bericht der Parlamentari- 
schen Kontrollkommission 
gemäß § 19 Abs. 6 des Thü- 
ringer Verfassungsschutz- 
gesetzes 

 
Diesen Bericht wird Abgeordneter Kölbel im Auf-
trag der Parlamentarischen Kontrollkommission ge-
ben. Ich bitte, Herrn Abgeordneten Kölbel um das 
Wort. 
 
Abgeordneter Kölbel, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte Abgeord-
nete, verehrte Gäste, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
nach § 19 Abs. 6 Thüringer Verfassungsschutzge-
setz unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkom-
mission unter Beachtung der Geheimhaltungspflich-
ten den Landtag mindestens alle zwei Jahre über 
ihre Tätigkeit. Seit dem letzten Bericht, den ich in der 
35. Plenarsitzung am 3. März 2006 gehalten habe, 
sind gut zwei Jahre vergangen. Ich kann also fest-
stellen, dass der Bericht fristgemäß gehalten wird. 
 
Zum Zeitpunkt des letzten Berichts stand gerade 
die Nachwahl für den ehemaligen Kollegen Stauch 
an. Wie Sie wissen, ist der Parlamentarische Ge-
schäftsführer meiner Fraktion, Herr Kollege Schröter, 
als Nachfolger gewählt worden. Ich habe ihn in der 
9. Sitzung der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion am 21. Juni 2006 gemäß § 5 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission in Verbindung mit § 1 Abs. 1 bis 3 des Ver-
pflichtungsgesetzes zur Erfüllung seiner Obliegen-
heiten zur gewissenhaften Durchführung seiner Auf-
gaben und zur Verschwiegenheit verpflichtet und er 
hat seine Arbeit in der Kommission noch in dersel-

ben Sitzung aufgenommen.  
 
Im Berichtszeitraum fanden zehn Sitzungen der Kom-
mission statt, eine davon zeitweise im Thüringer Lan-
desamt für Verfassungsschutz zum Zwecke der Ak-
teneinsicht und auch der Befragung dort tätiger Mit-
arbeiter. Die Parlamentarische Kontrollkommission 
ist im Berichtszeitraum ihrer gesetzlichen Pflicht zur 
Kontrolle der Tätigkeit des Landesamts für Verfas-
sungsschutz gemäß § 18 Abs. 1 unter Nutzung ih-
rer Befugnisse gemäß § 19 Thüringer Verfassungs-
schutzgesetz nachgekommen. So hat sie mindes-
tens viermal jährlich die Unterrichtung gemäß § 19 
Abs. 1 Satz 1 Thüringer Verfassungsschutzgesetz 
auf die Tagesordnung gesetzt; hier ist festgelegt, dass 
die Landesregierung die Parlamentarische Kontroll-
kommission umfassend über die allgemeine Tätig-
keit des Landesamts für Verfassungsschutz und über 
Vorgänge von besonderer Bedeutung unterrichtet. 
Die Formulierung klingt zunächst einmal trocken und 
formal. Zuweilen hat sich aber bereits bei der Aus-
legung der Begriffe „umfassend“ und „Vorgänge von 
besonderer Bedeutung“ gezeigt, dass die Auslegung 
der dabei Beteiligten - die Landesregierung und das 
Landesamt für Verfassungsschutz auf der einen Seite 
und der Mitglieder der Kommission auf der anderen 
Seite - auch unterschiedlich war. Dabei spielt sicher-
lich die unterschiedliche Herangehensweise eine gro-
ße Rolle. Hier die auch und zuallererst politisch den-
kenden Abgeordneten, dort das Ministerium mit sei-
nem zuständigen Bereich und dem Landesamt für 
Verfassungsschutz, bei denen die juristische Prü-
fung und fachpraktische Betrachtung der Vorgänge 
den Vorrang hat. Beides ist notwendig, angemes-
sen und ergänzt sich, hat allerdings im Berichtszeit-
raum der letzten zwei Jahre auch zu lebhaften bis 
hin zu kontroversen Diskussionen geführt.  
 
Ich verrate dem Hohen Haus damit kein Geheim-
nis, Sie hatten es bereits in der Presse gelesen: Die 
Berichterstattung des Innenministers, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Veröffentlichung eines 
Organigramms des Landesamts für Verfassungs-
schutz im Internet im Verlauf des Verfahrens gegen 
den ehemaligen Präsidenten des Thüringer Landes-
amts für Verfassungsschutz, hat zu Auseinander-
setzungen zwischen der Kommission und dem Innen-
minister bzw. seinem nachgeordneten Bereich ge-
führt. Im Zusammenhang mit der seinerzeitigen Veröf-
fentlichung des Organigramms des Landesamts im 
Internet durch Herrn Roewer habe ich dazu als Vor-
sitzender der Kommission zwei Tage nach einer re-
gulären Sitzung, in der das Innenministerium über 
den Vorfall nicht unterrichtete, eine Sondersitzung 
einberufen. 
 

(Beifall CDU) 
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Einige Mitglieder der Kommission haben Sitzungen 
unter Protest gegen die nach ihrer Auffassung nicht 
dem Wort, Geist und Sinn des Verfassungsschutz-
gesetzes entsprechenden Berichterstattung durch 
den Innenminister verlassen. Diese Sitzungen muss-
ten deshalb vor Abarbeitung der Tagesordnung be-
endet werden.  
 
Auch im Zuge der Berichterstattung zu den Aktivitä-
ten des Landesamts für Verfassungsschutz im Vor-
feld der Demonstrationen am 1. Mai 2007 in Erfurt 
hat eine Sitzung der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission so ein vorzeitiges Ende gefunden. Die Kom-
mission war dann eine längere Zeit nur eingeschränkt 
arbeitsfähig. Eine solche Situation wünscht sich nie-
mand, ich als Vorsitzender der Kommission am aller-
wenigsten. Dennoch wurde auch deutlich, dass alle 
Verantwortlichen, gleich ob Mitglied der Kommission 
oder in den betreffenden Bereichen des Ministeriums 
oder des Landesamts tätig, mit großem Engage-
ment bei der Sache sind und so lange um die beste 
Lösung eines Problems ringen, bis diese gefunden 
ist. Würden solche Konflikte nicht engagiert und offen 
ausgetragen, wäre ja eher zu befürchten, dass ober-
flächlich oder gleichgültig gearbeitet würde. Das könn-
te in diesem sensiblen Bereich des Verfassungs-
schutzes und seiner parlamentarischen Kontrolle nie-
mand ernsthaft wünschen.  
 
Aufgrund der Vermittlung der Landtagspräsidentin 
und des Ministerpräsidenten konnten Regelungen 
zur Konfliktlösung gefunden werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Deshalb meinen Dank an die Mitglieder der Kommis-
sion für ihr Engagement ebenso wie an die Land-
tagspräsidentin, den Ministerpräsidenten und alle 
im Innenministerium und dem dort nachgeordneten 
Bereich, die uns bei unserer Arbeit unterstützen. 
 

(Beifall CDU) 
 
So hat insbesondere das Landesamt für Verfas-
sungsschutz die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion im Rahmen der rechtlichen Vorgaben immer 
korrekt unterrichtet. Allerdings sind einige grundsätz-
liche Konflikte zwischen dem Innenminister und der 
Parlamentarischen Kontrollkommission bislang noch 
nicht ausgeräumt.  
 
Zum Verfahren gegen Herrn Roewer selbst ist nur 
zu sagen: Es ist in den Händen der Justiz, wir kön-
nen und wir wollen darauf keinen Einfluss nehmen. 
Einfluss nehmen kann, will und muss die Parlamen-
tarische Kontrollkommission darauf, dass sich Vor-
kommnisse, wie sie insgesamt in diesem Verfahren 
offenbar geworden sind, nicht wiederholen. Das ist 
Ziel unserer Kontrolle der Verfassungsschutzbehör-

de und selbstverständlich werden wir auch an die-
ser Sache dranbleiben.  
 
Ein Beispiel der intensiven Diskussion in der Parla-
mentarischen Kontrollkommission war auch die Kritik 
an der Erteilung der Aussagegenehmigung durch das 
Innenministerium. Ebenfalls intensiv hat sich die Par-
lamentarische Kontrollkommission mit der Aussage 
des Präsidenten des Landesamts für Verfassungs-
schutz befasst, in einem Fall habe er sich durch-
aus in einem Konflikt zwischen der Gesetzeslage 
und der Loyalität zum Innenminister befunden.  
 
Die Parlamentarische Kontrollkommission braucht oh-
nehin bei vielen Punkten, über die sie berät und sich 
Bericht erstatten lässt, einen langen Atem und sie 
hat ihn auch. Dazu zwei Beispiele: Im letzten Be-
richt vor zwei Jahren hatte ich über die Problematik 
des Führens von Akten über Mitglieder des Landtags 
im Landesamt für Verfassungsschutz berichtet. In 
den vergangenen Monaten gab es neue Rechtspre-
chungen verschiedener Gerichte dazu. Wir werden 
die Rechtsprechung sorgfältig auswerten und wenn 
es notwendig erscheint, entsprechende parlamen-
tarische Initiativen anregen. Selbstverständlich hal-
ten wir uns jederzeit die Möglichkeit offen, erneut, 
auch bezogen auf diese Problematik, von unserem 
Recht auf Akteneinsicht beim Landesamt für Ver-
fassungsschutz Gebrauch zu machen.  
 
Aus der Entstehungszeit des Thüringer Verfassungs-
schutzgesetzes ist manchen von Ihnen vielleicht 
noch in Erinnerung, wie wichtig den meisten Abge-
ordneten der 1. Legislaturperiode damals die Rege-
lung des § 2 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes war: Auf-
gabe des Landesamtes für Verfassungsschutz ist 
es, den zuständigen Stellen zu ermöglichen, recht-
zeitig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit des 
Bundes und der Länder sowie gegen Bestrebun-
gen und Tätigkeiten der organisierten Kriminalität zu 
treffen. Zur Erfüllung dieser Aufgaben beobachtet 
das Landesamt für Verfassungsschutz auch frühe-
re, fortwirkende unbekannte Strukturen und Tätig-
keiten der Aufklärungs- und Abwehrdienste der ehe-
maligen DDR im Geltungsbereich dieses Gesetzes. 
Auch diese Aufgabe des Landesamtes ist bei uns 
nicht in Vergessenheit geraten. Wir fragen auch in 
der 4. Legislaturperiode nach Erkenntnissen auf die-
sem Gebiet. Für uns gilt nach wie vor der Inhalt des 
Redebeitrags des damaligen Innenministers, der in 
der 22. Plenarsitzung am 19. Juni 1991 sagte - ich 
zitiere, Frau Präsidentin: „Das Bundesverfassungs-
gericht hat den Verfassungsschutz als Instrument 
zur Abwehr der den Bestand des Landes gefährden-
den Bestrebungen bezeichnet. Als eine Art Früh-
warnsystem versetzt er die Regierung und das Parla-
ment - das möchte ich ganz besonders betonen - 
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in die Lage, rechtzeitig auf bedrohliche Entwicklun-
gen zu reagieren. Er soll auch einen entscheiden-
den Beitrag zur Aufdeckung noch nicht vorhande-
ner Macht- und Einflussstrukturen des MfS leisten. 
Aus diesen gehen Destabilisierungs- und Unterwan-
derungsversuche aus. Der Verfassungsschutz soll 
- im Rahmen der Beobachtungen verfassungsfeind-
licher Aktivitäten früherer Stasimitarbeiter - die wert-
volle Arbeit der Bürgerkomitees, die bisher auf die-
sem Gebiet geleistet worden ist, fortsetzen.“  
 
Über die Durchführung dieser Maßnahmen besteht 
ebenfalls ein noch andauernder Konflikt zwischen 
der Parlamentarischen Kontrollkommission und dem 
Innenminister. Neben den turnusmäßig vorgeschrie-
benen Berichten nach § 19 Abs. 1 Satz 1 hat der In-
nenminister auch gemäß § 19 Abs. 1 Satz 2 Thü-
ringer Verfassungsschutzgesetz zu sonstigen Vor-
gängen aus dem Aufgabenbereich des Landesamts 
berichtet, zu denen die Berichterstattung aus der 
Kommission verlangt wurde. Dies betrifft ein sehr 
breites Spektrum, das sich natürlich auch an ak-
tuellen Geschehnissen orientiert hat, wie dem G 8-
Gipfel in Heiligendamm und den dort stattgefunde-
nen Demonstrationen, auch an Pressemeldungen 
zur Gefährdungslage verschiedener Art oder Berich-
ten über Verstrickungen zum Beispiel sächsischer 
Landesbeamter in organisierte Kriminalität. Auch zur 
sogenannten Rockerkriminalität und zu verfassungs-
feindlichen marxistisch-leninistischen Strukturen, zum 
Beispiel der Kommunistischen Plattform, hat der In-
nenminister umfangreiche, sehr detailliert ausgear-
beitete schriftliche Berichte des Thüringer Landes-
amts für Verfassungsschutz vorgelegt und darüber 
hinaus in den Sitzungen der Kommission mündlich 
berichtet. Das gilt auch für die Bereiche der organi-
sierten Kriminalität im Zusammenhang mit den Mor-
den in Duisburg und etwaiger Verbindungen nach 
Thüringen. Auch an dieser Stelle musste entgegen 
ersten Veröffentlichungen des Thüringer Innenmi-
nisteriums ein Nachbericht eingefordert werden. Da-
bei stellte sich heraus, dass die Auffassung der Par-
lamentarischen Kontrollkommission durchaus be-
gründet war. In diesem Zusammenhang wurde und 
wird noch über die Demonstration von Rechts- und 
Linksextremisten am 1. Mai 2007 in Erfurt beraten. 
Dies ist ein gutes Beispiel dafür, dass sich die Kom-
mission über die Vorgänge im Zusammenhang mit 
solchen Ereignissen inhaltlich berichten lässt, um 
anhand der Berichte zu den verschiedensten The-
menbereichen feststellen zu können, ob und mit wel-
chem Ergebnis das Landesamt auf diesen Feldern 
arbeitet. 
 
Nach der Analyse des Ablaufs der Vorfeldarbeit des 
Verfassungsschutzes und der eigentlichen Demons-
tration am 1. Mai 2007 wird man einschätzen kön-
nen, ob das Landesamt seine Möglichkeiten ange-
messen eingesetzt hat, seine Zusammenarbeit mit 

den zuständigen Behörden der anderen Länder op-
timal ist, ob es durch seine Erkenntnisse dazu bei-
getragen hat oder vielleicht zukünftig noch besser 
dazu beitragen könnte, dass solche Demonstratio-
nen friedlich und gewaltfrei ablaufen können.  
 
Die Parlamentarische Kontrollkommission geht da-
von aus, zukünftig über derartige Ereignisse unver-
züglich und umfassend informiert zu werden. Selbst-
verständlich fragen wir auch hier immer wieder: Ist 
tatsächlich der Verfassungsschutz gefragt? Sind die 
eingesetzten Mittel zur Gewinnung der Erkenntnis-
se angemessen? Wo verläuft die Trennlinie zwischen 
verfassungsfeindlichen Aktivitäten und schlichtweg 
auf Krawall und Zerstörung ausgerichtete kriminel-
le Energie? Allerdings, und das möchte ich beto-
nen, hatten wir nicht in einem einzigen Fall Zweifel 
daran, dass die uns vorgetragenen Erkenntnisse mit 
angemessenen und rechtsstaatlichen Mitteln ge-
wonnen wurden. Insbesondere im Umgang mit dem 
Phänomen in der rechtsextremen Szene ist es si-
cher nicht ganz einfach.  
 
Die Beschäftigung mit dem Rechtsextremismus war 
ohnehin einer der Schwerpunkte der Arbeit der Par-
lamentarischen Kontrollkommission. Die Akteure 
verbreiten ihre Musik, ihre DVDs über den Internet-
handel, der außerordentlich schwierig zu überwa-
chen ist. Sie nehmen sich sozialer und gesellschaft-
licher Themen an, mit denen gerade solche Men-
schen, die sich aus welchem Grund auch immer auf 
der Schattenseite des Lebens sehen, leicht zu fan-
gen sind, und verkaufen unter Missbrauch der Sor-
ge um Arbeitslosigkeit und Zukunftsangst in Zeiten 
des Wandels auch ihre rassistische, fremdenfeind-
liche und antisemitische Gesinnung. Sie treten als 
Bewährungshelfer auf, was fatale Auswirkungen auf 
die Prognose für den Entlassenen haben dürfte und 
was sicher einige von Ihnen aus den eigenen Wahl-
kreisen auch schon kennen.  
 
Die Rechtsextremen erwerben Immobilien, die dann 
für die Veranstaltung indoktrinierender Versammlun-
gen und so weiter genutzt werden können, ohne dass 
eine Handhabe für ein Versammlungsverbot bestün-
de. Ich nenne hier beispielhaft das „Braune Haus“ 
in Jena-Lobeda, das ist aber bedauerlicherweise kein 
Einzelfall. Erfreulicherweise konnten in Pößneck vor 
Kurzem der Verkauf einer Immobilie an die Rechts-
extremen gestoppt werden.  
 
In der Aufklärung und Sensibilisierung der allge-
meinen Öffentlichkeit sieht die Kommission eine sehr 
gute Möglichkeit, präventiv zu wirken und einzu-
schreiten. Das Wissen, das das Landesamt für Ver-
fassungsschutz durch seine Arbeit gewonnen hat, 
soll zum Beispiel in Handreichungen für haupt- und 
ehrenamtliche Bürgermeister oder auch für Lehrer 
und Schulleiter nutzbar gemacht werden, damit ers-



8146 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 81. Sitzung, 10.04.2008 
 
 
te Anzeichen erkannt werden, damit es eben nicht 
zum Immobilienkauf kommt, sondern in der Gemein-
de dagegen angegangen werden kann, dass schon 
in den Schulen erste Anzeichen von rechtsextremen 
Aktivitäten erkannt und ihnen entgegengewirkt wird.  
 
Das Innenministerium hat zugesagt, solche Hand-
reichungen zu erarbeiten und herauszugeben. Wir 
werden demnächst nachfragen, wie der Stand der 
Dinge auf diesem Gebiet ist. Die begonnene Öffent-
lichkeitsarbeit des Landesamts für Verfassungsschutz 
gemeinsam mit anderen Akteuren wird von der Par-
lamentarischen Kontrollkommission ausdrücklich be-
grüßt und gefordert. Die Mitglieder der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission sehen sich hier über 
die Kontrollfunktion hinaus auch als diejenigen, die 
mit dem Wissen um die Problemfelder, auf denen 
der Verfassungsschutz tätig ist, bei der Beratung von 
Gesetzesvorlagen oder anderen parlamentarischen 
Initiativen versuchen können, an den richtigen Stell-
schrauben zu drehen und, wo dies möglich und sinn-
voll ist, damit das allgemeine Verwaltungshandeln 
die Erkenntnisse des Verfassungsschutzes einbin-
den kann. Durch die Nutzung all dieser Möglichkei-
ten zeigt sich die wehrhafte Demokratie mit der Ge-
duld, immer wieder kleine und größere Schritte zu 
tun, um die Grenzen der Rechtsordnung nicht zu 
überschreiten, aber dennoch die Wege der Verfas-
sungsfeinde zu durchkreuzen.  
 
Die Parlamentarische Kontrollkommission bekommt 
viermal jährlich einen Bericht gemäß § 8 Abs. 5 bis 8 
Bundesverfassungsschutzgesetz darüber, welche 
Maßnahmen durchgeführt wurden, bei denen das 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis Betroffener 
eingeschränkt wurde. Im Bereich des Thüringer Ver-
fassungsschutzes hat die Anwendung von solchen 
Überwachungen im Berichtszeitraum keine erwäh-
nenswerte Rolle gespielt. Eines ist allerdings klar 
festzustellen: Die Lage, der sich die Verfassungs-
schutzbehörden gegenübersehen, hat sich in den 
letzten Jahren eindeutig verändert und verschärft. 
Die Überwachung potenzieller Verfassungsfeinde aus 
dem stark angewachsenen Bereich des Rechtsext-
remismus und der ausländischen hier aktiven Ext-
remisten ist ungeheuer anspruchsvoll und zeitauf-
wendig. Daher hat die Parlamentarische Kontrollkom-
mission die Bemühungen des Landesamts für Ver-
fassungsschutz unterstützt, Experten auf diesem Ge-
biet zu gewinnen. Die große Anzahl verschiedener 
aktiver Gruppen aus dem politisch extremen, insbe-
sondere rechtsextremen Bereich, aber auch der or-
ganisierten Kriminalität bzw. der terroristischen Szene 
wie Al-Kaida im Zusammenhang mit der hohen und 
noch steigenden Zahl der Mobilanbieter, die noch 
vor nicht allzu langer Zeit ungeahnten Möglichkeiten 
des World Wide Web, aber auch die Herkunft der be-
troffenen Personen aus allen Kontinenten hat auch 
die Überwachung telefonischer und Internetkontak-

te zur rechtzeitigen Aufdeckung verfassungsfeind-
licher Bestrebungen wesentlich arbeitsaufwendiger 
gemacht. Das bedingt den zusätzlichen Einsatz von 
Mitarbeitern im Verfassungsschutz sowohl mit den 
erforderlichen Qualifikationen, zum Beispiel den er-
forderlichen Sprachkenntnissen, als auch in der an-
gemessenen Anzahl. So hat, wie bereits erwähnt, die 
Kommission im Rahmen der letzten Haushaltsbera-
tung gegenüber der Landesregierung darauf gedrun-
gen, dass das Landesamt für Verfassungsschutz 
auch zukünftig personell den veränderten und gestie-
genen Anforderungen entsprechend ausgestattet ist. 
Hier ist Dank zu richten an den Ministerpräsiden-
ten, der für unsere Bitte ein offenes Ohr gezeigt hat. 
Allerdings wäre es besser gewesen, diese Proble-
matik vorab zwischen dem Thüringer Innenministe-
rium und dem Finanzministerium zu klären. Ohne-
hin hat sich die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion immer wieder engagiert dafür verwendet, dass 
die im Landesamt für Verfassungsschutz vorhande-
nen Planstellen auch tatsächlich mit Verfassungs-
schutzexperten besetzt sind oder wieder besetzt wer-
den. Diese Stellen sollen ausschließlich für die Aufga-
ben des Landesamts verwendet werden.  
 

(Beifall CDU) 
 
Resümierend darf ich, so glaube ich, feststellen, dass 
wir unsere Aufgabe in dem zurückliegenden Zeit-
raum recht anständig und mit großem Einvernehmen 
zwischen den Abgeordneten erfüllt haben. Dies trifft 
jedenfalls auch für den neu ernannten Staatssekretär 
zu, dessen Arbeit zu einer Qualitätssteigerung in der 
Berichterstattung geführt hat. Dafür sind wir dank-
bar. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich eröffne die Aussprache und rufe für die Frak-
tion DIE LINKE den Abgeordneten Dr. Hahnemann 
auf.  
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, hoch-
verehrter Herr Kollege Kölbel, ich danke Ihnen für 
den Bericht und ich danke Ihnen vor allem dafür, 
dass Sie nicht den gleichen Fehler gemacht haben, 
den Sie 2006 gemacht haben, nämlich uns eigent-
lich einen Verfassungsschutzbericht anzubieten, son-
dern tatsächlich über die PKK versucht haben, die 
Exekutive zu kontrollieren. Wir wissen, die Mitglie-
der der PKK sind ihrer gesetzlichen Pflicht nachge-
kommen. Sie haben vier Sitzungen pro Jahr, sie wer-
den umfassend und über Vorgänge von besonde-
rer Bedeutung informiert. Sie hatten lebhafte und 
kontroverse Diskussionen, es hat eine Sondersit-
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zung gegeben, die dann auch noch von einigen Mit-
gliedern verlassen wurde, so dass sie beendet wer-
den musste. Die PKK war dann nur eingeschränkt 
arbeitsfähig und bei einer weiteren Sitzung haben 
nochmals Mitglieder die Sitzung verlassen. Grund-
legende Konflikte sind nicht ausgeräumt und der 
Rechtsextremismus ist einer der Schwerpunkte der 
Arbeit des Verfassungsschutzes. 
 
Was wissen wir, meine Damen und Herren? Wir 
könnten jetzt sagen, wir wissen das, was wir ohne-
hin schon wissen oder im Grunde genommen - be-
zogen auf den Verfassungsschutz - wissen wir nichts. 
Wir wissen nichts, was eine Gefahreneinschätzung 
demokratiegefährdender Potenziale angeht. Wir Ab-
geordneten sollen aber kontrollieren. Wenn wir nichts 
wissen, weil wir nichts erfahren, bleibt uns nur eins 
übrig - Glauben oder Vertrauen. Für Glauben ist hier 
nicht der rechte Ort, der ist woanders. Vertrauen 
kann man aber nur dann, wenn die Grundlage für 
Vertrauen gegeben ist. Die Grundlage für Vertrauen 
ist schon dadurch nicht gegeben, dass in dem Kont-
rollgremium des Thüringer Landtags die größere der 
beiden Oppositionsfraktionen durch das Abstim-
mungsverhalten des Thüringer Landtags nicht ver-
treten ist. Wenn wir also von Ihnen gezwungen wer-
den zu wählen zwischen Vertrauen zu Ihnen, die Sie 
unserer Fraktion die Mitwirkung in dieser Kommis-
sion verweigert haben, und unseren Erfahrungen 
mit Geheimdiensten, werden Sie sich nicht wundern, 
dass wir uns für die Orientierung an unseren Er-
fahrungen entscheiden. Da will ich gar nicht bis in 
die DDR-Zeiten zurückgreifen, da will ich auf die 
Erfahrungen zurückgreifen, die in der letzten Zeit 
alles das bestätigt haben, was wir bisher kritisch 
gegenüber Geheimdiensten anzumerken hatten und 
angemerkt haben. Ich werde Sie nicht verwundern, 
wenn ich sage, unser Grundverständnis ist das des 
Misstrauens gegenüber Geheimdiensten, weil die 
Konspiration und die mangelnde Information, die 
mangelnde Transparenz mit Notwendigkeit dazu 
führt, dass diese Einrichtungen, die Teile des Staa-
tes sind, am Ende Teile der Probleme werden, mit 
denen wir uns auseinandersetzen müssen. 
 
Ich will Ihnen nur drei, vier Beispiele nennen, die gar 
kein so großes Alter aufzuweisen haben, um Ihnen 
zu zeigen, warum wir allen Grund haben, nicht zu 
vertrauen.  
 
Wenn ich richtig informiert bin, wird heute in Sach-
sen der erste Verhandlungstag gegen „Sturm 34“ ge-
führt; „Sturm 34“ - angeklagt der Bildung einer kri-
minellen Vereinigung. Fraktionen des Sächsischen 
Landtags haben Informationen darüber, dass V-Leute 
- hier im konkreten Fall zwar des Staatsschutzes 
und nicht des Verfassungsschutzes, also Instrumente 
konspirativer Arbeit, wie sie Geheimdiensten nun ein-
mal eigen sind - an den anzulastenden Sachver-

halten beteiligt sind. Das Problem ist in Thüringen 
nicht neu. Da komme ich aber noch hin. 
 
Gestern hat das Kontrollgremium des Bundestags 
beraten hinsichtlich der kritisierten Ausbildungsak-
tivitäten von Sicherheitskräften in Libyen. Das Kont-
rollgremium des Bundestags hat den Bericht des 
Bundesnachrichtendienstes nach meiner Information 
vollständig wörtlich so akzeptiert, wie er vorgelegt 
worden ist. Das ist an sich nichts Kritisierenswertes, 
aber was da akzeptiert worden ist, ist zweiseitig. Ein-
mal hat man akzeptiert, dass der Bundesnachrich-
tendienst aktiv an der Unterstützung der libyschen 
Kräfte nicht beteiligt war. Fragwürdig ist, dass der 
Bundesnachrichtendienst das alles gewusst hat. 
Dann frage ich, mit welchem Recht heute all diese 
Aufregung, all diese Krokodilstränen, all diese Heu-
chelei in unserer Gesellschaft herumgeistern. 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Sehr richtig.) 

 
Wenn der Rechtsextremismus, meine Damen und 
Herren, einer der Schwerpunkte der Tätigkeit des 
Verfassungsschutzes ist, dann muss doch der 
Rechtsextremismus ein Problem dieser Gesellschaft 
sein. Wenn das aber so ist, dann frage ich mich, wa-
rum jemand auf die Idee kommt, in diesem Lande 
zu glauben, der beste Weg, den Rechtsextremis-
mus zu bekämpfen, ist der, ihn zu erhalten. Das 
muss man zunächst erst mal erklären.  
 
Thüringen hat 2003 beim Scheitern des NPD-Ver-
botsverfahrens schon eine unselige Rolle gespielt, 
eine unselige Rolle in einem schändlichen Konzert 
mit anderen Ländern, muss man dazu sagen; wir 
waren nicht die Einzigen. Aber offenbar bleibt Thü-
ringen dieser Linie treu. Zu den meines Wissens acht 
CDU-regierten Ländern, die sich geweigert haben, 
Informationen für die Prüfung eines neuen NPD-
Verfahrens zur Verfügung zu stellen, gehört auch 
Thüringen. Man mag jetzt über ein Verbotsverfah-
ren denken, wie man will, da sind die Meinungen 
hier im Haus doch auch geteilt, aber diese Landes-
regierung stellt sich schon vorab hin und sagt: Wir 
liefern für eine Entscheidung über ein NPD-Verbots-
verfahren gleich gar keine Informationen. Das hal-
te ich für falsch, weil die Landesregierung offenbar 
eine Position bezieht, die heißt, uns ist es lieber, 
die NPD, durchdrungen von Spitzeln, V-Leuten, zu 
haben, als ernsthaft rechtsstaatlich gegen sie et-
was zu tun. Das ist nicht tragbar.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Wenn dieser Verfassungsschutz in Angelegenhei-
ten Rechtsextremismus so erfolgreich sein soll, dann 
bitte verraten Sie mir, warum, wenn MOBIT oder 
Abgeordnete dieser Fraktion im Bereich des Anti-
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faschismus tätige Leute bei Polizeidirektionen an-
rufen, die Staatsschützer in den Polizeidirektionen 
dankbarst entgegennehmen, Informationen sogar von 
uns. Sie müssen ja schließlich riskieren, dass sie in 
Verruf kommen, wenn sie von uns Informationen ent-
gegennehmen. Das tun sie nicht, weil sie sich freuen, 
dass wir uns Schritt für Schritt vielleicht hin zu De-
nunzianten entwickeln könnten, sondern das tun sie 
deswegen, weil sie uns jedes Mal, wenn es passiert, 
sagen müssen: Entschuldigung, das haben wir nicht 
oder das haben wir noch nicht gewusst. Was he-
ben Sie also diese Institution so in den Himmel, was 
Ihre Wirksamkeit angeht, wenn Sie dieser Wirksam-
keit nicht gerecht wird und - ganz im Gegenteil - sich 
noch zu einem Teil des Problems mit Rechtsextre-
mismus hinentwickelt? 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Nun hat natürlich Thüringen viel Erfahrung mit auf-
gehängten Kameras. Ich will die jetzt gar nicht aus 
der Geschichte wieder herholen. Aber dass ausge-
rechnet der vielgepriesene Verfassungsschutz Ka-
meras aufhängt wie Weihnachtssterne im Dezem-
ber und sich einen feuchten Kehricht darum küm-
mert, was von diesen Kameras erfasst ist. Das war 
nicht irgendeine Reinigungsfirma, die das aufge-
hängt hat, das war ein Geheimdienst, meine Da-
men und Herren. Die baumeln diese Dinger dort in 
die Behördengebäude und ganz zufällig - ein Schelm 
der Böses dabei denkt - wird der Hauptpersonalrat 
mit erfasst. 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das hat 
doch mit dem Verfassungsschutz nichts 
zu tun, Sie haben überhaupt keine Ah-
nung.) 

 
Der Verfassungsschutz ... 
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Der  
hat sie überhaupt nicht aufgehängt.) 

 
(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright, 
DIE LINKE: Aber Sie.) 

 
Gut, Herr Fiedler, ich kann Ihnen irgendwie jetzt nicht 
widersprechen. Es fällt mir nicht leicht, aber ich muss 
es hinnehmen. 
 

(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU:  
Der hat keine Ahnung.) 

 
Wir können über „keine Ahnung“ gern diskutieren, 
Herr Kretschmer. Dass wir manches nicht wissen, 
das liegt auch darin, dass die Landesregierung und 
Sie uns Informationen vorenthalten. 
 

(Beifall DIE LINKE) 

Aber warum wird im Verfassungsschutzgebäude der 
Hauptpersonalrat - ob beabsichtigt oder unbeab-
sichtigt - mit überwacht? Mir fallen allein ad hoc drei 
Deutungen ein. Die erste Deutung: Das ist Absicht. 
Jeder weiß, wie interessant es in einem Ministe-
rium, wo einer der Hauptkampfplätze Stellenbeset-
zungen sind, sein muss, den Zugang zum Haupt-
personalrat zu kontrollieren. Aber unterstellen wir 
mal, das ist nicht so, und nehmen die zweite Erklä-
rung: Es ist Unachtsamkeit, Unachtsamkeit in einer 
Einrichtung, in einer sicherheitsrelevanten Einrich-
tung, von der nach Ihrem Verständnis ein Höchst-
maß von Achtsamkeit und Aufmerksamkeit zu er-
warten wäre. Ja, meine Damen und Herren, wo sind 
wir denn hier, wenn wir das Schicksal, so wie Sie 
es immer darstellen, der Nation in die Hände von 
Leuten legen, die sich auf den Fluren Kameras auf-
hängen oder aufhängen lassen nach Belieben, nach 
Gutdünken? Selbst wenn dieser Grund nicht der ge-
wesen wäre, gibt es noch einen. Das Schnüffeln ist 
in diesem Lande insbesondere den Sicherheitsein-
richtungen, aber auch anderen, die damit nicht un-
mittelbar, aber mittelbar zu tun haben, so in Fleisch 
und Blut übergegangen, dass man gar nicht mehr 
darüber nachdenkt, ob eventuell aufgehängte Ka-
meras auch wirklich das erfassen, was sie erfas-
sen sollen.  
 
Spätestens dort, glaube ich, findet dann die Arbeit 
einer Parlamentarischen Kontrollkommission in ei-
nem allgemeinen falschen Verständnis von Innen-
politik ihre Grenzen. Die PKK hat halt ihre Grenzen 
in einer Innenpolitik, die darauf setzt, Bürgern zu 
misstrauen, Bürger zu überwachen, Bürger auszu-
spitzeln statt auf Bürgerinnen und Bürger zu setzen. 
 

(Zwischenruf Abg. Groß, CDU:  
Das ist Ihre Auffassung.) 

 
(Zwischenruf Abg. Kretschmer, CDU: 
Das müssen gerade Sie sagen.) 

 
Ich kann hier nur meine Auffassung äußern, Frau 
Groß. Ich hoffe, Sie verlangen demnächst nicht von 
mir, dass ich Ihre Auffassung von hier vorn äußere. 
 

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: 
Stasispitzel!) 

 
Aber nicht für mich. Es gibt ganz offensichtlich aber 
zumindest Neuorientierungen angesichts der jüngs-
ten Entwicklungen. Ich habe zur Kenntnis genom-
men, dass das parlamentarische Kontrollgremium 
sich im Bundestag in Bewegung befindet, und zwar in 
geistiger Bewegung. Auslöser dafür ist wohl die Li-
byenaffäre. Die FDP fordert, dass auch laufende Ge-
heimdienstaktionen dem Gremium berichtet wer-
den, die SPD spricht sich für einen Ombudsmann 
mit eigenen Ermittlungsrechten aus, DIE LINKE hat 
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mehrfach deutlich gemacht, dass sie die Mitglieder 
des parlamentarischen Kontrollgremiums mit mehr 
Rechten ausstatten möchte, damit Transparenz und 
Kontrolle hergestellt werden können. Diese Notwen-
digkeiten, meine Damen und Herren, gelten nach 
unserer Auffassung auch für das Verfassungsschutz-
gesetz Thüringens. Wir haben es angekündigt und 
wir haben keinen Grund, von unserer Ankündigung 
abzuweichen. Wir werden entsprechende Gesetzes-
änderungsvorschläge, was die Kontrolle des Ver-
fassungsschutzes angeht, in einem Änderungsge-
setz zum Verfassungsschutzgesetz noch in dieser 
Legislatur vorlegen.  
 
Am Ende, meine Damen und Herren, möchte ich 
gern auf eine Bemerkung von Herrn Wetzel einge-
hen, weil sie so schön dazu passt, auch wenn er 
jetzt, glaube ich, nicht hier im Saale ist. Herr Wet-
zel hatte recht: Die Visionäre sind die besseren 
Realisten. Das hat etwas damit zu tun, dass die Vi-
sionäre genau wissen, so kann es nicht weiterge-
hen. Die Realisten wissen nur eins: Sie möchten, 
dass alles anders bleibt. Danke. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter Gent-
zel zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, lassen Sie mich zu Beginn mit zwei, drei Sät-
zen auf das von Herrn Hahnemann eben Gesagte 
eingehen, weil ich das eine oder andere nicht nur 
sprachlich korrigieren möchte. Zunächst erst mal, 
ich spreche hier für meine Fraktion: Niemand kommt 
hier auf die Idee, den Verfassungsschutz, so wie 
Sie es formuliert haben, in den Himmel zu heben. 
Aber wir müssen jenseits von allen Visionen und 
Wunschvorstellungen zur Kenntnis nehmen: Es gibt 
auch in Thüringen politischen Extremismus. Die We-
ge von Al-Kaida verlaufen auch durch Thüringen 
und - ein Thema, was in solchen Reden kaum an-
gesprochen wird - wir haben auch Probleme mit sol-
chen Fragen wie Wirtschaftsspionage. Dem darf man 
nicht einfach nur die Polizei gegenüberstellen. Man 
bedarf, um solche Dinge aufzuklären, auch der Mit-
tel einer verdeckten Ermittlung. Deshalb gibt es den 
Geheimdienst, gibt es das Landesamt für Verfas-
sungsschutz auch in Thüringen - ich sage es aus-
drücklich - auch mit Unterstützung der Thüringer 
SPD. Aber der Titel sagt schon, es sind Geheimdiens-
te. Deshalb werden Dinge dort nicht für die allgemei-
ne Öffentlichkeit zugänglich sein. Das liegt einfach im 
Sinn der Sache, wenn man dort im Sinne der Sa-
che erfolgreich arbeiten will. Deshalb sind Ihre Erwar-

tungen - ich habe Ihnen das bei Ihrem letzten Beitrag 
schon vor zwei Jahren gesagt - an den Bericht der 
Parlamentarischen Kontrollkommission ganz einfach 
zu hoch. Es kann nicht sein, dass hier die Dinge, 
die verdeckt besprochen werden, alle zwei Jahre im 
Parlament einmal öffentlich aufgelegt werden. Das 
wäre nicht zielführend. Ich habe für Ihr Vertrauens-
problem ein ganzes Stückchen Verständnis durch 
Ihre Nichtmitgliedschaft in der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. Ich bitte Sie dann aber auch, 
wenn Sie das erwähnen, die genau zu benennen, die 
dafür gesorgt haben, dass es so ist. Es war nicht 
der Thüringer Landtag, es war die Fraktion in der 
Mitte und, ich glaube, es wäre schon richtig gewe-
sen, dass Sie das so formuliert hätten. Im Übrigen, 
das sage ich Ihnen auch ganz ehrlich, ich glaube, 
nicht nur ich, sondern auch die Verfassungsschüt-
zer sind dankbar für Informationen in Richtung Ver-
fassungsschutz auch aus Ihren Reihen, auch von 
anderen Vereinen und Verbänden. Wer glaubt, man 
könnte - und das wollen wir ja vor allem auch nicht 
- ein netzumspannendes Feld von Informationen hier 
in Thüringen aufbauen, das ist nicht gewollt. Deshalb 
ist es vollkommen klar, dass es die einen oder an-
deren aktuellen Vorgehen regional gibt, von denen 
der Verfassungsschutz im Augenblick noch nichts 
weiß. Deshalb finde ich es richtig, dass der Bürger 
dann zum Telefonhörer greift und informiert. Das 
spricht übrigens für ein ganzes Stückchen Vertrauen 
der Bürger in diese Institution, denn sonst würden 
sie die Informationen nicht weitergeben und dort 
nicht anrufen.  
 
Meine Damen und Herren, die letzten zwei Jahre 
im Berichtszeitraum der Parlamentarischen Kontroll-
kommission waren keine gute Zeit, um es mal nicht 
so wohl formuliert zu sagen wie unser Vorsitzender 
der Parlamentarischen Kontrollkommissionen. Wir 
haben uns gestritten wie die Kesselflicker und es 
hat in einigen Teilen dazu geführt, dass die Parla-
mentarische Kontrollkommission beschlussunfähig 
war. Der Vorsitzende hat das folgendermaßen for-
muliert: „Die Kommission war für einen längeren Zeit-
raum nur eingeschränkt arbeitsfähig.“ Ich erlaube 
mir, mal hier die Frage zu stellen: Was heißt das ei-
gentlich für den demokratischen Rechtsstaat? Alle 
Fraktionen, die hier in diesem Haus Ja zum Verfas-
sungsschutz gesagt haben, haben ausdrücklich ge-
sagt, das bedarf auch der parlamentarischen Kont-
rolle. Jetzt stellen wir fest, die, die parlamentarisch 
kontrollieren sollen, waren über einen längeren Zeit-
raum nicht arbeitsfähig. Es wird auf keinen Fall da-
zu führen, und das ist das, was viele sich hier im 
Hause wünschen, dass es nämlich eine noch grö-
ßere Anerkenntnis der Arbeit des Verfassungsschut-
zes gibt. Ich will Ihnen hier ganz deutlich sagen, Ur-
sache für die Arbeitsunfähigkeit und für die Konflik-
te in der Parlamentarischen Kontrollkommission war 
der Berichtsunwille des ehemaligen, des gegange-
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nen Thüringer Innenministers.  
 

(Beifall SPD) 
 
Er hat es - und das hat er uns mehrfach spüren las-
sen, ich will das deutlich sagen - als Zumutung emp-
funden, was wir in diesen Sitzungen der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission teilweise von ihm wis-
sen wollten. Und so haben wir es im Gegenzug auch 
als Zumutung empfunden, wie wir teilweise nicht oder 
nur oberflächlich informiert worden sind.  
 
Ich will noch ein paar Beispiele setzen. Ich will Ih-
nen nur vorab sagen, ich muss mich eben aus den 
Gründen, die ich am Anfang erwähnt habe, näm-
lich der Geheimhaltung, auf das beschränken, was 
durch die Medien gegangen ist und was der Vor-
sitzende schon formuliert hat. Aber ich kann Ihnen 
versichern, das ist nicht alles, was sich in dieser Par-
lamentarischen Kontrollkommission abgespielt hat.  
 
Da wird das Organigramm des Landesamts für Ver-
fassungsschutz mit Klarnamen im Internet veröf-
fentlicht. Der Innenminister denkt überhaupt nicht 
daran, die Parlamentarische Kontrollkommission zu 
informieren, die genau zu diesem Zeitraum getagt 
hat. Zu dieser Sitzung wusste er es. Er denkt über-
haupt nicht daran, zu informieren, mit dem Ergeb-
nis, dass es zwei Tage später eine Sondersitzung 
der Parlamentarischen Kontrollkommission gab. Was 
sich dann abgespielt hat, können Sie sich wohl vor-
stellen, weil auch da wieder diese Unwilligkeit zu 
spüren war, warum er überhaupt darüber berichten 
müsste.  
 
Dann - und das hat für mich ganz klar und deutlich 
auch eine politische Dimension - als Nächstes: Es 
gibt den gesetzlichen Auftrag an das Landesamt für 
Verfassungsschutz, fortführende Strukturen des Auf-
klärungsdienstes der ehemaligen DDR zu beobach-
ten. Da hat er doch die Chuzpe, sich hinzustellen 
und zu sagen, er tut es nicht. Ihn interessiert auch 
nicht, dass er einen gesetzlichen Auftrag hat, er tut 
es einfach nicht. Dann schaue ich mir die Äußerun-
gen an - das war in geschlossenen Räumen -, was 
hier immer in diesem Haus passiert, wenn es um 
Fragen der Vergangenheitsbewältigung, wenn es um 
die Frage der Staatssicherheit geht. Das trägt doch 
die Fraktion, die Partei der Thüringer CDU wie eine 
Monstranz vor sich her. Dann erklärt uns der Innen-
minister, dass er nicht in Ansätzen daran denkt, sei-
nen gesetzlichen Auftrag, den wir ihm gemeinsam 
gegeben haben, auch an dieser Stelle zu erfüllen. 
Ich finde das hoch interessant, was sich da abge-
spielt hat.  
 
Genauso wie bei den Nachfragen, welche Analy-
sen im Vorfeld des 1. Mai hier in Erfurt dem Landes-
amt für Verfassungsschutz vorlagen. Der Vorsitzende 

aus dem Ausschuss hat es gesagt, wir sitzen heu-
te noch dran. Es wurde gemauert, es wurden Zu-
sagen nicht eingehalten, es wurde blockiert, es wurde 
verzögert und so sind wir nach einem Jahr immer 
noch nicht zu diesem Erkenntniszugewinn gelangt, 
den wir eigentlich lange haben müssten. Wenn dann 
formuliert wird in diesem Bericht, wir gehen davon 
aus, dass zukünftig zeitnah informiert wird, ist das 
eine wohl formulierte, aber sehr deutliche Kritik an 
dem, was sich abgespielt hat.  
 
Als Letztes, das will ich noch als Beispiel hinzufü-
gen, ich will das mal so nennen, da bleiben wir mal 
bei der Sprache, die dort angebracht ist, die geziel-
te Desinformation der Öffentlichkeit, wenn der Innen-
minister sich hingestellt hat im Zusammenhang mit 
den Morden in Düsseldorf, dass es in Thüringen kei-
ne Aktivitäten der Mafia oder der ’Ndrangheta gibt, 
ist das schlicht und einfach falsch und entspricht nicht 
der Berichtssituation in der PKK. Ich halte das für 
ungeheuerlich, was sich der Innenminister in die-
sem vergangenen Zeitraum an Informationspflich-
ten und Falschinformationen in der PKK rausgenom-
men hat. Das Interessante, und auch das hat der 
Ausschussvorsitzende gesagt, alle diese Konflikte 
sind bis heute nicht geklärt, denn der Innenminister 
hat eine ziemlich seltsame Art der Konfliktbewälti-
gung, der kommt einfach nicht mehr. Den hat seit 
über einem halben Jahr niemand mehr in der PKK 
gesehen. Der ist einfach nicht mehr gekommen. Ja-
wohl, der Staatssekretär hat sich bemüht und hat 
sich Mühe gegeben, diese Konflikte aufzulösen. Der 
Knackpunkt war wohl immer die Frage, ist denn 
das, was Sie hier erzählen, auch mit Ihrem Minister 
abgesprochen und von ihm gedeckt? Haben Sie Pro-
kura, hier so die Meinung von sich zu geben? Dann 
wurde es sehr ruhig in der PKK. 
 
Meine Damen und Herren, das geht so nicht. Ich will 
das eindeutig sagen, das Kernproblem, was wir im 
Berichtszeitraum in der PKK haben, war die Ein-
stellung des Innenministers zu seiner Berichtspflicht. 
Wir sind nach seinem Rücktritt ein Stückchen in der 
Legendenbildung, was diesen Mann betrifft. Auf diese 
Feststellung lege ich großen Wert. Es ist die Fest-
stellung der PKK, die sich zusammensetzt aus ei-
nem Sozialdemokraten und drei Christdemokraten, 
die diese Meinung unterstützen. 
 
Meine Damen und Herren, wie nötig das alles wä-
re, sehen wir in der juristischen Auseinandersetzung 
mit dem ehemaligen Präsidenten des Landesamts 
für Verfassungsschutz, dem Herrn Roewer. Was da 
für ein Sittenbild vom Thüringer Landesamt für Ver-
fassungsschutz gezeichnet worden ist, ist ungeheuer-
lich. Jeder Abgeordnete, der vor Prozessbeginn ähn-
liches behauptet hätte, wäre wohl hier in diesem 
Haus kurz und klein gemacht worden, wie er sich 
über den Verfassungsschutz äußert oder was er ihm 
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zutraut. Das muss ich Ihnen ehrlich sagen, da knab-
bere ich immer noch dran, dass der immer noch im 
Amt befindliche Präsident des Landesamts für Ver-
fassungsschutz sich hinstellt und sagt, im Zusam-
menhang mit der CD-Problematik beim damaligen 
Innenminister hat er sich in einem Konflikt befunden: 
Auf der einen Seite halte ich die Gesetzlichkeiten 
ein und berichte der PKK und auf der anderen Sei-
te stehe die Loyalität. Er hat sich für die Loyalität ent-
schieden und hat der PKK nicht berichtet. Das ist 
auch durch dieses Haus so durchgelaufen, als wäre 
das eine Selbstverständlichkeit. Das muss man sich 
mal überlegen. Die Loyalität im Bereich des Verfas-
sungsschutzes, die Loyalität zum verantwortlichen 
Ministers wird über die Gesetze gestellt und es deckt 
das Bild einfach nur ab, dass sich der jetzige Innenmi-
nister oder der ehemalige Innenminister Gasser ge-
weigert hat, das strafrechtlich überprüfen zu lassen 
oder gar noch disziplinarische Maßnahmen einzu-
führen. Er hat uns ganz klar gesagt, er tut das nicht 
an der Stelle. Das wirft ein unwahrscheinliches Bild 
auf das, was in diesem Wechselspiel mit dem In-
nenminister und dem Landesamt für Verfassungs-
schutz hier in Thüringen alles möglich war. Ich hof-
fe, man kann an dieser Stelle „war“ sagen, denn wir 
können alles das, was passiert ist und auch den 
Bericht heute der PKK nicht einfach so im Raum ste-
hen lassen. Es muss Schlussfolgerungen aus die-
ser Problematik geben und ich will Ihnen für die SPD 
noch mal ganz deutlich sagen: Wir stehen zu der 
Institution Verfassungsschutz, aber wir brauchen 
eine Kontrolle. Wir brauchen auch ein Kontrollgre-
mium, das feststellt, wenn Kontrolle nicht stattge-
funden hat, und dass sich das nicht einfach irgend-
wie verlieren kann, dass das für diejenigen, die ei-
nen gesetzlichen Auftrag haben und den nicht ma-
chen können, dass die das überhaupt nicht mehr 
interessiert, dass das einfach nur so im Raum ste-
hen bleibt, ohne dass jemand die Hand hebt und 
sagt, was passiert hier überhaupt. Das ist für mich 
das allerwichtigste an dieser Stelle. Es weiß im Au-
genblick keiner oder vielleicht viele oder vielleicht 
nur einer - wir wissen nicht, ob der zukünftige In-
nenminister oder die Innenministerin hier im Raum 
sitzt. Wichtig ist, die Einstellung zur Frage: Muss 
das Landesamt für Verfassungsschutz kontrolliert 
werden? Wenn das so ist wie bei dem Vorgänger, 
können wir es vergessen über gesetzliche Rege-
lungen hinaus. Wir können es vergessen, wenn die 
Einstellung dazu nicht stimmt. 
 
Zweitens: Ich habe es eben gesagt, wir müssen - 
davon bin ich mittlerweile fest überzeugt - die ge-
setzlichen Regelungen zu den Kontrollmöglichkei-
ten und zu eventuellen Schlussfolgerungen, wenn 
da etwas unterlaufen wird, verschärfen. Wir haben mit 
unserem Entwurf für das Verfassungsschutzgesetz 
einen klaren Vorschlag gemacht. Wir haben zum 
Beispiel unter anderem gesagt, wenn der Präsident 

des Landesamts für Verfassungsschutz oder ande-
re, die verpflichtet sind, nicht ordentlich berichten in 
der PKK, kann es bis zu zwei Jahren Gefängnis ge-
ben. Wir brauchen neben der Erkenntnis, dass man 
das braucht, auch diese Drohkulisse. Das sind 
schlicht und einfach Erfahrungswerte der letzten Jah-
re; ohne dem geht es nicht. 
 
Meine Damen und Herren, ich will Ihnen am Schluss 
persönlich etwas sagen. Ich bin mir meiner Rolle in 
der Parlamentarischen Kontrollkommission durchaus 
bewusst, nachdem das nun mal so ist wie das ist, 
als einziger Oppositionspolitiker. Ich weiß, dass die 
Gefahr relativ groß ist, dass das auch missbraucht 
werden kann, aber ich sage Ihnen hier eins ganz 
deutlich: Gibt es bei der Novelle des Verfassungs-
schutzgesetzes keine Verschärfung, was Kontroll-
fragen betrifft, werde ich die Parlamentarische Kont-
rollkommission verlassen. Dann können Sie, meine 
Damen und Herren von der CDU, sich dann selbst 
kontrollieren, dann ist das ein Ein-Parteien-Gremium. 
Ohne dem, was wir in unserem Gesetz vorgeschla-
gen haben, wird es in Zukunft keine Zusammenar-
beit mehr geben. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete 
Fiedler zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir haben uns heute mit dem Bericht der Par-
lamentarischen Kontrollkommission auseinanderzu-
setzen und ich finde es gut, dass wir heute über die-
sen Bericht ausgiebig sprechen. Ich möchte aus-
drücklich den Mitarbeitern danken, die immer ver-
trauensvoll mit der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission zusammengearbeitet haben. Das möchte ich 
voranstellen, denn es ist nicht so, dass das alles etwa 
nicht funktioniert hätte, sondern es haben einige Teile 
nicht funktioniert. Ich möchte auch vorweg noch mal 
deutlich machen, dass in dieser Parlamentarischen 
Kontrollkommission die vier Kollegen, die dort hinein-
gewählt wurden durch das Votum des Thüringer 
Landtags mit den entsprechenden Mehrheiten, glau-
be ich zumindest, ihre Aufgaben im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten wahrgenommen haben.  
 
Es zeigt ja auch der Bericht, den der Vorsitzende, 
Kollege Kölbel, gegeben hat, dass dieser Bericht ein-
vernehmlich heute vorgetragen wurde. Das ist gu-
ter Brauch, dass man dazu auch noch entsprechen-
de Anmerkungen machen kann. Das ist, denke ich, 
selbstverständlich. Jeder merkt eigentlich auch oder 
sollte es merken, dass das keine einfache Materie 
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ist. Ich will auch für meine Fraktion noch mal fest-
halten: Wir stehen zum Landesamt für Verfassungs-
schutz genauso wie die SPD und wir werden auch 
weiterhin das Landesamt für Verfassungsschutz un-
terstützen. Das setzt aber voraus, dass natürlich auch 
die Kontrollmöglichkeiten der Kommission vollum-
fänglich gegeben sind. Ich glaube, gerade mit un-
serer ehemaligen DDR-Vergangenheit wissen wir, 
dass wir auf diesem Gebiet ganz genau hinschauen 
müssen. Da ist es schon etwas verlogen, wenn aus-
gerechnet DIE LINKE - ehemals PDS, jetzt LINKE 
- sich hier hinstellt und sich als Verfechter der De-
mokratie aufspielt. Ich muss Ihnen sagen, meine Da-
men und Herren, das trifft schon tief. Wenn ich da 
IM Kaiser sehe und andere - er winkt ja schon freund-
lich, ihm macht das schon gar nichts mehr aus - 
 

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: 
Was soll ich denn mit Ihnen machen?) 

 
ich habe bisher die andere Kollegin immer rausge-
lassen, es reicht, wenn man einen nennt. Ich will da-
mit nur sagen, wie hier die eine Partei damit umgeht 
und wie sie versucht, die rechtsstaatlichen Dinge, 
die wir in unserem Land haben, dann für sich zu 
requirieren.  
 
Herr Kollege Hahnemann, Sie haben beklagt, dass 
Ihre Partei nicht in dem Gremium vertreten ist. Ich 
widerspreche Ihnen ausdrücklich, und da muss ich 
auch Kollegen Gentzel einmal widersprechen: Es ist 
guter Brauch, dass jede Fraktion entsprechende Mit-
glieder für bestimmte Gremien vorschlagen kann, 
auch für die Parlamentarische Kontrollkommission. 
Es ist auch guter Brauch, dass nicht immer alle ein-
zelnen Personen gewählt werden, das haben alle 
drei Fraktionen schon erlebt. Gerade wenn ich mich 
daran erinnere - und heute kommen wir ja noch 
mal zur Wahl des Rechnungshofvizepräsidenten -, 
wir haben das ... 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Keine Drohungen, Herr Fiedler!) 

 
Herr Kollege Matschie, ich glaube, Sie merken, dass 
mir das todernst ist. Es geht mir jetzt darum, zu sa-
gen, dass wechselseitig unterschiedliche Abgeord-
nete abgelehnt wurden, aus welchen Gründen auch 
immer, das lasse ich jetzt dahingestellt. Es ist eben 
auch ein Kandidat abgelehnt worden, der von Ihrer 
Partei gestellt wurde. Das muss man akzeptieren. 
Aber es ist immer signalisiert worden, bringt einen 
anderen Kandidaten und dann wird man sehen, 
wie das Ganze ausgeht.  
 

(Zwischenruf aus dem Hause) 
 
Sie können da hinten rumschreien wie Sie wollen, 
das interessiert mich überhaupt nicht. Ich rede mit 

denen, die davon was verstehen.  
 
Wir haben das ausdrücklich immer wieder gesagt, 
Sie haben sich verweigert, im parlamentarischen 
Kontrollgremium mitzuwirken.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Das muss man einfach mal festhalten, dass das so 
ist und nicht irgendjemand Sie daran hindern will, 
dort die parlamentarische Kontrolle auszuüben.  
 
Ich glaube auch, meine Damen und Herren, wir brau-
chen nach wie vor das Landesamt für Verfassungs-
schutz, denn wir haben gerade so viele Bestrebun-
gen - und da stimme ich weitestgehend Herrn Kol-
legen Gentzel zu -, ob das Al-Kaida ist, ob das aus-
wärtige Terroristen sind, ob das die ganzen Dinge 
sind, die wir jetzt alle täglich erleben, dass wir hier 
wirklich gut beraten sind, unser Landesamt gut aus-
zustatten, unser Landesamt gut mit Personal zu be-
stücken und das Landesamt handlungsfähig zu er-
halten.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich freue mich, dass wenigstens ein Abgeordneter 
das noch zur Kenntnis nimmt. 
 
Ich möchte auch festhalten, dass es schwer nach-
vollziehbar war und ist, dass wir gerade mit dem 
ehemaligen Präsidenten Roewer - und da will ich 
mich ausdrücklich dem auch anschließen, was im 
Bericht steht und was auch Herr Kollege Gentzel 
hier noch mal gesagt hat -, es ist einfach nicht mehr 
nachvollziehbar, dass ein Beamter, auch wenn er 
im Ruhestand ist - er wird ja nach wie vor vom Land 
bezahlt, es ist ja nicht etwa so, dass der irgendwo 
sitzt und der steckt sein Geld ein für nichts, zwar 
etwas abgeschmolzen, aber er steckt es ein -, die 
Unverfrorenheit hat, dass er, weil er Jurist ist und sich 
gut auskennt, all seine Kenntnisse als Jurist und als 
ehemaliger Präsident des Landesamts nutzt und in 
rechtsstaatlichen Verfahren sogar so weit geht, dass 
er fast das gesamte Landesamt für Verfassungs-
schutz mit all seinen Mitarbeitern, die es auch nicht 
leicht haben, denn sie müssen mit einer Klientel um-
gehen, die sich jeder vorstellen kann, dass er die-
ses Amt fast in die Luft gesprengt hat, im wahrsten 
Sinne des Wortes, indem er verbal die ganzen Or-
ganigramme öffentlich gemacht hat, immer im Rah-
men seiner Verteidigung vor Gericht, da kann man 
doch alles sagen. Ich muss Ihnen sagen, meine 
Damen und Herren, ich als gelernter Ossi, ich habe 
es immer noch nicht verstanden und mir konnte auch 
noch kein Jurist erklären, dass man das alles dulden 
muss, dass ein Einzelner zu seiner Verteidigung 
den Rechtsstaat dahin gehend so sehr nutzen kann, 
dass er selbst ein ganzes Amt hier vollkommen ka-
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putt machen kann. Das hat was zu tun mit Ausnah-
megenehmigungen, mit Aussagegenehmigungen und 
ähnlichen Dingen. Ich muss sagen, wir sind gut be-
raten, dass wir hier die Gerichtsbarkeit, die Justiz 
und das Innenministerium, dass solche Dinge wirk-
lich in Zukunft nicht noch einmal passieren dürfen. 
Das war so ein Schlag, vor allen Dingen für die Mit-
arbeiter des Amtes, die dann mit Klarnamen benannt 
wurden, was sie dort machen usw. Ich finde es ein-
fach skandalös, dass so etwas möglich war und ist. 
Leider ist das immer noch nicht abgeschlossen. Ich 
muss das jetzt nicht alles hier erläutern. Es ist si-
cher dem geneigten Leser auch nicht entgangen, was 
dort passiert ist mit dem Richter, der dann entspre-
chend aus Altersgründen in den verdienten Ruhe-
stand ging und, und, und. Ich denke einfach, mei-
ne Damen und Herren, wir müssen hier sehr auf-
passen, dass der Rechtsstaat nicht von Einzelperso-
nen unterminiert wird und das zu ihren Gunsten nut-
zen. Genauso geht es in die Richtung - da kann man 
ja unterschiedlicher Meinung sein - NPD-Verbots-
verfahren. Da gibt es sehr unterschiedliche Meinun-
gen. Die einen sagen, wir sind nicht für das Verbot, 
die anderen sagen, wir sind für das Verbot. Noch 
vor einiger Zeit hat der damalige Bundesverfassungs-
richter Jentsch - Herr Kollege Kölbel und ich, ich weiß 
nicht, wer noch mit war, ich glaube Fritz Schröter, 
damals zur Antrittslesung in Jena an der Universi-
tät - klipp und klar gesagt, man muss und sollte 
sich - da stimme ich auch Herrn Schäuble zu - po-
litisch mit diesen Extremisten auseinandersetzen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Wem nützt es denn eigentlich, wenn sie am Ende 
verboten sind und sie sind im Untergrund, in den 
Kameradschaften und ähnlichen Dingen. Die ma-
chen doch ihr schmutziges Werk weiter. Wir müs-
sen einfach den Rechtsstaat dazu nutzen. Ich stel-
le mir nur einmal vor, dass man dieses vielleicht zwei-
te Verbotsverfahren wieder vergeigt. Die kommen 
wie Phönix aus der Asche hoch und stellen sich 
dar und nutzen den Rechtsstaat dazu aus, um zu 
zeigen, dass sie vielleicht Unbefleckte sind.  
 
Ich stimme mit meiner Fraktion ausdrücklich zu, mit 
allen Mitteln müssen Rechts- und Linksextremisten 
bekämpft werden mit allen Möglichkeiten, die da 
sind. Davon werden wir auch nicht abweichen. 
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Ein 
Verbotsverfahren gehört auch zu diesen 
Möglichkeiten!) 

 
Herr Kollege Matschie, Sie wissen, dass es da wirk-
lich unterschiedliche Auffassungen gibt, auch auf 
CDU-Seite. Man kann da ja unterschiedlicher Mei-

nung sein. Bloß die Erfahrungen, die wir in den letz-
ten Jahren gemacht haben gerade zu dem Thema 
V-Leute - über manche Dinge im Vorfeld, ob 1. Mai, 
was hier diskutiert wurde und Rudolstadt, das kann 
ich nur als Stichwort sagen -, haben wir nicht genü-
gend Erkenntnisse des Landesamts gehabt. Aber wir 
wissen auch, wenn wir bestimmte V-Leute nicht ge-
habt hätten, hätten wir noch weniger Erkenntnisse 
gehabt. Da hätten wir noch bedepperter dagestan-
den und die Polizei hätte noch weniger Informationen 
gehabt, die ja am Ende die Ausführenden sind und 
die dann dem Mob gegenüberstehen. Das muss man 
einfach dazu wissen. Wir sind auch nicht dafür, dass 
hier vielleicht noch die Oberführungsleute in irgend-
einer Form noch unterstützt werden. Aber es gibt 
da so im nächsten Bereich noch genügend Möglich-
keiten, die man abschöpfen kann. 
 
Wir wissen, dass gerade in Thüringen in der Szene 
des Rechtsextremismus ehemalige FDJ-Sekretäre 
dann am Ende zu Rechtsextremisten mutiert sind. 
Das haben wir leider Gottes alles erfahren müssen. 
Deswegen sollte man sich solche Dinge genau an-
schauen, darüber kann man sich politisch noch lange 
streiten. Aber ich denke, dass wir - damit schaue ich 
hier in die Mitte und alles, was von hier aus nach 
links geht - gut beraten sind, das Landesamt wei-
terhin zu unterstützen, ob das Extremismus von au-
ßen ist oder von innen. Wir sind das den Bürgern 
schuldig, dass wir hier - ich sage einmal bewusst das 
Wort „Staatsmacht“ oder „Monopol des Staates“ - auf 
dem Gebiet handlungsfähig sind. Wenn es zu spät 
ist, fragt dann jeder, was habt ihr denn eigentlich 
gemacht? Was habt ihr denn eigentlich unternom-
men? Das sind solche Dinge, wo ich denke, das 
muss man klar hier so sagen.  
 
Sie haben gesagt, Herr Hahnemann, Sie haben In-
formationen an Polizeidirektionen etc. gegeben. Das 
ist gut und richtig und ich kann mir auch keine Be-
hörde vorstellen, egal welche das ist, die sagt, jetzt 
kommen die Linken oder wer auch immer und die 
Information nicht entgegennimmt. Wenn das jemand 
machen würde, dann müsste man sofort eingrei-
fen. Was ich mir aber wünsche, wenn Sie solche 
Dinge darstellen, dann bitte, wenn Sie es dem Ho-
hen Haus nicht mit Namen und Hausnummer sa-
gen wollen, dann geben Sie es bitte den Zuständi-
gen und benennen das mit Namen und Hausnum-
mer, wo gegebenenfalls nicht gehandelt wird. Auch 
da kann ich nur die dringende Bitte auf den Weg ge-
ben, nicht etwas in den Raum zu stellen, sondern das 
mit Ross und Reiter an die richtige Adresse bringen.  
 
Herr Kollege Hahnemann, Sie müssen sich schon 
ein kleines bisschen Mühe geben, wenn Sie hier vom 
Pult aus sprechen, dass Sie Dinge nicht durchei-
nanderbringen. Vielleicht wissen Sie es nicht an-
ders, das will ich mal voranstellen. Aber ich sage 
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gleich vorab, die Diskussion, die seit gestern oder 
heute im Raum steht, mit den Kameras im Innen-
ministerium, ich kann Ihnen nur sagen, wir lehnen 
das genauso ab. Aber eines ist Fakt, das hat über-
haupt nicht im Geringsten mit Verfassungsschutz 
zu tun, sondern - vielleicht wissen Sie es besser, 
Frau Kollegin, da kommen Sie nachher vor und 
erklären Sie es, ich kann Ihnen nur versuchen das 
zu erläutern - dort hat, nach dem, was wir jetzt wis-
sen, ein Geheimschutzbeauftragter des Innenministe-
riums - der hat mit dem Landesamt für Verfassungs-
schutz noch gar nichts zu tun, der ist niedriger über-
prüft als das Landesamt für Verfassungsschutz - eine 
Kamera aufgehängt. Ich verurteile das ausdrücklich. 
Auf der einen Seite geht es in das eine Amt hinein 
und auf der anderen Seite sitzen dort die Personalrä-
te. Sie ist ja abgebaut worden und ich sage nur, das 
muss intern abgeklärt werden, das hat aber mit dem 
Verfassungsschutz null Komma nichts zu tun. Nur, 
damit man das nicht durcheinanderbringt, dass das 
Landesamt eingerückt ist, hat Kameras aufgestellt, 
also, so ist die Welt nun wirklich nicht. Es hat damit 
nichts zu tun. Herr Kollege Hahnemann, der Geheim-
schutzbeauftragte, wenn das, was in der Presse 
steht, stimmt, hat das gemacht und die Dinger sind 
abgebaut worden.  
 
Meine Damen und Herren, ich glaube auch, wenn 
man die letzten Jahre verfolgt hat, sind wir gut be-
raten, nicht nur Rechtsextremismus im Auge zu be-
halten, sondern auch Linksextremismus. Das muss 
auch deutlich gemacht werden. Solange es noch - 
und Sie hören es natürlich nicht gern - bekennen-
de Mitglieder der Kommunistischen Plattform gibt - 
die gibt es ja nach wie vor, ob sie jetzt PDS heißen 
oder LINKE, das ist uninteressant, aber man muss 
es nur einfach ganz, ganz normal nennen, es gibt 
bekennende Mitglieder, Sie wissen, was dahinter 
steht oder Sie sollten es wissen, ob das Sarah Wa-
genknecht ist oder Kollegen, die im Landtag sitzen, 
der Herr Schriftführer sitzt hinter mir, der ja auch 
Bekennender ist - meine Damen und Herren, so lan-
ge müssen Sie in Kauf nehmen, dass auch der Ver-
fassungsschutz genau hinschaut und wir können 
natürlich nur das Innenministerium und den Verfas-
sungsschutz weiterhin ermuntern, hinzuschauen und 
weder auf dem linken noch auf dem rechten Auge 
blind zu werden.  
 
Kollege Gentzel hat es vorgetragen, dass die Par-
lamentarische Kontrollkommission im Rahmen ih-
rer Möglichkeiten - und wir haben dort wirklich alles 
ausgenutzt, was vom Gesetzgeber gegeben ist - Ak-
teneinsicht genommen hat, wir haben die Möglich-
keit der Befragung genutzt. Wir haben gerade in 
Richtung damals des Herrn Kollegen Ramelow uns 
intensiv die Akten angeschaut. Das interessiert über-
haupt nicht, ob der entsprechende von der Truppe, 
von der Truppe oder von der Truppe ist, das Ent-

scheidende ist, die Parlamentarische Kontrollkom-
mission ist für alle da, ob Sie dafür sind oder nicht. 
Im Zweifelsfall werden wir natürlich auch prüfen, 
wenn etwas gegen linke Politiker unternommen wer-
den sollte, was aber nicht der Fall ist. Wir haben uns 
auch dort die Aktenlage angeschaut und konnten 
dementsprechend die Dinge nicht bestätigen. Es sind 
ja in der Presse wieder einige Dinge benannt worden, 
man muss immer aufpassen, dass man die Geheim-
haltung beachtet, aber die Presse weiß ja manchmal 
mehr als wir, dass man entsprechende Dinge dort 
getätigt haben soll. Auch hier werden wir, wenn be-
stimmte Beförderungsmöglichkeiten genutzt wer-
den sollten usw., haben wir schon - darf ich das sa-
gen, Herr Vorsitzender - terminiert, dass wir uns den 
Dingen ganz ernsthaft weiter annehmen bis zur Ak-
teneinsicht. Ich glaube, das ist kein Geheimnisver-
rat, wenn man das hier dem Hohen Hause vorträgt.  
 
Wir werden auch hier das Ganze minutiös betrach-
ten, dass nicht Einzelpersonen irgendwelche Dinge 
machen, die wir nicht kontrollieren können. Ich weiß, 
wie schwer das ist, auch wir, die wir in dem Hohen 
Hause und in dieser Kommission sitzen, wir muss-
ten uns den Überprüfungen stellen, denken Sie ja 
nicht, dass das ein Zuckerschlecken ist. Wie viel Leu-
te in Ihrem Umfeld alle befragt werden, bis ins Letzte 
hinein, was dort alles abgefragt wird, das macht 
nicht gerade Freude. Wir wären rein theoretisch - wie 
sagt man so schön - geborene Geheimnisträger. 
Wir alle haben es immer abgelehnt und haben ge-
sagt, wir wollen nicht geborene Geheimnisträger sein, 
wir sind nichts anderes als der Bürger X, Y oder Z, 
wir wollen genauso überprüft werden und das ist 
passiert. Ich denke, das zeigt auch, dass wir uns für 
dieses Hohe Haus hier einsetzen. Dass wir nicht 
alle Informationen bekommen haben, hat der Be-
richt deutlich gemacht, dass wir bestimmte Informatio-
nen, die wir haben wollten, erst nach schwierigen 
Konfrontationen bekommen haben. Ich möchte auch 
hier ausdrücklich noch einmal unterstreichen, dass 
sich Landtagspräsidenten Dagmar Schipanski und 
auch der Ministerpräsident sehr mit eingesetzt ha-
ben, denn das ist ein ganz schwieriger Akt. Hier mein 
Dankeschön, dass da auch Vermittlungen gelaufen 
sind. Ich möchte die SPD ausdrücklich bitten, Kolle-
ge Gentzel - wir haben ja nun einen einmütigen Be-
richt hier vorgetragen, sicher mit Interpretationen, da-
nach aber einen einmütigen Bericht -, dass wir un-
sere Parlamentarische Kontrollkommission hand-
lungsfähig halten. Das erwarte ich vom Innenminis-
terium und vom zukünftigen Hauptverantwortlichen 
des Hauses. „Vertrauensvolle Zusammenarbeit mit 
der Parlamentarischen Kontrollkommission“ heißt 
die Devise. Herr Kollege Gentzel hat das Beispiel 
genannt. Ich bin dort vielleicht ein bisschen anders 
geprägt als der eine oder andere; ich habe auch 
1989 am runden Tisch angefangen - ich hatte es hier, 
glaube ich, schon mal benannt -, ich war in der frei-
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gewählten Volkskammer, mit der Kontrolle und Auf-
lösung des MfS beschäftigt. Ich habe viel Sumpf ge-
sehen, gehört und erlebt, ich bin schon etwas ge-
prägt. Dass ich dort bestimmte Dinge vielleicht etwas 
anders sehe als zum Beispiel die drei, die einem da 
gegenübersitzen, die diese Materie der fortwirken-
den Strukturen überhaupt nicht erlebt haben, das 
kann ich denen erst einmal grundsätzlich gar nicht 
übel nehmen, aber wenn die alle drei aus den Alt-
ländern kommen und die Befindlichkeit hier nicht so 
richtig wahrnehmen wollen, ist das schon ein biss-
chen erschreckend. Kollege Gentzel, ich kann Ihnen 
versichern, meine Fraktion - auch wenn es vielleicht 
den einen oder anderen und die Medien nicht mehr 
interessiert - wird dabei bleiben, dass wir weiterhin 
fortwirkende Strukturen im Auge behalten, weil das 
vorhin so ein bisschen bezweifelt wurde. Da bin ich 
mir sicher, dass wir auch das entsprechend weiter-
hin im Auge behalten.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, man könn-
te sicher noch einiges mit anfügen. Ich möchte als 
Letztes darauf eingehen, was Herr Kollege Gentzel 
gesagt hat - Schlussfolgerungen. Auch wir sind der 
Überzeugung, dass aus der jetzigen Arbeit und dem 
Bericht Schlussfolgerungen zu ziehen sind. Wir wer-
den uns sehr ernst mit den Gesetzentwürfen, die vor-
liegen, mit den Sicherheitsgesetzen und allem ausei-
nandersetzen, um entsprechende Formulierungen zu 
finden, die gemeinsam zu tragen sind. Meine Bitte 
geht dahin, nicht zu sagen, wenn meines nicht erfüllt 
wird, Punkt und Komma, dann machen wir nicht mehr 
mit, dann hätten wir einen Verfassungsschutz, der 
nicht mehr kontrolliert ist, und das wäre für uns alle 
sehr, sehr schädlich, sondern wir sollten aufeinan-
der zugehen und das, was möglich ist, dass auf der 
einen Seite die Exekutive und wir als Kontrollkom-
mission die Legislative hier gestärkt wird - das wer-
den wir mit einbringen. Ich denke, meine Damen 
und Herren, da können Sie auf die Parlamentarische 
Kontrollkommission vertrauen. Sie werden die Inte-
ressenlage des Parlaments hier auch weiterhin un-
terstützen. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Eine weitere Redemeldung liegt vor, und zwar für 
die Landesregierung Staatssekretär Hütte. Soeben 
ist mir gesagt worden, dass sich Herr Abgeordne-
ter Hahnemann noch gemeldet hatte. Danach dann 
Herr Abgeordneter Hahnemann. 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, es ist schon erstaunlich, zu 
welchen Exkursen der Bericht der Parlamentarischen 

Kontrollkommission des Thüringer Landtags Anlass 
gibt. Ich finde es ein bisschen schade, dass die Be-
suchertribüne sich inzwischen schon wieder so ge-
leert hat; so besteht die Gefahr, dass einige, die wäh-
rend des Redebeitrags des Abgeordneten Hahne-
mann zugehört haben, mit einem völlig falschen Bild 
nach Hause gehen, das nicht unwidersprochen blei-
ben kann.  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Deswegen möchte ich mit einigen Punkten begin-
nen, die Sie, Herr Abgeordneter Hahnemann, ange-
sprochen haben. Ich fange mal mit dem an, dass 
Sie gesagt haben, Sie wüssten nichts über den Ver-
fassungsschutz und die Gefährdungspotenziale für 
die Verfassung. Das kann ich überhaupt nicht ver-
stehen. Ich empfehle die jährlichen Verfassungs-
schutzberichte - nicht nur unseres Landesamtes, 
sondern auch der übrigen Landesämter und des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz - zur Lektüre. 
Was hier die Verhältnisse bei uns angeht, hilft viel-
leicht auch schon ein Blick in das Thüringer Verfas-
sungsschutzgesetz.  
 
Sie haben davon gesprochen, dass ein tiefes Miss-
trauen gegen Nachrichtendienste im Allgemeinen 
und den Verfassungsschutz im Besonderen aus Ih-
rer Sicht angebracht wäre. Ich möchte an der Stel-
le nur kurz darauf hinweisen, dass Verfassungs-
schutz im demokratischen Rechtsstaat etwas grund-
legend anderes ist als die Tätigkeit zum Beispiel 
der Stasi in der DDR.  
 

(Beifall CDU) 
 
Das zeigt allein schon die Existenz einer Parlamen-
tarischen Kontrollkommission. Dass ein Grundver-
trauen statt eines Misstrauens in die Tätigkeit un-
seres Verfassungsschutzes angezeigt ist, macht, 
glaube ich, der Bericht, den der Vorsitzende gege-
ben hat, sehr deutlich.  
 
Ich möchte auch noch ein Wort sagen zu dem NPD-
Verbotsverfahren, das im Moment diskutiert wird. 
Auch da noch mal zur Klarstellung: Die Landesre-
gierung ist nicht grundsätzlich gegen ein Verbot 
der NPD. Aber wenn, dann muss es den Hürden 
und den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, 
die wir ja alle kennen, entsprechen. Durch eine wack-
lige juristische und - was die tatsächlichen Voraus-
setzungen angeht - eine wacklige Verfahrensdiskus-
sion wird die NPD und ihre Klientel nur aufgewer-
tet. Das wollen wir nicht.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Dann 
liefern Sie doch erst mal das Material, 
dann kann man es prüfen.) 
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Thüringen hat sich in diesem Prozess, um den es 
hier geht, die Anfrage des Bundesinnenministers, 
im Übrigen auch nicht verweigert, sondern ist ledig-
lich nicht bereit, eigene Handlungsvoraussetzun-
gen zur Bekämpfung des Rechtsextremismus für ein 
polittaktisches Spiel der SPD außerhalb Thüringens 
zu opfern. 
 

(Beifall CDU) 
 
Da muss ich an der Stelle auch mal sagen,  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Was war das?) 

 
mir liegen bis heute die Erkenntnisse der SPD-ge-
führten Länder, die so vielfach diskutiert werden, 
nicht vor und - so weit ich weiß - dem Bundesin-
nenministerium ebenfalls nicht. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD:  
Doch, die liegen vor, Herr Hütte.) 

 
Ein letzter Punkt, Herr Abgeordneter Hahnemann, 
die Kameras. Es kann überhaupt keine Rede davon 
sein, dass hier Personalvertretungen durch Kame-
ras kontrolliert werden. Es sind Kameras aufge-
hängt worden zur Überwachung von Sicherheits-
bereichen im Thüringer Innenministerium. Wie eben 
schon gesagt worden ist, sie sind auch, kaum dass 
sie aufgehängt worden sind, sofort wieder abgehängt 
worden, weil es an der Endkontrolle und Endabnah-
me gefehlt hat. Die sind auch nicht vom Verfassungs-
schutz aufgehängt worden. Also herzliche Bitte, 
lesen Sie doch, bevor Sie solche Dinge hier in die 
Welt setzen, die Presseerklärung des Thüringer In-
nenministeriums vom gestrigen Tage oder zumin-
dest das, was heute in den Zeitungen steht, denn 
dort ließe sich der Sachverhalt auch so eruieren, 
wie ich ihn gerade vorgetragen habe. 
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, erlauben 
Sie mir nun einige generelle Anmerkungen zu dem 
soeben durch den Vorsitzenden der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission vorgetragenen Bericht. 
 
Seit der letzten Unterrichtung über die Tätigkeit der 
Kontrollkommission im März 2006 haben deren Mit-
glieder und die Vertreter des Innenressorts in den 
angesprochenen 10 Sitzungen insgesamt über 
20 Stunden beisammen gesessen. Die Landesregie-
rung, in wechselnder Besetzung vertreten durch den 
Innenminister oder den jeweiligen Staatssekretär, 
durch den Präsidenten oder den Vizepräsidenten des 
Landesamts und den zuständigen Fachabteilungs-
leiter aus dem Innenministerium, hat in diesen Sit-
zungen - und das wird Sie nicht überraschen - aus 
ihrer Sicht alles getan, um die Kontrollkommission 
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben umfassend 

zu unterrichten und ihr Rede und Antwort zu ste-
hen. Herr Abgeordneter Gentzel, die Behauptung, 
hier sei in einem Punkt - so habe ich es mir notiert 
- gezielte Desinformation der Öffentlichkeit durch den 
bisherigen Innenminister erfolgt, ist ein schwerer Vor-
wurf und starker Tobak und aus meiner Sicht auch 
überhaupt nicht berechtigt. Ich finde es etwas un-
fair - um es einmal so auszudrücken -, einem Minis-
ter, der nicht mehr im Amt ist und sich von dieser 
Stelle aus zu diesen Vorwürfen nicht mehr wehren 
kann, derartige Vorhaltungen nachzurufen. 
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD:  
Das kann er doch.) 

 
Wenn es an der einen oder anderen Stelle in den 
Beratungen nicht gelungen ist, alle Abstimmungs-
defizite bereits im Vorfeld vollständig zu beseitigen 
in Bezug auf das Organigramm, das Sie in Ihrem 
Bericht erwähnt haben, war die damalige Verfahrens-
weise sicher nicht optimal, um es vorsichtig zu sa-
gen. Es wurden entsprechende Konsequenzen ge-
zogen, um sicherzustellen, dass sich Vergleichba-
res nicht wiederholt. Der Bericht gibt zutreffend wie-
der, dass die eine oder andere Sitzung in ihrem Ver-
lauf - auch das drücke ich vorsichtig aus - nicht ein-
fach war. Das finde ich persönlich auch höchst be-
dauerlich. Die Schwierigkeiten lagen allerdings nach 
Auffassung des Innenministeriums nicht etwa darin 
begründet, dass nicht oder unzureichend unterrich-
tet wurde oder unterrichtet werden sollte. Vielmehr 
waren die Probleme, wie es auch der Vorsitzende 
in seinem Bericht hervorgehoben hat, darin zu se-
hen, dass es zu machen Punkten schlicht Bewer-
tungsunterschiede einmal hinsichtlich faktischer und 
rechtlicher Grenzen der Berichterstattung gegeben 
hat, nämlich einmal die juristische und fachpraktische 
Betrachtung eines Vorgangs und dann dessen po-
litische Bewertung durch die Abgeordneten. Ich könn-
te jetzt die im Bericht genannten Beispiele einge-
hend erläutern, will aber an dieser Stelle darauf ver-
zichten, weil wir dies zuletzt auch in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission ausführlich und nach 
meinem Eindruck jedenfalls auch zur Zufriedenheit 
der Mitglieder der Kommission getan haben und uns 
über den weiteren Prozess der Zusammenarbeit ver-
ständigt haben. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich denke, wir sind uns einig, gerade an einem Tag 
wie heute, an dem sich die Verabschiedung des Er-
mächtigungsgesetzes zum 75. Mal jährt, dass der 
Verfassungsschutz aus gutem Grund keine allum-
fassenden Beobachtungsbefugnisse und nachrich-
tendienstlichen Befugnisse hat. Wir können auch 
bereits aus faktischen Gründen - salopp gesagt - 
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nicht hinter jeden Extremisten einen Verfassungs-
schützer stellen und wollen dies auch gar nicht. So 
viel Personal gäbe es nicht. Was viel wichtiger ist, 
die rechtlichen Möglichkeiten lassen dies in einem 
freiheitlichen Rechtsstaat natürlich auch nicht zu. Ich 
bin froh, wir alle sind froh, denke ich, dass das so 
ist, ansonsten hätten wir nämlich den Überwachungs-
staat, den sich keiner ernsthaft wünschen kann. 
Wenn der Vorsitzende eben hervorgehoben hat, dass 
die Parlamentarische Kontrollkommission in keinem 
der Fälle, über die wir berichtet haben und nach de-
nen gefragt worden ist, Zweifel hatte, dass die hier 
vorgetragenen Erkenntnisse mit angemessenen und 
rechtsstaatlichen Mitteln durch den Verfassungs-
schutz gewonnen wurden, dann ist das für mich ein 
Beleg dafür, dass wir uns darüber in großer Über-
einstimmung befinden und unser Landesamt für Ver-
fassungsschutz das volle Vertrauen auch dieses 
Hauses verdient. 
 

(Beifall CDU) 
 
Meine Damen und Herren, ich möchte noch einmal 
ausdrücklich betonen, dass der Landesregierung an 
einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit der Par-
lamentarischen Kontrollkommission sehr gelegen ist. 
Vertrauensvolle Zusammenarbeit ist auch notwen-
dig, um die stetig wachsenden Anforderungen im 
Hinblick auf die Gefährdung der inneren Sicherheit 
angemessen und effektiv bewältigen zu können. 
Dass sich die damit verbundenen Themen zuweilen 
auch für kontroverse Diskussionen in den Beratun-
gen eignen, hat meiner Auffassung nach in erster 
Linie mit der Schwierigkeit der jeweiligen Materie und 
auch der großen Verantwortung, die damit verbun-
den ist, zu tun. Daraus folgt nahezu zwangsläufig, 
dass ein intensiver und offener Kontakt gepflegt 
werden muss - im Rahmen selbstverständlich des 
„Beratungsgeheimnisses“. Ich bin froh und begrüße 
es, dass wir uns in den Sitzungen der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission hierum bemühen und 
ich meine auch, mit Erfolg bemühen, soweit ich das 
aus meiner noch geringen persönlichen Erfahrung 
beurteilen kann. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich denke, dass wir nur dann die nachrichtendienst-
lichen Aufgaben auf der einen Seite wirksam erfül-
len können und zugleich die notwendige parlamen-
tarische Kontrolle effektiv wahrnehmen können, wenn 
streitige Punkte offen angesprochen, diskutiert und 
dann auch einer Lösung zugeführt werden. Alle be-
teiligten Abgeordneten und die Landesregierung neh-
men dabei ihre jeweilige Verantwortung wahr. Wie 
der Vorsitzende richtig gesagt hat, beide Rollen sind 
notwendig, angemessen und ergänzen sich. Die Lan-
desregierung, ich möchte es noch mal ausdrücklich 
hier sagen, ist auch künftig gern bereit, Auskunft zu 

geben im Rahmen ihrer gesetzlichen Berichtspflich-
ten und auch im Rahmen der vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit jenseits von förmlichen Berichtspflich-
ten.  
 
Mit Blick auf die Ausführungen des Vorsitzenden zum 
Führen von Akten über Mitglieder des Landtags im 
Landesamt für Verfassungsschutz möchte ich noch 
einmal ganz deutlich feststellen, dass weder in der 
4. noch in der 3. Legislaturperiode Personenakten 
über Landtagsabgeordnete geführt wurden. Die Par-
lamentarische Kontrollkommission hat sich hiervon 
vor Ort im Thüringer Landesamt für Verfassungs-
schutz überzeugt und eine entsprechende Presse-
mitteilung herausgegeben. Das ist nun schon eine 
Weile her, nämlich im Dezember 2005. Sie verweist 
außerdem auf eine Vereinbarung zwischen der Par-
lamentarischen Kontrollkommission und dem Innen-
minister hinsichtlich der künftigen Verfahrensweise 
in dem Zusammenhang und diese hat nicht nur wei-
terhin Gültigkeit, sondern soll auch Eingang finden 
in eine entsprechende Änderung des Thüringer Ver-
fassungsschutzgesetzes - Stichwort „Informations-
verpflichtungen“. Dieser Gesetzentwurf befindet sich 
derzeit in der Beratung im Innenausschuss.  
 
Meine Damen und Herren, ich möchte die Gelegen-
heit nutzen, den Mitgliedern der Parlamentarischen 
Kontrollkommission ausdrücklich für ihre Unterstüt-
zung, insbesondere bei der personellen Ausstattung 
des Landesamts für Verfassungsschutz zu danken. 
Das Landesamt gehört im Wettbewerb der Länder, 
wenn man so will, zu den schlankesten Ämtern in 
der Republik. Mit anderen Worten, uns fehlt es ei-
gentlich an Personal. Qualifiziertes Personal ist nö-
tig, gerade bei den Herausforderungen „islamistischer 
Terrorismus“ und „Weiterentwicklung des Verfas-
sungsschutzverbundes Bund und Länder“. Das heißt, 
wir werden in Zukunft eigentlich eher mehr Perso-
nal brauchen als weniger. Die Parlamentarische Kont-
rollkommission hat uns in der Vergangenheit in die-
sem Punkt unterstützt und, wie gesagt, dafür noch 
einmal sehr herzlichen Dank. Mein Dank gilt auch 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landes-
amts für Verfassungsschutz, von deren engagierter 
und kompetenter Arbeit der Schutz unseres Gemein-
wesens vor den Feinden der Demokratie entschei-
dend abhängt. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich weiß, dass sich auch die Parlamentarische Kont-
rollkommission dessen bewusst ist und freue mich 
besonders darüber, dass der Vorsitzende auch deut-
lich gemacht hat, dass sich die Arbeit der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter bei Weitem nicht auf die 
nachrichtendienstliche Beobachtung beschränkt. Ge-
rade die vom Vorsitzenden bereits erwähnte Prä-
vention und Öffentlichkeitsarbeit des Landesamts für 
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Verfassungsschutz, mit der zur Aufklärung der Be-
völkerung über Erscheinungsformen und Hintergrün-
de des politischen Extremismus beigetragen wer-
den soll, nimmt in der Arbeit des Amtes einen zu-
nehmend breiteren Raum ein. Durch Vorträge, Aus-
stellungen, Informationsmaterial soll eine umfang-
reiche Aufklärung über die Gefahren, die durch den 
politischen Extremismus drohen, bewirkt werden. Als 
eines der aktuelleren Beispiele für die Präventions-
arbeit will ich nur nennen die Unterstützung auch 
des Landessportbundes Thüringen bei der Erstel-
lung der Broschüre „Rechtsextremismus im Sport“ 
und auch das Vorhaben, einen Handlungsleitfaden 
für die Kommunen zu erstellen zur besseren Be-
kämpfung insbesondere des Rechtsextremismus. 
Dass die Parlamentarische Kontrollkommission die-
se wichtige präventive Arbeit des Landesamtes be-
grüßt und begleitet, zeigt, dass wir uns hinsichtlich 
der Bedeutung der politischen Auseinandersetzung 
mit verfassungsfeindlichen Bestrebungen in der Par-
lamentarischen Kontrollkommission und mit der Par-
lamentarischen Kontrollkommission einig sind, und 
verdeutlicht noch mal besonders das gemeinsame 
Ziel unserer Arbeit, nämlich politischem Extremis-
mus und verfassungsfeindlichen Bestrebungen mit 
allen rechtlich und tatsächlich möglichen Mitteln ent-
gegenzuwirken. Nur so kann die Wehrhaftigkeit un-
serer Demokratie auch nach außen täglich sichtbar 
gemacht werden. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE 
LINKE. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, auch 
wenn ich Ihnen und mir ein Stück der Mittagspause 
stehle, ich will zu drei oder vier Bemerkungen, die auf 
meine Rede hin oder nach ihr gemacht worden sind, 
kurz reagieren.  
 
Erstens, Herr Staatssekretär, in manchen Grund-
fragen unterscheiden wir uns eben ganz prinzipiell. 
Das ist eine Tatsache, die mich manchmal sogar 
wundert, wenn ich es mit ausgebildeten Juristen zu 
tun habe. Aber ich mache keinen Hehl daraus, dass 
ich nach dem, was ich gelernt habe über Verfas-
sungs- und Staatsrecht und die Geschichte der Staa-
ten und der Verfassungen, glaube ich, nicht falsch 
liege, wenn ich behaupte, das Grundvertrauen ist 
eben nicht das Prinzip, das Verfassungsstaaten und 
ihre Gewaltenteilung konstituiert, sondern das Miss-
trauen der Bürgerschaft gegenüber dem Staat ist das 
den bürgerlichen Staat konstituierende Prinzip. Was 

passiert, wenn Abgeordnete eines Parlaments der 
Exekutive gegenüber grenzenloses Vertrauen haben, 
das können Sie hier in diesem Hause erleben.  
 
Zweite Bemerkung: Herr Staatssekretär, natürlich le-
sen wir die Verfassungsschutzberichte. Wir lesen so-
gar die monatlich von Ihnen freundlicherweise be-
reitgestellten Monatshefte. Da haben wir auch gar 
keine Not damit. Aber unsere Not beginnt dann, wenn 
sowohl der Bericht des Vorsitzenden der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission als auch Sie uns an-
empfehlen, die Aufklärungsmaterialien des Ministe-
riums gut zu finden. Ich erinnere Sie an einen Flyer 
des Innenministeriums, der auch auf der Grundla-
ge von Aussagen des Verfassungsschutzes so weit 
gegangen ist, ganz pauschal Mitglieder von sozia-
len Bewegungen für beobachtenswerte Subjekte die-
ser Gesellschaft zu erklären. Diese Aufklärungsma-
terialien, meine Damen und Herren, können wir nicht 
brauchen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dritte Bemerkung: Herr Fiedler, ich glaube, Sie ha-
ben mich einfach falsch verstanden. Ich habe mich 
nicht darüber gewundert, dass die Polizei Informa-
tionen, die wir ihr geben, freudig entgegennimmt. Das 
finde ich richtig. Ich habe mich darüber gewundert, 
dass sie diese Informationen nicht hat, weil sie sie 
haben muss. Ich verlange nicht, dass die alles wis-
sen, aber wenn ich bei einer Polizeidirektion anrufe 
- drei, vier Tage - mit Informationen, die ich aus dem 
Internet rausnehmen kann - locker vom Hocker - und 
die Beamten des Staatsschutzes wissen nicht, dass 
48 oder 36 Stunden oder was weiß ich, wie viel spä-
ter ein Neonazikonzert stattfindet, dann frage ich 
mich, wofür Ihre hochheiligen Einrichtungen tau-
gen. Das war mein Ansinnen.  
 
Viertens: Ich lebe nicht so weit von der Wirklichkeit, 
auch nicht von der ministeriellen Wirklichkeit entfernt, 
dass ich davon ausgehe, dass Ministerialbeamte - 
egal, ob Ministeriumsmitarbeiter oder Verfassungs-
schutzmitarbeiter - Kameras selber anschrauben; 
davon dürfen Sie ausgehen. Dass aber ausgerechnet 
in einer Einrichtung, deren Geheimschutzbeauftrag-
ter im Roewer-Prozess sich schon einmal als ein 
Geheimschutzbeauftragter erwiesen hat, der CDs mit 
vertraulichen Daten kopiert und weitergibt, dass ein 
solcher Geheimschutzbeauftragter, wenn in seiner 
Einrichtung jetzt ein anderer Geheimschutzbeauf-
tragter - mag ja sein, dass es der des Innenminis-
teriums gewesen ist - irgendeine Firma Kameras 
anschrauben lässt, die am Ende den Hauptbetriebs-
rat erwischen, dann frage ich: Wozu braucht denn 
diese Einrichtung diesen Geheimschutzbeauftragten? 
Was versteht denn das Innenministerium, was ver-
steht der Verfassungsschutz unter Geheimschutz? 
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(Zwischenruf Abg. Berninger: DIE LINKE: 
Das ist geheim.) 

 
Das führt doch am Ende den Sinn von Geheimdienst 
völlig ad absurdum - und nur das wollte ich sagen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 
kann ich diesen Tagesordnungspunkt schließen. Wir 
treten jetzt in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird 
um 14.30 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt.  
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten wieder 
in die Parlamentssitzung ein.  
 
Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 34 
 

Fragestunde 
 
Ich beginne mit der ersten Mündlichen Anfrage des 
Abgeordneten Kuschel, Fraktion DIE LINKE, in 
Drucksache 4/3869.  
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Prüfbericht des Landesrechnungshofs zum Bau der 
Kläranlage Unterbreizbach 
 
Der Landesrechnungshof hat eine Prüfung der För-
derung der Investitionsmaßnahme „Kläranlage Un-
terbreizbach“ vorgenommen. In der Landtagssitzung 
am 24. Januar 2008 informierte der Umweltminis-
ter darüber, dass der Prüfbericht des Landesrech-
nungshofs der Landesregierung noch nicht vorge-
legen habe. Das Eröffnungsgespräch zwischen Lan-
desregierung und Landesrechnungshof soll bereits 
am 19. Juni 2007 stattgefunden haben. Die Prüfung 
soll zwischenzeitlich abgeschlossen sein. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Zu welchem Zeitpunkt ist der Prüfbericht des Lan-
desrechnungshofs zur Kläranlage Unterbreizbach 
bei der Landesregierung eingegangen? 
 
2. Welche weiteren Landes- und Kommunalbehör-
den haben den Prüfbericht des Landesrechnungs-
hofs zu welchem Zeitpunkt erhalten? 
 
3. Welche wesentlichen Feststellungen enthält der 
Prüfbericht des Landesrechnungshofs und welche 
Schlussfolgerungen ergeben sich daraus aus Sicht 
der Landesregierung? 
 
 
 

Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Dr. Sklenar.  
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, die Mündliche Anfrage des Herrn Abgeord-
neten Kuschel beantworte ich für die Landesregie-
rung wie folgt:  
 
Zu Frage 1: Die Prüfungsmitteilung des Thüringer 
Rechnungshofs ist am 20. Februar 2008 im Thürin-
ger Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz und 
Umwelt eingegangen.  
 
Zu Frage 2: Die Prüfungsmitteilungen haben keine 
weiteren Landes- und Kommunalbehörden erhalten.  
 
Zu Frage 3: Der Thüringer Rechnungshof betrach-
tet das Prüfergebnis als vorläufig und will zunächst 
der geprüften Stelle Gelegenheit zur Stellungnah-
me geben. Das Thüringer Ministerium für Landwirt-
schaft, Naturschutz und Umwelt wird zunächst die 
Mitteilung des Thüringer Rechnungshofs prüfen und 
zu dieser Stellung nehmen. Der Thüringer Rech-
nungshof hat dem Thüringer Ministerium für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt eine Frist von 
drei Monaten für die Stellungnahme eingeräumt. Das 
Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Naturschutz 
und Umwelt sieht wegen des laufenden Verfahrens 
vorläufig von einer Information über Inhalte der Prüf-
mitteilung ab.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Abgeordneter Kuschel bitte. 
Es gibt keine Nachfragen. Dann folgt die nächste 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Lemke, Frak-
tion DIE LINKE, in Drucksache 4/3897. 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Einrichtung eines Sonderkontos für nicht verbrauchte 
Investitionsmittel bei der Flughafen Erfurt GmbH 
(FEG) 
 
Im Rahmen der öffentlichen Hauptverhandlung im 
Strafverfahren gegen den Geschäftsführer und den 
Verkehrsleiter der Flughafen Erfurt GmbH wurde 
zum Ausdruck gebracht, dass die zur Finanzierung 
der Bauvorhaben am Erfurter Flughafen beschie-
denen Zuwendungsmittel im Jahr 2003 nicht voll-
ständig verbraucht waren und auf ein „Sonderkon-
to“ der FEG überwiesen wurden. 
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Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Auf welchen rechtlichen und gesetzlichen Grund-
lagen wurden im Jahr 2003 nicht verbrauchte Inves-
titionsmittel der Flughafen Erfurt GmbH auf ein dort 
separat eingerichtetes Sonderkonto überwiesen? 
 
2. Waren Allgemeine Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) im Sin-
ne des § 36 des Thüringer Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (ThürVwVfG) Bestandteil des am 12. Feb-
ruar 1999 durch das Thüringer Ministerium für Wirt-
schaft und Infrastruktur erteilten Zuwendungsbeschei-
des und enthielten diese die übliche Auszahlungs-
regelung nach dem sogenannten 2-Monats-Bedarf? 
 
3. Wenn ja, wie wertet die Landesregierung die Tat-
sache, dass öffentliche Zuwendungen trotzdem vor-
zeitig an den Zuwendungsempfänger ausgezahlt wur-
den und welche haushaltsrechtlichen und -tech-
nischen Vorteile und Auswirkungen hatte die Ein-
richtung des Sonderkontos bei der FEG? 
 
4. Besteht dieses Sonderkonto bei der FEG nach 
wie vor und wenn ja, welchen Stand weist dieses 
Konto auf und wofür sollen diese Mittel verwendet 
werden? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Trautvetter. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, namens der Lan-
desregierung beantworte ich die Mündliche Anfra-
ge des Abgeordneten Lemke wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Rechtliche Grundlage für die Auszahlun-
gen der Zuwendungen über das Jahr 2003 hinaus 
war der Zuwendungsgrundbescheid vom 12. Februar 
1999 in der jeweils geänderten Fassung in Verbin-
dung mit den haushaltsrechtlichen Regelungen. Im 
Verlaufe des Jahres 2003 zeichnete sich ab, dass 
einige Projekte des Flughafenausbaus nicht bis zum 
Ende der mit den finanzierenden Banken vereinbar-
ten Bauphase, dem 31. Dezember 2003, abgeschlos-
sen werden konnten. Im Einvernehmen zwischen 
dem Thüringer Finanzministerium und dem Fachres-
sort wurde der Flughafen Erfurt GmbH deshalb ge-
stattet, die bis zu diesem Zeitpunkt nicht benötig-
ten Mittel von den Banken abzurufen und auf ein 
Verwahr- bzw. Sonderkonto bei der Dresdner Bank 
Erfurt zu überweisen.  
 
Zu Frage 2: Zum ersten Teil verweise ich auf die Be-
antwortung der Mündlichen Anfrage in der Druck-
sache 4/3835. 
 

Zum zweiten Teil der Frage ist festzustellen, dass 
durch den Zuwendungsbescheid des Thüringer Mi-
nisteriums für Wirtschaft und Infrastruktur vom 
12. Februar 1999 im Einvernehmen mit dem Thü-
ringer Finanzministerium die übliche Frist der Ver-
wendung der Mittel von zwei Monaten auf einen 
Monat verkürzt und somit verschärft wurde. 
 
Zu Frage 3: Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwie-
sen. Die Mittel waren ausschließlich zweckgebun-
den für den Ausbau des Flughafens Erfurt zu ver-
wenden. Seitens der Flughafen Erfurt GmbH bestand 
zu keinem Zeitpunkt ein freies Zugriffsrecht auf das 
Verwahrkonto. Vielmehr konnte die Flughafen Er-
furt GmbH die Mittel nur dann abrufen, wenn die Be-
stätigung hierzu durch das Fachreferat vorlag. Dies 
entspricht exakt dem bis dahin praktizierten Zuwen-
dungsverfahren. 
 
Die Einrichtung eines Sonderkontos bei der FEG 
hatte keine haushaltsrechtlichen und -technischen 
Auswirkungen.  
 
Zu Frage 4: Nein.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Dann rufe 
ich die nächste Mündliche Anfrage auf, Abgeord-
nete Enders, Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 
4/3898. 
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Gutachten der Landesregierung zur Notwendigkeit 
einer 380-kV-Trasse durch Thüringen 
 
Mit Beschluss des Antrags in Drucksache 4/3530 
durch den Landtag am 16. November 2007 wurde die 
Landesregierung gebeten, „ein unabhängiges Insti-
tut mit einem Gutachten zu beauftragen, das Aus-
sagen trifft über die energiewirtschaftliche Notwendig-
keit einer weiteren 380-kV-Trasse sowie über tech-
nische Möglichkeiten der Netzoptimierung und des 
Netzmanagements und wie diese Lösungen für den 
notwendigen zusätzlichen Stromtransport auf Be-
standstrassen durch Thüringen angewendet wer-
den können“. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Nach welchen Verfahren wurde bzw. wird die Er-
stellung des Gutachtens durch die Landesregierung 
vergeben? 
 
2. Wann wurde bzw. wird das genannte Gutachten 
in Auftrag gegeben und welcher Zeitrahmen ist für 
die Erstellung des Gutachtens vereinbart worden 
bzw. ist angedacht? 
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3. Wer wurde bzw. wird mit der Erstellung des Gut-
achtens aufgrund welcher sowohl fachlichen als auch 
wissenschaftlichen Referenz beauftragt? 
 
4. Wie lautet der genaue Auftrag für die Erstellung 
des Gutachtens, der an den oder die Gutachter als 
Auftrag weitergegeben wurde bzw. wird? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Die Frage beantwortet Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich beantworte die Münd-
liche Anfrage der Abgeordneten Enders für die Lan-
desregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Es ist eine freihändige Vergabe des 
Gutachtens mit vorgeschaltetem Wettbewerb vor-
gesehen. 
 
Zu Frage 2: Derzeit ist die Angebotsabforderung 
im Gange, Abgabetermin der Angebote ist der 
10.04.2008, also heute. Für die Fertigstellung des 
Gutachtens ist der 31.10.2008 vorgesehen. 
 
Zu Frage 3: Eine Beantwortung der Frage ist der-
zeit natürlich nicht möglich, da das Vergabeverfah-
ren noch nicht abgeschlossen ist. 
 
Zu Frage 4 verweise ich auf die Antwort zu Frage 3. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Eine Nachfrage, Abgeordnete 
Enders, eine oder zwei. 
 
Abgeordnete Enders, DIE LINKE: 
 
Herr Minister Reinholz, ich hätte noch eine Nach-
frage, und zwar betrifft das noch mal die Aufgaben-
stellung des Gutachtens. Selbst wenn eine freie Auf-
tragsvergabe erfolgen soll und wenn bestimmte Insti-
tute oder Gutachter angeschrieben worden sind, 
muss ja ein konkreter Auftrag und eine Zielstellung 
für das Gutachten festgelegt worden sein. Hier würde 
mich interessieren - so eine Zielstellung, Aufgaben-
formulierung muss ich ja vorher abgeben -, wäre 
es möglich, dass ich diese bekommen könnte? 
 
Eine weitere Frage - zwei darf ich ja stellen - wäre 
noch: Sie haben gesagt, es ist ein Wettbewerb vor-
geschaltet worden, um den Auftrag zu vergeben, das 
heißt, Sie müssten ja dann auch schon ausgewählt 
haben, wer angeschrieben werden soll oder wer ein 
Angebot abgeben soll. Hier hätte ich gern gewusst, 

wer jetzt aus dem Wettbewerb ausgewählt worden 
ist und wer ein Angebot abgeben soll zum heutigen 
Tag. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Zu Ihrer ersten Nachfrage verweise ich auf das Pro-
tokoll der Landtagssitzung. Da ist festgelegt worden, 
was beauftragt werden soll. 
 
Zu Frage 2 kann ich Ihnen die vier benennen. Der 
erste ist der Herr Universitätsprofessor Dr. Johan-
nes Verstege, Lehrstuhl für elektrische Energiever-
sorgung der Bergischen Universität Wuppertal. Als 
Zweiter ist aufgefordert Herr Prof. Gerd Balzer, Ins-
titut für elektrische Energiesysteme der Technischen 
Universität Darmstadt, als Dritter Herr Prof. Stefan 
Tenbohlen, Institut für Energieübertragung und Hoch-
spannungstechnik der TU Stuttgart und als Vierter 
Herr Prof. Jürgen Säcker, Institut für deutsches und 
europäisches Wirtschafts-, Wettbewerbs- und Re-
gulierungsrecht an der Freien Universität zu Berlin. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Weitere Nachfragen gibt es. Abgeordnete 
Skibbe, bitte. 
 
Abgeordnete Skibbe, DIE LINKE: 
 
Können Sie noch sagen, wie viel dafür eingeplant 
ist, finanziell? 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Das wird sich ergeben aus der Angebotsabgabe. 
Wir werden das kostengünstigste und das wettbe-
werbsfähigste Angebot auswählen und daraus wird 
sich ein Preis ergeben. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Nachfragen gibt es jetzt nicht mehr. Dann 
rufe ich die nächste Mündliche Anfrage der Abge-
ordneten Sedlacik, Fraktion DIE LINKE, in Druck-
sache 4/3913 auf. 
 
Abgeordnete Sedlacik, DIE LINKE: 
 
Verkauf von Wohnungen der Landesentwicklungs-
gesellschaft Thüringen mbH (LEG) 
 
Die Landesregierung Nordrhein-Westfalens (NRW) 
hat beschlossen, die vom Land gehaltenen Anteile 
an der Landesentwicklungsgesellschaft als Ganzes 
in einem Bieterwettbewerb zu verkaufen; davon ist 
auch der Wohnungsbestand der LEG Nordrhein-
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Westfalen betroffen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Wohnungen hat die LEG Thüringen der-
zeit in ihrem Bestand? 
 
2. Inwieweit gibt es in Thüringen aufseiten der Lan-
desregierung Überlegungen, Wohnungen der LEG 
Thüringen in welcher Größenordnung zu verkaufen? 
 
3. Inwieweit wäre aus sozialpolitischen Gründen die 
Übernahme des Wohnungsbestands der LEG Thü-
ringen durch kommunale Wohnungsgesellschaften 
denkbar? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Die Frage beantwortet Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, zunächst sei vorangestellt, 
dass die LEG Nordrhein-Westfalen mit mehr als 
90.000 Wohnungen und Immobilien eines der größ-
ten Immobilienunternehmen in Deutschland ist so-
wie hinsichtlich ihrer Größe und Struktur als auch 
ihres Aufgabenspektrums die LEG keine Landes-
entwicklungsgesellschaft im Thüringer Verständnis 
und mit der LEG Thüringen keineswegs vergleich-
bar ist.  
 
Ich beantworte die Mündliche Anfrage der Abgeord-
neten für die Thüringer Landesregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die LEG Thüringen hat zurzeit 1.769 
Wohnungen im Bestand. 
 
Die Fragen 2 und 3 möchte ich zusammen beant-
worten: Ein Verkauf der Wohnungen ist derzeit nicht 
vorgesehen, ebenso wenig eine Übertragung an kom-
munale Wohnungsgesellschaften.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen hierzu? Das ist nicht der Fall. 
Danke. Dann rufe ich die nächste Mündliche Anfra-
ge, eine der Abgeordneten Leukefeld, Fraktion DIE 
LINKE, in Drucksache 4/3915 auf. 
 
Abgeordnete Leukefeld, DIE LINKE: 
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 
20. Dezember 2007 die in Umsetzung des Zweiten 
Buchs Sozialgesetzbuch zwischen den Kommunen 
und der Bundesagentur für Arbeit gebildeten Arbeits-
gemeinschaften für verfassungswidrig erklärt. Der 

Gesetzgeber wurde beauftragt, bis spätestens En-
de des Jahres 2010 eine grundgesetzkonforme Lö-
sung für die Betreuung der Langzeitarbeitslosen zu 
finden. In Thüringen sind gegenwärtig etwa 250.000 
hilfebedürftige Personen in rund 136.000 Bedarfs-
gemeinschaften von den Regelungen des SGB II 
betroffen.  
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie bewertet die Landesregierung die Tätigkeit 
der ARGEn in Thüringen, für die sie die Dienstauf-
sicht wahrnimmt? 
 
2. Welche Position vertritt die Landesregierung zur 
Neuordnung der Strukturen in Umsetzung des SGB II 
und welche Grundsätze sollten dafür bestimmend 
sein?  
 
3. Wie wird der Vorschlag des Bundesministeriums 
für Arbeit eingeschätzt, kooperative Jobcenter auf 
freiwilliger Grundlage ohne Änderung des SGB II 
zu schaffen?  
 
4. Welche Position nimmt die Landesregierung hin-
sichtlich der Überlegungen ein, die Verantwortung 
für die Umsetzung des SGB II komplett an die Bun-
desagentur für Arbeit zu geben oder sie zu kom-
munalisieren - beispielsweise im Rahmen der Auf-
gaben des übertragenen Wirkungskreises - und da-
mit auch die Bundesländer über eine Neuregelung 
des Bund-Länder-Finanzausgleichs in die Pflicht zu 
nehmen? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Auch diese Anfrage beantwortet Minister Reinholz. 
 
Reinholz, Minister für Wirtschaft, Technologie 
und Arbeit: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, ich beantworte die Münd-
liche Anfrage der Abgeordneten Leukefeld für die 
Thüringer Landesregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die Arbeit der ARGEn in Thüringen wird 
ebenso wie die der zugelassenen kommunalen Trä-
ger von der Landesregierung insgesamt positiv be-
wertet, auch wenn es in der Anfangszeit spürbare 
Anlaufprobleme der Zusammenarbeit zweier unter-
schiedlicher Träger in einer neuen Verwaltungsstruk-
tur gab. Eine Dienstaufsicht der Landesregierung 
besteht im Übrigen nicht. 
 
Die Fragen 2 und 3 möchte ich gemeinsam beant-
worten: Die meisten Länder haben sich zunächst für 
eine Prüfung aller denkbaren Varianten einer künf-
tigen Organisation der SGB-II-Träger ausgesprochen 
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und den Schnellschuss des Bundesarbeitsministers 
für getrennte Trägerschaft im Sinne der kooperati-
ven Jobcenter abgelehnt. Nach Auffassung der Län-
der ist das kooperative Jobcenter ohnehin nicht unter-
gesetzlich bzw. nur auf freiwilliger Basis möglich. 
In einem gemeinsamen Schreiben an Bundesmi-
nister Olaf Scholz haben die unionsgeführten Län-
der folgende Forderungen als Diskussionsgrundla-
ge formuliert: 
 
1. Die Aufgabe der Grundsicherung für Arbeit Su-
chende soll auch künftig von der Bundesagentur für 
Arbeit und den Kommunen wahrgenommen werden. 
Die Leistungsträger sind dabei im Interesse aller Be-
troffenen gehalten, so eng wie rechtlich möglich zu-
sammenzuarbeiten. Dies ist jedoch nicht wie im Kon-
zept des BMAS durch untergesetzliche Regelungen 
zu leisten, sondern setzt eine entsprechende Än-
derung des SGB II voraus. 
 
2. Den bestehenden zugelassenen kommunalen 
Trägern soll eine Entfristung erteilt werden. Außer-
dem wird eine Ausweitung angestrebt, indem wei-
teren Kommunen der Übergang in das Optionsmo-
dell ermöglicht werden soll.  
 
Zu Frage 4: Die Erfolge der ARGEn und zugelas-
senen kommunalen Träger bei der Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit zeigen, dass die Einbindung der Kom-
munen in die lokale Arbeitsmarktpolitik erfolgreich 
ist. Um Langzeitarbeitslosigkeit überwinden zu kön-
nen, müssen jugend-, sozial-, familien- und bildungs-
politische Maßnahmen mit arbeitsmarktpolitischer 
Förderung gezielt ineinandergreifen. Eine Zentrali-
sierung der Aufgabenwahrnehmung bei der Bun-
desagentur für Arbeit kann dies nicht leisten und 
wird von der Landesregierung deshalb abgelehnt. 
Einer Kommunalisierung der Aufgaben der Grund-
sicherung für Arbeit Suchende steht die Landesre-
gierung grundsätzlich aufgeschlossen gegenüber. 
Die Übertragung der Aufgaben auf die Länder bzw. 
Kommunen würde eine Neuregelung im Bereich der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern 
bzw. Kommunen bedeuten, die derzeit kurz- bis mit-
telfristig wohl nicht realisierbar ist. Zudem besteht 
derzeit auch keine politische Zustimmung für weit-
gehende verfassungsrechtliche Änderungen, die ins-
besondere auch die Finanzströme beträfen. Darü-
ber hinaus verweise ich auf die Antwort zu den Fra-
gen 2 und 3. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Danke 
schön. Dann rufe ich die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Pidde, SPD-Fraktion, in Druck-
sache 4/3917 auf. 
 
 

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Vorgesehene Verwendung der mit dem Jahresab-
schluss 2007 gebildeten Rücklage 
 
Die Thüringer Landesregierung informierte im Feb-
ruar 2008 die interessierte Öffentlichkeit und auch 
den Thüringer Landtag über einen erfreulichen vor-
läufigen Jahresabschluss 2007, der sogar die Bildung 
einer Rücklage ermöglicht. Die Rücklage soll unter 
anderem für die Abfinanzierung der EU-Förderpro-
gramme 2000 bis 2006 sowie die Umstellung der 
Veranschlagung bei den Hochschulen verwendet 
werden. In der Antwort auf die Mündliche Anfrage 
„Vorläufiger Jahresabschluss 2007“ vom 18. Januar 
2008 in Drucksache 4/3742 führte die Landesre-
gierung aus, dass derzeit die genaue Höhe der da-
für notwendigen Gelder ermittelt werde. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Liegt zwischenzeitlich das Ergebnis der Ermittlung 
der Höhe der ausstehenden EU-Zahlungen für die 
Förderperiode 2000 bis 2006 vor, wenn ja, in wel-
chem Umfang müssen Mittel der Rücklage für die 
Vorfinanzierung von EU-Mitteln verwendet werden, 
wenn nein, wann ist mit einem Ergebnis zu rechnen? 
 
2. Wurde zwischenzeitlich die Höhe der Ausgabe-
reste im Bereich der von den Hochschulen einge-
worbenen Drittmittel ermittelt, wenn ja, in welchem 
Umfang müssen Mittel der Rücklage für die Veraus-
gabung der Drittmittel ohne zusätzliche Belastung 
des Haushalts 2008 verwendet werden, wenn nein, 
wann ist mit einem Ergebnis zu rechnen? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Frau Ministerin Diezel. 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Mündliche Anfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Pidde beantworte ich namens der Lan-
desregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Die Höhe der ausstehenden EU-Zah-
lungen kann nicht vor Ablauf des Abrechnungszeit-
raums im Jahr 2008 abschließend quantifiziert wer-
den. Insofern zielt die Frage auf die Abfinanzierung 
von Ausgaberesten aus der Förderperiode 2000 bis 
2006. Die aus der Rücklage zu finanzierenden Aus-
gabereste zum EU-Förderprogramm belaufen sich 
auf rund 90,1 Mio. €. Der Betrag setzt sich zusam-
men aus 89,1 Mio. € für den Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) und 1 Mio. € aus 
dem ESF-Programm. 
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Zu Frage 2: Die Höhe der Ausgabereste im Bereich 
der von den Hochschulen eingeworbenen Drittmit-
tel wurde ermittelt. Diese beträgt 33,9 Mio. € und 
wird in gleicher Höhe aus der Rücklage aufgebracht 
werden, um den Haushalt 2008 nicht zusätzlich zu 
belasten. Im Übrigen verweise ich darauf, dass durch 
die unterschiedlichsten Bereiche Haushaltsreste 2007 
in Höhe von 200 Mio. € gebildet wurden.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Damit kommen wir zur nächsten Mündlichen An-
frage, Abgeordneter Kubitzki, Fraktion DIE LINKE, 
in Drucksache 4/3918. 
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Ehekredit wackelt? 
 
Aus Presseveröffentlichungen ist zu entnehmen, dass 
der für den 1. Juli 2008 geplante Start für das Thürin-
ger Familiendarlehen - Ehekredit - voraussichtlich 
verschoben werden muss. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Im Einzelplan 08 Kapitel 08 24 Titel 682 33 Thü-
ringer Familiendarlehen und Kinderbonus, wurde in 
den Erläuterungen formuliert, dass eine Förderricht-
linie zur Ausreichung der Gelder erarbeitet werden 
soll. Wie ist der Erarbeitungsstand dieser Förderricht-
linie? 
 
2. Welche gesetzlichen Grundlagen stehen konkret 
im Einzelnen gegen die Einführung des o.g. Ehe-
kredites? 
 
3. Welche konkreten Aktivitäten in welchem Zeit-
raum unternimmt die Landesregierung, um im Bun-
desrat für eine Veränderung der Rechtslage zur 
Einführung des Ehekredits initiativ zu werden und 
dafür zu sorgen, dass diese Leistung und auch an-
dere Sozialleistungen nicht auf Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (Grundsicherung 
für Erwerbsfähige) und dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch (Grundsicherung für nicht Erwerbsfähi-
ge) angerechnet werden? 
 
4. Für welche Maßnahmen sollen die eingestellten 
Mittel im Doppelhaushalt 2008/2009 im Einzelplan 08 
Kapitel 08 24 Titel 682 33 für 2008 in Höhe von ca. 
2,9 Mio. € und für 2009 für ca. 3,6 Mio. € ausgege-
ben werden, falls rechtliche Bedenken gegenüber 
des Thüringer Familiendarlehens und Kinderbonus’ 
nicht qualifiziert beseitigt werden können? 
 
 
 

Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Staatssekretär Illert.  
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, namens der Landesregierung 
beantworte ich die Mündliche Anfrage wie folgt: 
 
Zunächst gestatten Sie mir bitte zur Begriffserklä-
rung eine Vorbemerkung. Ein Ehekredit war in der 
ehemaligen DDR ein Kredit nach der Heirat eines 
Paares, mit dem der Erwerb langlebiger Einrichtungs- 
und Ausstattungsgegenstände zu diesem Zeitpunkt 
erleichtert wurde. Die Einkäufe wurden in den Kre-
ditbrief eingetragen, die Verkaufsstelle rechnete di-
rekt mit dem Kreditinstitut ab. Heute geht es dem-
gegenüber um ein Familiendarlehen, eine finanziel-
le Unterstützung für die Startphase für das Leben mit 
Kindern. Wie bei anderen familienpolitischen Leis-
tungen des Freistaats wird durch das Familiendar-
lehen vor allem auch einer sozialpräventiven Absicht 
Rechnung getragen. Bei der Gründung einer Fami-
lie erhöht sich der Bedarf, so dass die finanzielle Be-
lastung der Eltern steigt. Die Armutsgefährdung von 
Familien ist zum anderen in der frühen Familien-
phase mit Kleinkindern besonders hoch, weil die 
Eltern zumeist erst am Beginn ihrer beruflichen Tä-
tigkeit stehen. Unsicherheiten am Arbeitsmarkt wir-
ken sich besonders stark auf die soziale Situation 
der Eltern aus. Dem soll durch das Familiendarlehen 
entgegengewirkt werden.  
 
Zu Frage 1: Eine Förderrichtlinie für das Thüringer 
Familiendarlehen befindet sich in Vorbereitung, sie 
wird zeitgerecht in Kraft treten.  
 
Zu Fragen 2 und 3: Es sind keine gesetzlichen Be-
stimmungen bekannt, die gegen die Einführung ei-
nes Familiendarlehens stehen. Die Landesregierung 
strebt an, die finanziellen Möglichkeiten eines Fa-
miliendarlehens im Freistaat für jedermann erreich-
bar zu machen. Daher soll die auszuarbeitende För-
derrichtlinie so ausgestaltet sein, dass die Leistun-
gen nicht auf andere Sozialleistungen angerechnet 
werden müssen. Deswegen muss gegebenenfalls 
durch Eingriff in das bundesrechtliche Regelungs-
system erreicht werden, Einkünfte aus dem Familien-
darlehen im Rechtsbereich von SGB II und SGB XII 
nicht als für die Hilfe anrechenbares Einkommen zu 
werten. Die hierzu notwendigen vorbereitenden Ar-
beiten sind im Gange.  
 
Zu Frage 4: Diese Frage stellt sich nicht. Ich verweise 
auf meine Antworten zu den vorangehenden Fragen.  
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Abgeordneter Kubitzki, bitte. 
 
Abgeordneter Kubitzki, DIE LINKE: 
 
Eine Nachfrage zu Frage 3: Ich hatte dort auch ge-
fragt, ob die Landesregierung weitere Initiativen unter-
nimmt und auch andere Sozialleistungen nicht nach 
SGB II und SGB XII angerechnet werden. Das ha-
ben Sie noch nicht beantwortet.  
 
Meine zweite Nachfrage ist: Ist es in den Förderricht-
linien möglich, dass eventuell ein Kriterium drin sein 
könnte, dass diejenigen, die ein Darlehen in An-
spruch nehmen, kreditwürdig sein müssen? 
 
Illert, Staatssekretär: 
 
Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Kredit. Natürlich 
ist Kreditwürdigkeit gegeben. Was die andere Fra-
ge angeht, wir konzentrieren uns natürlich auf die 
Notwendigkeiten der Umsetzung des Familiendar-
lehens sozial gerecht. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Damit kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage, 
Abgeordneter Kalich, Fraktion DIE LINKE, in Druck-
sache 4/3920. 
 
Abgeordneter Kalich, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. 
 
Ausbau des Saale-Radwanderweges 
 
Durch die Landkreise Saale-Orla-Kreis, Saalfeld-Ru-
dolstadt und Saale-Holzland-Kreis sowie die kreis-
freie Stadt Jena führt der Thüringer Abschnitt des 
Saale-Radwanderweges. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. An welchen Abschnitten des Saale-Radwander-
weges werden gegenwärtig nach Kenntnisstand der 
Landesregierung welche Baumaßnahmen ausgeführt 
und wann ist mit dem Abschluss der Maßnahmen 
voraussichtlich zu rechnen (bitte Einzelaufstellung 
nach Abschnitten in km)? 
 
2. Welche zu realisierenden Baumaßnahmen wer-
den gegenwärtig nach Kenntnisstand der Landes-
regierung durch die betroffenen kommunalen Ge-
bietskörperschaften geplant und welchen Stand ha-
ben die Planungen gegenwärtig erreicht (bitte Ein-
zelaufstellung nach Abschnitten in km)? 
 

3. Welche Kosten sind mit den unter Frage 2 nach-
gefragten Projekten voraussichtlich zu erwarten? 
Nach welchen Förderbestimmungen wären diese 
Projekte durch das Land förderfähig? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Trauvetter. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, die Mündliche An-
frage des Abgeordneten Kalich beantworte ich für 
die Landesregierung wie folgt: 
 
Zu Frage 1: Im Saale-Holzland-Kreis wird 2008 pa-
rallel zur Bundesstraße B 88 ein 1,1 km langer Rad-
wegabschnitt von Kahla-Löbschütz bis Kleineuters-
dorf durch das Straßenbauamt Ostthüringen aus-
gebaut. Im Abschnitt Freienorla-Orlamünde der Bun-
desstraße B 88 ist 2008 der Bau eines 570 m lan-
gen straßenbegleitenden Radweges vorgesehen. Da-
mit wird eine Trassenverlegung des Saale-Radwan-
derweges näher an die Saale vorbereitet. Die Stadt 
Jena wird im Jahr 2008 eine Baumaßnahme am Pe-
tersenplatz durchführen und die Saalebrücke sa-
nieren. In diesem Zusammenhang wird auch ein 
200 m langes Teilstück des Saale-Radwanderwe-
ges mit gebaut. Außerdem ist im III. Quartal 2008 
vorgesehen, im Abschnitt Wöllnitz-Burgau den vor-
handenen 460 m langen asphaltierten Weg zu sa-
nieren.  
 
Zu Frage 2: In der Stadt Jena wird es nach der Fer-
tigstellung der Arbeiten an der Bundesautobahn A 4 
möglich sein, die Radfernwege Thüringer Städteket-
te und den Saale-Radwanderweg auf ihre ursprüng-
liche Trasse zu legen. Dafür ist es erforderlich, den 
Promenadenweg zwischen dem Expo-Gelände und 
der Autobahn in Lobeda-West auf einer Länge von 
ca. 750 m auszubauen. Die Stadt Jena erarbeitet zur-
zeit die Aufgabenstellung. Im Kreis Saalfeld-Rudol-
stadt wird zurzeit an der Genehmigungsplanung für 
den Bau eines 2,5 km langen straßenbegleitenden 
Radeweges parallel zur Landesstraße L 2384 zwi-
schen Hohenwarthe und Kaulsdorf gearbeitet. Trä-
ger der Maßnahme ist die Gemeinde Kaulsdorf, da 
diese Straße zur Kreisstraße abgestuft wird. Im 
Saale-Orla-Kreis führt die Kreisverwaltung gemein-
sam mit den betroffenen Kommunen vorbereitende 
Arbeiten für die Planung von zwei Abschnitten des 
Saale-Radwanderweges durch. Zwischen Saalburg 
und Burg wird angestrebt, den ca. 10 km langen Rad-
weg auf die ehemalige Bahntrasse zu verlegen. Die 
Kaufverhandlungen mit der Deutsche Bahn AG lau-
fen. Zwischen Burg und Walsburg wird ebenfalls eine 
Trassenverlegung auf den ca. 10 km langen Ab-
schnitt angestrebt, wobei zurzeit die Verhandlungen 
mit den Grundstückseigentümern geführt werden, zu 
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denen auch Vattenfall Europe gehört. 
 
Zu Frage 3: Die Kosten für den Promenadenweg in 
Jena werden auf 300.000 € geschätzt, die Kosten 
für den straßenbegleitenden Radweg Hohenwarthe-
Kaulsdorf auf 200.000 €. Zu den im Saale-Orla-
Kreis vorgesehenen Trassenverlegungen und den 
damit notwendigen Baumaßnahmen können die Kos-
ten noch nicht angegeben werden. Für die Maßnah-
me Hohenwarthe-Kaulsdorf wird eine Förderung im 
Rahmen des kommunalen Straßenbaus angestrebt. 
Für die anderen in der Antwort zu Frage 2 genann-
ten Maßnahmen kann beim gegenwärtigen Planungs-
stand noch keine Aussage zur möglichen Art der 
Förderung getroffen werden. Die unterschiedlichen 
Fördermöglichkeiten können im Internetauftritt des 
Thüringer Ministeriums für Bau und Verkehr nach-
gelesen werden.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Danke. 
Es folgt die nächste Mündliche Anfrage, die von Ab-
geordneten Hausold, Fraktion DIE LINKE, in Druck-
sache 4/3939. 
 
Abgeordneter Hausold, DIE LINKE: 
 
Beseitigung der 5-Prozent-Sperrklausel bei Kommu-
nalwahlen 
 
In den Medien ist zu erfahren, dass die Thüringer 
Landesregierung bis zur Sommerpause das Kom-
munalwahlrecht ändern will. Ein entsprechender Ge-
setzentwurf der PDS-Fraktion zu Beginn der 4. Le-
gislaturperiode, der unter anderem eine Abschaffung 
der 5-Prozent-Klausel vorsah, wurde von der CDU-
Mehrheit abgelehnt.  
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregie-
rung: 
 
1. Sind die Grundlagen für diesen Sinneswandel der 
Landesregierung in der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts und der damit faktischen Iso-
lierung der Thüringer Landesregierung zu suchen? 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung ihre bisherige 
Aussage, dass die Sperrklausel dazu diene, die 
Handlungsfähigkeit von Gemeinderäten und Kreista-
gen vor einer Zersplitterung zu schützen? 
 
3. Wie bewertet die Thüringer Landesregierung die 
Auffassung, dass die Beseitigung der 5-Prozent-
Sperrklausel nicht zur Handlungsunfähigkeit der kom-
munalen Vertretungen, sondern zu einer Sicherung 
der Vielfalt im Meinungsstreit führt? 
 
 

Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Schliemann. 
 
Schliemann, Justizminister: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Hausold beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt: 
 
Die Landesregierung weist zunächst darauf hin, dass 
nach der Rechtsprechung des Thüringer Verfas-
sungsgerichtshofs bei Anfragen mit tendenziellem 
Charakter das parlamentarische Fragerecht keine 
Pflicht der Landesregierung zur Bewertung bestimm-
ter Aussagen zur Meinungsbildung begründet. Ich 
verweise insofern auf die Entscheidung des Thürin-
ger Verfassungsgerichtshofs in LK VA 2003 4/22, 
4/24. Gleichwohl will ich auf alle drei Fragen zusam-
menfassend wie folgt antworten für die Landesre-
gierung: 
 
Für die Landesregierung ist die Handlungsfähigkeit 
von Gemeinderäten und Kreistagen ein sehr hohes 
Gut, das nicht durch Zersplitterung gefährdet werden 
darf. Das Bundesverfassungsgericht hat die Gefahr 
einer Zersplitterung bei Wegfall der 5-Prozent-Sperr-
klausel in Schleswig-Holstein jedoch nicht als so 
schwerwiegend angesehen, dass eine solche Klausel 
verfassungsrechtlich gerechtfertigt wäre. Morgen wird 
der Thüringer Verfassungsgerichtshof seine Entschei-
dung im Vorlageverfahren über die 5-Prozent-Klau-
sel im Thüringer Kommunalrecht verkünden. Das 
Thüringer Kommunalwahlrecht wird hieran ebenso 
wie an der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts auszurichten sein.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Ich rufe 
die nächste Mündliche Anfrage auf, die des Abge-
ordneten Höhn, SPD-Fraktion, in Drucksache 4/3941, 
vorgetragen durch Abgeordnete Becker. 
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Renovierung der Polizeidirektion Erfurt durch Straf-
gefangene des Projekts „Schwitzen statt Sitzen“ 
 
Die „Bild-Zeitung“ berichtete in ihrer Ausgabe vom 
18. März 2008 darüber, dass Strafgefangene zur-
zeit das Gebäude der Erfurter Polizeidirektion re-
novieren. Grund hierfür sei das Programm der Straf-
fälligen-Hilfe unter dem Motto „Schwitzen statt Sit-
zen“. Unter den arbeitenden Gefangenen habe sich 
auch ein wegen gefährlicher Körperverletzung und 
Bedrohung verurteilter Straftäter befunden, dessen 
Strafregister 28 Einträge umfasse. 
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Ferner gibt die „Bild-Zeitung“ die Kritik eines Poli-
zisten wieder, der bemängelt, dass die Gefangenen 
sich „jetzt in aller Ruhe bei uns umsehen, sich so-
gar die Kennzeichen unserer Zivilfahrzeuge merken, 
die im Hof parken“. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welchen Umfang dürfen die Einträge in das Bun-
deszentralregister der am Projekt „Schwitzen statt 
Sitzen“ teilnehmenden Straftäter aufweisen? 
 
2. Wie wird bei der Renovierung von Gebäuden der 
Strafverfolgungsorgane sichergestellt, dass die Straf-
gefangenen nicht an sicherheitsrelevante Informa-
tionen gelangen können? 
 
3. Welche Gebäude des Landes wurden im Rahmen 
des Projekts „Schwitzen statt Sitzen“ bereits von 
Strafgefangenen in der Vergangenheit renoviert? 
 
4. Wie viel Geld insgesamt hat der Freistaat Thürin-
gen bisher durch das Projekt „Schwitzen statt Sit-
zen“ bei der Bereitstellung von Haftplätzen und bei 
den Kosten der Unterbringung in einer Justizvoll-
zugsanstalt eingespart? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Minister Schliemann. 
 
Schliemann, Justizminister: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Höhn beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt: 
 
Zunächst eine Vorbemerkung: Zur Vermeidung künf-
tiger Missverständnisse darf ich zunächst darauf hin-
weisen, dass an dem Projekt „Schwitzen statt Sit-
zen“ keine Strafgefangenen teilnehmen. Es handelt 
sich vielmehr um Verurteilte, die die ihnen auferlegte 
Geldstrafe nicht bezahlen können und zur Vermei-
dung der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafe die 
uneinbringliche Geldstrafe durch freie Arbeit tilgen.  
 
Zu Frage 1: Nach § 1 Abs. 1 der Thüringer Verord-
nung über die Tilgung uneinbringlicher Geldstrafen 
durch freie Arbeit kann die Strafvollstreckungsbe-
hörde einem Verurteilten auf Antrag gestatten, eine 
uneinbringliche Geldstrafe durch freie Arbeit zu 
tilgen. Eventuelle Einträge in das Bundeszentralre-
gister spielen insoweit keine Rolle mehr, zumal die-
se das Gericht bereits bei der Urteilsfindung im Rah-
men der Strafzumessung zu berücksichtigen hat.  
 
Zu Frage 2: Zum einen werden die im Rahmen des 
Projekts „Schwitzen statt Sitzen“ eingesetzten Straf-

fälligen durchgehend von einem Arbeitsanleiter be-
aufsichtigt, zum anderen werden aus den zu reno-
vierenden Räumlichkeiten alle sicherheitsrelevanten 
Unterlagen und Gegenstände entfernt. 
 
Zu Frage 3: Bisher wurden insbesondere in folgen-
den Gebäuden des Landes Renovierungstätigkeiten 
durchgeführt: Polizeidirektion Erfurt, Finanzgericht 
Gotha, Verwaltungsgericht Weimar, Oberverwal-
tungsgericht Weimar, Thüringer Justizministerium, 
Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Ge-
sundheit. 
 
Zu Frage 4: Durch das Projekt „Schwitzen statt Sit-
zen“ konnten im Justizvollzug des Freistaats Thürin-
gen in den vergangenen Jahren folgende Kosten 
eingespart werden: im Jahr 2003 etwa 1,11 Mio. €, 
im Jahr 2004 ca. 2,06 Mio. €, im Jahr 2005 ca. 
1,77 Mio. €, im Jahr 2006 ca. 1,56 Mio. € und im 
Jahre 2007 ca. 1,83 Mio. €. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es gibt Nachfragen. Abgeordneter Höhn bitte. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Herr Minister, in Ihrer Antwort auf Frage 3 haben 
Sie die bisher im Rahmen dieses Projekts renovierten 
Einrichtungen aufgelistet. Musste es in diesem spe-
ziellen Fall nun ausgerechnet an der Polizeidirek-
tion sein? 
 
Schliemann, Justizminister: 
 
Wenn Sie mit Ihrer Frage, Herr Abgeordneter, mei-
nen, ob es unausweichlich war, um es so auszu-
drücken, dann kann ich sagen, unausweichlich ist 
so etwas nie. Wir können auch darauf verzichten, 
nur haben wir dann oft genug nichts zu tun für die 
Leute. Das ist ein doppelter Effekt. Aber ich darf noch 
einmal versichern, das, was wirklich sicherheitsre-
levant ist, wird aus den Räumen entfernt. In sicher-
heitsrelevante Räume kommen die Arbeitenden auch 
gar nicht rein.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Ihre zweite Nachfrage bitte. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Bezug nehmend auf Frage 2, auch auf ihre jetzt zu-
letzt geäußerte Bemerkung: Nun gab es ja Beden-
ken der in dieser Polizeidirektion ihren Dienst tuen-
den Beamten in Bezug auf sicherheitsrelevante 
Kenntnisse, die die Strafgefangenen dort erlangen 
könnten. Teilen Sie die Auffassung der Beamten? 
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Schliemann, Justizminister: 

Dazu müsste ich den Sachverhalt näher erforschen, 
um das beantworten zu können. Ich antworte gerne 
schriftlich, denn ich weiß nicht, was dahinter steckt. 

Vizepräsidentin Pelke: 

Gut, das wird schriftlich beantwortet und weitere 
Nachfragen gibt es nicht. Damit komme ich zur 
nächsten Mündlichen Anfrage, Abgeordneter Blech-
schmidt, Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 4/3951. 

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 

Verlagerung des Bereiches der Kriminalpolizei in 
der Polizeidirektion Erfurt 

Mit der Verabschiedung des Thüringer Gesetzes 
zur Vorbereitung der Neustrukturierung der Polizei 
wird durch die Projektgruppe OPTOPOL eine Pha-
se III „Durchführung der Umorganisation der Thü-
ringer Polizei“ beginnen. 

Ich frage die Landesregierung: 

1. Gibt es im Rahmen der Umorganisation der Po-
lizeidirektion Erfurt Überlegungen, Bereiche bzw. 
Teilbereiche der Kriminalpolizei aus dem Dienstsitz 
Andreasstraße 38 in das Objekt Mühlweg 18 in Er-
furt zu verlagern? 

2. Wenn ja, welche polizeiorganisatorischen, ver-
waltungstechnischen, finanziellen, räumlichen, miet-
rechtlichen etc. Gründe liegen diesen Überlegungen 
zugrunde? 

3. Wie wird gerade mit Blick auf die Lage des Ob-
jekts Mühlweg 18 und deren Einschätzung - eines 
stark sanierungsbedürftigen und daher zusätzlich 
enorme Landesmittel bedürfenden, für Polizeizwe-
cke völlig ungeeigneten Objekts sowie bürgerun-
freundliche Lage - solch eine Überlegung bewertet? 

Vizepräsidentin Pelke: 

Es antwortet Staatssekretär Hütte. 

Hütte, Staatssekretär: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, vorbehaltlich des Ergeb-
nisses der aktuellen Prüfung zur Umsetzung der Po-
lizeireform nach der Entscheidung des Thüringer 
Landtags am 27. Februar 2008 - dazu kommen wir 
ja nachher noch etwas genauer - beantworte ich die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Blechschmidt 
für die Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Ja, das Liegenschaftskonzept der Poli-
zei für die Landeshauptstadt Erfurt sieht zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt vor, die neu zu errichtende Kri-
minalpolizeistation Erfurt in der Liegenschaft Mühl-
weg 18 unterzubringen. Es ist aber nicht vorgese-
hen, die gesamte Kriminalpolizei dort unterzubringen. 
Sowohl die künftige Kriminalpolizeiinspektion Erfurt 
als auch der rund um die Uhr zuständige Kriminal-
dauerdienst verbleiben am bisherigen Standort An-
dreasstraße 38. Zukünftig wird es in Erfurt also zwei 
Standorte der Kriminalpolizei geben. Aus fachlicher 
Sicht stellt dies kein Problem dar. Da es sich um 
zwei verschiedene Dienststellen mit unterschiedlichen 
Aufgabenzuweisungen handelt, ist eine getrennte Un-
terbringung aus polizeifachlicher Sicht unproblema-
tisch. Ich möchte aber noch einmal ausdrücklich da-
rauf hinweisen, dass die Prüfung von Alternativen 
zum Standort Mühlweg 18 derzeit noch nicht abge-
schlossen ist. 

Zu Frage 2: Die Anzahl der Beschäftigten am Stand-
ort Erfurt wird sich nach dem bisherigen Planungs-
stand im Zuge der geplanten Reformmaßnahmen 
voraussichtlich erhöhen. Das zusätzliche Personal 
muss dann entsprechend untergebracht werden. Be-
züglich der Kriminalpolizei ist das allein am bisheri-
gen Sitz in der Andreasstraße 38 nicht möglich. An-
dere landeseigene Polizeiliegenschaften am Stand-
ort Erfurt stehen nicht zur Verfügung. Unter Abwä-
gung aller Gesichtspunkte ist daher die Weiternut-
zung des bereits seit ca. 10 Jahren angemieteten 
und für polizeiliche Zwecke genutzten Objekts am 
Mühlweg 18 eine sinnvolle Lösung.  

Zu Frage 3: Vor dem Hintergrund der beabsichtigten 
weiteren Nutzung des Objekts Mühlweg 18 wurden 
mit dessen Vermieter bereits Verhandlungen über 
eine Weiternutzung und Sanierung geführt. Nach ge-
genwärtigem Verhandlungsstand ist der Vermieter 
bereit, die notwendigen Umbauten und Sanierungs-
arbeiten auf seine Kosten durchzuführen. Insofern 
trifft es nicht zu, dass zusätzliche enorme Landes-
mittel nötig wären, um die Liegenschaft zu sanieren. 
Mit einer solchen Sanierung, die gegebenenfalls zeit-
nah durchgeführt werden kann und ca. 12 Wochen 
beanspruchen wird, werden für die dort Dienst leis-
tenden Beschäftigten der Thüringer Polizei dann auch 
geeignete Arbeitsbedingungen vorhanden sein. Im 
Übrigen verweise ich auf die Antwort zu Frage 1. 
Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Pelke: 

Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. Damit 
kommen wir zur nächsten Mündlichen Anfrage des 
Abgeordneten Hauboldt, Fraktion DIE LINKE, in 
Drucksache 4/3961*, vorgetragen durch Abge-
ordneten Blechschmidt. 

* Die Drucksache wurde am 27. November 2015 verändert in 
die Parlamentsdokumentation eingestellt.
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Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 

Möglichkeiten im Rahmen der örtlichen und über-
örtlichen kommunalen Rechnungsprüfung zur Kos-
tenkontrolle hinsichtlich der Führung von Gerichts-
verfahren durch Thüringer Kommunen 

In mehreren Artikeln der „Thüringer Allgemeinen“, 
so z.B. am 13. Februar 2008 unter dem Titel „Ein 
Dutzend Jahre vor Gericht“, wird regelmäßig 
über den Rechtsstreit zwischen einer Thüringer 
Gemeinde und deren (früherem) Ordnungsamts-
leiter über ausstehende Gehaltszahlungen berich-
tet. Das Gerichtsverfahren läuft seit mehr als 
zwölf Jahren und soll mittlerweile Gesamtkosten 
(Gehaltsforderungen, Prozesskosten sowie Kosten 
für Vollstreckungsmaßnahmen) in Höhe von meh-
reren 100.000 € verursacht haben. Die Thüringer 
Gemeinde hat (bisher) das Verfahren verloren und 
ist zur Zahlung entsprechender Gehalts(nach)-
zahlungen verurteilt worden, da die Gerichte die von 
der Gemeinde ausgesprochene(n) Kündigung(en) als 
rechtswidrig bewerteten. Mittlerweile ist auch die 
Kommunalaufsicht tätig geworden. Zu klären bleibt, 
welche Möglichkeiten es gibt, um unangebrachte 
Geldausgaben für Prozesse im Interesse der Bürger 
und einer wirtschaftlichen Haushaltsführung der 
Kommune zu rügen und zukünftige Verstöße gegen 
Gebote der kommunalen Haushaltsführung zu 
verhindern. 
Ich frage die Landesregierung: 

1. Welche Möglichkeiten gibt es, im Rahmen der ört-
lichen und überörtlichen kommunalen Rechnungs-
prüfung das Finanzgebaren von Gemeinden und 
Landkreisen im Zusammenhang mit der Führung von 
Gerichtsverfahren hinsichtlich der Rechtmäßigkeit 
und Zweckmäßigkeit zu überprüfen und gegebenen-
falls zu beanstanden? 

2. Ist der Landesregierung bekannt, wie mit dem o.g.
Rechtsstreit zwischen der Thüringer Gemeinde 
und ihrem (früheren) Ordnungsamtsleiter ver-
bundene Fragen der Beachtung der (rechtlichen) 
Vorgaben zur korrekten kommunalen Haus-
haltsführung im Rahmen der örtlichen und über-
örtlichen kommunalen Rechnungsprüfung geprüft 
wurden und gab es nach Kenntnis der Landes-
regierung dabei diesbezüglich Beanstandungen? 

3. Ist der Landesregierung bekannt, in welchen Thü-
ringer Kommunen im Rahmen der örtlichen und über-
örtlichen kommunalen Rechnungsprüfung deren Fi-
nanzgebaren im Zusammenhang mit der Führung 
von Gerichtsverfahren seit dem Jahr 2000 beanstan-
det wurden (bitte betreffende Kommunen einzeln 
benennen)? 

Vizepräsidentin Pelke: 

Es antwortet Staatssekretär Hütte.  

Hütte, Staatssekretär: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordneten, die Mündliche Anfrage 
des Abgeordneten Hauboldt beantworte ich für die 
Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: Gegenstand der örtlichen und der über-
örtlichen Rechnungsprüfung ist die Einhaltung der 
für die Wirtschaftsführung geltenden Bestimmungen 
und Grundsätze. Die Rechnungsprüfung erstreckt 
sich dabei insbesondere auf die in § 84 der Thürin-
ger Kommunalordnung geregelten Prüfungsgegen-
stände, zu denen auch die sparsame und wirtschaft-
liche Haushaltsführung gehört. Die hierzu in den 
Prüfberichten getroffenen Feststellungen beziehen 
sich regelmäßig auf die Wirtschaftlichkeit baulicher 
Maßnahmen oder kreditähnlicher Rechtsgeschäfte 
und eine sparsame Mittelbewirtschaftung, nicht je-
doch auf eine Abschätzung von Prozessrisiken, die 
die Gemeinde dann führt. Etwas anderes könnte 
sich allenfalls bei ganz offensichtlich evident rechts-
missbräuchlich geführten Prozessen ergeben. Grund-
sätzlich kann es aber den Kommunen im Rahmen 
ihrer kommunalen Selbstverwaltung nicht verwehrt 
werden, ihre vertretbaren Rechtsauffassungen auch 
gerichtlich durchzusetzen. Es entspricht gerade dem 
Grundsatz der wirtschaftlichen und sparsamen Haus-
haltsführung, wenn Kommunen begründete Ansprü-
che gerichtlich durchsetzen bzw. sich gegen unbe-
gründete Rechtsansprüche auch gerichtlich zur Wehr 
setzen.  

Zu Frage 2: Die örtliche Rechnungsprüfung ist eine 
Angelegenheit der Kommunen im eigenen Wirkungs-
kreis. Der Landesregierung ist nicht bekannt, ob die 
mit dem in der Frage genannten Rechtsstreit ver-
bundenen Fragen im Rahmen der örtlichen Rech-
nungsprüfung geprüft und gegebenenfalls beanstan-
det wurden. Die Erkenntnisse zu einer Prüfung oder 
Beanstandung durch die überörtliche Rechnungs-
prüfung liegen der Landesregierung ebenfalls nicht 
vor.  

Zu Frage 3: Der Landesregierung liegen hierzu keine 
Erkenntnisse vor, wobei ich einschränkend sagen 
muss, dass es in der Kürze der zur Beantwortung 
der Mündlichen Anfrage zur Verfügung stehenden 
Vorbereitungszeit nicht möglich war, die seit dem 
Jahr 2000 im Rahmen der überörtlichen Rechnungs-
prüfung verfassten über 100 Prüfberichte auf dies-
bezügliche Beanstandungen durchzusehen. Entspre-
chende Fälle sind weder dem Thüringer Innenmi-
nisterium noch dem Thüringer Landesverwaltungs-
amt bekannt.  
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Ergänzend noch ein Hinweis, dass der Abgeordne-
te Hauboldt in seiner Kleinen Anfrage Nr. 2328 den 
Sachverhalt auch unter kommunalaufsichtlichen Ge-
sichtspunkten speziell noch einmal abfragt. Die dies-
bezügliche Antwort ist zum 15. April 2008 „fällig“ und 
wird pünktlich an den Landtag übersandt werden. 
Vielen Dank.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Gibt es Nachfragen? Das ist nicht der Fall. 
Ich rufe die nächste Mündliche Anfrage auf, Abge-
ordnete Wolf, Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 
4/3962.  
 
Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Möglichkeiten des Unterschreibens bei Volksbegeh-
ren 
 
Im Rahmen des aktuell laufenden Volksbegehrens 
„Mehr Demokratie in Thüringer Kommunen“ stellt 
sich die Frage, wie es speziell Thüringer Bürgerin-
nen und Bürgern im Strafvollzug möglich ist, sich 
über das Volksbegehren zu informieren und mit ih-
rer Unterschrift zu beteiligen. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Wie viele Thüringerinnen und Thüringer sind der-
zeit im geschlossenen Strafvollzug (bitte getrennt 
nach Geschlecht)? 
 
2. Wie viele davon haben rechtlich die Möglichkeit, 
sich mit ihrer Unterschrift am Volksbegehren zu be-
teiligen? 
 
3. Wie wird ihnen ermöglicht, sich über das Volks-
begehren zu informieren und mit ihrer Unterschrift 
das Volksbegehren zu unterstützen? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Herr Staatssekretär Haußner bitte. 
 
Haußner, Staatssekretär: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren 
Abgeordneten, die Mündliche Anfrage der Abgeord-
neten Wolf beantworte ich für die Landesregierung 
wie folgt: 
 
Vorab darf ich darauf hinweisen, dass sich die fol-
genden Angaben auf männliche Straf- bzw. Jugend-
strafgefangene, die nach meinen Erkenntnissen ih-
ren Wohnsitz in Thüringen haben und in Strafvoll-
zugseinrichtungen des Freistaats Thüringen unter-
gebracht sind, sowie auf weibliche Thüringer Straf- 
und Jugendstrafgefangene, die gemäß einer Verwal-

tungsvereinbarung zwischen dem Freistaat Sach-
sen, dem Freistaat Thüringen und dem Land Sach-
sen-Anhalt im Freistaat Sachsen inhaftiert sind, be-
ziehen. Mir liegen keine Informationen darüber vor, 
wie viele Thüringerinnen und Thüringer in anderen 
Bundesländern inhaftiert sind. 
 

(Zwischenruf Abg. Berninger, DIE LINKE: 
Das kann doch nicht sein.) 

 
(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt: 
Wieso denn nicht?) 

 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Herr Staatssekretär, bitte fahren Sie fort. 
 
Haußner, Staatssekretär: 
 
Vielen Dank.  
 
Zu Frage 1: Am Stichtag 7. April 2008 sind im ge-
schlossenen Vollzug in Vollzugseinrichtungen des 
Freistaats Sachsen 36 weibliche Strafgefangene und 
5 weibliche Jugendstrafgefangene aus Thüringen 
untergebracht. In geschlossenen Strafvollzugsein-
richtungen des Freistaats Thüringen sind derzeit 
1.472 männliche Strafgefangene und 208 männliche, 
davon 188 volljährige Jugendstrafgefangene aus Thü-
ringen inhaftiert. 
 
Zu Frage 2: Zum Stichtag 7. April 2008 hätten nach 
derzeitiger Rechtslage 36 weibliche Straf- und fünf 
weibliche Jugendstrafgefangene sowie 1.472 männ-
liche Straf- und 188 männliche Jugendstrafgefan-
gene die Möglichkeit, sich mit ihrer Unterschrift am 
Volksbegehren zu beteiligen, wenn sie ihr Stimm-
recht nach § 2 Abs. 2 des Thüringer Gesetzes über 
das Verfahren bei Bürgerantrag, Volksbegehren und 
Volksentscheid noch nicht ausgeübt haben. Letzte-
res kann ich nicht beurteilen. 
 
Zu Frage 3: Die Gefangenen haben jederzeit die Ge-
legenheit, sich über das Volksbegehren mittels der 
allgemeinen Medien - Rundfunk, Fernsehen, Presse - 
zu informieren. Darüber hinaus können sie oder die 
Gefangenenmitverantwortung bei den Initiatoren des 
Volksbegehrens schriftlich Informationsmaterial und 
Unterschriftsbögen anfordern. Soweit die Gefange-
nen das Volksbegehren unterstützen wollen, können 
sie einen unterzeichneten Unterschriftsbogen per 
Post an die Vertrauensperson übersenden. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Es gibt Nachfragen. Abgeordnete Wolf, bitte. 
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Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Meine Nachfrage bezieht sich darauf, wie gelan-
gen sie denn an den Unterschriftsbogen? Also, ist 
es unkompliziert möglich, dass von Besuchern Un-
terschriftsbögen in die JVAs oder Strafvollzugsan-
stalten mitgebracht und dann dort unterschrieben 
werden oder muss das über die Anstaltsleitung lau-
fen? Ich weiß, es gibt bestimmte Restriktionen, Ma-
terial mit in die Einrichtungen zu bringen. 
 
Haußner, Staatssekretär: 
 
Das Mitbringen von Gegenständen, dazu zählen 
auch derartige Schriftstücke oder Formulare, rich-
tet sich nach den allgemeinen Regeln des Strafvoll-
zugs. Jeder Gefangene kann sich derartiges Mate-
rial selbstverständlich zuschicken lassen. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es weitere Nachfragen? Das ist nicht der Fall, 
dann kommen wir zur letzten Mündlichen Anfrage 
für heute, die Anfrage der Abgeordneten Döllstedt, 
Fraktion DIE LINKE, in Drucksache 4/3966. 
 
Abgeordnete Döllstedt, DIE LINKE: 
 
Verfahrensstand der überörtlichen Kommunalprü-
fungen des Wasser- und Abwasserzweckverban-
des Gotha und Landkreisgemeinden 
 
Die Landesregierung hat im September 2005 auf 
die Kleine Anfrage des Abgeordneten Kuschel mit-
geteilt, dass sie zu den Ergebnissen der überört-
lichen Kommunalprüfungen des Zweckverbandes 
Gotha und Landkreisgemeinden keine Aussagen 
treffen könne, da bei der zuständigen Staatsanwalt-
schaft vier Strafanzeigen vorliegen würden und lau-
fenden Ermittlungsverfahren nicht vorgegriffen wer-
den könne (siehe Drucksache 4/1235). 
 
Zwischenzeitlich hatte die Kommunalaufsichtsbehör-
de des Landkreises gegenüber den Mitgliedern des 
Stadtrats Tambach-Dietharz als betroffenes Mitglied 
des Zweckverbands eine Auskunft über den gegen-
wärtigen Verfahrensstand verweigert. 
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welchen Stand haben die Ermittlungen zu den 
eingelegten vier Strafanzeigen nach Kenntnisstand 
der Landesregierung gegenwärtig erreicht und wel-
che Ergebnisse liegen dabei gegenwärtig vor? 
 
2. Welche weiteren strafrechtlichen Maßnahmen hat 
die zuständige Staatsanwaltschaft im Ergebnis der 
bisher durchgeführten Ermittlungsverfahren nach 
Kenntnisstand der Landesregierung bisher ergriffen? 

3. Welche aufsichtlichen Maßnahmen hat die Lan-
desregierung als zuständige oberste Rechtsauf-
sichtsbehörde im Zusammenhang mit den vier Straf-
anzeigen gegen Verantwortliche des Zweckverban-
des Gotha und Landkreisgemeinden bisher ergrif-
fen und mit welcher Begründung wurde gegebenen-
falls auf diese aufsichtlichen Maßnahmen bisher ver-
zichtet? 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Es antwortet Staatssekretär Hütte. 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage der 
Frau Abgeordneten Döllstedt beantworte ich für die 
Landesregierung wie folgt: 
 
Die Fragen 1 und 2 im Zusammenhang: Das auf-
grund einer Strafanzeige vom 3. Februar 2005 ein-
geleitete Ermittlungsverfahren gegen Verantwortliche 
des Wasser- und Abwasserzweckverbands Gotha 
und Landkreisgemeinden sowie der Stadtwirtschaft 
Gotha GmbH (Buchstabe a der Antwort auf die Klei-
ne Anfrage Nr. 481, Drucksache 4/1235) wurde mit 
Bescheid der Staatsanwaltschaft Erfurt vom 19. No-
vember 2007 teilweise mangels hinreichenden Tat-
verdachts nach § 170 Abs. 2 der Strafprozessord-
nung eingestellt. Dies betrifft Vorwürfe im Zusam-
menhang mit der angeblichen Nichtnutzung von 
Skonti, der Durchführung einer Sondervereinbarung 
mit einer Brauerei, der Vergabe von Darlehen an Drit-
te und die Umschuldung bestehender Kreditverträ-
ge, weiterhin den Abschluss von Verträgen zu so-
genannten Forward Zinsswaps sowie der schuldhaf-
ten Verursachung der Rückforderung einer Finanz-
hilfezuwendung durch den Freistaat Thüringen. Hin-
sichtlich des Vorwurfs der Berechnung und Zahlung 
überhöhter Geschäftsbesorgerentgelte an die Stadt-
wirtschaft Gotha GmbH werden die strafrechtlichen 
Ermittlungen fortgesetzt.  
 
Die Ermittlungen aufgrund der Strafanzeigen vom 
9. November 2004, 24. November 2003 sowie vom 
18. November 2003 - schon erwähnt auch in der 
Kleinen Anfrage Nr. 481 Buchstaben b bis d dauern 
noch an. Im Hinblick auf die laufenden Ermittlungen 
bzw. auf die schutzwürdigen Interessen der betrof-
fenen Personen bitte ich um Verständnis, dass ich 
von weiteren Angaben zu den noch laufenden Straf-
verfahren absehe. 
 
Zu Frage 3: Die zuständige Kommunalaufsichtsbe-
hörde für den Zweckverband ist das Landratsamt 
Gotha. Dieses hat den Prüfbericht des Thüringer 
Rechnungshofs umfassend ausgewertet und arbei-
tet noch an einem Abschlussbericht zu den Bean-
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standungen. Daneben prüft die Preisprüfstelle beim 
Thüringer Landesverwaltungsamt die Höhe des an 
die Stadtwirtschaft Gotha gezahlten Geschäftsbe-
sorgungsentgelts. In insgesamt vier Fällen hat das 
Landratsamt als Rechtsaufsicht die Einleitung ei-
nes Disziplinarverfahrens geprüft. In zwei Fällen wur-
de im Ergebnis der Vorprüfung von der Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens abgesehen, in den bei-
den anderen Fällen wurden Disziplinarverfahren ein-
geleitet, die innerhalb der nächsten sechs Monate 
voraussichtlich abgeschlossen werden können. Auch 
hier bitte ich um Verständnis, dass ich im Hinblick 
auf die Persönlichkeitsrechte der Betroffenen von 
weiteren Angaben zu den Disziplinarverfahren ab-
sehe. Herzlichen Dank.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Gibt es Nachfragen? Eine Nachfrage. Abgeordne-
ter Kuschel, bitte. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie noch einmal sagen, von wann der Prüfbe-
richt ist und wie es denn erklärlich ist, dass zwischen 
der Veröffentlichung dieses Prüfberichts und der 
rechtsaufsichtlichen Reaktion darauf ein derartig lan-
ger Zeitraum vergehen kann? 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Der Prüfbericht datiert vom Juli 2004. Die Sachver-
halte, um die es dort geht und die ich eben teilwei-
se auch angerissen habe, weil sie Gegenstand der 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren waren, sind ei-
nerseits so komplex und dann auch so zahlreich, 
dass es eben eine so lange Zeit beansprucht hat, 
bis sie auch rechtsaufsichtlich geprüft und bis die 
notwendigen Verfahren eingeleitet werden konnten. 
Vielen Dank.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Eine weitere Nachfrage, Abgeordneter Kuschel. 
 
Abgeordneter Kuschel, DIE LINKE: 
 
Danke, Frau Präsidentin. Herr Innenstaatssekretär, 
wieweit sind denn hinsichtlich der Disziplinarverfah-
ren Verjährungsregeln dabei zu berücksichtigen? 
Besteht die Gefahr - Sie haben gesagt, durch die 
komplexe Prüfung geht Zeit ins Land -, dass mög-
licherweise zwar disziplinarrechtlich relevante Din-
ge festgestellt werden, aber möglicherweise dann 
Verjährung eingetreten ist? Ist das berücksichtigt wor-
den, wie ist diese Verjährungsfrage zu bewerten? 
 
 

Hütte, Staatssekretär: 
 
Die Verjährung von schuldhaften Dienstpflichtver-
letzungen - und die sind ja Gegenstand von Dis-
ziplinarverfahren - richtet sich nach dem Thüringer 
Disziplinargesetz und ist abgestuft, je nachdem, wel-
che Disziplinarmaßnahme in Betracht kommt, da-
nach gibt es unterschiedliche Verjährungsfristen. Wie 
sich das hier im Einzelfall gestaltet, kann ich kon-
kret nicht sagen, aber ich bin sicher, dass die Ver-
jährungsfristen des Thüringer Disziplinargesetzes be-
achtet werden.  
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Danke. Weitere Nachfragen gibt es nicht.  
 
Damit schließe ich Tagesordnungspunkt 34 - die Fra-
gestunde - für die heutige Sitzung.  
 
Ich rufe den Tagesordnungspunkt 35 auf, und zwar 
den ersten Teil  
 

Aktuelle Stunde 
 

a) auf Antrag der Fraktion  
der CDU zum Thema: 
„Förderung des ländlichen 
Raums in Thüringen“ 
Unterrichtung durch die Prä- 
sidentin des Landtags 
- Drucksache 4/3808 - 

 
Ich eröffne die Aussprache und das Wort hat Ab-
geordnete Stauche, CDU-Fraktion.  
 
Abgeordnete Stauche, CDU: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren, ich darf daran erinnern, dass sich das Ho-
he Haus in seiner 71. Plenarsitzung am 15. Novem-
ber 2007 im Rahmen der Regierungserklärung un-
seres Ministers Dr. Sklenar zum Thema „Der länd-
liche Raum hat Zukunft - starke Regionen in Thü-
ringen“ beschäftigt hat. 
 
Wir wollen in der Aktuellen Stunde fürwahr keine 
Wiederholung, aber meine Fraktion will mit ihrem 
Antrag deutlich machen, dass aufgrund der demo-
graphischen Entwicklung, eines sich verschärfenden 
globalen Wettbewerbs gerade der ländliche Raum 
vor großen Herausforderungen steht. Da Thüringen 
bekanntlich weitgehend von ländlichem Raum ge-
prägt ist, muss Landespolitik auf die Bedürfnisse und 
Interessen der Bürger im Sinne der Zukunftsgestal-
tung der ländlichen Räume ausgerichtet sein. Ich 
denke, dass wir in Thüringen gut gerüstet sind. Das 
besagen die Fakten und Zahlen, wie sie uns sicher 
Dr. Sklenar in seinem Beitrag noch darlegen wird.  
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Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, Sie ha-
ben vorige Woche im Postfach eine Broschüre der 
Landesregierung zur Förderrichtlinie „Ländliche Ent-
wicklung in Thüringen“ - kurz FILET genannt - ge-
habt. Ich meine, dass dies eine gelungene Zusam-
menstellung der verschiedenen Förderprogramme 
für den ländlichen Raum für die neue Förderperio-
de bis 2013 ist und ich danke selbstverständlich 
unserem Ministerium für diese wunderbare Broschü-
re, die sehr gut zu gebrauchen ist. In ihr sind die 
vier Förderschwerpunkte ausgewiesen: Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forst-
wirtschaft, Verbesserung der Umwelt und des länd-
lichen Lebensraums, Lebensqualität im ländlichen 
Raum sowie Alternativen der ländlichen Wirtschaft 
und LEADER. Hier werden umfassende Informa-
tionen und Erläuterungen gegeben und dies auch 
noch in einer verständlichen Form, das ist ja nicht 
immer bei Broschüren gegeben. Damit erhalten un-
sere Betriebe, die Kommunen und die Bürger im länd-
lichen Raum eine gute Hilfestellung für die vielfältigen 
Förderprogramme, die immerhin einen Gesamtum-
fang von 900 Mio. € umfassen. Was die Fördermit-
tel betrifft, so wurde meines Wissens im Jahr 2007 
alles ausgezahlt und der Umfang der FILET-Mittel 
betrug 71 Mio. €, davon knapp 8 Mio. € Landesmit-
tel. Ich gehe davon aus, dass die Mittel für das Jahr 
2008 jetzt kurzfristig freigegeben werden, da die Un-
ternehmen, Kommunen und Bürger jetzt nach dem 
Winter in den Startlöchern stehen und ihre Investi-
tionen dann umsetzen können.  
 
Peinlich fand ich den Schriftverkehr von Frau Be-
cker, den Sie kürzlich mit einigen Bürgermeistern ge-
führt hat. In Ihrem Schreiben wurde eine ungerecht-
fertigte Erwartungshaltung bezüglich der Anhebung 
von Fördersätzen im Rahmen der Dorferneuerung 
erzeugt. Inzwischen wissen Sie und wir, dass die 
für die neue Förderperiode zuständige ELER-Ver-
ordnung die Förderung der Mehrwertsteuer für Kom-
munen ausschließt, was unbestritten selbstverständ-
lich bedauerlich ist, aber dies durch Gegensteuern 
und Anhebung der Fördersätze auszugleichen, wie 
von Frau Becker vorgeschlagen, kann überhaupt 
nicht funktionieren, weil hier die Grundsätze der GA 
entgegenstehen. Eigentlich müssten Sie das wissen, 
Frau Becker. Sie erzeugen einfach eine unmögliche 
Forderung und eine unmögliche Erwartung.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Für die 
Kommune bleibt es trotzdem lästig.) 

 
Ja das ist gewollt, ich weiß es ja. Die Obergrenze 
der Fördersätze sind im GA zwingend vorgeschrie-
ben. Unsere Förderrichtlinie sieht für einen Förder-
satz für die Kommunen von 60 Prozent, in Einzel-
fällen bis 70 Prozent vor. Wir befinden uns durchaus 
in einer Spitzengruppe. Wir sehen nach wie vor die 
Dorferneuerung als ein zentrales Kernstück für In-

vestitionen im ländlichen Raum an. Deshalb haben 
wir im Doppelhaushalt gegenüber dem Vorjahr noch 
einmal 10 Mio. € pro Jahr draufgelegt. Damit wol-
len wir auch unter Berücksichtigung der demogra-
phischen Entwicklung unsere Dörfer unterstützen. 
Wir müssen auch erkennen, dass eine Förderung 
immer eine Hilfe zur Selbsthilfe sein kann und muss. 
Je höher die Fördersätze sind, desto weniger mo-
bilisieren wir Fremdmittel. Eine Förderung, die in 
Richtlinien von 100 Prozent ausgeht, ist daher po-
pulistisch, egoistisch und aus Sicht der Investitions-
tätigkeit einfach unproduktiv, weil es dann zu einer 
privilegierten Förderung kommt und es keinen wei-
teren Investitionsanreiz schafft.  
 
Aber lassen Sie mich kurz auf einen Schwerpunkt 
eingehen, der aktuell in den Medien und der Politik 
eine Rolle spielt, und zwar die Breitbandversorgung 
im ländlichen Raum. Mein Kollege Egon Primas 
hat in seiner Rede am 15. November bereits diese 
Forderung gestellt, dass bei der Medienkommuni-
kation der ländliche Raum nicht schlechtergestellt 
werden dürfte. Eine flächendeckende Breitbandver-
sorgung ist erforderlich, da ungenügend versorgte 
Gebiete klare Wettbewerbsnachteile haben. Wir wis-
sen, dass die Breitbandverfügbarkeit zunehmend Kri-
terium der Standortwahl von Unternehmen, aber auch 
von Privatpersonen ist. Breitbandversorgung ist eine 
wesentliche Voraussetzung für Wachstum, Innova-
tion und Arbeitsplätze. Alle denkbaren Bereiche wie 
gewerbliche Wirtschaft, E-Government, Bildung, Ge-
sundheit, Kultur, Unterhaltung, Dienstleistungen sind 
heute auf schnelle Datenkommunikation angewie-
sen. Eine Breitbandversorgung dient zunehmenden 
Ansprüchen der flexiblen Arbeitsprozesse. Aber das 
ist erkannt von der Bundesregierung, auch von der 
SPD. Herr Schubert, Ihre Forderung eines Konzepts 
der Landesregierung ist eigentlich nicht der richtige 
Weg. Hier müssen Kommunen zusammenarbeiten, 
hier müssen Telekommunikationsfirmen zusammen-
arbeiten. 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Frau Abgeordnete kommen Sie bitte zum Ende? 
 
Abgeordnete Stauche, CDU: 
 
Ja ich komme zum Ende. Hier müssen wir auch den 
Gemeinde- und Städtebund mit in die Pflicht neh-
men. Nicht für alles, was nicht gleich richtig läuft, ist 
das Land verantwortlich. Hier müssen die einzel-
nen Betroffenen mit vor Ort wirken und müssen zu-
sammenarbeiten. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 
 

(Beifall CDU) 
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Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat Frau Abgeordnete Becker, SPD-Frak-
tion. 
 
Abgeordnete Becker, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, nun 
weiß ich doch endlich, warum die CDU eine Aktuelle 
Stunde beantragt hat, weil Frau Becker einen Brief 
geschrieben hat. 
 

(Beifall SPD) 
 
Das ist doch einmal eine gute Ausgangsbasis, 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Du  
solltest öfters Briefe schreiben.) 

 
um hier über Sachen zu reden. Ich habe mich wirk-
lich gefragt, Sie haben darauf hingewiesen Frau 
Stauche, wir hatten eine Regierungserklärung im 
November. Wir haben uns darüber ausgetauscht, 
es war auch, glaube ich, eine sachliche Diskussion, 
wie die ländlichen Räume weiter vorangebracht wer-
den sollen. Ländliche Räume sind immer Top-The-
ma. Über die Förderung ländlicher Räume, da könn-
ten wir jeden Monat eine Aktuelle Stunde machen. 
Wenn Sie eine Aktuelle Stunde beantragt hätten 
„Förderung der Schäden durch die Stürme“, wann 
kommt diese Förderrichtlinie, das wäre eine Aktuelle 
Stunde wert gewesen, weil wir ja darauf noch war-
ten, oder „Kein Genmais in Thüringen“, das wäre 
doch eine gute Aktuelle Stunde gewesen, um zu for-
dern, wir wollen keinen genveränderten Mais an-
bauen in Thüringen, alles Themen, die den ländlichen 
Raum betreffen, wo wir eine Aktuelle Stunde gern 
auch begleitet hätten. Aber Sie machen eine Aktuelle 
Stunde zur Förderung des ländlichen Raums und wir 
fragen uns wirklich, was es bedeutet. Ich habe - au-
ßer, dass Sie auf meinen Brief eingegangen sind - 
nicht viel Neues erfahren. Im Bundestag wurde am 
13. Dezember eine Aussprache geführt zu ländlichen 
Räumen. Da wurde ja auch angesprochen, was Sie 
gesagt haben wegen der Breitbandförderung, dass 
wir das unterstützen müssen, dass da der ländliche 
Raum nicht abgehangen wird. Aber was machen wir? 
Wir geben genau die Summe, die dafür notwendig ist, 
um die Bundesmittel zu untersetzen, dafür aus, kei-
nen müden Euro mehr. Wenn Sie wirklich sagen, der 
ländliche Raum braucht Unterstützung, dann müssten 
wir auch sehen als Land Thüringen, dass wir da 
mehr Geld einsetzen und intensiver darum ringen, 
dass die Agrarbetriebe im ländlichen Raum nicht 
abgehangen werden und diesen Internetzugang auch 
schneller nutzen können. Das ist ein ganz wichtiges 
Thema, aber doch nicht neu. Es gibt doch keinen ak-
tuellen Anlass dafür. Natürlich rede ich gern jeden 
Monat über den ländlichen Raum, das ist gar keine 

Frage. Wir können auch über die Höhe der Förder-
summe zur Dorferneuerung reden. Ich habe da 
75 Prozent geschrieben, wenn Sie sagen 70 Prozent 
wäre machbar, dann reden wir über 70 Prozent, gar 
keine Frage, denn wir sind im Diskussionsprozess. 
Herr Primas hat ja auch an alle einen Brief geschrie-
ben, da können wir ja dann im Landwirtschaftsaus-
schuss darüber diskutieren, wie hoch die Förder-
richtlinie nun wirklich sein soll, aber allein sind wir 
mit unserer Forderung nicht und populistisch ist sie 
auch nicht. Der Gemeinde- und Städtebund weist ja 
auch darauf hin, dass es große Schwierigkeiten gibt, 
dass die 19 Prozent Mehrwertsteuer nicht mehr ge-
fördert werden und gleichzeitig die Förderrichtlinie 
auf 60 Prozent herabgesetzt wird. Also, es gibt schon 
aktuelle Themen, über die wir gern reden können, 
aber was das mit Ihrer Aktuellen Stunde zu tun 
hat, frage ich mich wirklich.  
 
Und dann noch einmal zum Thema: Am 12. Feb-
ruar wurde die Unterrichtung zur zweiten Mittelan-
meldung des Freistaats Thüringen an den Haus-
halts- und Finanzausschuss überwiesen und an den 
Landwirtschaftsausschuss, wo wir am 21. Februar 
darüber auch debattiert haben, also auch dieses 
ist erfolgt. Wir haben im Landwirtschaftsausschuss, 
im Finanzausschuss darüber geredet. Gut, ich sa-
ge ja, über ländliche Räume, ich will jetzt nicht die 
ländlichen Räume kleinreden. Ich verstehe es nur 
nicht ganz und nach der Rede von Frau Stauche 
ist mir außer zur Dorferneuerung auch nichts Neues 
aufgekommen. Wichtig ist, glaube ich, dass wir jetzt 
bei der Mittelausschöpfung, Herr Minister, dafür sor-
gen, dass die restlichen Mittel auch untersetzt wer-
den, weil wir ja da ein leichtes Defizit haben, wo wir 
gar nichts darüber sagen. Als wir den Haushalt ver-
abschiedet haben, war das nicht ganz absehbar, wie 
viel Mittel dann in der GA wirklich zur Verfügung ste-
hen, aber wichtig ist es doch jetzt, dass wir sie unter-
setzen. Das haben Sie im Haushalts- und Finanzaus-
schuss und auch im Landwirtschaftsausschuss er-
klärt, dass Sie alle Mittel in Anspruch nehmen wollen, 
dass Sie versuchen werden, sie mit Landesmitteln 
zu untersetzen und dass wir keine Überhänge ha-
ben im Jahr 2008, sondern dass Sie alles abrufen 
möchten. Das ist auch so gesagt worden, also auch 
dafür brauchten wir keine Aktuelle Stunde, außer, 
Sie sagen jetzt, Sie wissen genau, wo die Mittel her-
kommen und würden die Haushaltstitel jetzt erklären. 
Aber das könnten wir ja dann auch in einem Antrag 
machen und darüber reden.  
 
Frau Stauche, ich weiß nicht, wenn wir das jetzt im-
mer so machen, vielleicht machen wir dann im Mai 
eine Aktuelle Stunde zum Müllbedarf in Thüringen 
oder einmal zur Diskussion, wie viel Müll denn jetzt 
wirklich gebraucht wird. Wie gesagt, ich will jetzt den 
ländlichen Raum nicht schlechtreden, aber einen 
neuen Punkt, worum es geht, hätte ich schon gern 
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gewusst. Wenn es damit zu tun hat, dass ich einen 
Brief geschrieben habe, dann schreiben wir wieder 
einen Brief, damit die CDU wieder eine Aktuelle Stun-
de beantragen kann, das ist gar kein Problem. Schö-
nen Dank, meine Redezeit ist zu Ende.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Das Wort hat jetzt Abgeordnete Scheringer-Wright, 
Fraktion DIE LINKE.   
 
Abgeordnete Dr. Scheringer-Wright, DIE LINKE: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, warum 
heute diese Aktuelle Stunde? Natürlich erkenne auch 
ich an, dass die Förderung der ländlichen Räume 
in Thüringen immer aktuell sein sollte und dass die 
ländlichen Räume Aufmerksamkeit brauchen - Auf-
merksamkeit, gute Konzepte und auch Förderung. 
Weil es daran manchmal hapert, hat unsere Frak-
tion DIE LINKE ja vor gut einem Jahr den Antrag 
„Die Zukunft der ländlichen Räume in Thüringen si-
chern“ eingebracht. Diesen Antrag arbeitet die Lan-
desregierung ja immer noch ab. Das ist auch gut 
so, es wird etwas gemacht und wir werden ja hof-
fentlich noch in dieser Legislaturperiode sehen, was 
dabei herauskommt. 
 
Frau Becker, Frau Stauche, wenn ich mir das Ein-
reichungsdatum des Antrags zur Aktuellen Stunde 
anschaue, dann wird deutlich, dass die Einreichung 
genau einen Tag nach der Ankündigung der Anmel-
dung des Freistaats Thüringen zum Rahmenplan 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ am 13. Feb-
ruar 2008 erfolgt ist. Natürlich kann so eine Mittel-
anmeldung immer öffentlich diskutiert werden, vor 
allem, wenn die Mittel aus der GAK mehr geworden 
sind und sie dieses Jahr offenbar das Niveau von 
2002 wieder erreicht haben. Das ist erfreulich, wenn 
auch kein Verdienst der Landesregierung. Aber die 
Landesregierung kann mehr damit machen und 
das hat Herr Minister Dr. Sklenar ja auch ausführ-
lich angekündigt - sowohl in den Ausschüssen, aber 
auch der Presse gegenüber. Insofern wäre das The-
ma eigentlich abgefrühstückt, vor allem, was die posi-
tiven Effekte angeht, z.B. Breitbandförderung ist 
schon gesagt worden, wären da nicht Einzelheiten, 
bei denen deutlich wird, dass zwar wieder mehr Geld 
ausgegeben wird, aber Schwachpunkte immer noch 
nicht beseitigt sind. 
 
Stichwort „Dorferneuerung“: Ja, es gibt wieder mehr 
Mittel in der Dorferneuerung trotz der Kritik des Lan-
desrechnungshofs, der die Dorferneuerung als inef-
fektiv für eine dynamische Entwicklung der ländlichen 

Räume kritisiert hat. Ich weiß auch, dass versucht 
wurde, die Struktur des Dorferneuerungsprogramms 
zu verbessern - Vitalcheck, Prioritätenliste, Koope-
rationen etc. sind hier als Lösungsansätze vom Mi-
nisterium genannt worden. Schaut man sich aber 
die neuen Anträge in Summe an, dann fällt auf, dass 
es zum Beispiel keine Anträge für Kooperationen 
gibt und dass insgesamt die Erstellung oder Sanie-
rung der Dorfgemeinschaftshäuser wiederum einen 
großen Anteil am Fördergeschehen einnehmen. Viel-
leicht ist es so, dass sich die neuen Ansätze erst 
mal langsam durchsetzen müssen oder es gibt Kom-
munikationsprobleme oder es sind nicht die produk-
tiven Kräfte im ländlichen Raum, die bei der Dorf-
erneuerung mitmachen, was natürlich für eine dy-
namische Wirtschaftsentwicklung auch nicht unbe-
dingt direkt hilfreich ist und was der Landesrech-
nungshof dann wahrscheinlich auch wieder kritisie-
ren muss - übrigens auch unsere Fraktion kritisiert 
das. 
 
Wenn wir von den produktiven Kräften im ländlichen 
Raum sprechen - z.B. von den Agrarbetrieben -, dann 
ist festzustellen, dass sich hier die höheren Mittel-
zuweisungen eher weniger auswirken, abgesehen 
mal von der Breitbandtechnologie.  
 
Für die Praxis haben sich dieses Jahr auch einige 
unangenehme Veränderungen ergeben. So müssen 
die Betriebe Anträge auf Agrarinvestitionsförderun-
gen jetzt bei der Thüringer Aufbaubank stellen, wäh-
rend alle anderen landwirtschaftlichen Beantragun-
gen weiterhin bei den Landwirtschaftsämtern ver-
bleiben. Was das bringen soll, ist eher schleierhaft. 
Mancher Landwirt hat mir gegenüber das als Ver-
wirrungstaktik dargestellt. 
 
Also es ist festzustellen, dass es immer noch die 
lange bekannten Probleme sind, mit denen sich 
Akteure im ländlichen Raum herumschlagen müs-
sen. Um die zu lösen, hat die Landesregierung noch 
keinen großen Wurf gelandet. Von den neuen He-
rausforderungen möchte ich jetzt zu diesem Zeit-
punkt noch gar nicht sprechen. Ich danke Ihnen. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Pelke: 
 
Weitere Wortmeldungen von Abgeordneten liegen 
mir nicht vor. Dann hat das Wort Minister Dr. Skle-
nar. 
 
Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft, 
Naturschutz und Umwelt: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich denke schon, verehrte Abgeordnete, dass 
es sich lohnt, jeden Monat einmal über den länd-
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lichen Raum zu reden.  
 

(Beifall CDU) 
 
Es einfach so hinzustellen, es ist ja alles erledigt, 
es ist ja alles abgearbeitet und dann mit ein paar 
billigen Kritiken zu kommen und zu sagen, das ist 
noch nichts und das ist noch nichts, aber wir brau-
chen nicht mehr darüber zu reden, das finde ich 
schon ein bisschen fatal. Das wird auch den Men-
schen im ländlichen Raum überhaupt nicht gerecht. 
Das muss man auch mal sagen. Wahrscheinlich 
haben einige noch nicht begriffen, dass der länd-
liche Raum in Thüringen Lebens- und Erholungs-
raum, Wohn- und Arbeitsort für einen großen Teil 
der Bevölkerung unseres Freistaats ist. Rund 90 Pro-
zent der Fläche Thüringens gehört zum ländlichen 
Raum. Vier von fünf Thüringern leben auf dem Lan-
de. Das muss man doch mal sagen dürfen - oder 
nicht? Aber anscheinend haben das einige noch nicht 
bis zum Letzten verinnerlicht.  
 

(Unruhe DIE LINKE, SPD) 
 
Die demographische Entwicklung mit ihren Konse-
quenzen, die Globalisierung der Märkte, die nach wie 
vor unbefriedigende Arbeitsplatzsituation trotz wirt-
schaftlichen Aufschwungs sind Herausforderung bei 
der Entwicklung der ländlichen Räume. Den Bevöl-
kerungsverlust zu stoppen, gelingt nur über zukunfts-
fähige und gut bezahlte Arbeitsplätze und die Erhal-
tung und Entwicklung lebenswerter Dörfer. Zu ei-
nem starken ländlichen Raum gehören daher wett-
bewerbsfähige Unternehmen der Land- und Forst-
wirtschaft, der Ernährungswirtschaft, aber auch aller 
anderen Branchen, die im ländlichen Raum ihr Aus-
kommen haben und dort angesiedelt sind. Eine mo-
derne, bedarfsgerechte Infrastruktur, die künftigen 
Anforderungen Rechnung trägt, ist eine weitere Vo-
raussetzung. Für die Menschen im ländlichen Raum 
sind ebenso der Schutz der Umwelt, der Landschaft 
und natürlich gute Arbeits- und Lebensbedingungen 
von Bedeutung.  
 
Die Europäische Union, die Bundes- und Landes-
regierung haben das gemeinsame Ziel, die länd-
lichen Räume als wichtige und gleichwertige Lebens- 
und Wirtschafts-, Natur- und Kulturräume zu sichern. 
Mit dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums sind die inhalt-
lichen und finanziellen Rahmenbedingungen für die 
neue Förderperiode bis 2013 gesetzt. Unser Ent-
wicklungsprogramm „Förderinitiative ländliche Ent-
wicklung in Thüringen“, kurz FILET genannt, berück-
sichtigt sowohl die europäischen als auch die na-
tionalen Rahmenbedingungen. Mit der Förderinitia-
tive verfügt das Ministerium über ein Gesamtbud-
get von öffentlichen Mitteln in Höhe von 895 Mio. €. 
Die Europäische Union steuert davon rund 693 Mio. 

€ aus dem Europäischen Landwirtschafsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums bei. Mit die-
sen Geldern sollen bis zum Jahre 2013 Investitio-
nen in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben un-
terstützt und Arbeitsplätze erhalten werden. Wir kon-
zentrieren uns dabei stärker als bisher auf die Un-
ternehmen, die durch ihre Entwicklung nachgewie-
sen haben, dass sie auch zukünftige Arbeitsplätze 
sichern oder schaffen. 
 
Bei der Verbesserung der Lebensqualität sind in-
tegrierte ländliche Entwicklungsmaßnahmen von be-
sonderer Bedeutung. Deren Kernstück ist nach wie 
vor die Dorferneuerung als eines der wichtigsten und 
nachhaltigsten Investitionsprogramme im ländlichen 
Raum. Mit Hilfe ihrer Maßnahmen wird künftig ver-
stärkt die Innenentwicklung der Dörfer unter Berück-
sichtigung der demographischen Entwicklung un-
terstützt. Problemen, die aus Leerstand, Verfall und 
schleichender Entvölkerung resultieren, wird mit 
Unterstützung der Dorferneuerung entgegengewirkt. 
Deswegen halten wir nach wie vor an der Dorfer-
neuerung fest. Da können wir nicht auf alles aufsprin-
gen, was der eine oder der andere da mal heraus-
findet oder sagt. Wir haben uns ja schon darüber 
verständigt, wie das entstanden ist.  
 
Ein neuer Ansatz in der Förderinitiative ist die Kom-
bination der ELER-Mittel mit den Finanzmitteln der 
Städtebauförderung. Dazu wurden 40 Mio. € aus 
dem ELER zur Verfügung gestellt, die mit nationa-
len Mitteln der Städtebauförderung kofinanziert wer-
den. Vorgesehen ist deren Einsatz in Kleinst- und 
kleinstädtisch geprägten ländlichen Gemeinden mit 
weniger als 10.000 Einwohnern, um auch dort Im-
pulse für langfristige Wachstumseffekte zu erzeu-
gen. Sie dienen der Verstärkung der Aktivitäten der 
Städte und Gemeinden bei der Beseitigung der ne-
gativen Folgen der demographisch bedingten Struk-
turveränderungen und der Stärkung ihrer Funktion 
durch Vorhaltung bedarfsgerechter Infrastrukturen 
für den ländlichen Raum. Mit den neuen Städtebau-
förderprogrammen und -initiativen soll die erfolgrei-
che Städtebauförderung der letzten 15 Jahre fort-
gesetzt und weiterhin ein aktiver Beitrag zur Förde-
rung des ländlichen Raumes geleistet werden. Es 
gibt eine Verzahnung aller Instrumente der integrier-
ten Entwicklung mit den LEADER-Methoden, einen 
innovativen Entwicklungsansatz, bei der Eigenini-
tiative, Kooperation und Innovation im Mittelpunkt 
stehen. Regionale Aktionsgruppen mit ihren öffent-
lichen und privaten Akteuren erhalten die Chance, 
ihre Entwicklungsstrategien zielstrebig in konkrete 
Projekte umzusetzen. In den Gebieten mit natür-
lichen Standortnachteilen gelten die Ausgleichszu-
lagen dem Fortbestand der landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung und dem Erhalt nachhaltiger Wirtschafts-
formen. Die neuen Agrarumweltmaßnahmen im Rah-
men des Programms zur Förderung von umweltge-
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rechter Landwirtschaft, Erhaltung der Kulturland-
schaft, Naturschutz und Landschaftspflege knüpfen 
an die bisher erfolgreichen Maßnahmen an. Insge-
samt ist das neue KULAP noch problem- und ziel-
orientierter als bisher ausgerichtet, insbesondere hin-
sichtlich einer naturschutzgerechten Bewirtschaftung 
wertvoller Grünlandbiotope. 
 
Neu hinzugekommen sind landwirtschaftliche Maß-
nahmen des Gewässerschutzes zur Umsetzung der 
Europäischen Wasserrahmenrichtlinie. Die Diversi-
fizierung der Agrar- und Forstwirtschaft ist ein wei-
terer Schwerpunkt. Mit dem neuen Programm „Ent-
wicklung von Natur und Landschaft“ stehen erst-
mals auch Fördermittel für investive Maßnahmen im 
Bereich des Naturschutzes zur Verfügung. Vielfälti-
ge Aktionen und Investitionen sollen vorrangig in den 
nationalen Naturlandschaften und den NATURA 
2000-Gebieten stattfinden und dort ganz gezielt die 
Erhaltung der biologischen Vielfalt und die nachhal-
tige Entwicklung der Thüringer Kultur- und Natur-
landschaft fördern. 
 
Im Bereich der Forstwirtschaft gilt es, zum einen mit 
Investitionen die forstwirtschaftliche Infrastruktur und 
Technik, die weitere wirtschaftliche Entwicklung der 
Forstbetriebe und Zusammenschlüsse zu fördern 
und zum anderen die Wälder durch waldbauliche 
Maßnahmen zu stabilisieren und ökologisch aufzu-
werten. Das umfasst auch spezielle Waldumbau-
programme.  
 
Mit dem Bundes- und Landeshaushalt sind die er-
forderlichen Kofinanzierungen eingestellt, um die von 
der Europäischen Union für Thüringen bereitgestell-
ten Mittel abrufen zu können einschließlich der pri-
vaten Anteile. Es ist ein Gesamtinvestitionsvolumen 
von ca. 1,7 Mrd. € und damit ein neuer Entwick-
lungsschub im ländlichen Raum zu erwarten. Da-
rüber hinaus kommen auch Mittel aus dem Struk-
turfondsprogramm zum Einsatz, die sich ebenfalls 
im ländlichen Raum auswirken, beispielsweise bei 
der Schaffung und Sicherung von wettbewerbsfähi-
gen Dauerarbeitsplätzen in der gewerblichen Wirt-
schaft. Mit den Finanzmitteln aus der Förderinitiati-
ve „Ländliche Entwicklung in Thüringen“ knüpfen wir 
an bewährte Maßnahmen aus vorhergehenden För-
derperioden an. Die europäischen Finanzierungs-
instrumente für den ländlichen Raum waren bisher 
in der europäischen Ausrichtung Garantiefonds-Land-
wirtschaft, Abteilung Ausrichtung und Abteilung Ga-
rantie. Für die vorherige Periode standen insgesamt 
aus diesen zwei Fonds 812 Mio. € für den länd-
lichen Raum zur Verfügung. Von dem geplanten Aus-
gabevolumen des EAGFL, Abteilung Ausrichtung 
sind rund 99 Prozent bewilligt, was 561 Mio. € ent-
spricht. Bis zum Jahresende 2007 waren davon 
95 Prozent ausgezahlt. Bezogen auf die Finanzmittel 
des EAGFL, Abteilung Ausrichtung, beträgt der pro-

zentuale Anteil für landwirtschaftliche Betriebe 28 Pro-
zent. Für Maßnahmen der Dorferneuerung zur Stär-
kung und Erhaltung des ländlichen Raums erhiel-
ten 39 Prozent eine dementsprechende Förderung. 
Danach folgten Maßnahmen der Flurbereinigung mit 
knapp 10 Prozent sowie Maßnahmen der Verbes-
serung der Verarbeitung und Vermarktung, forstwirt-
schaftliche Maßnahmen sowie der ländliche Wege-
bau. Spätestens bis zum Jahresende 2008 müssen 
die bereits bewilligten Finanzmittel auch ausgezahlt 
werden, dann ist die Periode 2000 bis 2006 abge-
schlossen. Ich denke, das schaffen wir auch, denn 
wir befinden uns auf einem guten Weg dahin. Trotz 
der erheblichen finanziellen Einschränkungen ge-
genüber den Vorjahren verfügt Thüringen wieder 
über sehr gute Mittel und zielgerichtete und effekti-
ve Förderprogramme, mit deren Hilfe eine zukunfts-
fähige und nachhaltige Entwicklung der ländlichen 
Räume in Thüringen fortgeführt werden kann. Da-
bei darf nicht übersehen werden, dass die Förder-
initiative Ländliche Entwicklung zwar ein wesent-
licher Baustein, aber nur ein Baustein der ländlichen 
Entwicklung sein kann. Die Finanzmittel für den länd-
lichen Raum aus der Förderinitiative können nicht 
alle wirtschaftlichen und gesellschaftspolitischen Be-
dürfnisse im ländlichen Raum finanzieren, sie kön-
nen jedoch wichtige Impulse geben und damit die 
erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung des länd-
lichen Raums unterstützen. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich beende damit den ersten Teil der Aktuellen Stun-
de und rufe den zweiten Teil auf ... Bitte, Herr Höhn. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Frau Präsidentin, ich hätte einen Antrag zur Ge-
schäftsordnung. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ja, bitte. 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Da das jetzt anstehende Thema „Polizeistrukturre-
form OPTOPOL“ eines der wichtigsten Vorhaben der 
Landesregierung darstellt und dafür sogar der Thü-
ringer Landtag Kompetenzen an die Landesregie-
rung übertragen hat, stelle ich den Antrag nach 
§ 34 Abs. 1 Geschäftsordnung auf unverzügliche Her-
beirufung des Ministerpräsidenten zu diesem Thema. 
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Also, ich muss jetzt erst mal sagen, warum Minis-
terpräsident. Wir haben den zuständigen Staatssek-
retär hier. Einen Innenminister gibt es im Moment 
nicht. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Eben, genau deshalb.) 

 
Die Vertretung für den Innenminister hat entweder 
Ministerin Diezel oder Minister Schliemann. 
 

(Unruhe SPD) 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Es hat 
doch schon funktioniert. Ich ziehe den 
Antrag zurück, Frau Präsidentin.) 

 
Damit rufe ich jetzt den zweiten Teil der Aktuellen 
Stunde auf 
 

b) auf Antrag der Fraktion 
der SPD zum Thema: 
„Umsetzung der Polizei- 
strukturreform (OPTOPOL)“ 
Unterrichtung durch die Prä- 
sidentin des Landtags 
- Drucksache 4/3953 - 

 
Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
dem Abgeordneten Matschie, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Matschie, SPD: 
 
Frau Präsidentin, werte Kolleginnen und Kollegen, 
als wir vor etwa zwei Wochen die Aktuelle Stunde 
beantragt haben, war klar, auch nach der Entschei-
dung hier im Thüringer Landtag, der Konflikt um 
OPTOPOL war nicht beigelegt und nicht bewältigt. 
 

(Beifall SPD) 
 
Der Einzige, der das Problem nicht sehen wollte, war 
der Ministerpräsident. Zwei Jahre lang, Herr Althaus, 
haben Sie diesem Konflikt tatenlos zugesehen, ha-
ben zugesehen, wie sich Innenministerium und CDU-
Fraktion gestritten haben um dieses Thema, ohne 
eine Lösung zu finden. Jetzt hat Ihnen der Innen-
minister die Brocken vor die Füße geworfen. Herr 
Althaus, Sie stehen vor einem Scherbenhaufen in 
der Innenpolitik. 
 

(Beifall SPD) 
 

(Unruhe CDU) 
 
Nicht nur das, die Thüringer werden im Moment Zeu-
ge, wie die Macht des Ministerpräsidenten zerbrö-

selt. Sie werden, Herr Althaus, von den Ereignis-
sen getrieben, Sie haben die Kontrolle verloren, die 
Handlungsfähigkeit dieser Landesregierung steht 
infrage. 
 

(Beifall SPD) 
 
Die CDU ist völlig zerstritten, wie wir in den Zeitun-
gen jeden Tag jetzt nachlesen können - jeder ge-
gen jeden, das ist das Bild, das Sie im Moment bie-
ten. Die Fraktionsvorsitzende, Frau Lieberknecht, hat-
te sich in den letzten Wochen mehr Fiedler ge-
wünscht. Die stellvertretende Fraktionsvorsitzende, 
Frau Groß, hat den Zeitungen ins Protokoll diktiert: 
„Ich bedaure sehr, dass Herr Fiedler einen weite-
ren Innenminister geschafft hat.“ Der Generalsek-
retär Mohring hat Ihre Ankündigung, Herr Minister-
präsident, zeitnah eine Lösung zu finden, sehr hu-
moristisch konterkariert, indem er sagt: „Zeitnah heißt 
bei meinem Landrat 13 Jahre.“ Das sind Zustände, 
Herr Ministerpräsident - Sie sind ja auch CDU-Vor-
sitzender -, die deutlich machen, Ihnen sind längst 
die Zügel aus der Hand geglitten. In der Thüringer 
CDU und in Ihrer Landesregierung geht es drunter 
und drüber.  
 

(Beifall SPD) 
 

(Unruhe CDU) 
 
Aber ich sage auch ganz deutlich, Herr Gasser ist 
nicht an Herrn Fiedler gescheitert, er ist auch nicht 
an Herrn Mohring gescheitert, der Innenminister Gas-
ser ist an Ihnen gescheitert, Herr Ministerpräsident; er 
ist gescheitert an Ihrer Führungsschwäche, an Ihrer 
Unfähigkeit, Probleme in diesem Land zu lösen.  
 

(Heiterkeit CDU) 
 

(Beifall SPD) 
 
Die Aufgabe eines Ministerpräsidenten ist es eben 
nicht nur, zu repräsentieren und kreuz und quer im 
Land unterwegs zu sein, die Aufgabe eines Minis-
terpräsidenten ist es auch, in wichtigen Fragen Lö-
sungen herbeizuführen. Es war Ihr Projekt, Herr Mi-
nisterpräsident. Sie haben die Strukturveränderun-
gen mit Ihrer Regierungserklärung 2004 angekün-
digt. Sie haben damals angekündigt, 2005 einen Vor-
schlag auf den Tisch zu legen. Dann hat es schon 
ein geschlagenes Jahr länger gedauert, bis der Vor-
schlag kam.  
 

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU:  
Zum Thema!) 

 
Dann lag der Vorschlag des Innenministers auf dem 
Tisch und seit dem nichts als Streit in der CDU zu 
dieser Polizeistrukturreform. Der Ministerpräsident 
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und CDU-Vorsitzende war nicht in der Lage, die-
sen Konflikt aufzulösen.  
 

(Beifall SPD) 
 
Die heutigen Meldungen über die Kameras im In-
nenministerium zeigen nur einmal mehr, wie der Zu-
stand in den Thüringer Ministerien heute ist. Es ist 
bezeichnend, was hier durch die Medien gegangen 
ist.  
 

(Unruhe CDU) 
 

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt: 
Das verbitte ich mir.) 

 
Ich sage Ihnen aber auch ganz deutlich, Herr Gas-
ser war nicht der einzige Schwachpunkt in Ihrem Ka-
binett, Herr Ministerpräsident. Sie werden es auch 
verfolgt haben, seit Monaten wird in den Thüringer 
Medien über eine Kabinettsumbildung spekuliert.  
 

(Zwischenruf Abg. Lieberknecht, CDU: 
Ja, spekuliert.) 

 
Man darf ja mal die Frage stellen: Warum eigent-
lich? Ich will es Ihnen sagen: Weil dieser Landes-
regierung niemand im Land mehr zutraut, dass sie 
noch Probleme lösen kann.  
 

(Heiterkeit CDU) 
 

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion:  
Aber Ihnen.) 

 
(Beifall SPD) 

 
Überforderte Minister, Pleiten, Pech und Pannen - 
hier kommt gerade Herr Goebel wie aufs Stichwort -,  
 

(Heiterkeit SPD) 
 
das ist das Bild, was die Regierung Althaus seit Mo-
naten bietet.  
 

(Beifall SPD) 
 
Herr Althaus, ich fordere Sie auf, werden Sie Ihrer 
Verantwortung als Ministerpräsident gerecht. Sor-
gen Sie zügig für eine Lösung im Innenministerium. 
Sorgen Sie zügig dafür, dass diese Landesregierung 
wieder mit fähigen Köpfen besetzt ist oder ziehen 
Sie die Konsequenzen aus Ihrem Scheitern.  
 

(Beifall SPD) 
 
 
 

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Fiedler, CDU-Fraktion.  
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, ich hatte mir eigentlich viele sachliche Punkte 
aufgeschrieben, aber ich lasse erst mal einiges bei-
seite, nachdem der verehrte Herr Fraktionsvorsit-
zende der SPD zu einem Thema gesprochen hat, 
das gar nicht zur Diskussion steht. Aber ich will gern 
in Ihre Dinge eintreten, Herr Kollege Matschie.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ihre Krokodilstränen, ich kann sie kaum ersehen. 
Es ist ja förmlich zu spüren, wie Sie Ihre Kroko-
dilstränen hier abgelassen haben. Es ist doch wohl 
jedem im Hause bekannt, es war doch wohl die SPD, 
die mehrfach gefordert hat, es möge doch der In-
nenminister zurücktreten. Heute tun Sie ja so, als 
ob das ganz andere wären. Ich weiß gar nicht, was 
Sie denn eigentlich wollen.  
 

(Unruhe SPD) 
 
Herr Matschie, Sie können sich ruhig aufregen. Ich 
hatte gedacht, dass Kollege Gentzel wenigstens vor-
geht und zu den Inhalten noch mal redet. Aber Herr 
Kollege Gentzel hat sich auf die letzte Bank verzo-
gen und sagt nichts dazu.  
 
Meine Damen und Herren, es ist doch langsam lä-
cherlich, was Sie hier abgelassen haben. So etwas 
habe ich überhaupt noch nicht erlebt.  
 

(Heiterkeit und Beifall SPD) 
 
Erst einmal haben wir eine handlungsfähige Regie-
rung. Das ist unbestritten. Ich habe so den Eindruck, 
am Schluss wollen Sie sogar Prof. Goebel noch mit 
in Haftung nehmen für die Polizeireform oder für an-
dere Dinge. Sie reden hier von Kameras, die ha-
ben wir doch heute früh schon behandelt. Sie wis-
sen doch, was dort passiert ist. Hoffentlich bringen 
Sie sich genau noch so durcheinander wie die lin-
ke Truppe, die noch da ist. Das ist doch wirklich lä-
cherlich. Die Regierung ist handlungsfähig. Es hat ein 
einzelner Minister seinen Rücktritt eingereicht und der 
Rücktritt ist angenommen worden. Wenn Sie da noch 
mehr aus der Zeitung entnehmen wollen, da hat 
der eine das gesagt, der andere das. Mein Gott, Sie 
wissen doch genauso gut wie ich, wie die Presse 
dort agiert. Die Presse möchte doch nur eigentlich 
eins haben. 
 

(Heiterkeit SPD) 
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Ich habe doch nichts gegen die Pressefreiheit. Das 
ist doch gut so. Sie hatten nie Pressefreiheit in der 
DDR  
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
und jetzt haben wir sie. Lassen Sie sie doch schrei-
ben. Aber eins will ich Ihnen sagen, auch die Pres-
se wird es nicht schaffen, eine gut gehende Regie-
rung,  
 

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: 
Eine gut gehende, Herr Fiedler.) 

 
die gezeigt hat, sinkende Arbeitslosenzahlen, eine 
- jetzt muss ich auf die Zeit schauen, sonst komme 
ich gar nicht mehr dazu - gut gehende Polizei in Thü-
ringen. Ich will ausdrücklich unserer Thüringer Polizei 
danken. Wir haben die zweitbeste Aufklärungsquo-
te seit Jahren. Was reden Sie denn eigentlich hier 
herbei? Wir sind sehr gut aufgestellt in der inneren 
Sicherheit und wir haben dort wirklich gute Ergeb-
nisse aufzuzeigen. Natürlich ist jetzt eine entspre-
chende Reform auf den Weg gebracht worden. 
Wenn ich immer höre, die Reform wäre gescheitert 
- wo ist sie denn gescheitert? Der Gesetzentwurf 
der Landesregierung ist durch diesen Landtag ge-
gangen. Da können Sie lachen, wie Sie wollen. 
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Dafür hast du doch gesorgt.) 

 
Ach, wissen Sie, Herr Kollege, das kann man sich 
ganz einfach machen. Man kann aber vielleicht auch 
ein bisschen in die Materie eindringen. Aber da ha-
ben Sie gar nicht den Mut und vor allem nicht die 
Fähigkeiten dazu. Man muss auch mal in die Materie 
eindringen. Diese Reform, die die Landesregierung 
auf den Weg gebracht hat, ist zu großen Teilen so-
fort umzusetzen. Wir haben nur eins gesagt, wir als 
CDU-Fraktion, und dazu nehmen Sie doch bitte mal 
den oder die Entschließungsanträge zur Kenntnis, 
den letzten, den wir dazu noch mal ganz eindeutig 
auf den Weg gebracht haben. Wir haben gesagt, 
wir wollen entsprechend die Fläche stärken. Das 
muss doch wohl eigentlich in Ihrem Interesse sein?  
Eins muss ich Ihnen auch sagen, es ist wirklich 
langsam nicht mehr nachvollziehbar und ich hoffe, 
dass viele Leute heute zuhören, was Sie zu dieser 
Reform - OPTOPOL genannt - geleistet haben in 
den letzten Wochen und Monaten, Jahren kann man 
sagen, das ist null Komma nichts. Sie haben nur 
immer gefordert, Sie haben nur gefordert, OPTOPOL, 
das darf es nicht geben. Jetzt drehen Sie sich genau 
herum und sagen, ohne OPTOPOL geht das Land 
unter. Sie haben nichts gemacht. 
 

(Beifall CDU) 
 
Sie haben gar nichts gemacht.  
 

(Heiterkeit SPD) 
 
Sie können lachen, wie Sie wollen. Das lässt mich 
vollkommen kalt.  
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Wo haben Sie den jetzt gelesen?) 

 
Sie haben in den letzten Monaten nichts dazu bei-
getragen, nicht einen einzigen Vorschlag haben Sie 
in die Diskussion gebracht, in den Anhörungen nicht 
einen einzigen Vorschlag. Wir haben gemeinsam 
mit den Gewerkschaftsvertretern gesprochen. Wir ha-
ben nach gemeinsamen Wegen gesucht, wie können 
wir unter den Ressourcen, die da sind - und Sie soll-
ten zur Kenntnis nehmen, dass OPTOPOL von Zah-
len von 2004 und 2005 ausgegangen ist, in der Zwi-
schenzeit ist einiges passiert. Wir werden mit den 
Gewerkschaften auch weiterhin OPTOPOL voran-
bringen. Sie werden erleben, dass hier nichts ge-
scheitert ist, sondern dass OPTOPOL weiter sukzes-
sive abgearbeitet werden kann, Polizeiverwaltungs-
amt kann entsprechend umgesetzt werden. Viele 
Dinge, die dort drinstecken, können umgesetzt wer-
den. Ich will das nicht alles noch mal hervorziehen, 
weil die Zeit sicher gleich eng wird. Ich sage Ihnen nur 
eins, wir werden gemeinsam mit Dieter Althaus, mit 
der Landesregierung weiterhin OPTOPOL umsetzen. 
 

(Glocke der Präsidentin) 
 
Das kann ich Ihnen klipp und klar sagen. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Abgeordneter Fiedler, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
 
Abgeordneter Fiedler, CDU: 
 
Ja, ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. Ich sage 
Ihnen ganz einfach, wir sind handlungsfähig, die 
Fraktion, die Regierung. Es wird auch gehandelt je-
den Tag. Ob es Ihnen passt oder nicht, wir werden 
die Dinge umsetzen, die wir gemeinsam angegan-
gen sind. 
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Hahnemann, Fraktion 
DIE LINKE. 
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Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich weiß 
gar nicht, wie sinnvoll es noch ist, hier tatsächlich 
etwas zu OPTOPOL sagen zu wollen, denn die Ak-
tuelle Stunde heißt ja „Umsetzung von OPTOPOL“. 
Nun ist der Innenminister weg und was die Kritiken 
angeht, wäre OPTOPOL wirklich wert, optimal ent-
sorgt zu werden. In der zweiten Beratung des Po-
lizeiorganisationsgesetzes haben wir unsere Krite-
rien mal vorgestellt. Das waren - erstens - die Prin-
zipien Bürgernähe, Effizienz und Transparenz. Ich 
habe damals erklärt, was wir darunter verstehen. 
Das Zweite war die Einbettung von OPTOPOL in 
eine allgemeine Funktional-, Verwaltungs- und Ge-
bietsreform, damit wirklich Synergien erzielt wer-
den können und eine dauerhafte Stabilität erreicht 
werden kann. 
 
Will man den Antrag der SPD ernst nehmen, geht 
es also um Grundfragen zu OPTOPOL überhaupt 
nicht, sondern um bisherige oder gegenwärtige Um-
setzung. Da muss schon mal die Frage erlaubt sein, 
ob die Kolleginnen und Kollegen von der SPD tat-
sächlich davon ausgehen, dass nach einer solchen 
kurzen Frist schon qualifizierte oder quantifizierba-
re Ergebnisse vorliegen können. Wie wollen wir Er-
kenntnis davon erlangen, das geht doch im Grun-
de genommen in einer Aktuellen Stunde überhaupt 
nicht, es sei denn, die Aktuelle Stunde wäre bloß ge-
plant gewesen, um wieder mal auf einen Minister 
oder eine Landesregierung einzuschlagen. Zunächst 
brauchten wir Informationen, wenn wir bewerten wol-
len, wie es mit OPTOPOL vorwärtsgeht oder eben 
nicht vorwärtsgeht. Dazu brauchten wir Anträge in 
Ausschüssen oder im Plenum oder Anfragen. Die 
Kernfrage ist, glaube ich, die, inwieweit die Eckpunkte 
aus dem Entschließungsantrag der CDU tatsäch-
lich in Angriff genommen werden oder ob die ir-
gendwo in einer Schublade landen. Aber eine Ak-
tuelle Stunde bietet weder die Chance, Details zu 
erfragen, noch ernsthaft zu debattieren.  
 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU:  
Das wollten Sie auch gar nicht.) 

 
(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Das werden wir sehen. Jawohl.) 

 
Also bleibt die Frage, wird OPTOPOL nach Gasser 
umgesetzt und wie? Auf die Beantwortung dieser 
Frage haben die Bürgerinnen und Bürger einen 
Anspruch und insofern bin ich gar nicht so sicher, 
ob die jetzt zuhören sollten, Herr Fiedler, und die 
Polizistinnen und Polizisten haben auf die Beant-
wortung dieser Frage einen Anspruch. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 

Wir sind - daraus haben wir nie einen Hehl gemacht - 
ziemlich sicher, die falsche Innenpolitik in Thürin-
gen wird auch nach Minister Gasser fortgesetzt. Die 
Geringschätzung von Bürger- und Freiheitsrechten 
ist durchgängig Politik in CDU-Ländern, Thüringen 
setzt ein falsches Primat in der Sicherheitspolitik. 
Sie schützt die Freiheit zu Tode, sie knebelt die 
Grund- und Bürgerrechte und sie misstraut den Bür-
gerinnen und Bürgern. Wir wollen in der Innenpo-
litik andere Wege. Wir brauchen Vertrauen in die 
Bürger und deren Entscheidungen, wir brauchen 
mehr Demokratie, weniger Bevormundung und Ver-
waltung, weniger Staat. Wir brauchen echte Beteili-
gungsrechte aller hier lebenden Menschen und aller 
Altersgruppen. Wir brauchen eine andere Innenpo-
litik, aber was wir bekommen werden ist vermutlich 
nur einen anderen Innenminister.  
 
Meine Fraktion fordert an dieser Stelle keine Kabi-
nettsumbildung, denn wir brauchen eine ganz an-
dere Regierung. 
 

(Unruhe CDU) 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Eine wirkliche Aufarbeitung der Missstände im Thü-
ringer Innenministerium wird es nach allen unseren 
Erfahrungen mit der CDU nicht geben. Auch Innen-
minister Gasser, der sich nicht vor irgendeinen Kar-
ren im Innenministerium spannen lassen wollte, ist 
schließlich an diesem unseligen Haus gescheitert. 
Auch unter seiner Egide ist das Ministerium von Prob-
lem zu Problem gestolpert, ohne wirklich wirkungs-
volle Konsequenzen ziehen zu können. Die Perso-
nalpolitik machte immer einen hilflosen und konzept-
losen Eindruck. Fähige und geschätzte Beamte wur-
den versetzt, andere kleben trotz Kritik an ihren Ses-
seln.  
 
Auch politische Fehlentscheidungen sind von Herrn 
Gasser, der Landesregierung und der CDU-Fraktion 
zu verantworten. Bürgerproteste gegen Kommunal-
abgaben blieben ungehört und in der Missachtung 
dieses Themas liegt auch eine Menge Ignoranz ge-
genüber den existierenden Problemen der Betrof-
fenen. Die Vorstöße für mehr direkte Demokratie 
blieben ebenso unverstanden wie ungehört. Thü-
ringen blockierte ein NPD-Verbotsverfahren, ange-
sichts der Mitschuld des Landes am Scheitern des 
Anlaufs 2003 eine mehr als fatale Position. Herr Mi-
nisterpräsident, nehmen Sie sich und Ihre Bekennt-
nisse der letzten Monate ernst.  
 

(Glocke der Präsidentin) 
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Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ihre Redezeit ist abgelaufen, Abgeordneter Hahne-
mann. 
 
Abgeordneter Dr. Hahnemann, DIE LINKE: 
 
Es gab Anzeichen für ein Umdenken zur Bewälti-
gung des Problems des Neofaschismus. Wir wol-
len eine andere Innenpolitik, dafür werden wir in den 
nächsten Monaten arbeiten auch mit jedem ande-
ren Innenminister oder gegen ihn. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Gentzel, SPD-Fraktion. 
 
Abgeordneter Gentzel, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, es kommt ja nur selten vor, dass ich im Be-
reich der Innenpolitik ausdrücklich mit Herrn Hah-
nemann einer Meinung bin. Das will ich an dieser 
Stelle mal ausdrücklich betonen, nämlich die Be-
merkung von ihm, dass die Polizisten und die Bür-
ger das Recht darauf haben, zu wissen, wie es mit 
OPTOPOL weitergeht. Da ja dieser Landtag in sei-
ner unendlichen Weisheit OPTOPOL an die Landes-
regierung weitergegeben hat und dieses unsägliche 
Gequake und Gequatsche aus den Reihen der Lan-
des-CDU nicht aufhört, was nun mit OPTOPOL pas-
siert oder eben nicht passiert, haben wir die Ak-
tuelle Stunde beantragt. Und, Herr Fiedler, genau 
Ihr Beitrag ist der Grund, warum wir heute eine Ak-
tuelle Stunde haben. Das will ich Ihnen einmal er-
klären: 
 

(Beifall SPD) 
 
Sie erzählen hier einmal - ich lese es in der Zei-
tung -, vier Fünftel von OPTOPOL wird umgesetzt, 
Teile von OPTOPOL werden umgesetzt, wesent-
liche Teile von OPTOPOL werden umgesetzt. Er-
zählt uns mal jemand hier, der auch Aussagekraft 
hat, was nun bei OPTOPOL umgesetzt wird oder 
was bei OPTOPOL nicht umgesetzt wird? Ich will das 
sehr praktisch machen. Nach dem, was der alte 
Innenminister geplant hat, sollen zum 1. Januar die 
PD in Jena geschlossen werden, die PD in Rudol-
stadt geschlossen werden und die PD in Gotha ge-
schlossen werden. Um Himmels willen, was pas-
siert am 1. Januar hier in Thüringen? Ist hier irgend-
einer im Raum von der CDU, der sich nun wirklich 
mal hier herstellt und sagt, was hier abgeht? 
 

(Beifall SPD) 
 

Ich will es Ihnen ja einfach machen, weil, so schwer 
ist es doch gar nicht, wenn man sich trauen würde 
und seinem Amt auch nachkäme, uns da mal eine 
entsprechende Auskunft zu geben. Derjenige, der 
die PDs schließen will, braucht eine Errichtungsan-
ordnung und die muss auf einer Zeitschiene erfol-
gen, weil danach Stellen ausgeschrieben werden 
müssen. Das heißt, bekommen wir in den nächs-
ten Tagen nicht eine Errichtungsanordnung im Ka-
binett, werden am 1. Januar die PDs entgegen dem, 
was bisher immer gesagt worden ist, nicht geschlos-
sen. 
 

(Unruhe DIE LINKE) 
 
Warum kann denn das nun keiner sagen, was ist 
denn daran so schwer? Aber die interessante Fra-
ge ist ja im Augenblick: Wer bringt es im Kabinett 
ein oder wer erklärt es dem Kabinett, dass er es 
nicht will? Wir sind ja sowieso in einer verrückten 
Situation. Mit Stimmen der CDU haben wir den gan-
zen Bereich OPTOPOL an die Landesregierung ab-
gegeben, die bestellen nun irgendwie einen Innen-
minister, der wird uns dann eventuell mit seinen 
neuen Ideen konfrontieren, zwischendurch erklärt 
uns Herr Fiedler das, was abgesprochen worden ist 
mit der Landesregierung - also, wir sind hier in einem 
Tohuwabohu, das haben wir noch nicht gewusst, 
bevor wir die Aktuelle Stunde beantragt haben, das 
hat sich alles ein Stückchen verschärft. Aber, mei-
ne Damen und Herren, es kommt mir bei OPTOPOL 
immer so ein bisschen vor wie bei OPTOPOLi. Da 
gibt es jetzt so die Ereigniskarte - gehe nicht ins 
Gefängnis, löse keine drei PDs auf. Ich weiß über-
haupt nicht, warum keiner in dieser Landesregie-
rung dazu mal ein deutliches Wort sagt. 
 
Herr Staatssekretär, Sie schauen so zu mir herüber: 
Wenn Sie derjenige heute sind, der dazu ein Wort 
sagt, ein klares Wort, ein nicht deutbares Wort, wäre 
es ganz nett, wenn Sie sagen - und auch das hängt 
mit OPTOPOL zusammen und das nimmt eine Ent-
wicklung in Thüringen, zu der sich auch kaum je-
mand noch in der Lage sieht, sich in der CDU zu äu-
ßern -, wie sieht es denn im Rahmen von OPTOPOL 
- am Rande passiert das so - mit der Privatisierung 
der inneren Sicherheit in Thüringen aus? Wir hat-
ten vor längerer Zeit hier eine Auseinandersetzung, 
weil Private Streife laufen in Hermsdorf.  
 

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:  
Jetzt kommt das schon wieder.) 

 
Alles nicht so wild, alles nicht so ein Problem. Mitt-
lerweile laufen Private Streife in Bad Langensalza, 
Meiningen, in Schmalkalden. Die Bürgermeister sa-
gen ganz deutlich dort, weil die Polizei hier keine 
Streife mehr läuft. Ich sage Ihnen, das ist ein voll-
kommen neuer Ansatz von innerer Sicherheit. Es 
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ist die Frage, innere Sicherheit privatisieren, irgend-
wann können sich das einige Gemeinden leisten und 
einige Gemeinden können sich das nicht leisten. Das 
kann nicht der Ansatz von einer vernünftigen Innen-
politik sein  
 

(Beifall SPD) 
 
und das darf nicht die Folge von OPTOPOL oder 
irgendeinem Reformvorhaben zum Thema innere 
Sicherheit in Thüringen sein. 
 
Meine Damen und Herren von der CDU, von der Lan-
desregierung, Sie haben im Rahmen von OPTOPOL 
viel verpennt. Wachen Sie endlich auf und senden 
Sie hier mal ein paar ganz klare Aussagen, wie es 
weitergeht in Thüringen mit der Thüringer Polizei. 
Ich danke Ihnen.  
 

(Beifall SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen von 
Abgeordneten vor. Herr Staatssekretär Hütte. 
 
Hütte, Staatssekretär: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, als Staatssekretär stehe ich 
vor Ihnen und bin insofern natürlich in besonderer 
Weise zur Zurückhaltung und Mäßigung verpflich-
tet, auch wenn es mich reizen würde, in derselben 
Tonlage zu antworten wie bisher gesprochen wor-
den ist.  
 

(Beifall CDU) 
 
Herr Abgeordneter Höhn, ich habe einen Moment 
tatsächlich geglaubt, Sie würden den Antrag für diese 
Aktuelle Stunde zurückziehen oder verändern, denn 
ein wenig ist Ihnen das Thema für die Aktuelle Stun-
de inzwischen abhanden gekommen 
 

(Unruhe SPD) 
 

(Beifall CDU) 
 
und die Ausführungen Ihres Fraktionsvorsitzenden, 
lieber Herr Matschie, haben das ja auch deutlich ge-
macht.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Ihnen 
ist jemand abhanden gekommen!) 

 
Herr Matschie, ich darf Sie beruhigen, nicht nur die 
Landesregierung, sondern insbesondere auch das 
Innenministerium ist handlungsfähig  
 

(Beifall CDU) 
 
und Sie sollten durch dieses Stichwort vielleicht nicht 
ablenken vom Zustand 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Beim 
Kameras an- und abschrauben!) 

 
der eigenen Partei und vom Zustand der SPD auf 
andere schließen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ergänzend zur Einlassung des Abgeordneten Gent-
zel möchte ich noch einmal vorweg sagen: Von ei-
ner Privatisierung der inneren Sicherheit kann kei-
ne Rede sein. Das ist auch nicht Gegenstand der 
Polizeireform, die wir vorhaben. Über dieses The-
ma haben wir uns schon lange im Innenausschuss 
unterhalten. Gemach, die Antworten, die Sie ein-
fordern auf die konkreten Schritte zur Umsetzung 
der Polizeireform - Sie haben da auch schon den 
nächsten Antrag formuliert, der im nächsten Ple-
num hier auf die Tagesordnung kommen wird - wer-
den Sie schon bekommen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Ich will nur so viel sagen: Am 27. Februar wurde 
hier vom Hohen Haus das Thüringer Gesetz zur 
Vorbereitung der Neustrukturierung der Polizei be-
schlossen und damit hat der Landtag die gesetz-
liche Voraussetzung für die im Interesse der Bür-
gerinnen und Bürger, wie auch der Mitarbeiter der 
Thüringer Polizei dringend notwendigen Anpassungs-
maßnahmen geschaffen und hat der Exekutive da-
mit nicht nur die Möglichkeit, sondern auch den Auf-
trag zum Handeln überantwortet. Ebenfalls an die-
sem 27. Februar 2008 hat der Landtag einen von 
der CDU-Fraktion eingebrachten Entschließungsan-
trag angenommen. Darin werden die auch für die 
Landesregierung wichtigen Eckpunkte zur langfris-
tigen Sicherstellung einer zukunftsfähigen Polizei-
struktur in Thüringen noch einmal unterstrichen.  
 
Der Landtagsbeschluss sieht den vorrangigen Hand-
lungsbedarf in der Anpassung der Anwärterzahlen, 
um die Differenz zwischen der belastungsorientier-
ten Bedarfsvermittlung und dem Stellenabbaupfad 
auszugleichen, im zahlenmäßigen Verhältnis der ein-
zelnen Laufbahnen zueinander, im Gesundheitsma-
nagement und allem was damit zusammenhängt, 
der Entlastung von polizeifremden Aufgaben und be-
tont die wesentlichen Stellschrauben im Personal-
bereich. Bereits mit dem ebenfalls von der CDU-
Fraktion eingebrachten Entschließungsantrag zum 
Doppelhaushalt 2008/2009 und der darin geforder-
ten und so auch beschlossenen Erhöhung der Ein-
stellungszahlen auf 320 Anwärter, ist ein wesent-
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licher Schritt zur Kompensation der Altersabgänge 
der nächsten Jahre getan worden. Mit Ihrer Initiati-
ve hat die CDU-Fraktion seit Jahren vom Innenmi-
nisterium, von der Polizei und auch von vielen Fach-
leuten vorgetragene Forderungen aufgegriffen und 
dafür bin ich sehr dankbar.  
 
Dieser Entschließungsantrag vom 27. Februar stellt 
für uns die inhaltliche Richtschnur für die weiteren 
Schritte bei der Neustrukturierung der Thüringer Po-
lizei dar.  
 

(Beifall CDU) 
 
Unser gemeinsames Ziel dabei ist es - um es noch 
einmal klar zu sagen -, auch künftig an jedem Ort 
und zu jeder Zeit in der notwendigen Zahl motivier-
te und qualifizierte Polizeibeamtinnen und -beamte 
für alle polizeilichen Aufgaben im gesamten Aufga-
benspektrum zur Verfügung zu haben. Durch be-
lastungsorientierte Berechnung und Zuweisung des 
Personalbedarfs auf die einzelnen Dienststellen wol-
len wir das langfristig bis zum Jahr 2020 trotz des 
notwendigen Personalabbaus in der öffentlichen Ver-
waltung gewährleisten. Das bedingt auch - ich be-
tone auch - eine Straffung der Behördenstruktur so-
wie vor allen Dingen der Stabs- und Verwaltungs-
bereiche in den einzelnen Dienststellen.  
 
Vor diesem Hintergrund werden derzeit im Thürin-
ger Innenministerium die weiteren Schritte beraten. 
Kurzfristig besteht Handlungsbedarf bezüglich des 
Polizeiverwaltungsamts. Das Gesetz zur Vorberei-
tung der Neustrukturierung tritt bereits - aber an die-
ser Stelle muss man das auch einmal sagen - erst 
noch in Kraft, nämlich am 1. Mai dieses Jahres, in 
wenigen Wochen. Aus diesem Grund müssen bis 
zu diesem Datum die bisher dem Polizeiverwaltungs-
amt zugewiesenen Aufgaben, insbesondere Stich-
worte Zentrale Bußgeldstelle und Rentenstelle, an-
deren Behörden übertragen werden. Der Entwurf ei-
ner entsprechenden Verordnung wurde vom Innen-
ministerium bereits erarbeitet und wird voraussicht-
lich in der nächsten Woche auch im Kabinett bera-
ten werden. Die Reihenfolge der Maßnahmen zur 
Umsetzung des Landtagsbeschlusses wird unter Ein-
beziehung der Behördenleiter zurzeit erörtert, auch 
unter Einbeziehung - um das an dieser Stelle deut-
lich zu sagen - der Spitzen der Gewerkschaften, die 
ebenfalls konsultiert werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Die Frage der Reihenfolge in der Umsetzung der 
Maßnahmen zur Polizeireform ist im Übrigen kein 
Dogma, war es auch nie, sondern ein Mittel zur Er-
reichung des gemeinsamen Ziels, wie ich es eben 
deutlich gemacht habe. Was die Frage der Anzahl 
der Polizeidirektionen angeht, so will ich allein da-

rauf hinweisen, dass ohne eine Straffung der Poli-
zeidirektionen nicht das volle Umschichtungspoten-
zial für den Erhalt und die Stärkung der Fläche er-
schlossen werden kann; darüber sind wir uns aber 
auch alle einig. Die Frage der Reihenfolge wird be-
raten und wir werden gerade diesen Punkt, was die 
Polizeidirektionen angeht, zu gegebener Zeit noch 
einmal sehr verantwortungsvoll betrachten. 
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Was 
heißt denn das? Haben Sie es bisher 
noch nicht verantwortungsvoll betrach-
tet?) 

 
Ich möchte noch die Gelegenheit nutzen, eine Sa-
che klarzustellen, weil auch immer das Thema Kran-
kenstand und Anzahl der eingeschränkt verwen-
dungsfähigen Polizeivollzugsbeamten uns vorgehal-
ten und so getan wird, als stünden diese Beamtin-
nen und Beamten letztlich für den Dienst nicht zur 
Verfügung. Das ist nicht so.  
 

(Zwischenruf Abg. Matschie, SPD: Sagen 
Sie mal, was konkret passieren soll, nicht 
in Allgemeinplätzen.) 

 
Ich habe doch konkret gesagt, was wir jetzt mit Wir-
kung auf den 1. Mai beabsichtigen und das werden 
wir auch tun. Noch einmal zum Thema, das uns 
auch von Ihrer Fraktion immer entgegengehalten 
wird, Anzahl der nur eingeschränkt Verwendungs-
fähigen. Natürlich hat diese Anzahl Auswirkungen 
auf die Einsatzfähigkeit der Polizei, Tatsache ist aber 
auch, dass eingeschränkt verwendungsfähige Poli-
zeivollzugsbeamte weiterhin polizeiliche Aufgaben 
erfüllen und erfüllen können, wenn auch nicht alle 
Aufgaben im gesamten Spektrum und nicht zu je-
der Tages- und Nachtzeit. Bereits im Sommer 2007 
wurde deshalb die Einführung eines Gesundheits-
managements als Führungsaufgabe und Teil der 
Personal- und Organisationsentwicklung zur Redu-
zierung der Anzahl der eingeschränkt verwendungs-
fähigen Beamten in Angriff genommen. Das wird 
kurzfristig - das ist eine weitere Maßnahme - inten-
siviert und ich erhoffe mir davon auch schon bald 
erste Ergebnisse und auch eine Entlastung im per-
sonellen Bereich.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ohne dem 
nächsten Innenminister vorgreifen zu wollen sage 
ich auch politisch an dieser Stelle in aller Deutlich-
keit, wer glaubt, es herrsche Stillstand bei der Fort-
setzung der Polizeireform, der täuscht sich.  
 

(Beifall CDU) 
 
Die Polizeireform - und ich möchte mich dafür stark 
machen, dass wir von diesem Begriff OPTOPOL ein-
mal wegkommen, denn es ist eigentlich viel mehr 
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als das, was bisher verkürzt immer unter diesem 
Thema verhandelt worden ist - ist nicht vom Tisch 
und die erforderlichen Maßnahmen, die zum größ-
ten Teil nicht die Frage der PD-Struktur betreffen, 
werden Schritt für Schritt umgesetzt werden. Wir 
sind fest entschlossen, diese Reform unter Einbezie-
hung der Fachleute der Polizei und der Gewerkschaf-
ten im Sinne des Beschlusses des Thüringer Land-
tags zu einem Erfolg zu führen und das sind wir nicht 
zuletzt auch und gerade der Thüringer Polizei schul-
dig. Ich bitte deshalb alle, die hierzu beitragen kön-
nen, um Unterstützung und konstruktive Mitarbeit. 
Herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 
 
Ich beende damit die Aktuelle Stunde und rufe auf 
den Tagesordnungspunkt 33 - dazu hatten wir uns 
verabredet -  
 

Wahl des Vizepräsidenten des  
Thüringer Rechnungshofs 
Wahlvorschlag der Landes- 
regierung 
- Drucksache 4/3983 - 

 
Es ist bekannt, die Amtszeit des Vizepräsidenten 
des Thüringer Rechnungshofs, Herrn Dr. Peter Gun-
dermann, endet demnächst. Eine Wiederwahl ist laut 
Gesetz ausgeschlossen. Der Landtag wählt den 
Vizepräsidenten des Rechnungshofs gemäß Arti-
kel 103 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des Freistaats 
Thüringen in Verbindung mit § 5 Abs. 1 des Rech-
nungshofsgesetzes mit der Mehrheit von zwei Drit-
teln seiner Mitglieder, also 59 Stimmen, ohne Aus-
sprache für 12 Jahre. Dazu liegt Ihnen der Wahlvor-
schlag der Landesregierung in Drucksache 4/3983 
vor. Sie schlägt erneut Herrn Dr. Pidde vor. Dies ist 
entsprechend unserer parlamentarischen Übung 
zulässig. Das Rechnungshofsgesetz schreibt keine 
geheime Wahl vor, daher gelten die Regelungen un-
serer Geschäftsordnung. Gemäß § 46 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung kann bei Wahlen durch Handzei-
chen abgestimmt werden, wenn kein Mitglied des 
Landtags widerspricht. Gibt es Widerspruch? Ab-
geordneter Blechschmidt, vonseiten der LINKEN gibt 
es Widerspruch.  
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Ja, Frau Präsidentin, ich widerspreche.  
 
 
 
 

Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Bei Widerspruch wird eine geheime Wahl durch-
geführt. Wir werden wie folgt verfahren. Sie erhal-
ten einen Stimmzettel, auf dem Stimmzettel haben 
Sie die Möglichkeit, Ja, Enthaltung oder Nein anzu-
kreuzen. Ich berufe die Wahlhelfer, die Abgeordne-
ten Berninger, Eckardt und Holbe. Ich eröffne hier-
mit die Wahlhandlung und bitte die Schriftführer, die 
Namen zu verlesen. 
 
Abgeordneter Baumann, SPD: 
 
Dieter Althaus, Matthias Bärwolff, Rolf Baumann, 
Dagmar Becker, Gustav Bergemann, Sabine Ber-
ninger, André Blechschmidt, Werner Buse, Christian 
Carius, Birgit Diezel, Sabine Doht, Monika Döllstedt, 
Hans-Jürgen Döring, David-Christian Eckardt, Antje 
Ehrlich-Strathausen, Volker Emde, Petra Enders, 
Wolfgang Fiedler, Dr. Ruth Fuchs, Heiko Gentzel, 
Michael Gerstenberger, Prof. Dr. Jens Goebel, Man-
fred Grob, Evelin Groß, Günter Grüner, Christian 
Gumprecht, Dr. Roland Hahnemann, Ralf Hauboldt, 
Dieter Hausold, Susanne Hennig, Michael Heym, 
Uwe Höhn, Gudrun Holbe, Mike Huster, Siegfried 
Jaschke, Margit Jung, Ralf Kalich, Dr. Karin Ka-
schuba, Dr. Birgit Klaubert, Christian Köckert, Ecke-
hard Kölbel, Dr. Michael Krapp, Dr. Peter Krause. 
 
Abgeordneter Worm, CDU: 
 
Krauße, Horst; Kretschmer, Thomas; von der Krone, 
Klaus; Kubitzki, Jörg; Künast, Dagmar; Kummer, Tilo; 
Kuschel, Frank; Lehmann, Annette; Lemke, Benno; 
Leukefeld, Ina; Lieberknecht, Christine; Matschie, 
Christoph; Meißner, Beate; Mohring, Mike; Nothna-
gel, Maik; Panse, Michael; Pelke, Birgit; Dr. Pidde, 
Werner; Pilger, Walter; Primas, Egon; Reimann, Mi-
chaele; Reinholz, Jürgen; Dr. Johanna Scheringer-
Wright; Prof. Dagmar Schipanski; Schröter, Fritz; 
Dr. Hartmut Schubert; Schugens, Gottfried; Schwäb-
lein, Jörg; Sedlacik, Heidrun; Seela, Reyk; Skibbe, 
Diana; Dr. Volker Sklenar; Sonntag, Andreas; Stau-
che, Carola; Tasch, Christina; Taubert, Heike; Traut-
vetter, Andreas; Wackernagel, Elisabeth; Walsmann, 
Marion; Wehner, Wolfgang; Wetzel, Siegfried; Wolf, 
Katja; Worm, Henry; Dr. Klaus Zeh. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Hatten alle die Möglichkeit, ihre Stimme abzugeben? 
Ich schließe die Wahlhandlung und bitte um Aus-
zählung der Stimmen. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich gebe 
Ihnen das Ergebnis des Wahlgangs bekannt. Es wur-
den 85 Stimmzettel abgegeben. Ein Stimmzettel war 
ungültig, das heißt, 84 gültige Stimmzettel. Auf den 
Wahlvorschlag entfielen 57 Jastimmen, 25 Nein-
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stimmen, 2 Enthaltungen. Damit ist die Zweidrittel-
mehrheit der Mitglieder des Landtags nicht erreicht. 
Das wären 59 Stimmen gewesen. Abgeordneter 
Höhn? 
 
Abgeordneter Höhn, SPD: 
 
Frau Präsidentin, ich bitte Sie um eine Unterbrechung 
der Sitzung um ca. 15 Minuten. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich unterbreche die Sitzung für 15 Minuten. 
 
Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich bitte 
Sie, Ihre Plätze wieder einzunehmen. Wir setzen die 
Sitzung fort. 
 
Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9 
 

BahnCard 50 - Vorteile auch 
für ganz Thüringen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
- Drucksache 4/3716 - 

 
Wünscht die Fraktion DIE LINKE das Wort zur Be-
gründung? Das ist nicht der Fall.  
 
Die Landesregierung erstattet Sofortbericht zur Num-
mer 1 des Antrags. Für die Landesregierung erteile 
ich das Wort Herrn Minister Trautvetter. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, gestatten Sie mir zu 
Beginn meines Sofortberichts einen herzlichen Dank 
an die Antragsteller, dass Sie mir hier die Gelegen-
heit geben, den Verbundtarif Mittelthüringen zu er-
läutern. 
 

(Zwischenruf Abg. Blechschmidt,  
DIE LINKE: Ich hoffe, nicht nur das.) 

 
Eine sorgfältige Internetrecherche zu der Preisge-
staltung in Tarifverbünden hätte diesen Antrag viel-
leicht auch überflüssig machen können, aber kom-
men wir zu den Einzelheiten. 
 
Der im Antrag behauptete, bundesweit geltende Vor-
teil einer BahnCard 50 gilt nur außerhalb von Ver-
kehrs- und Tarifverbünden und hat deshalb mit dem 
Tarifverbund Mittelthüringen zunächst nichts zu 
tun. Eine Nutzung von BahnCard-Fahrscheinen ist 
in der Regel auch bei alleiniger Nutzung von Zü-
gen der Eisenbahn innerhalb von Verbünden aus-
geschlossen. In Thüringen war dies nur im Rahmen 
einer Übergangsregelung bis zur Einführung der ver-
bundweiten Regelung zulässig. Bereits bei der Ein-
führung des Verbundes im April 2006 wurde die 

schrittweise Abschaffung von Haustarifen und die 
Anerkennung der BahnCard im Verbundtarif durch 
die beteiligten Verkehrsunternehmen vereinbart. Die 
Tarifbestimmungen für die BahnCard werden als 
Angebot für den Fernverkehr durch den Bund ge-
nehmigt. Lediglich die Frage der Anerkennung der 
BahnCard im regionalen und Stadtverkehr eines Ta-
rifverbunds unterliegt in diesem Fall der Genehmi-
gung des Freistaats Thüringen. Den Vorwurf, dass 
das Land als Genehmigungsbehörde für die Tarife 
die bundesweit geltenden Vorteile der BahnCard au-
ßer Kraft gesetzt hat, muss ich daher zurückweisen. 
Im Gegenteil, mit der jetzigen Regelung gewährt der 
Tarifverbund Mittelthüringen als einziger Verbund 
in den Ländern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen einen 25-prozentigen Rabatt für alle BahnCard-
Inhaber. Das dabei gewählte Vorgehen, einheitlich 
25 Prozent Rabatt zu gewähren, entspricht im Üb-
rigen den Regelungen in den Verbünden Deutsch-
lands, die die BahnCard anerkennen.  
 
Kernstück eines Tarifverbunds, meine Damen und 
Herren, ist doch der gemeinsame Tarif, der die Nut-
zung von Eisenbahn, Straßenbahn und Bussen mit 
nur einem Fahrschein ermöglicht. Durch die Einfüh-
rung des Verbundtarifs in Mittelthüringen besteht 
für die Fahrgäste ein verkehrsträgerübergreifendes 
Angebot im ÖPNV. Die Verkehrsunternehmen er-
warten durch das rabattierte Angebot mehr Fahrgäs-
te, höhere Einnahmen und eine bessere Auslastung 
ihrer Fahrzeuge. Dies entspricht auch der Zielstel-
lung der Landesregierung, durch ein attraktives Ange-
bot mehr Fahrgäste für den ÖPNV zu gewinnen. 
Die Verknüpfung der Vorteile der bisher lediglich auf 
die Eisenbahnverkehre beschränkten BahnCard mit 
denen des Tarifverbundes ist ein wesentlicher Bau-
stein für die Attraktivität des ÖPNV. Kunden, die bis-
her vor allem die Bahn und hier insbesondere den 
Fernverkehr genutzt haben, erhalten einen deutlich 
rabattierten Zugang zum Stadt- und Nahverkehr der 
Region. Umgekehrt haben bisherige Nutzer von 
Stadt- und Nahverkehren einen zusätzlichen Anreiz, 
durch den Erwerb der BahnCard auch fernere Zie-
le umweltfreundlich und bequem mit der Bahn zu 
erreichen.  
 
Meine Damen und Herren, dies hat weder etwas mit 
Vertragsbruch, Betrug oder Ungleichbehandlung 
zu tun. Um wie viel gleicher wollen Sie denn die 
BahnCard-Inhaber behandeln, wenn alle eine 25-pro-
zentige Ermäßigung auf den Verbundtarif erhalten? 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Die haben aber alle unterschiedlich viel 
bezahlt.) 

 
Ich möchte ... 
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(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright, 
DIE LINKE: Darauf nicht eingehen.) 

 
Also, Herr Lemke, ich warte mal Ihre Beispiele ab, 
die Sie dann bringen werden und dann werden wir 
darüber mal reden im Nachhinein. Dann werden Sie 
merken, dass das alles Schall und Rauch ist, was 
Sie hier vortragen. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich möchte nicht in Abrede stellen - und das ist das 
Einzige, das ist der einzige Problemfall: Man kann 
eben Verbundtarife nicht so lösen, dass man alle 
besserstellt, sondern es wird bei Verbundtarifen im-
mer eine Kompromisslösung gesucht, die das Op-
timalste ist. Es sind eben nur die BahnCard 50-In-
haber, die gelegentlich im Verbundgebiet reisen und 
dabei nur die Eisenbahn nutzen. Das sind die Ein-
zigen, die bislang mehr bezahlen als bisher. Eine 
Hin- und Rückfahrt Erfurt-Jena kostete bisher mit 
der BahnCard 50 8,10 €. Neu kostet diese Fahrt - 
jetzt aber mit Bus- und Straßenbahnverkehren - mit 
BahnCard 25 oder 50 12,00 €. So, nun können Sie 
sich selbst ausrechnen, wenn der bisherige Inha-
ber einer BahnCard 50 dann vielleicht in Erfurt und 
Jena nicht fußläufig den Bahnhof erreicht, sondern 
in Jena auf der Hinfahrt Straßenbahn oder Bus nut-
zen muss, 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Ja, wenn.) 

 
auf der Rückfahrt auch wieder Straßenbahn oder 
Bus nutzen muss, dass dann schon bei Benutzung 
der Straßenbahn- und Busverkehre in den jeweili-
gen Städten auch schon mit einer Bahncard 50 bis 
jetzt mehr bezahlt worden ist als mit den 12,00 € 
im Tarifverbund. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich habe ja auch die Beschwerden bekommen - aber 
einige wenige. Ich gehe davon aus, dass im Ver-
gleich zu den begünstigten Fahrgästen nur eine klei-
ne Zahl von Reisenden betroffen ist. Fahrgästen, 
die mit der neuen Regelung nicht einverstanden sind, 
hat die Deutsche Bahn AG angeboten, bis Ende 
Februar 2008 die BahnCard 50 gegen Erstattung 
zurückzunehmen. Ich hoffe, dass dieses Angebot 
dann auch angenommen worden ist. Dennoch bleibt 
es dabei, die Mehrzahl der Fahrgäste hat durch die 
Tarifangebote im Verbundgebiet erhebliche Vortei-
le. Und jetzt kommt der Vorwurf, die Pendler wür-
den benachteiligt. 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Ja, ist ja so.) 

 

Wissen Sie, Herr Lemke, eine Monatskarte Erfurt-
Jena im Jahresabonnement kostet 135,30 € monat-
lich und damit können alle öffentlichen Verkehrsmittel 
genutzt werden. Und der regelmäßige Pendler, der 
die Monatskarte nicht annimmt, sondern das mit der 
BahnCard 50 bezahlt, der hat bis jetzt Kosten von 
180,33 €. 
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: 
Wenn er jeden Tag fährt.) 

 
Wenn er jeden Tag fährt. Damit wird deutlich, dass 
der regelmäßige Pendler durch die neue Regelung 
zur Anerkennung der BahnCard keinen Nachteil hat.  
 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusam-
menfassend feststellen: Im Verbundtarif Mittelthü-
ringen ist es gelungen, die Vorteile der BahnCard-
Nutzung beizubehalten und die Nutzungsmöglich-
keiten zu erweitern. Mit dieser Regelung machen 
die Mitgliedsunternehmen des Tarifverbundes Mit-
telthüringen den ÖPNV für viele Fahrgäste attrak-
tiver. BahnCard-Inhaber erhalten ab der Preisstufe 2 
auch in Bussen und Straßenbahnen einen attrak-
tiven Rabatt. Pendler reisen günstiger und können 
neben dem Zug auch Busse und Straßenbahnen 
benutzen. Bisherige Nutzer des ÖPNV haben einen 
zusätzlichen Anreiz, auch weitere Reiseziele umwelt-
freundlich mit der Bahn zu erreichen. Ich bin davon 
überzeugt, dass eine Mehrheit der Fahrgäste von der 
Anerkennung der BahnCard im Verbundtarif Mittel-
thüringen und insbesondere durch die verkehrsüber-
greifenden Angebote im Zeitkartenbereich profitie-
ren wird.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Ich frage: Wer wünscht die Beratung zum Sofortbe-
richt zu Nummer 1 des Antrags? Die SPD-Fraktion, 
die CDU-Fraktion und die Fraktion DIE LINKE. Da-
mit eröffne ich die Beratung zum Sofortbericht und 
gleichzeitig die Aussprache zu Nummer 2 dieses 
Antrags. Ich erteile der Abgeordneten Doht, SPD-
Fraktion, das Wort.  
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die 
SPD-Fraktion kritisiert nicht die Einführung dieses 
Verbundtariftickets, sondern die Art und Weise, wie 
dieses eingeführt wurde. Zu Beginn des Jahres stell-
ten die Fahrgäste erstaunt fest, dass innerhalb des 
Verkehrsverbundes Mittelthüringen ihre BahnCard 50 
plötzlich nicht mehr galt. Auf alle Verbundtarifscheine 
wurde nur noch 25 Prozent Ermäßigung gewährt. 
Begründet wurde dies mit dem erweiterten Angebot 
bei den Verbundtarifscheinen. Die Inhaber des Ver-
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bundtarifscheins können Busse und Straßenbahnen 
mitnutzen. Das ist eine günstige Lösung, das ist rich-
tig. Warum das aber mitten im laufenden Fahrplan 
geschehen musste, warum die Fahrgäste vorher un-
zureichend informiert wurden, muss schon hinterfragt 
werden. Selbst Verantwortliche bei der Bahn sagen, 
das ist hier nicht gut gelaufen.  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Das muss man den Tarif-
verbund fragen.) 

 
Entschuldigung, aber das Land Thüringen ist auch 
an dem Verkehrsverbund Mittelthüringen beteiligt, 
fördert diesen zumindest - doch, doch.  
 

(Zwischenruf Trautvetter, Minister für Bau 
und Verkehr: Wir fördern ihn, aber wir 
sind nicht beteiligt.) 

 
Insofern sehe ich das Land hier schon in der Ver-
pflichtung. Herr Minister, Sie sind der Verkehrsmi-
nister und dafür zuständig, was in diesem Land pas-
siert. Obwohl es ja diesen Verbundtarif nach Aus-
sagen der Tarifgemeinschaft bereits seit dem 1. April 
2006 gab, erfolgte immer noch der Verkauf der 
BahnCard 50. Es erfolgte keine Information an die 
Fahrgäste, dass diese nicht mehr gelten soll. Das 
ist der Hauptpunkt, den wir hier kritisieren. Angeblich 
wurde dann am 03.12. und 04.12.2007 durch Aus-
hänge in den Bahnhöfen und in den Fahrzeugen 
das Nicht-mehr-anerkannt-werden der BahnCard 50 
bekannt gemacht. Das, sage ich, ist ein schlechter 
Umgang mit den Fahrgästen und trägt nicht dazu 
bei, mehr Leute dazu zu animieren, mit dem Zug 
zu fahren.  
 

(Beifall SPD) 
 
Was den Rücktausch der BahnCard 50 in eine 
BahnCard 25 betrifft, so hat die Bahn das auch nur 
bei den Fahrkunden getan, die sich beschwert ha-
ben. Die stillschweigende Masse hat nämlich Pech 
gehabt. Es gab keinerlei öffentliche Bekanntma-
chung, dass diese BahnCard umgetauscht werden 
kann.  
 
Was die Preiserhöhung für die Reisenden betrifft, 
die nur die Bahn nutzen, so sind die durchaus vor-
handen. Ich zahle jetzt auf der Strecke Jena - Er-
furt 4 € mehr und von Weimar nach Erfurt hat sich 
der Fahrpreis von 2,35 € auf 4,60 € erhöht, also 
fast verdoppelt. Es gibt nun mal auch diejenigen 
Bahnreisenden, die wirklich nur den Zug auf dieser 
Strecke benutzen, die die weiteren Angebote des 
Verkehrsverbundes Mitteldeutschland, sprich Bus 
und Straßenbahn, nicht nutzen wollen. Für die ist 
es eine Verdoppelung des Fahrpreises durch die 
Hintertür.  

Herr Minister, Sie sagen, das sind sehr wenige. 
Wenn das wirklich nur so wenige sind, dann würde 
das ja auch beim Verkehrsverbund Mittelthüringen 
nicht groß ins Kontor schlagen, dann könnte man 
auf jeden Fall sagen, der Bahnreisende soll hier ein 
Wahlrecht haben, je nachdem, welches Angebot für 
ihn das maßgeschneiderte ist, welches er nutzen 
will, entweder die BahnCard 50, wenn er eben nur 
die Bahn nutzt und keine weiteren Angebote, oder 
das Verbundticket des Verkehrsverbundes Mittelthü-
ringen. So stelle ich mir im Übrigen eine moderne 
Bahnpolitik vor, dass man nämlich versucht, dem 
Kunden auch maßgeschneiderte Angebote zu bie-
ten, damit er die Möglichkeit nutzt, eventuell vom Pkw 
auf die Bahn umzusteigen.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Mit der Verfahrensweise hier in der Vergangenheit 
wird dieses sicherlich nicht erreicht. Deswegen emp-
fiehlt meine Fraktion auch die Zustimmung zu Punkt 2 
des Antrags, nämlich den Bahnreisenden diese Wahl-
möglichkeit zu geben. 
 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Lemke, Fraktion DIE 
LINKE. 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr 
Minister Trautvetter, Sie hätten den Verbund hier gar 
nicht erklären müssen. Den Verbund kritisiert nie-
mand. Der Verbund ist eine vernünftige Lösung, nur 
er muss dann auch handwerklich gut gemacht wer-
den. Hier ist gepfuscht worden und ich werde Ihnen 
das auch noch beweisen. Es gibt einen in diesem 
Verbund, der das eingesehen hat. Der hat nämlich 
seine Geschäftsbedingungen extra geändert, kurz-
zeitig zwar nur, aber er hat sie geändert.  
 
Aber nun zur Sache, vorab auch für Sie und für 
Kollegen Schugens - ich nehme an, er redet dann 
nach mir: Prinzipiell sind Verbünde etwas sehr Gu-
tes. Das sehen wir genauso. Das verdient Unter-
stützung und die sollen sie von uns auch haben. Lei-
der haben wir es bei dem Verbund Mittelthüringen 
mit einem Verbund zu tun, der in einigen Punkten 
schlecht gemacht ist und der zu einer Diskriminie-
rung von Fahrgästen beiträgt und sie damit verprellt. 
Das kann nun wirklich nicht Sinn und Zweck sein. 
 
Dieser Antrag ist drei Monate alt. Inzwischen hat 
sich die Situation für die BahnCard-50-Kunden wei-
ter verschärft. Wenn Sie hier über Tarife reden, Herr 
Minister, dann sollten Sie sich darüber informieren, 
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wie die momentan gültigen Tarife sind. Von 12 € ist 
keine Rede mehr. Es gab nämlich eine Preisstei-
gerung ab 01.04. Das sollten Sie zumindest in Ih-
rem Haus wissen.  
 
Zur Ausgangssituation: Ich will Ihnen noch mal ganz 
klar sagen, wie sich das mit den BahnCard-50-Kun-
den verhält. Die haben eine BahnCard gekauft für 
424 € 1. Klasse oder 212 € 2. Klasse. Also die sind 
erheblich in Vorleistung gegangen und sind damit 
einen Vertrag eingegangen, der Ihnen verspricht, 
50 Prozent Ermäßigung auf alle Fahrten mit der Deut-
schen Bahn. Nicht nur das, es kommt noch was da-
zu. Wird diese BahnCard eingesetzt, kann der, der 
sie einsetzt, Bonuspunkte sammeln; hat er genug, 
führt das zu einer Freifahrt. Die bezahlt dieser Ver-
bund auch nicht, weil, da kann er keine Bonuspunkte 
sammeln. Das gilt nämlich erst ab BahnCard 50. 
Auch das ist eine Diskriminierung.  
 
Es war bis zum 31.12.2007 so, in den Geschäfts-
bedingungen der Deutschen Bahn nachzulesen, für 
BahnCard 25 und BahnCard 50 war es nicht mög-
lich, eine Erstattung oder Umtauschmöglichkeit in 
Anspruch zu nehmen. Am Fahrkartenschalter konn-
te man bis dahin mit BahnCard 50 Hin- und Rück-
fahrt buchen. Das war die Ausgangssituation. Ab 
01.01.2008 wurde in Thüringen im Verbundbereich 
alles anders. Die Kommunikation und Transparenz, 
dass man hier eine Veränderung vornimmt - voll-
kommene Fehlanzeige oder ganz schlecht gemacht. 
Die BahnCard 50 gilt in diesem Bereich nur noch 
25 Prozent. Das ist eine eindeutige Benachteiligung 
gegenüber BahnCard 25 Kunden. Keine Bonuspunk-
te mehr, Preissteigerung für BahnCard-50-Kunden 
um 50 Prozent und, Herr Minister, es ist nur noch 
eine einfache Fahrt buchbar. Sie können nicht Hin- 
und Rückfahrt buchen. Es ist auch noch eine zeit-
liche Belastung, weil, Sie müssen sich morgens und 
abends - oder wann auch immer sie fahren - dop-
pelt anstellen - alles Zeit - und auch Kunden haben 
keine Zeit, nicht nur Sie haben keine Zeit.  
 
Die Bahn hat den Missstand erkannt und ihr ist es 
bewusst, denn die Bahn hat ihre Geschäftsbedin-
gungen geändert. Die hat, wie Sie schon selber ge-
sagt haben, bis Ende Februar die Umtausch- bzw. 
Rückgabemöglichkeit eingeräumt, was vorher völ-
lig ausgeschlossen war. In ihren eigenen Geschäfts-
bedingungen war das nachzulesen. Das weist schon 
darauf hin, dass man da wohl erkannt hat, dass das 
Pfusch war, was da gemacht wurde. Es hilft auch 
nichts, wenn Sie hier sagen, in Verbünden gilt das 
generell nicht. Die Verbünde haben das Recht fest-
zulegen, was in ihrem Bereich dabei gelten soll. Ei-
nige machen gar nichts, einige machen 25 Prozent, 
aber es wären auch Wahlmöglichkeiten gegeben 
gewesen.  
 

Die Verkehrsgemeinschaft Mittelthüringen verweist 
auf Anfrage allein auf die Vorteile des Verbundes. 
Natürlich gibt es die, aber Sie nimmt billigend in Kauf, 
dass eine größere Gruppe Bahnkunden - und es 
ist nicht eine kleine Gruppe -, die wird verprellt und 
ist getäuscht worden, denn die Geschäftsbedingun-
gen, zu denen sie die Karte gekauft haben, gelten 
in einem Bereich in Thüringen nicht. Herr Minister, 
wir können es drehen und wenden, wie wir wollen, 
das ist ein Zwangstarif für BahnCard-50-Kunden in 
diesem Bereich.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Ich will Ihnen einmal zitieren, was ein frustrierter 
Kunde uns geschrieben hat. Ich zitiere, Frau Prä-
sidentin: „Niemand kauft ein Hemd, das nur 50 € kos-
tet für 100 €, da er für den Preis noch ein Paar nicht 
benötigte Schuhe und einen unnötigen Hut dazu kau-
fen soll.“ Er hat recht. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Genau das ist es, was hier läuft. Nicht jeder Bahn-
fahrer kann oder will nach der Zugfahrt die Ange-
bote des Verbunds weiter nutzen. Jeder Fahrgast 
sollte die Wahl haben, was er nutzen und was er 
einkaufen will. Der Verbund verhindert momentan 
diese Wahlfreiheit.  
 
Seit 01.04. dieses Jahres gab es eine Verschärfung 
für BahnCard-50-Kunden. Der Verbund erhöht die 
Preise zum 01.04., die Bahn hat die Preise nicht er-
höht, damit weitere Preiserhöhungen für BahnCard-
50-Kunden, die sind jetzt größer als 50 Prozent seit 
dem 31.12.2007. Der Verbund hat außerdem seine 
Preise mehr als doppelt so hoch erhöht, wie die Nah-
verkehrspreise in den Städten gestiegen sind, da-
mit eine weitere Verschärfung für BahnCard-50-Kun-
den, denn der BahnCard-Preis und Einzelfahrschein 
vor Ort sind inzwischen günstiger als das Verbund-
ticket. BahnCard 50 gilt nicht, Hopper-Ticket gilt, 
Herr Minister. Wenn man dann schon in einem Ver-
bundtarif alle anderen Möglichkeiten ausschließen 
will - es wäre schön, wenn Sie zuhören würden, sonst 
sagen Sie nachher wieder, Sie haben es nicht ver-
standen oder ich hätte was anderes gesagt.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Das Hopper-Ticket gilt und dann sagen Sie, Pend-
ler werden nicht benachteiligt, Pendler fahren vor 
9.00 Uhr, Gelegenheitsfahrer fahren vielleicht nach 
9.00 Uhr. Die können das Hopper-Ticket nutzen und 
haben einen weitaus vergünstigteren Tarif als die Be-
rufspendler, denn die zahlen 6 € für Hin- und Rück-
fahrt, Berufspendler nicht. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
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Wieder eine Diskriminierung. Das ist eine Ungleich-
behandlung von BahnCard-Kunden gegenüber dem 
Hopper-Ticket im Verbundgebiet.  
 
Alle Produkte, die mehr Fahrgäste in die öffentlichen 
Nahverkehrsmittel bringen, haben ihre Berechtigung. 
Sie dürfen jedoch nicht gegeneinander ausgespielt 
werden. Die freie Wahl des Produkts muss möglich 
sein und wieder möglich werden. Mündige Kunden 
- Sie wollen doch immer mündige Bürger - müssen 
sich bewusst für das Produkt entscheiden können, 
welches ihren Ansprüchen am besten gerecht wird. 
Zwänge sind kontraproduktiv und sollten sofort ab-
gebaut und beseitigt werden. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Große Unsicherheit, Herr Minister, aber nicht nur 
bei Kunden, beim Personal in den Zügen ebenfalls. 
Im Zug kann man größtenteils immer noch mit 
BahnCard 50 ein Ticket kaufen, auch im Verbund 
und für den Preis vor dem 01.01.2008 ist dieses Ti-
cket zu haben. Aber bei besonders deutschen Beam-
ten gilt dies jedoch nicht, da kann es bis zu einer 
Strafgebühr von bis zu 40 € führen. Lösen im Zug 
ist oft vorteilhafter - und das trotz Nachlösegebühr 
von 2 € - als am Bahnschalter und das kann es ja 
wohl gar nicht sein. Ein unhaltbarer Zustand für Kun-
den und Zugbegleitpersonal.  
 
Herr Minister, wir sind gehalten, hier wieder für 
Gleichberechtigung zu sorgen. Deswegen fordere ich 
Sie und die Mitte des Hauses auf, diese unsägliche 
Situation heute und hier zu beenden. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Das Wort hat Abgeordneter Schugens, CDU-Frak-
tion. 
 
Abgeordneter Schugens, CDU: 
 
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
man könnte ja vermuten, der Antrag, Herr Lemke, 
sei schon überholt, da er schon so alt ist. Sie spre-
chen ja selber von der Zeit, die leider durch den 
Verlauf der Tagungen im Landtag diese Zeit hat ver-
gehen lassen, aber er ist trotzdem aktuell, wie Sie 
berichten. Natürlich gab es eine Preiserhöhung, aber 
Sie wollen doch nicht etwa dem Minister unterstel-
len, dass er dafür auch verantwortlich ist.  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Natürlich.) 

 
Meine Damen und Herren, was ist eigentlich hier der 
Fall? Sucht man hier Gerechtigkeit, sucht man hier 

Recht für einen, für zehn, für Tausend - was ist ei-
gentlich richtig? Richtig ist, dass es schon immer 
Sonderkundentarife gibt, und richtig ist, dass ein viel-
fältiges Angebot auch bei der Bahn existiert, 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Aber als Wahl.) 

 
das kennen Sie als Verkehrspolitiker sehr wohl. Und 
dies greift auch in dieses Thema, das Sie aufgeru-
fen haben, „BahnCard 50 - Vorteile auch für Thürin-
gen“ ein. Der Vorteil in Thüringen ist ja nicht negiert. 
Er mag an dieser Stelle, wo Sie meinen, durch den 
Verbund eingeschränkt worden sein. Ich sage Ihnen 
auch, wo da der Haken liegt. Wenn Sie 50 Prozent 
fordern, da muss der Verbund das lösen und nicht 
der Minister oder die Landesregierung. Zweitens 
muss auch einer dafür geradestehen, die 25 Pro-
zent - oder wie viel das auch immer sind - Differenz 
zu übernehmen. Da könnten Sie eine Lösung an-
bieten, wer das finanziert an den Verbund oder an 
die Deutsche Bahn. Zu Ihren letzten Bemerkungen, 
die Sie gemacht haben, möchte ich sagen: Ihre Vor-
schläge, die Sie unterbreiten, richten Sie doch bitte 
an die Deutsche Bahn, die Bahn ist dafür zuständig. 
Sie wissen ganz genau, bei dem vielfältigen Tarif-
angebot wird das Land am geringsten mitwirken kön-
nen.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Herr Abgeordneter Schugens, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Lemke? 
 
Abgeordneter Schugens, CDU: 
 
Ja, bitte. 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Bitte, Herr Abgeordneter Lemke.  
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Danke, Herr Schugens. Herr Schugens, geben Sie 
mir recht, dass Wahlfreiheit dieses ganze Problem 
lösen würde? Dann muss niemand die 25 Prozent 
ersetzen. Es muss die Wahlfreiheit bestehen, will 
ich nur Zug fahren, dann gilt 50, will ich Verbund 
mit seinen ganzen positiven Vorteilen nutzen, dann 
bitte Verbundticket - geben Sie mir recht, dass das 
die Möglichkeit wäre? 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Abgeordneter Schugens, CDU: 
 
Herr Lemke, das ist wünschenswert, wäre auch ei-
ne Lösung, käme manchem näher, vielleicht auch 
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manchem Geldbeutel, aber das hat nicht die Ent-
scheidungs- und Verwaltungsbehörde zu entschei-
den, sondern der Verbund selber. Sie können doch 
nicht der Behörde unterstellen, dass sie hier, wo sie 
gar nicht teilzuständig ist, sondern die Bundesbe-
hörde, in dieses Verfahren eine Klausel einbaut oder 
eine Untersagung. Es gibt allen Grund, das hat der 
Minister dargelegt, diese Genehmigung zu erteilen 
und die ist erteilt worden. 
 
Meine Damen und Herren, es ist überhaupt mit Ih-
rem Antrag im ersten Punkt schon etwas an gro-
ßen Worten gegriffen worden. Wenn ich dort höre 
„Täuschung“ - Sie unterstellen der Landesregierung 
und diesem Minister eine Täuschung. Sie sprechen 
von „Vertragsbruch“ und Sie sprechen von „Tatbe-
stand des Betruges“. Wissen Sie, was Sie tun? Wenn 
Sie dessen sicher sind, dass das so ist, dann ge-
hen Sie doch an die entsprechende Justizstelle und 
stellen einen Strafantrag. 
 

(Zwischenruf Abg. Buse, DIE LINKE:  
Das hätte auch keinen Sinn.) 

 
Gehen Sie doch an die richtige Stelle, dazu gibt es 
doch die Rechtslage in Thüringen und in Deutsch-
land.  
 

(Beifall CDU) 
 
Sie haben doch gar keinen Grund, auch nicht der, 
der Ihnen den Auftrag gegeben hat, dieses Thema 
hier auf die Tagesordnung zu bringen. Wissen Sie, 
wir haben in Thüringen Wichtigeres zu tun, als uns 
mit diesem Punkt zu beschäftigen,  
 

(Beifall CDU) 
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Das sagen Sie den Bahnkunden.) 

 
das will ich Ihnen deutlich sagen. Die Menschen 
brauchen Arbeit, die Menschen brauchen vernünf-
tige Lösungen.  
 
Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie 
haben jahrelang gefordert, schafft Vernetzung, Ver-
taktung, schafft, dass die Menschen mit allen öffent-
lichen Verkehrsmitteln fahren können. Jetzt haben 
wir solche Verbünde, wo der Bürger unter großen 
Vorteilen in dem Raum reisen kann mit dem öffent-
lichen Verkehrsmittel, welches ihm gerade am nächs-
ten liegt und was am besten erreichbar ist. Er kann 
umsteigen ohne Probleme, die Masse hat insge-
samt einen Preisvorteil, einen Leistungsvorteil, das 
negieren Sie einfach. Sie können die Welt nicht so 
machen, dass für jeden eine gerechte Lösung kommt, 
das schaffen Sie nicht, das hat schon der Kommunis-
mus nicht geschafft. Wir haben schon vor zig Jah-

ren davon gehört, dass der Kommunismus einge-
zogen ist in den ganzen Ostblock und wir am Ende 
nur so viel arbeiten, wie wir wollen und so viel neh-
men, wie es uns gerade gerecht ist. Das hat nicht 
funktioniert und genauso wird es hier nicht funktio-
nieren.  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Dummes Zeug.) 

 
Meine Damen und Herren, zu dem Punkt 2 möchte 
ich Ihnen sagen, diesen können wir nur ablehnen. 
Ich bitte das Hohe Haus darum, dies auch zu tun.Ich 
bedanke mich noch bei dem Minister für seinen Be-
richt, der sehr sachlich war und zeitgerecht. Ich dan-
ke Ihnen.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Bitte, Herr Minister Trautvetter. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Herr Lemke, wenn Sie es auch nicht begreifen. Ich 
will es Ihnen noch einmal erläutern. Der Tarifver-
bund Mittelthüringen ist ein Zusammenschluss von 
Unternehmen, die diesen Verbund gestalten, von 
Unternehmen, die Nahverkehr auf der Schiene, mit 
Straßenbahnen und mit Bussen betreiben. Die Ta-
rife, die der Tarifverbund festlegt, sind Unterneh-
mensentscheidungen. Das Thüringer Ministerium für 
Bau und Verkehr ist eingebunden, etwas zu geneh-
migen. Aber Sie wollen ja etwas anderes, das ha-
ben Sie ja sehr deutlich gesagt. Ich soll die Preise 
anordnen in diesem Unternehmen.  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Nein!) 

 
Der Minister soll den Unternehmen im Tarifverbund 
vorgeben, was sie zu entscheiden haben. Die Fol-
ge davon ist, dass die wirtschaftlichen Auswirkungen 
von solchen Anordnungen durch den bezahlt wer-
den müssen, der sie anordnet. Erstens kann ich sie 
nicht anordnen, dazu bin ich gar nicht befugt; zwei-
tens werde ich sie nicht anordnen und drittens ist das 
insgesamt eine gute Lösung. Ich gehe ja gar nicht so 
weit. Diejenigen, die nur innerhalb des Tarifverbunds 
reisen, ob Sie zur Arbeit pendeln oder auch derje-
nige, der nur gelegentlich die BahnCard nutzt, der 
wird sie auch nutzen, um deutschlandweit bessere 
Preise zu bekommen. Der Anteil derjenigen, die nur 
gelegentlich die BahnCard nutzen, sagen wir einmal 
eine BahnCard 50, 2. Klasse, das würde ja bedeu-
ten, dass ich wenigstens 40-mal fahren muss inner-
halb des Gebiets, damit ich überhaupt bei dem Preis-
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unterschied die 220 € wieder herausbekomme.  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: 
Nach zwei Monaten.) 

 
Nach zwei Monaten. Derjenige, der die 200 € nach 
zwei Monaten herausbekommt, der ist ein täglicher 
Pendler und der wird nicht mit der BahnCard 50 
preiswerter reisen, sondern der wird mit der Mo-
natskarte preiswerter reisen. Für denjenigen ist die 
BahnCard 50 ein finanzieller Nachteil. Deswegen 
bleibt es bei dieser Regelung. Über die Vorteile ei-
ner BahnCard brauchen Sie mich nicht aufzuklären. 
Ich bin regelmäßiger Bahnnutzer und meine ganze 
Familie fährt mit BahnCard, das heißt, ich kenne 
mich in dem Bonussystem und allem, was damit ver-
bunden ist, bestens aus.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Minister Trautvetter, gestatten Sie eine Anfrage der 
Abgeordneten Wolf und dann von Herrn Abgeord-
neten Lemke? 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Bitte. 
 
Abgeordnete Wolf, DIE LINKE: 
 
Herr Minister Trautvetter, da Sie sich ja mit dem 
Preissystem der Bahn auskennen, gehe ich davon 
aus, dass Ihnen auch bekannt ist, dass die Preisge-
staltung für Pendler in dem Moment, wo sie nicht je-
den Tag fahren, nicht wirklich günstig ist, weil es ein-
fach günstiger ist, mit der BahnCard zu fahren. Ich 
kann es Ihnen am Beispiel Eisenach - Erfurt klarma-
chen: In dem Moment, wo ich einen Tag im Monat 
nicht fahre, ist es günstiger, mir mit der BahnCard 50 
jeden Tag einen Fahrschein zu holen. Da wir sehr 
unterschiedliche Berufstätigkeiten haben, wo es ganz 
normal ist, dass man einen Tag mal auf Dienstrei-
se ist, da geben Sie mir doch recht, dass es für viele 
Pendler günstiger ist, jeden Tag mit der BahnCard 50 
zu fahren.  
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Wissen Sie Frau Wolf, ich mache Ihnen gar nicht 
die Rechnung über die Pendlerpauschale mit auf.  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das 
war auch nicht meine Frage.) 

 
Ja, aber auch derjenige, ich kenne ja die Fälle, die 
bei Intershop arbeiten, aber vielleicht drei oder vier 
Tage in der Woche zu Hause in Erfurt tätig sind, trotz-
dem bei Intershop arbeiten, nur einen Tag die Bahn 
nutzen, aber trotzdem bekommen Sie vom Finanz-

amt für 220 Arbeitstage die Pendlerpauschale an-
erkannt. Ob sie zum Arbeitsort fahren oder ob sie 
zu Hause arbeiten, das prüft das Finanzamt nicht 
und  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE: Das 
prüft er auch beim Autofahrer nicht.) 

 
keiner derjenigen wird dem Finanzamt angeben, ich 
bin keine 220 Tage auf meiner Arbeitsstelle in Jena,  
 

(Zwischenruf Abg. Lemke, DIE LINKE: 
Anleitung zum Beschiss.) 

 
sondern ich bin eigentlich nur 50 Tage auf meiner 
Arbeitsstelle in Jena und deswegen habe ich auch 
nur ein Anrecht auf 50 Tage Pendlerpauschale.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Herr Minister Trautvetter, eine Zwischenfrage von 
Herrn Abgeordneten Lemke. Bitte, Herr Abgeord-
neter Lemke. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Ja, gerne.  
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Herr Minister, geben Sie mir recht, dass das Ver-
bundticket lediglich für einen bestimmten Bereich 
gilt, eine BahnCard aber für die gesamte Bahn, also 
damit die Vorteile für einen Besitzer der Bahncard 
über das Pendeln hinaus dann wirksam wird und sehr 
deutlich wirksam wird, wenn er auch in seiner Frei-
zeit mit der Bahn fährt? Es gibt ja Leute, die fahren 
auch in der Freizeit Bahn, dann hat er doch wohl 
den Vorteil - oder? Wir wollen doch weg vom MIV, 
habe ich Sie heute doch richtig verstanden. Dann 
müssten wir doch genau diese Gruppe weiter för-
dern.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Ich gebe Ihnen vollkommen recht, dass der Besit-
zer einer BahnCard, wenn er häufig mit der Bahn 
fährt, erhebliche Vorteile hat, ob er sie zum Pendeln 
nutzt oder ob er sie in der Freizeit nutzt oder im Ur-
laub nutzt, das ändert aber nichts daran - und das 
ist ja Ihre falsche Behauptung, der Verbundtarif Mit-
telthüringen hätte vorher die BahnCard 50 aner-
kannt und jetzt müssten wir sie wieder einführen. 
Der Verbundtarif Mittelthüringen hat vorher überhaupt 
keine BahnCard anerkannt, sondern jetzt ist mit 
BahnCard 50 und BahnCard 25 ein 25prozentiger 
Rabatt anerkannt. Das ist eingeführt worden; es ist 
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nichts abgeschafft worden, sondern es ist ein Ra-
batt eingeführt worden.  
 

(Beifall CDU) 
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Kann ich davon ausgehen, dass das Berichtsersu-
chen zu Nummer 1 des Antrags erfüllt ist, oder er-
hebt sich Widerspruch? Es erhebt sich kein Wider-
spruch. Bitte, Herr Abgeordneter Blechschmidt.  
 
Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, namens meiner Fraktion beantra-
ge ich die Ausschussüberweisung an den Ausschuss 
für Bau und Verkehr.  
 
Präsidentin Prof. Dr.-Ing. habil. Schipanski: 
 
Da müssen alle zustimmen, die die Aussprache be-
antragt haben. Ich frage die Fraktionen der SPD und 
der CDU, ob sie einer Ausschussüberweisung zu-
stimmen. Sie sind einverstanden, die CDU-Fraktion 
ist nicht einverstanden, also können wir nicht darü-
ber abstimmen.  
 
Ich frage jetzt, ob Sie zu Nummer 2 des Antrags 
die Ausschussüberweisung beantragen. Das ist of-
fensichtlich nicht der Fall - doch. An den Ausschuss 
für Bau und Verkehr? Ja, dann stimmen wir jetzt da-
rüber ab.  
 
Wer für die Überweisung der Nummer 2 des An-
trags an den Ausschuss für Bau und Verkehr ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist 
gegen die Überweisung, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Wer enthält sich der Stimme? Keine Stimm-
enthaltung. Damit ist mit Mehrheit die Ausschuss-
überweisung abgelehnt.  
 
Wir kommen damit direkt zur Abstimmung über die 
Nummer 2 des Antrags der Fraktion DIE LINKE in 
Drucksache 4/3716. Wer ist für diesen Antrag, den 
bitte ich um das Handzeichen. Danke. Wer ist ge-
gen diesen Antrag, den bitte ich um das Handzei-
chen. Danke. Wer enthält sich der Stimme? Es gibt 
keine Stimmenthaltung. Damit ist die Nummer 2 
des Antrags mit Mehrheit abgelehnt.  
 
Ich beende diesen Tagesordnungspunkt 9 und rufe 
auf den Tagesordnungspunkt 10 
 

Erbschaftssteuerreform ohne 
Abstriche umsetzen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3726 - 

      
 

Wünscht die Fraktion der SPD das Wort zur Be-
gründung? Das ist offensichtlich nicht der Fall. Dann 
eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort dem 
Abgeordneten Huster, Fraktion DIE LINKE.  
 
Abgeordneter Huster, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die SPD 
beantragt, dass der Thüringer Landtag der Arbeits-
gruppe der Großen Koalition zur Erbschaftssteuer 
einen guten Kompromiss bescheinigt. Ich will versu-
chen, die Frage zu beantworten, ob wir als Fraktion 
der LINKEN diesen Kompromiss auch als gut be-
werten oder als weniger gut bewerten können, möch-
te aber zunächst ein paar wenige Vorbemerkungen 
machen. 
  
Erste Vorbemerkung zur Vorgeschichte dieser Lö-
sungsnotwendigkeit zum Kreis Erbschaftssteuer: Be-
kanntlich hatte das Verfassungsgericht angemahnt, 
dass die unterschiedliche Besteuerung verschiede-
ner Vermögensarten - also hier Bargeld auf der ei-
nen Seite und Grundvermögen auf der anderen Seite 
- mit Artikel 3 des Grundgesetzes nicht vereinbar 
ist. Deswegen muss eine neue Regelung gefunden 
werden.  
 
Eine zweite Vorbemerkung zur parlamentarischen 
Geschichte der Thematik hier im Haus: Vielleicht 
erinnert sich der eine oder andere, dass meine Frak-
tion schon im Juni 2007 einen Antrag hier im Ple-
num eingebracht hatte, welcher die inhaltlichen Prä-
missen meiner Fraktion für die bevorstehende Dis-
kussion zu formulieren versuchte. Die Debatte fand 
dann im September 2007 statt und dem Antrag wi-
derfuhr das Schicksal der Ablehnung hier im Haus.  
 
Der vorliegende Antrag der SPD datiert vom Januar 
2008, zu einem Zeitpunkt, als sich scheinbar die Ver-
handlungsführer der Großen Koalition auf einen 
Kompromiss zu einigen schienen. Mittlerweile scheint 
auch dieses Ergebnis überholt, da insbesondere von-
seiten der Union im Deutschen Bundestag und von 
Länderseite Änderungen angemahnt wurden, die 
wiederum so mit der SPD angeblich nicht zu ma-
chen waren usw. und so fort. Insofern, werte Kolle-
gen der SPD-Fraktion, stellt sich die Frage, welchen 
Kompromiss wir nach Ihren Vorstellungen heute ei-
gentlich loben sollen und welchen dann eben nicht.  
 
Meine Damen und Herren, zu den Einnahmen des 
Staates gehören im Besonderen die Steuereinnah-
men und zu diesen Steuereinnahmen gehört auch 
die Erbschaftsteuer - das Gesamtaufkommen derzeit 
ca. 4 Mrd. € in Deutschland. Die Erbschaftsteuer 
ist bekanntlich eine Steuer der Länder, das heißt, 
ihr Aufkommen kommt ausschließlich auch den Län-
dern zu. In Thüringer selbst ist das Aufkommen aus 
der Erbschaftsteuer gering und liegt bei ca. 10 Mio. € 
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im Jahr. Das ist aber nur ein kleiner Teil der Wahr-
heit. Insgesamt beträgt das Aufkommen der Län-
der, wie gesagt, ca. 4 Mrd. € derzeit. Dieses Aufkom-
men hebt die Finanzkraft der Bundesländer unter-
schiedlich, fließt also in den Länderfinanzausgleich 
mit ein.  
 
Meine Damen und Herren, eine Abschaffung der 
Steuer, wie sie gelegentlich aus den Reihen von 
CDU/CSU gefordert wird, hätte auch demnach für 
den Landeshaushalt Thüringen größere Folgen als 
die CDU hier im Haus und Frau Ministerin Diezel 
immer behauptet.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Es geht demnach nicht nur um die 10 Mio. € Ein-
nahmen des Landes, sondern mittelbar betrifft das 
ca. 100 Mio. € über den Länderfinanzausgleich, die 
uns bei Abschaffung dieser Steuer verloren gingen. 
 
Meine Damen und Herren, das ist nur im Status quo 
gedacht. Die Prognosen für die Entwicklung des Erb-
schaftsteueraufkommens in den nächsten Jahren 
sind andere, nämlich man rechnet mit mindestens 
dem vierfachen Aufkommen dieser Steuer in den 
nächsten Jahren, da jetzt viel höhere Vererbungs-
fälle anfallen aufgrund der demographischen Situa-
tion als noch vor Jahren. 
 
Meine Damen und Herren, für die Bewertung der 
ersten Frage, ob es sich bei dem nun vorgelegten 
Entwurf um einen guten Kompromiss handelt, ist die 
Debatte auch etwas weiter zu ziehen, nämlich um 
die Einnahmebasis der öffentlichen Haushalte in 
Deutschland insgesamt. Wenn man die Medien ver-
folgt, da erlebt man zurzeit, dass Teile der SPD die 
CDU auf Bundesebene durchaus hart kritisieren we-
gen ihrer Position auf der einen Seite zu Schulden-
bremsen in den Verfassungen; andererseits fordert 
dieselbe CDU schon jetzt mit Blick auf die Bundes-
tagswahl weitere Einnahmeausfälle in Form von 
Steuersenkungen und zum Dritten neue Ausgaben 
sollen produziert werden. Wenn dann viertens noch 
dazukommt, dass beim Thema Erbschaftsteuer bei-
spielsweise eine Abschaffung erwogen werden soll, 
dann kann man sehen, dass insgesamt die CDU mit 
der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte nicht 
wirklich in Deutschland etwas am Hut hat - eher 
das Gegenteil - und die Armut der öffentlichen Haus-
halte durchaus etwas mit Ihrer Politik zu tun hat. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, wie bei dieser Konflikt-
lage und Interessenlage die SPD dann hier im Land-
tag einen Antrag schreibt, dass ein Kompromiss, 
der von CDU/CSU und SPD erarbeitet werden soll, 
von uns auch noch als ein guter Kompromiss gefeiert 

werden kann, das ist mir völlig unverständlich. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie an dieser 
Stelle, den gesamten Zusammenhang zu beden-
ken. Die Erbschaftsteuer ist durchaus als eine Pa-
rallelsteuer zur Vermögensteuer zu betrachten. Wenn 
Sie sich daran erinnern, die Vermögensteuer ist nicht 
abgeschafft, sie ist formal ausgesetzt. Sie hat aber 
dazu geführt, dass Vermögen in Deutschland de facto 
weniger besteuert werden als in anderen vergleich-
baren Ländern. Der Erbschaftsteuer droht das Glei-
che, wenn nicht bis zum Jahresende eine neue Re-
gelung gefunden werden kann. Aus unserer Sicht 
haben Steuern wie Vermögenssteuern und Erbschaft-
steuern natürlich eine Umverteilungsfunktion, und 
das gerade in Zeiten, wo die Einkommen immer 
weiter auseinanderklaffen, wo wir eine zunehmen-
de Armut haben und wo wir zunehmenden Reich-
tum haben. Wir brauchen Umverteilungssteuern und 
die Erbschaftsteuer ist aus unserer Sicht eine. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, die Alternative kann nicht 
sein, was beispielsweise die Initiative „Neue sozia-
le Marktwirtschaft“ vorschlägt, nämlich die Erbschaft-
steuer de facto abzuschaffen und zu kompensie-
ren durch einen dreiprozentigen Aufschlag bei der 
Einkommensteuer. Wenn man das für sich betrachtet 
sieht, könnte man darüber reden, was verliert man 
dabei, was gewinnt man dabei. Wenn man aber mal 
im 10-Jahres-Vergleich die gesamte Sache betrach-
tet, kommt nichts anderes heraus, als dass - wenn 
Sie sich die Senkungen auch bei der Einkommen-
steuer vor Augen halten - man wieder eine Steuer 
aus dem Verbund der Gewinn- und Vermögensteuer 
ersatzlos gestrichen hat, und die Einnahmeausfälle 
müssen dann auf die Allgemeinheit, sprich auf die 
Lohnabhängigen, umverteilt werden. So kann es nicht 
weitergehen, meine Damen und Herren. 
 
Was ich besonders beschämend in der Debatte fin-
de, dass es die CDU und die angelehnten Lobbys 
geschafft haben, die öffentliche Debatte in Deutsch-
land ganz auf einen eigentlich nebensächlichen As-
pekt zu ziehen, nämlich die Frage der Vererbung von 
Firmen. Meine Damen und Herren, das ist ange-
sichts der Zahlen tatsächlich eine Schieflage in der 
Diskussion. Die Bundesregierung konnte auf Anfrage 
der Fraktion DIE LINKE keinen einzigen Fall nennen, 
wonach Unternehmenserben ihren Betrieb aufgrund 
der Erbschaftsteuer bisher aufgeben mussten. Im 
Aufkommen ist es so, dass Betriebsvermögen mit 
gerade mal 8,7 Prozent am Gesamtsteueraufkom-
men aus der Erbschaftsteuer doch eine deutlich ge-
ringe Rolle spielt. 
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Meine Damen und Herren, die Armut im Land nimmt 
zu, der private Reichtum auch. Mit Blick auf die enor-
me Zinsbelastung der öffentlichen Haushalte wäre 
gerade eine geänderte Erbschaftsteuer Chance für 
ein insgesamt höheres Aufkommen aus dieser 
Steuerart. Wenn man mal vergleicht mit anderen Ein-
nahmen des Staates - denken Sie an die Wirkun-
gen der Mehrwertsteuererhöhung, denken Sie an 
die eklatante Schwäche der Binnennachfrage, die 
nach wie vor in Deutschland besteht -, dann wäre 
es doch wirklich mal Zeit, darüber nachzudenken, 
ob man nicht aus anderen - hier aus vermögens-
näheren Steuern - mehr Einnahmen geriert und nicht 
aus der Mehrwertsteuer, so wie das geschehen ist.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Dabei geht es tatsächlich um den Anspruch, mehr 
Leistungsgerechtigkeit und mehr Verteilungsgerech-
tigkeit in diesem Land gelten zu lassen.  
 
Meine Damen und Herren, wir sind mit unserer Kri-
tik an dieser Stelle nicht allein. Beispielsweise hat 
auch das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung, 
das DIW, in puncto Erhöhung des Erbschaftsteuer-
aufkommens einen - so wörtlich - „deutlichen Spiel-
raum“ gesehen.  
 
Meine Damen und Herren, die Hälfte der Deutschen 
hat keine nennenswerte Erbschaft zu erwarten. Die 
andere Hälfte wird wiederum zur Hälfte auch nach 
den Vorstellungen unserer Fraktion in Zukunft kei-
ne Erbschaftsteuer zahlen müssen. Es geht uns vor 
allem um die 5 Prozent der Erbschaften mit Ver-
mögenswerten von über 1 Mio. € und die 0,5 Pro-
zent von über 5 Mio. €, die würden wir stärker be-
lasten.  
 
Meine Damen und Herren, ich komme zum Aus-
gangspunkt zurück. Die SPD-Fraktion im Thüringer 
Landtag hat einen Antrag eingebracht, welcher den 
Kompromiss zwischen CDU und SPD vom Thürin-
ger Landtag gelobt wissen will. Wir haben einen an-
deren inhaltlichen Anspruch, den ich Ihnen in einem 
Zitat, wenn mir gestattet wird, wie folgt vortragen 
möchte: „Durchschnittliche Erbschaften sollen nicht 
stärker belastet werden als bisher. Ein Einfamilien-
haus muss auch in Zukunft steuerfrei vererbt wer-
den können. Die Gerechtigkeit verlangt dagegen, 
dass wir von den Erben der Reichen und Superrei-
chen einen höheren Beitrag für die Gesellschaft ver-
langen. Deshalb sollen von der Weitergabe hoher 
Privatvermögen nicht nur Erben profitieren. Auch die 
Gesellschaft soll einen gerechten Anteil bekommen, 
mit dem wichtige öffentliche Aufgaben finanziert wer-
den können, z.B. der Ausbau unseres Bildungssys-
tems. Im internationalen Vergleich des Erbschaft-
steueraufkommens zeigt sich, das Deutschland zu 
den Ländern mit einer niedrigen Erbschaftsteuer ge-

hört.“ Soweit der SPD-Parteivorstand am 8. Februar 
2007.  
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Meine Damen und Herren, das ist genau unsere 
Position und der Stand vom Parteivorstand der SPD. 
Wir haben dem hier nichts hinzuzufügen und kön-
nen daher den SPD-Antrag nicht mit Unterstützung 
beglücken. Herzlichen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Moh-
ring zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Mohring, CDU: 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau Prä-
sidentin, die SPD hat beantragt, die Erbschaftsteuer-
reform ohne Abstriche umzusetzen. Und sie fordert 
dazu in Nummer 1 ihres Antrags, dass das notwen-
dige Gesetzgebungsverfahren - offensichtlich das 
beim Deutschen Bundestag - zügig durchgeführt wer-
den kann. Nun haben ja an diesen Tagen einige 
darüber spekuliert, was heißt zügig oder zeitnah. 
Wenn ich mir den SPD-Antrag dafür zur Definitions-
grundlage nehme, dann schaue ich auf die Druck-
sache und stelle fest, dass diese Drucksache vom 
17.01.2008 ist. Dazwischen gab es mehrere Land-
tagssitzungen. Was es aber nicht gegeben hat, war 
die Initiative der SPD, zu diesen Landtagssitzun-
gen dafür zu sorgen, dass der Antrag auch auf je-
den Fall in den Tagesordnungen behandelt wird. Nun 
ist April, 10. April 2008 - vier Monate danach -, dann 
will ich gerne die Definition von zügig und zeitnah 
aufnehmen, dann heißt das offensichtlich nach SPD-
Definition - vier Monate. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD: Kannst 
Du auch mal etwas Inhaltliches sagen?) 

 
Aber unabhängig davon frage ich mich, welch Geis-
tes Kind die Thüringer SPD-Landtagsfraktion gerit-
ten hat, hier diesen Antrag auf die Tagesordnung 
zu setzen, weil er nun rein gar nichts, aber absolut 
gar nichts, mit der Gesetzgebungskompetenz des 
Thüringer Landtags zu tun hat, sondern ausschließ-
lich und in erster Linie ist es eine Angelegenheit des 
Deutschen Bundestags. 
 

(Zwischenruf Abg. Höhn, SPD:  
Und des Bundesrates.) 

 
Ich will ja verstehen, dass Sie ab und zu Themen 
auf die Tagesordnung holen, damit überhaupt The-
men von Ihnen eigens ausgesucht werden und Sie 
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hier meinen, dass es Sinn macht, dass der Thürin-
ger Landtag sich damit beschäftigt. Aber es ist so 
wie es ist, ich will gern noch mal darauf eingehen. 
Erst wenn der Beschluss im Deutschen Bundestag 
vorliegt und auch dem Deutschen Bundesrat zuge-
leitet ist, kann - wenn überhaupt - Thüringen Ein-
fluss auf die Ausgestaltung einer Erbschaftsteuer-
reform nehmen. Der Thüringer Landtag selbst kann 
nicht feststellen, ob ein Bundesgesetz gut ist, wel-
ches noch nicht einmal im Bundestag diskutiert wur-
de. Diese Reihenfolge sollte ganz einfach von Ih-
nen beachtet werden. 
 

(Beifall CDU) 
 
Ich will Ihnen meine ganz persönliche Meinung da-
zu sagen - auch im Blick auf den Vorredner von der 
Fraktion DIE LINKE. Ich bin der Meinung, wenn man 
tatsächlich Erbschaftsteuerreform konsequent ge-
stalten wollte, dann bräuchte man zukünftig keine 
Erbschaftsteuer mehr. 
 

(Beifall CDU) 
 
Erbschaftsteuer ist ungerecht. Sie ist ungerecht, weil 
sie schon ein versteuertes Vermögen noch einmal 
versteuert. Wenn wir wollen, dass Leistungsträger 
in dieser Gesellschaft auch noch Leistungsträger 
sein wollen und nicht mit ihren Vermögen ins Aus-
land fliehen und Gestaltungsmöglichkeiten nutzen, 
dann stellt sich grundsätzlich schon die Frage, wa-
rum man am Ende eines abgeschöpften Steuerle-
bens noch einmal erneut abschöpfen soll. Darüber 
sollte man sich ernsthaft Gedanken machen, wenn 
man das will. Sie wollen das nicht. Sie wollen, nach-
dem ein Steuerleben lang abgegriffen wurde, erneut 
von Staatsseite den Steuerbürger abgreifen. Wir fin-
den das ungerecht und das will ich an dieser Stelle 
ausdrücklich sagen, weil das grundlegend zunächst 
gesagt gehört. Im Übrigen wird es auch für ein mo-
dernes Steuersystem der Zukunft eine wichtige Rolle 
spielen und da will ich den CSU-Vorsitzenden an 
dieser Stelle noch mal zitieren, dessen Auffassung 
ich teile. Er sagt: „Eigentum bilden und vererben ist 
ein elementarer Teil einer freiheitlichen Gesellschaft.“ 
Diesem schließen wir uns vollkommen an. Deshalb 
muss es auch zugelassen sein, dass jemand Ver-
mögen bildet und wir trotzdem nicht neidvoll darauf 
schauen und meinen, wir müssen dieses gebildete 
Vermögen in Größenordnungen abschöpfen, damit 
wir uns andere Ausgabenpositionen leisten kön-
nen, immer darauf zurückblickend, dass auch die-
ser Steuerbürger schon sein Leben lang aus den ver-
schiedensten Steuertatbeständen abgeschöpft wur-
de. 
 

(Beifall CDU) 
 
 

Unabhängig davon diskutieren tatsächlich die Frak-
tionen von CDU, CSU und SPD über einen gemein-
samen Entwurf für eine Einkommensteuerreform, 
zu der ich nur wenige Worte sagen will und auch 
noch mal unsere Vorstellungen dazu ansprechen 
möchte. Natürlich ist es richtig, dass im vorliegenden 
Gesetzentwurf - dank der Initiative der Union - eine 
massive Anhebung der Freibeträge, vor allen Dingen 
für Ehegatten, für Kinder und für Enkel vorgesehen 
ist. Das ist gut und wichtig, weil es quasi Omas klei-
nes Haus erbschaftsteuerfrei stellt und damit auch 
eine gewichtige Sicherheit gibt, vor allen Dingen für 
all die Menschen in den jungen Bundesländern, die 
erst die Chance hatten, nach der friedlichen Revolu-
tion 1989/1990 selbst Eigentum für sich aufzubauen. 
Das ist eine wichtige Garantie seitens des Steuer-
gesetzgebers, dass man den Erben, aber auch den 
Vererbern jetzt schon sagt, dass sie sich keine Sor-
gen darüber machen müssen, dass der Staat auf ihr 
gebildetes Eigentum noch einmal am Ende des Le-
bens zugreift. 
 

(Beifall CDU) 
 
Aber natürlich gibt es auch Optimierungsbedarf im 
Gesetzentwurf. Vor allen Dingen die Union hat sich 
dafür ausgesprochen, dazu weitere Vorschläge zu 
unterbreiten, die auch der Bundesrat unter Beteiligung 
von Thüringen in seiner Stellungnahme am 15. Feb-
ruar 2008 ausgesprochen hat - also schon lange be-
vor wir hier erstmalig im Thüringer Landtag dazu ge-
sprochen haben. So ist die Verkürzung der 15-jähri-
gen Behaltungsfrist und Vermeidung des sogenann-
ten Fallbeileffektes bei der Behaltungsregelung ein 
wichtiger Punkt, den der Abgeordnete Huster ganz 
kurz angesprochen hat, den ich aber noch mal auf-
greifen will. Wenn man davon ausgeht, dass ein Un-
ternehmer, ein Kleinunternehmer, vielleicht auch ein 
Mittelständler, den wir anders definieren vielleicht als 
die Kollegen das in Baden-Württemberg tun würden, 
dann spielt es schon eine Rolle zu fragen, wo die 
Steuerschraube im Erbschaftsteuerfall nach dem vor-
liegenden Entwurf ansetzt, wenn ich den Erben ver-
pflichte, 15 Jahre eine Behaltungsfrist zu organisie-
ren ohne zu wissen, wie sich die wirtschaftliche La-
ge, die Auftragslage oder auch die Abfragelage in der 
Zukunft entwickeln wird. Immer dann, wenn es zu 
konjunkturellen Schwankungen kommt, wenn es zu 
Nachfrageschwankungen kommt, wenn der Markt 
sich anders entwickelt, dann soll nach dem jetzt vor-
liegenden Gesetzentwurf plötzlich doch wieder der 
Erbschaftsteuerfall eintreten - und das wollen wir 
nicht. Wir wollen nicht, dass diejenigen, die das Risi-
ko übernehmen, in einen Familienbetrieb einzustei-
gen, mit ihrem eigenen Risiko, mit ihrem eigenen Ver-
mögen haften, dass sie diese Garantie abgeben müs-
sen, 15 Jahre dann das vererbte Vermögen zu behal-
ten, den elterlichen Betrieb zu übernehmen und zu 
behalten, der vielleicht auch schon in der fünften Ge-
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neration übernommen wird und da kommt es zu 
Schwankungen und dann fällt genau in diesem Kri-
senfall nach dem jetzigen Vorschlag auch noch zu-
sätzlich Erbschaftsteuer an. Das ist unverantwortlich 
und schreckt alle die ab, die bereit sind, so ein Ri-
siko zu übernehmen, die die Arbeitsplätze zu Hau-
se erhalten wollen, die den heimischen Betrieb er-
halten wollen und damit auch dazu beitragen, dass 
unsere Gesellschaft und auch unser BIP sich gut ent-
wickeln können. Für uns in Thüringen, wo 95 Prozent 
unseres eigenen BIP von den kleinen mittelstän-
dischen handwerklichen Betrieben erwirtschaftet wer-
den, ist das eine wichtige Frage. Wenn wir wollen, 
dass junge Menschen nicht abwandern, wenn wir 
wollen, dass sie Risiko übernehmen, dass sie nach 
ihrer Ausbildung dann in den elterlichen Betrieb ein-
steigen und bereit sind, auch Verantwortung zu über-
nehmen, dann müssen wir auch das Erbschaftsteuer-
recht so ausgestalten, dass wir da auch helfen und 
nicht abschrecken und erschrecken und eher die 
Leute dazu antreiben, selbst in ein Anstellungsver-
hältnis zu drängen und nicht selbst in Verantwortung 
zu drängen und selbst Unternehmer zu werden und 
damit auch eigenes Risiko und Verantwortung zu 
übernehmen. Darüber sollte man nachdenken. Ich 
glaube, dass sowohl die Unionsfraktion im Deutschen 
Bundestag, aber auch die SPD-Fraktion, beide Sei-
ten signalisiert haben, sich auf diesem Weg noch mal 
entgegenzukommen, um damit ein genauso wichti-
ges Feld, was unsere Handwerker und Mittelständler 
betrifft, auch für die Zukunft sicherzustellen. Aber na-
türlich gehört für uns zum Optimierungsbedarf auch 
zum vorliegenden Gesetzentwurf, dass man unnöti-
ge Bürokratie bei der Lohnsummenklausel vermeidet. 
Was nützt uns ein neu ausgestaltetes Steuerrecht, 
wenn anschließend das mit höherer Bürokratie ver-
haftet ist als vorher. Entweder wir kommen langsam 
Schritt für Schritt beim modernen Steuersystem zur 
Vereinfachung und zu weniger Bürokratie und zu 
Klarheit und Transparenz und wir fangen endlich an 
bei den Steuergesetzen, die wir erneut in die Hand 
nehmen, oder wir sind an dieser Stelle überhaupt 
nicht zukunftstauglich. Es gibt eine große Erwartungs-
haltung beim Steuerbürger, wenn der Gesetzgeber 
Steuerrecht anfasst, dieses einfach, transparent und 
letztlich auch gerecht zu gestalten.  
 
Meine Damen und Herren, für uns ist bisher der 
Tarifverlauf bei Geschwistern, Nichten, Neffen in der 
Steuerklasse II nicht ausreichend gestaltet. Wir wol-
len deshalb unter der Überschrift „Optimierungsbe-
darf“ auch im vorliegenden Gesetzentwurf darauf 
hinwirken, dass dort ein günstiger Tarifverlauf orga-
nisiert wird, weil auch dort am Ende sich Steuerge-
rechtigkeit in dieser Frage festmacht.  
 
Natürlich letztlich - das will ich noch sagen - gehört 
am Ende für uns auch die Vermeidung einer unan-
gemessenen Doppelbesteuerung, Doppelbelastung 

von Erbschaftsteuer und Einkommensteuer dazu. Wir 
meinen, dass das im vorliegenden Gesetzentwurf 
nicht ausreichend geregelt ist.  
 
Aber letztendlich und abschließend bin ich zuver-
sichtlich und mit mir die gesamte CDU-Landtagsfrak-
tion, dass der vorliegende Gesetzentwurf der Bun-
desregierung am Ende gemeinsam mit der SPD so 
verbessert wird, dass er zügig, tatsächlich und ein-
vernehmlich in der zweiten und dritten Lesung im 
Deutschen Bundestag verabschiedet werden kann. 
Vielen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die SPD-Fraktion hat sich Abgeordneter Dr. Pidde 
zu Wort gemeldet.  
 
Abgeordneter Dr. Pidde, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der vor-
liegende Antrag ist von Mitte Januar, aber es ist ja 
nicht allein unsere Schuld, dass er erst heute bera-
ten wird. Das Thema „Erbschaftsteuer“ ist aber auch 
heute noch brandaktuell und es gehört auch hier in 
das Hohe Haus in Thüringen. Es ist eine Angele-
genheit des Bundestages, aber auch eine Angele-
genheit des Bundesrates. Noch vertritt die CDU das 
Land Thüringen im Bundesrat.  
 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Auch 
für die Zukunft, Herr Dr. Pidde.) 

 
Na, noch ein Jahr, noch ein und ein Viertel.  
 
Deshalb ist es wichtig, dass die CDU-Fraktion, dass 
die Landesregierung eine klare Aussage trifft. Die 
haben wir zum Schluss hier gehört, scheint uns aber 
auch dringend geboten, da CDU inklusive CSU doch 
eine Doppelstrategie gefahren haben. Einerseits wird 
auf der Bundesebene mit der SPD eine Vereinba-
rung getroffen - apropos Vereinbarung, das war ein 
hartes Stück Arbeit, was die Koch-Steinbrück-Gruppe 
dort hatte, diese unterschiedlichen Positionen über-
einander zu bringen, dann den Koalitionsausschuss, 
in dem das Ganze rund gemacht worden ist und 
zum Schluss durch das Kabinett - und andererseits 
auf Landesebene werden eben diese Festlegungen, 
die dort getroffen worden sind, heftig unter Beschuss 
genommen bis hin zur Forderung, die Erbschaft-
steuer überhaupt nicht mehr neu zu regeln und damit 
deren Wegfall durch Verfassungswidrigkeit zu er-
wirken.  
 
Meine Damen und Herren, Herr Mohring hat es ja 
hier anklingen lassen, als er sagte, eigentlich brau-
chen wir die Erbschaftsteuer gar nicht. Ich will noch 
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mal deutlich machen, dass das ein Spiel mit dem 
Feuer ist. Es hätte nämlich gravierende Auswirkun-
gen für den Freistaat Thüringen. Fällt die Erbschaft-
steuer weg, weil es bis Jahresende 2008 keine Neu-
regelung gibt, dann gehen dem Freistaat nicht nur 
die eigenen Erbschaftsteuereinnahmen in Höhe von 
ca. 10 Mio. € pro Jahr verloren, viel schwerer wür-
den die negativen Auswirkungen im Länderfinanz-
ausgleich ins Gewicht fallen. Wenn wir mal sehen, 
für 2008 in der Prognose für dieses Jahr ist ein Erb-
schaftsteueraufkommen von 4,2 Mrd. € für die 
16 Länder vorgesehen, davon 4,14 Mrd. €, also 
98,5 Prozent in den alten Bundesländern. Für die 
reichen Länder, für Bayern, Baden-Württemberg, 
Hessen oder Hamburg, wäre es ein Null-Summen-
Spiel, wenn die Erbschaftsteuer wegfallen würde, weil 
sie andererseits viel weniger in den Länderfinanz-
ausgleich einzahlen würden. Die Dummen wären die 
Nehmerländer, aber da gehören wir mit dazu. Die 
armen Länder im Osten - das sind wir nun einmal, 
sind diejenigen, die insbesondere aus dem Finanz-
ausgleichstopf löffeln -, die wären die Dummen dabei. 
 
Zu dem Wegfall des eigenen Erbschaftsteuerauf-
kommens in Höhe von ca. 10 Mio. € würden dem 
Freistaat zusätzlich zwischen 50 und 100 Mio. € im 
Länderfinanzausgleich verloren gehen. Der Weg-
fall der Erbschaftsteuer liegt einzig und allein im In-
teresse der Geberländer. Das Landesinteresse ge-
bietet deshalb der Thüringer CDU, die Reform der 
Erbschaftsteuer im Sinne des vorliegenden Koali-
tionskompromisses positiv zu begleiten. 
 

(Beifall SPD) 
 
Wenn die Landesregierung hier um die einzelnen 
Punkte ringt und dann vielleicht auch manche Punkte 
nachgebessert werden, ist das alles legitim und 
auch in Ordnung, aber es darf nicht so sein, dass 
zum Schluss der ganze Kompromiss hinfällig ist, dass 
es aufgeweicht wird oder dass das Ganze über die 
Zeit gebracht wird und zum Schluss stehen wir als 
die Dummen da. Ich kann auch nicht verstehen, dass 
im Bundesrat der Antrag von Rheinland-Pfalz ab-
gewiesen worden ist, der besagte, es soll doch nur 
geprüft werden, ob trotz der Änderung, die die Union 
noch möchte, das Aufkommen von 4 Mrd. € Erb-
schaftsteuer gehalten werden kann. Das ist nun nicht 
nachzuvollziehen.  
 
Meine Damen und Herren, zum Sachverhalt Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts hat Herr Huster 
schon gesagt - ich möchte gar nichts weiter dazu 
ausführen -, dass die Betriebsvermögen neu gere-
gelt werden müssen. Unter der Arbeitsgruppe von 
Koch/Steinbrück sind wichtige Prämissen gesetzt 
worden, die wir für richtig halten. Die Zahl der Steuer-
pflichtigen soll sich nicht erhöhen. Es muss sichtliche 
Verbesserungen für Betriebe geben und das bisheri-

ge Steueraufkommen soll bei den 4 Mrd. € bleiben. 
Der Kompromiss, der aus dieser Arbeitsgruppe her-
vorging, war, dass künftig alle Vermögensarten nach 
dem jeweiligen Verkehrswert als Bemessungsgrund-
lage der Erbschaftsteuer gelten. Firmenerben zah-
len auf das produktive Vermögen keine Erbschaft-
steuer, wenn sie den Betrieb in kaum verändertem 
Umfang fortführen. Zur Entlastung naher Verwand-
ter werden die Freibeträge deutlich angehoben.  
 
Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion begrüßt 
diesen Kompromiss der Großen Koalition ausdrück-
lich, weil er - ich sage mal - fast 1:1 einen Beschluss 
des Thüringer SPD-Landesvorstands von vor zwei 
Jahren etwa zur Erbschaftsteuerreform umsetzt.  
 

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Weil 
ihr das abgeschrieben habt. Das glaubt 
ihr doch selber nicht.) 

 
Im Plenum im Juli des vergangenen Jahres haben 
wir hier die Wünsche der SPD dargelegt und die 
Erbschaftsteuer ausführlich erläutert. Jetzt im Ge-
setzentwurf finden wir das ziemlich gleich wieder. 
Da sind wir natürlich zufrieden. Herr Mohring, dass 
Sie hier sagen, Sie waren das, die das ins SPD-
Papier geschrieben haben, dann lasse ich Ihnen Ih-
ren Glauben.  
 

(Heiterkeit CDU, SPD) 
 
Meine Damen und Herren, wenn wir uns den Inhalt 
des Gesetzentwurfs genauer ansehen, dann bein-
haltet er eine deutliche Anhebung der Freibeträge in 
der Steuerklasse 1 für nahe Verwandte. Die Steuer-
sätze sollen dagegen unverändert bleiben. So soll 
für Ehepartner künftig ein Freibetrag von 500.000 € 
gelten, bisher waren 300.000 € steuerfrei. Für Kin-
der steigt der Freibetrag von 200.000 € rund auf 
400.000 € und für Enkel von 50.000 auf 200.000 €.  
 
Zur Entlastung von Unternehmenserben hat sich die 
Koch-Steinbrück-Arbeitsgruppe auf folgende Posi-
tionen verständigt: Demnach gelten im Erbfall 85 Pro-
zent des Betriebsvermögens pauschal als produkti-
ves Vermögen, der Rest als nicht produktives Ver-
mögen. Die Erbschaftsteuer auf das Produktivver-
mögen entfällt zehn Jahre lang, jedoch nur dann, 
wenn der Betrieb mindestens 15 Jahre im sogenann-
ten Haftungsverbund bleibt. Über diese Dinge kann 
man ja, wie gesagt, noch reden. Mit dieser Rege-
lung soll verhindert werden, dass wesentliche Teile 
des Unternehmens nach dem Erbfall sofort verkauft 
werden, und wenn das erfolgt, dann müsste eine 
Nachversteuerung erfolgen. Das sind die wichtigs-
ten Dinge, die hier geregelt sind.  
 
Lassen Sie mich noch einmal für die SPD-Fraktion 
zusammenfassen: Mit dem Gesetzentwurf zur Erb-
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schaftsteuer werden enge Familienverbünde eben-
so entlastet wie diejenigen Unternehmen, die Ar-
beitsplätze erhalten. Die Erben wirklich großer Ver-
mögen, die es aber in Thüringen so gut wie nicht 
gibt, werden mehr Erbschaftsteuer zahlen müssen 
als bisher. Eine Abschaffung der Erbschaftsteuer 
würde nur den Geberländern nützen. In den neuen 
Bundesländern würden neue Löcher in die Haus-
halte gerissen. Deshalb bitte ich die CDU-Fraktion 
und die Landesregierung, im Bundesrat konstruktiv 
und nach vorn gerichtet den Prozess zu begleiten, 
damit wir einen gesunden Kompromiss aus dem Bun-
desrat und Bundestag hören, der das Aufkommen 
bei 4 Mrd. € lässt, und daran möchten wir keine 
Abstriche vornehmen. Danke schön. 
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Seitens der Abgeordneten liegen mir keine weite-
ren Redeanmeldungen vor. Für die Landesregierung 
Ministerin Diezel bitte. 
 
Diezel, Finanzministerin: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren Abgeordneten, die Bundesregierung hat am 
04.01.2008 den Entwurf eines Gesetzes zur Re-
form der Erbschaftsteuer und des Bewertungsrechts 
vorgelegt.  
 
Meine Damen und Herren Kollegen Abgeordneten 
von der SPD, ich stimme mit Ihnen überein, die Um-
setzung des Gesetzes ist eilbedürftig. Das Bundes-
verfassungsgericht hat dem Gesetzgeber für eine 
verfassungskonforme Neuregelung der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer eine Frist bis zum 31.12.2008 
gesetzt, aber aus Gründen der Rechtssicherheit für 
die Steuerbürger soll das Gesetz frühestmöglich in 
Kraft treten. Der vorliegende Gesetzentwurf ist im 
Grundsatz eine geeignete Grundlage für die Um-
setzung der Erbschaftsteuerreform. Um dies zu er-
fahren, hätte es nicht dieses Antrags bedurft. Ich halte 
ihn deswegen für einen Schaufensterantrag, aber er 
gibt mir Gelegenheit, über die Aktivitäten der Lan-
desregierung im Rahmen des Bundesratsverfah-
rens zu berichten.  
 
Nach der Kompetenzregelung des Grundgesetzes 
werden Bundesgesetze vom Bundestag beschlos-
sen; der Bundesrat ist an der Bundesgesetzgebung 
zwingend beteiligt nach Artikel 78 des Grundgeset-
zes. Der Bundesrat besteht gemäß Artikel 51 Abs. 1 
Grundgesetz aus den Vertretern der Regierungen 
der Länder. Das Mitwirkungsrecht bei der Bundes-
gesetzgebung haben damit die Landesregierung und 
die Exekutive. Das sei hier noch mal eindeutig ge-
sagt. Ihre Beschlussfassung zielt letztlich auf eine 

Bindung der Landesregierung im Verfahren der Bun-
desgesetzgebung ab, und das bereits vor der Ex-
pertenanhörung. Das heißt, Erkenntnisgewinne aus 
der Expertenanhörung sollten nicht mehr in die Mei-
nungsbildung der Landesregierung mit einfließen 
können. Das Gesetzgebungsverfahren läuft schon 
seit geraumer Zeit, und dies nicht ohne Beteiligung 
Thüringens. Sie hingegen versuchen in Ihrem An-
trag den Eindruck zu erwecken, das wäre so. Das 
kann nicht so stehen bleiben. Selbstverständlich hat 
die Landesregierung die Umsetzung des Kompro-
misses der Erbschaftsteuerreform konstruktiv beglei-
tet bisher und im Bundesrat unterstützt. Ich werde 
das an ganz konkreten Beispielen darstellen. 
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der Ge-
setzgebung, im Gesetzentwurf und in den Entwür-
fen der Rechtsverordnungen wird den Vorgaben des 
Bundesverfassungsgerichts Rechnung getragen. Als 
Bewertungsmaßstab für alle Vermögensgegenstän-
de wird auf den Verkehrswert abgestellt. Der poli-
tisch gestaltete Teil der Erbschaftsteuerreform ist in 
den Regelungen über die Freibeträge, Steuersätze 
und den Verschonungen zu finden. Auch hier hat 
das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber en-
ge Spielräume vorgegeben. Das Bundesverfassungs-
gericht meint - und jetzt sinngemäß -: Jeder Ver-
günstigung für den Erben oder Beschenkten muss 
ein mindestens gleichwertiger volkswirtschaftlicher 
Nutzen für die Allgemeinheit gegenüberstehen. Das 
Bundesverfassungsgericht hat formuliert, dass für 
jede Begünstigung ausreichende Gründe des Ge-
meinwohls vorliegen müssen. Bei den Freibeträgen, 
den Steuersätzen und den Verschonungen hat die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe hart um die Regelungen 
gerungen. Letztlich war ein Kompromiss gefunden.  
 
Bei jedem Kompromiss kann man zu den Ergebnis-
sen unterschiedlicher Meinung sein. Die Eckdaten 
dieses Kompromisses sind teilweise in Ihrem An-
trag vorhanden. Ich möchte folgende Kerngründe 
noch einmal nennen: Die Bewertung und die Be-
steuerung aller Vermögenswerte erfolgt nach Ver-
kehrswert. Entsprechend wurden die persönlichen 
Freibeiträge für nahe Verwandte angehoben: Ehe-
gatten 500.000 € - bisher 307.000 €, Kinder 400.000 
€ - bisher 205.000 € und Enkel 200.000 € - bisher 
51.200 €. Der Unternehmensübergang wird steuer-
begünstigt bei der langfristigen Sicherung von Ar-
beitsplätzen über zehn Jahre und bei der Fortfüh-
rung des Betriebes über 15 Jahre bzw. 20 Jahre 
bei Betrieben der Land- und Forstwirtschaft. Das 
neue Recht soll spätestens am 1. Juli 2008 in Kraft 
treten. Für den Zeitraum 1. Januar 2007 bis zum In-
krafttreten des Gesetzes besteht nur in Erbfällen ein 
Wahlrecht, das neue Recht in Anspruch zu nehmen. 
Bei Schenkungen besteht kein Wahlrecht. Die Ge-
genfinanzierung erfolgt insbesondere durch den An-
satz der Vermögensgegenstände mit dem Verkehrs-
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wert und durch die Anhebung der Steuersätze für 
nicht nahe Verwandte und sonstige Erben.  
 
Am 15. Februar war die erste Lesung im Bundes-
tag, am 5. März die Anhörung der Sachverständi-
gen aus Wissenschaft und den Verbänden. Nach 
guter Tradition im parlamentarischen Verfahren sind 
die Inhalte dieser Diskussion sorgfältig zu prüfen, 
erst danach kann über die einzelnen Forderungen 
entschieden und sich ein abschließendes Meinungs-
bild geschaffen werden. Ich zitiere dazu Ihren Bun-
destagsfraktionsvorsitzenden, der einmal gesagt hat: 
„Kein Gesetz kommt aus dem Bundestag wieder 
heraus, wie es hineingeht.“  
 
Ein Schwerpunkt der Diskussion hat die Bindungs-
dauer der Erben an der Betriebsfortführung gehabt. 
Mit dem Kompromissvorschlag sollen zum einen 
85 Prozent des Betriebsvermögens über eine Ab-
schmelzregelung von der Erbschaftsteuer freigestellt 
werden. Nach dem geltenden Steuerrecht kann im 
Betriebsvermögen auch sogenanntes gewillkürtes 
Betriebsvermögen enthalten sein. Dieses steht in 
Verbindung zum Betrieb, ist für seinen Bestand je-
doch nicht zwingend notwendig. Durch die Beschrän-
kung der Verschonung auf 85 Prozent des Betriebs-
vermögens ist ohne gewaltigen Bürokratieaufwand 
sichergestellt, dass nur zwingend notwendiges Be-
triebsvermögen bei der Erbschaftssteuer begüns-
tigt ist. Begünstigt werden jedoch damit nicht ein-
zelne Erben. Ziel dieser Regelung ist vielmehr das 
Funktionieren der Volkswirtschaft und damit der Er-
halt von Arbeitsplätzen auch in der Generations-
nachfolge zu gewährleisten.  
 
Gerade in den nächsten Jahren ist durch den Ge-
nerationswechsel eine sehr hohe Zahl von Unter-
nehmensübergängen geplant. In vielen Fällen könnte 
der neue Betriebsinhaber in Steuerförderung kon-
frontiert werden - aus der Schenkungssteuer dann -, 
welche die Liquiditätsplanungen des Betriebes spren-
gen. Durch den Erbfall wird dem Betrieb selber ja 
kein Vermögen und keine Liquidität zugeführt. An-
dererseits müssen wir dafür Sorge tragen, dass das 
Unternehmen bei deren Fortführung nicht an zu 
lange Behaltensfristen gebunden wird. Das würde die 
Handlungsfähigkeit der Unternehmen einschränken 
und letztlich zulasten von Arbeitsplätzen gehen.  
 
Die rasante technologische und globale wirtschaft-
liche Entwicklung erfordert gerade heute mehr denn 
je Flexibilität in der Unternehmenshandlung. Die ei-
gentliche Begründung für die erbschaftsteuerliche 
Begünstigung des betrieblichen Vermögens liegt in 
der Sicherung und dem Erhalt sowie der Gewinnung 
von Arbeitsplätzen in Deutschland. Wir müssen ge-
währleisten, dass dieses Ziel nicht durch überzoge-
ne Behaltensregelungen und Auflagen für die Be-
triebsinhaber konterkariert wird. Es ist sowohl volks-

wirtschaftlich als auch rechtsstaatlich wichtig, die Re-
lationen zwischen der Freistellung von Betriebsver-
mögen und der Behaltensdauer ausgewogen und 
entsprechend der Vorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts zu gestalten.  
 
Aus diesen Gründen hat Thüringen in der Sitzung 
des Finanzausschusses des Bundesrates am 31. Ja-
nuar 2008 vier Anträge zum Erbschaftsteuerreform-
gesetz eingebracht. Zum einen soll die Bindungs-
dauer der Erben an die Betriebsführung - auch als 
Behaltensdauer bezeichnet - von 15 auf 10 Jahre 
verkürzt werden. Zehn Jahre gelten als äußerste 
Grenze dessen, was man einem am Markt behaup-
teten und sich behaupten müssenden Unternehmen 
als Restriktion für Steuerverschonung aufbürden 
kann. Zum anderen muss vermieden werden, dass 
der Verschonungsabschlag selbst dann vollständig 
anfällt, wenn der Betrieb im letzten Jahr der Behalts-
frist aufgegeben werden muss, sogenannte Fallbeil-
effekt, Herr Mike Mohring hat darauf hingewiesen. 
Wir haben vorgeschlagen, diesen Fallbeileffekt zu 
ändern und eine Grundbehaltsfrist von fünf Jahren 
und dann einen Abschmelzbetrag einzuführen. Fer-
ner wollen wir Manipulationen der Lohnsummenre-
gelung ausschließen. Deshalb soll der Lohn von 
Betriebsübergeber und Betriebsübernehmer nicht in 
die Lohnsummenberechnungen einfließen. Schließ-
lich sind auch bei der Bewertung von Grundvermö-
gensbewertungen Überbewertungen zu vermeiden. 
Es bietet sich deshalb an, den 20-prozentigen Ab-
schlag von Bodenrichtwerten und Bodenwertermitt-
lungen beizubehalten. Diese Toleranzgrenze wurde 
auch im Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 7. No-
vember 2006 akzeptiert.  
 
Meine Damen und Herren von der SPD-Fraktion, die-
sen Thüringer Anträgen haben im Finanzausschuss 
des Bundesrats einzelne SPD-Länder zugestimmt. 
Sie malen hier ein Bild, was der Tatsache nicht ent-
spricht. In seiner Sitzung am 15. Februar hat der 
Bundesrat eine umfangreiche Stellungnahme ab-
gegeben. Darin fanden unter anderem die Anträge 
Thüringens Berücksichtigung. Insbesondere hat der 
Bundesrat empfohlen, die vorgesehene Behaltens-
frist von 15 auf 10 Jahre zu reduzieren und den so-
genannten Fallbeileffekt zu mildern.  
 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, sie sehen, 
es bedurfte Ihres Antrags nicht. Es war ein Schau-
fensterantrag, aber er gab mir die Gelegenheit dar-
zustellen, wie wir für den Mittelstand Thüringens in 
den Bundesrat Anträge eingebracht haben. Vielen 
herzlichen Dank.  
 

(Beifall CDU) 
 
 
 



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 81. Sitzung, 10.04.2008 8201 
 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Mir liegen keine weiteren Redeanmeldungen mehr 
vor, damit kann ich die Aussprache schließen.  
 
Eine Ausschussüberweisung ist nicht beantragt wor-
den. So stimmen wir direkt über diesen Antrag in 
der Drucksache 4/3726 ab. Wer diesem Antrag zu-
stimmt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. Dan-
ke schön. Die Gegenstimmen bitte. Das ist eine Viel-
zahl von Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? Es 
gibt keine Stimmenthaltungen. Damit ist dieser An-
trag abgelehnt.  
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 10 und rufe 
den Tagesordnungspunkt 11 auf  
 

Folgen des Verkaufs von  
Bahnhofsgebäuden für die  
Entwicklung des ÖPNV und  
für die Stadtentwicklung in 
Thüringen 
Antrag der Fraktion der SPD 
- Drucksache 4/3773 - 

 
Mir ist nicht signalisiert worden, dass die SPD-Frak-
tion das Wort zur Begründung nehmen möchte, aber 
signalisiert worden, dass die Landesregierung den 
Sofortbericht erstatten wird, und zwar Herr Minister 
Trautvetter. Bitte. 
 
Trautvetter, Minister für Bau und Verkehr: 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin, lassen Sie mich zu-
nächst erst einmal feststellen, dass es sich bei den 
im Antrag genannten Verkäufen um bilaterale Ver-
träge zwischen der bundeseigenen Deutschen Bahn 
AG und einem privaten Dritten handelt. Insofern war 
und ist die Landesregierung in diese nicht einge-
bunden.  
 
Die Information über den Umfang des Verkaufs von 
Bahnhofsgebäuden in Thüringen wurde durch die 
Deutsche Bahn AG zur Verfügung gestellt. Dem-
nach hat die Deutsche Bahn AG im November letz-
ten Jahres deutschlandweit 490 nicht mehr betriebs-
notwendige Empfangsgebäude an ein Konsortium 
verkauft. In Thüringen betrifft dies 49 Bahnhofsge-
bäude. Dieses Konsortium hatte bereits im Vorfeld 
das Empfangsgebäude-Portfolio der insolventen First 
Rail Property übernommen und verfügt damit über 
ca. 1.000 ehemalige Empfangsgebäude nebst zu-
gehörigen Grundstücken. Die Deutsche Bahn AG 
hat die Gebäude nach eigenen Angaben zuerst den 
Kommunen zum Kauf angeboten, wovon diese aber 
keinen Gebrauch gemacht hätten. Im Ergebnis die-
ses Prozesses verbleiben noch 12 Bahnhofsgebäude 
in Thüringen im Eigentum der DB Station & Service 
AG. Der Verkauf erfolgt nach Angaben der DB AG 

unabhängig vom Betrieb der Stationen. Die für die 
Abwicklung verkehrsnotwendigen Anlagen, wie zum 
Beispiel Bahnsteige und Zuwegungen, bleiben im 
Eigentum der DB Station & Service AG. Das bedeu-
tet, dass die Veräußerung der Empfangsgebäude kei-
ne direkten Auswirkungen auf die Durchführung des 
Personenverkehrs hat. Gerade an den heute nicht 
mehr besetzten Stationen sind oftmals erhebliche 
Vandalismusschäden und vernachlässigte Bahnhofs-
umfelder zu verzeichnen. Durch die Gewinnung von 
externem Kapital, verbunden mit der Kompetenz der 
privaten Immobilienwirtschaft kann sicher ein Bei-
trag geleistet werden, dass die Gebäude einer neuen 
Verwendung zugeführt werden und sich damit die 
Attraktivität der Bahnhöfe und ihrer Umfelder ins-
gesamt verbessert.  
 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, Bahnhö-
fe, Bahnanlagen und deren Umfeld sind das Tor zur 
Stadt und zugleich die Visitenkarte eines Ortes. Aus 
Sicht der Städte und Gemeinden bieten sie daher 
große Chancen, als Marketing- und Wirtschaftsfak-
tor, stellen aber zugleich eine nicht zu unterschät-
zende Herausforderung im Hinblick auf eine funk-
tionale und gestalterische Einbindung in die zukünfti-
ge Entwicklung der Stadt bzw. Gemeinde dar. Häu-
fig bieten sich Bahngelände als attraktive Dienst-
leistungsstandorte an, doch kommen auch weitere 
Nutzungen wie Gastronomie, Hotel- und Freizeit-
angebote, Gewerbe, Kultur oder auch Wohnen in 
Betracht. Insgesamt zielt die Lösung der Nachfolge-
nutzung, sei es durch die Gemeinde selbst, sei es 
durch eine Drittnutzung, auf eine städtebauliche At-
traktivitätssteigerung ab, die öffentliche und private 
Interessen miteinander verbindet und dabei kommt 
es für die Nachfolgenutzung verstärkt auf individuel-
le und differenzierte Konzepte an. Erfolg verspre-
chend sind diese jedoch nur, wenn die jeweilige Nut-
zung nach Art und Umfang im Rahmen eines trag-
fähigen Gesamtkonzeptes, zum Beispiel Stadtent-
wicklungskonzept und der Einbindung aller Beteilig-
ten, festgelegt worden ist. Eine besondere Heraus-
forderung besteht in Regionen mit einer stagnieren-
den Entwicklung, für entbehrliche Bahnflächen be-
steht hier auch in innerörtlichen Lagen häufig kein 
unmittelbarer Bedarf für eine bauliche Nachfolge-
nutzung. Um diese Flächen nicht der Verwahrlosung 
preiszugeben, kommen hier in Kooperation zwischen 
dem Eigentümer und der Kommune auch Zwischen-
nutzungen, zum Beispiel Grünflächen, in Betracht. 
Die Politik des Landes war und ist immer auf das ge-
samte Bahnhofsumfeld, das Tor zur Stadt, ausge-
richtet. Vonseiten des Landes wird von der Bahn er-
wartet, dass sie zuerst mit den Kommunen über den 
Verkauf der Bahnhofsgebäude spricht und ggf. ge-
meinsame Konzepte erarbeitet werden; dabei soll-
ten alle Beteiligten an guten städtebaulichen und ver-
kehrlichen Lösungen interessiert sein. Ein aktives 
Handeln des Landes oder der Gemeinden bei der 
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Revitalisierung nicht mehr betriebsnotwendiger Flä-
chen setzt voraus, dass die Bahnflächen vom Fach-
planungsvorbehalt freigestellt werden. Erst danach 
greift die kommunale Planungshoheit als Grundla-
ge für Umsetzungsschritte, die seitens des Landes 
insbesondere durch die Bereitstellung von Förder-
mitteln unterstützt werden können. Für die Freistel-
lung ist das Eisenbahn-Bundesamt zuständig, wobei 
sowohl die DB-AG als auch die Gemeinden ein An-
tragsrecht haben. Die DB-AG nutzt ihr Antragsrechts 
im Regelfall zur Optimierung immobilienwirtschaft-
licher Ziele, die Gemeinden scheuen hingegen im Re-
gelfall den Antragsaufwand. Somit können häufig die 
Möglichkeiten des Landes, die Revitalisierung von 
nicht mehr betriebsnotwendigen Flächen zu unterstüt-
zen, nicht zum Einsatz kommen.  
 
Wegen der geänderten Rahmenbedingungen ist ei-
ne große Anzahl ehemaliger Bahnflächen oder Ge-
bäude aus Sicht der Eisenbahn entbehrlich gewor-
den, sie stehen zur Veräußerung an Dritte an bzw. 
wurden bereits verkauft. Der praktische Umgang mit 
der Umnutzung dieser Immobilien gestaltet sich aus 
Sicht der Kommunen schwierig, zumal abgestimm-
te Vorgehensweisen weitgehend fehlen und einge-
übte sowie abgesicherte Verfahren notwendig sind. 
Auch wenn die Landesregierung nicht unmittelba-
rer Beteiligter an derartigen Immobiliengeschäften 
ist, hat sich die Landesregierung von Anfang an als 
Interessenvertreter der Thüringer Kommunen ver-
standen.  
 
Mit der Einführung des § 23 in das allgemeine Ei-
senbahngesetz, wonach Gemeinden das Recht er-
halten, beim Eisenbahnbundesamt die Freistellung 
der Bahnflächen zu beantragen, hat sich die Rechts-
lage zugunsten der Gemeinden verbessert. Auf diese 
geänderte Rechtslage hat die Deutsche Bahn AG 
mit der Einführung des sogenannten konsualen Ver-
fahrens reagiert.  
 
Das Thüringer Ministerium für Bau und Verkehr hat 
bereits Ende 2005 darauf unmittelbar reagiert und 
die LEG Thüringen im Rahmen der Projektinitiative 
„Genial zentral“ mit einer Begleitung dieses Verfah-
rens beauftragt. Im Rahmen dieses Auftrags konn-
te die LEG Thüringen noch 2006 mit der DB AG eine 
Absichtserklärung in Bezug auf etwa zehn Stand-
orte in fünf Städten ausverhandeln, um die Anwen-
dung des sogenannten konsualen Verfahrens bei-
spielhaft darstellen zu können. Die LEG soll als Zwi-
schenerwerber die Bahnbrachflächen einschließlich 
Bahnhofsgebäude so aufbereiten, dass die betrof-
fenen Kommunen diese Flächen im Rahmen ihrer 
kommunalen Planungshoheit zur Erreichung ihres 
Stadtentwicklungs- bzw. Sanierungsziels nutzen kön-
nen.  
 
 

Als Thüringer Pilotstädte wurden Eisenach, Gotha, 
Jena, Nordhausen und Sonneberg ausgewählt. Die 
LEG Thüringen hat im November 2006 einen Be-
richt über ihre Tätigkeit und das bisherige Ergebnis 
zum Thema Inwertsetzung nicht mehr betriebsnot-
wendiger Bahnflächen in Thüringen in einer Broschü-
re veröffentlicht. 
 
Abschließend möchte ich feststellen, dass durch 
den Verkauf von nicht mehr betriebsnotwendigen 
Bahnimmobilien keine negativen Auswirkungen auf 
die vom Land bestellten SPNV-Angebote zu erwar-
ten sind. Die Verbesserung der Attraktivität, insbe-
sondere der Erreichbarkeit, der Information und des 
Service der Zugangsstellen bleibt weiterhin im Fo-
kus der Landesregierung und wird auch zukünftig 
gefördert. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Wird die Aussprache zum Sofortbericht gewünscht? 
Das signalisieren CDU- und SPD-Fraktion und auch 
die Fraktion DIE LINKE. Ich rufe als Erstes auf für 
die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete Doht. 
 
Abgeordnete Doht, SPD: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Bahn-
hofsgebäude und -areale sind Visitenkarten für die 
Städte. Herr Minister, Sie haben es fast genauso aus-
gedrückt, wie ich es hier stehen habe, denn sie sind 
letztendlich das Eingangstor zur Stadt. Die Bahn-
reisenden, die in diesen Bahnhöfen ankommen, be-
kommen einen ersten Eindruck von der Stadt und 
der erste Eindruck ist meistens der bleibende. 
 
Deswegen dürfen uns die Bahnhöfe - auch dieje-
nigen, die von der Deutschen Bahn als nicht mehr 
betriebswirksam erklärt werden - nicht egal sein. 
Die meisten Bahnhofsgebäude in Thüringen sind re-
präsentative Bauten, die das Stadtbild prägen. Da 
widerspreche ich dem, was Sie heute Morgen ge-
sagt haben, dass die meisten Bahnhöfe irgendwo 
weitab wären. Nein, wenn wir von Haltestellen auf 
dem flachen Land reden sicherlich, aber zumindest 
in den Städten sind die Bahnhöfe an zentralen Orten. 
Es sind das Stadtbild prägende Bauten, sie stam-
men aus einer Zeit, als die Deutsche Bahn auch noch 
Städtebau betrieben hat. Das kann man heute nicht 
mehr in jedem Fall sagen, heute zählen vielfach für 
die Bahn nur noch die betriebswirtschaftlichen As-
pekte.  
 
Herr Minister, Sie haben auch recht, es sind bila-
terale Verträge, die die Bahn mit Dritten ausgehan-
delt hat. Aber auch das hatte ich heute Morgen schon 
gesagt. Bei dem Verkauf der ersten Tranche der 
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Bahnhöfe sind vielmals die Kommunen außen vor 
gelassen worden. Sie hatten keine Möglichkeit, ihr 
Vorkaufsrecht wahrzunehmen. Erst durch die öffent-
liche Diskussion, die es nicht nur in Thüringen zu die-
sem Thema gibt - die kennen wir aus Brandenburg, 
die kennen wir aus Sachsen, die kennen wir aus Ba-
den-Württemberg, dort war das ein Thema im Land-
tag, und wir kennen sie aus Bayern -, ist die Bahn 
dazu übergegangen, auch den Kommunen die Bahn-
höfe anzubieten. 
 
Bereits 2001 vereinbarte die Deutsche Bahn AG 
mit der Investmentgesellschaft First Private Property 
den Verkauf von bundesweit 1.019 Bahnhofsge-
bäuden. 2004 wurden 500 Gebäude verkauft. Der 
Gesamtpreis belief sich auf 14 Mio. €. Wenn man 
das mal umrechnet, dann sind das durchschnittlich 
30.000 € pro Bahnhof gewesen. Wie gesagt, die 
betroffenen Kommunen waren außen vor. In Thü-
ringen waren 44 Empfangs- und Bahnhofsgebäude 
von diesem Verkaufspaket betroffen. Darunter wa-
ren unter anderem die Bahnhöfe in Artern, Bad Fran-
kenhausen, Bleicherode, Camburg, Dornburg/Saa-
le, Gerstungen, Gößnitz, Neustadt/Orla, Rudolstadt, 
Schleiz, Ronneburg, Waltershausen, um nur einige 
zu nennen. Schauen Sie sich die Bahnhöfe an. An 
den meisten dieser Gebäude hat sich in der Zeit 
seit dem Verkauf nichts getan. Sie verfallen weiter. 
Das kann nicht im Sinne einer geordneten Stadt-
entwicklung in diesen Kommunen sein.  
 

(Beifall SPD) 
 
Aktuell sind noch 116 von 320 Bahnhöfen im Be-
sitz der Bahn. Die First Rail Property GmbH ging in 
Konkurs. Das sollte hier nur mal am Rande erwähnt 
werden. Beherrschender Gesellschafter der First Rail 
Property war übrigens die Phönix-Kapitaldienst, ein 
in Thüringen durchaus hinlänglich sehr bekanntes 
Unternehmen. Die haben nämlich sehr viele Süd-
thüringer Anleger um ihr Erspartes geprellt. Die Kon-
kursmasse ging dann an das deutsch-britische Bie-
terkonsortium Patron Capital London/Procominvest 
Hamburg, aber getan hat sich auch seitdem an den 
Gebäuden nicht viel. Wir können keinerlei Sanie-
rungs- oder Instandhaltungsmaßnahmen beobach-
ten. Die Konzepte, die der Käufer verfolgt, sind auch 
nicht bekannt; außer dass man damit Geld verdie-
nen will, dass man die Gebäude vielleicht weiterver-
kaufen will für eine irgendwie geartete Nachnutzung. 
Bei 30.000 € pro Bahnhof sollen wahrscheinlich die 
meisten wiederverwertet werden. Dieses Konsor-
tium wird sich wahrscheinlich nur einige Filetstücke 
herauspicken. 
 
Wenn man auf die Internetseiten der Deutschen Bahn 
schaut, sieht man, weitere 41 Bahnhofsgebäude wer-
den zurzeit zum Verkauf angeboten. Das sind un-
ter anderem Friedrichroda, Straußfurt, Schlotheim, 

Lobenstein, Schleusingen, Rossleben, Bad Salzun-
gen, Erfurt-Nord, Bad Köstritz, Steinach, Schmalkal-
den. Viele dieser Bahnhöfe haben entscheidenden 
Einfluss auf das Stadtbild. Ich nenne hier nur das 
Beispiel Bad Salzungen. Der Bahnhof in Bad Sal-
zungen grenzt direkt an das Kurgebiet der Stadt an. 
Nicht umsonst bemüht sich die Stadt Bad Salzun-
gen jetzt, das Bahnhofsgelände zu kaufen. Ich nen-
ne das Beispiel Breitungen, das durch die Presse 
ging, wo die Kommune bemüht ist, ihren Bahnhof 
zu kaufen und einer Nachnutzung zuzuführen.  
 
In einem sind wir uns auch einig: Sicherlich liegen 
die Bahnhöfe meistens in einem beplanten Innen-
stadtgebiet, aber der Einfluss auf eine künftige Nut-
zung der Bahnhofsgebäude seitens der Kommunen 
ist doch wesentlich größer, wenn sie selbst Besit-
zer sind. Der Verkauf an Investoren ohne jegliches 
Nutzungskonzept ist daher aus unserer Sicht äu-
ßerst fraglich. Die Kommunen müssen zu fairen Be-
dingungen in der Lage sein, ihr Vorkaufsrecht wahr-
zunehmen. Darüber hinaus sollten diese Gebäude 
auch für die Nutzer von Bus und Bahn attraktiv sein. 
Wenn Sie hier sagen, der Verkauf der Bahnhöfe hatte 
bislang keinen Nachteil auf den Schienen-Perso-
nen-Nahverkehr, dann möchte ich das auch anzwei-
feln. Ein Bahnhof oder auch eine Zugangsstelle zum 
SPNV, die verfällt, wo ich mich z.B. als Frau abends 
im Dunkeln fürchten muss, die wirkt abschreckend. 
Da überlege ich mir dann doch lieber, ob ich nicht 
mit dem Auto fahre oder andere Möglichkeiten nut-
ze. Deswegen sollten wir an dem Problem interes-
siert sein. Ich zitiere noch mal das Landesverkehrs-
programm: „Bahnhöfe sollten dort, wo dieses städ-
tebaulich möglich ist, nicht nur Knoten zwischen öf-
fentlichen und individuellen Verkehrsmitteln, sondern 
auch Erlebnisbereich und Begegnungsstätte sein“. 
Wenn wir das in Thüringen umsetzen wollen, dann 
können wir eben nicht zuschauen, dass die Bahn-
höfe weiter an irgendwelche Konsortien verkauft wer-
den, die nur ein Ziel verfolgen, nämlich die Weiter-
verwertung dieser Gebäude, und denen letztendlich 
die städtebauliche Entwicklung ziemlich egal ist.  
 
Es gibt ja viele Möglichkeiten, wie ein Bahnhof ge-
nutzt werden kann, auch wenn er jetzt von der Bahn 
selber nicht mehr als betriebswirtschaftlich notwen-
dig erachtet wird. Da ist zum Beispiel die Unterbrin-
gung eines Touristbüros gemeinsam mit der Kom-
mune denkbar, um das Gebäude zu nutzen, um auch 
die Ankommenden über die Stadt zu informieren, die 
Möglichkeit, ein Museum unterzubringen oder andere 
Dinge. All dieses gibt es, aber das wird schwerlich 
in Gang kommen, wenn letztendlich für den Ver-
kauf der Bahnhöfe nur die finanziellen Bedingungen 
eine Rolle spielen, wenn wir hier nicht den Einfluss 
der Kommunen auch sicherstellen können. Bayern 
hat z.B. im Innenministerium eine Arbeitsgruppe ein-
gerichtet, die die Kommunen berät, wie sie mit der 
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Situation umzugehen haben. Es muss nicht immer 
Geld kosten, was wir machen. Sie haben gesagt, 
Sie haben die Kommunen informiert. Es ist sicherlich 
auch ein richtiger Schritt, dass die LEG in einigen 
Modellstädten - Sie hatten sie genannt, Eisenach, 
Gotha, Jena, Nordhausen und Sondershausen - im 
Rahmen von „Genial zentral“ sich auch dem Problem 
der Bahnhöfe widmet, aber wir haben noch meh-
rere Bahnhöfe in Kleinstädten, darunter sind auch 
Gebäude, die unter Denkmalschutz stehen. Das kann 
uns nicht egal sein. Hier müssen wir uns als Land auf 
die Seite der Kommunen stellen, das heißt, wir müs-
sen die betroffenen Kommunen entsprechend be-
raten. Warum denkt man nicht auch über eine För-
derung nach, wie das in Brandenburg der Fall ist, dort 
fördert das Infrastrukturministerium die Kommunen, 
wenn sie sich dazu entschließen, den Bahnhof selbst 
zu kaufen. 
 

(Beifall SPD) 
 
Auch hier wäre darüber nachzudenken, inwieweit 
Städtebaufördermittel in diesem Bereich eingesetzt 
werden können. Bei der LEG sollte es nicht bei den 
fünf Pilotstädten bleiben, sondern hier sollte auch 
anderen Kommunen diese Hilfe zuteil werden. Ich 
sage es noch einmal: Diese Bahnhöfe sind stadt-
bildprägende Gebäude. Wenn wir auch in der Stadt-
entwicklung weiterkommen wollen, dann müssen wir 
als Land hier auch helfen und nicht nur den großen 
Kommunen, denn gerade auch die kleinen und mittle-
ren Städte sind oft mit den Problemen überfordert.  
 

(Beifall SPD) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die CDU-Fraktion hat sich Abgeordneter Sonntag 
zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Sonntag, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, der Antrag der SPD, ich zitiere es jetzt trotz-
dem, Sie werden gleich merken warum, lautet: „Fol-
gen des Verkaufs von Bahnhofsgebäuden für die 
Entwicklung des ÖPNV und für die Stadtentwick-
lung in Thüringen“.  
 
Frau Doht, ich könnte es mir ganz einfach machen, 
schön wäre es. Ich hoffe, dass dieser Verkauf tat-
sächlich für die Stadtentwicklung Folgen zeitigt, aber 
ich bin mir da nicht so sicher, denn wenn Sie sich 
mal, Sie haben die Zahlen bereits genannt, diesen 
Verkauf - und Sie haben auch darüber gesprochen, 
wie seriös Sie den Erwerber einstufen - durch den 
Kopf gehen lassen und den Sinn, den dieser Ver-
kauf macht; also wenn es zu positiven Folgen im 
ÖPNV und in der Stadtentwicklung führt, dann war 

es eine gute Sache. Aber es könnte genauso - ich 
will es einfach mal spekulativ in den Raum stellen - 
nichts weiter sein als ein Bilanztrick der Bahn, um 
eine gewisse Anzahl von Immobilien, die schwer oder 
gar nicht zu entwickeln sind, einfach über einen Drit-
ten aus der Bilanz rauszubekommen. Wir wissen 
ja, es geht hier um den Börsengang und ich will über 
weitere Folgen hier nicht spekulieren. Sie haben na-
türlich recht, man soll in solchen Dingen immer zu-
erst an das Positive denken. Also gehen wir mal da-
von aus, dass dieser Verkauf Folgen zeitigt, die Fra-
ge ist nur, welche.  
 
Kleine Korrektur noch - nach meinen Unterlagen ist 
die Station Gößnitz nicht in dem Portfolio gewesen, 
sondern gehört nach wie vor noch Station und Ser-
vice. Und dort tut sich übrigens auch was. Ihr Kol-
lege, der vor Ihnen sitzt, der von dort kommt, kann 
Ihnen das brühwarm berichten, deswegen mache 
ich das jetzt hier nicht.  
 
Meine Damen, meine Herren, zum Umfang der Ver-
käufe: Nach den mir zur Verfügung stehenden Un-
terlagen gibt es in Thüringen noch 309 aktive Ei-
senbahnstationen der DB AG, ich wiederhole, der 
DB AG, davon null in der Kategorie 1 - die Katego-
rien waren ja heute früh ein Thema, drei in der Ka-
tegorie 2, darunter auch in unserer Landeshaupt-
stadt der Bahnhof, vier in der Kategorie 3, drei in 
der Kategorie 4, 29 in der Kategorie 5 und 270 in 
der Kategorie 6. Nach Aussage der Bahn wurden in 
2006/2007 insgesamt drei Empfangsgebäude durch 
die DB AG an Kommunen verkauft bei 42 Offerten. 
Daraus können Sie erkennen, wie groß das Inte-
resse der Kommunen an diesen Empfangsgebäu-
den ist und das hat sicherlich seine Ursachen.  
 
Da vorhin von Frau Doht der Begriff „Haltestelle“ mit 
eingeführt wurde, gebe ich jetzt mal eine ganz kur-
ze Einführung in die Begriffswelt bei der Bahn. Ein 
Bahnhof ist eine Verkehrs- und Betriebsanlage der 
Eisenbahn, laut Definition „Bahnhof“ aus Eisenbahn-
technikersicht, er muss über mindestens eine Wei-
che verfügen, Züge müssen dort beginnen, enden, 
kreuzen, überholen oder wenden dürfen. Folglich sind 
alle Bahnhöfe, Frau Doht, im Sinne Ihres Antrags, die 
der Kategorie 6 angehören, und das sind immerhin 
87 Prozent in Thüringen, keine Bahnhöfe, sondern 
Haltepunkte. Da könnte ich es mir leicht machen 
und sagen, okay, reden wir über den Rest, aber dafür 
ist das Thema eigentlich viel zu wichtig, deswegen 
mache ich das natürlich nicht, Frau Doht.  
 
Wenn ich mir jetzt Ihren Antrag punktmäßig vorneh-
me, betrachten wir doch mal unter dem Aspekt des 
Punkts 2 - Bedeutung der Verkäufe - die derzeitige 
Nutzung derselben, nämlich der Bahnhöfe. Wenn 
Sie sich so ein normales Empfangsgebäude an-
schauen, das EG, also das Empfangsgebäude, ist 



 Thüringer Landtag - 4. Wahlperiode - 81. Sitzung, 10.04.2008 8205 
 
 
geschlossen, es hat keine Nutzung, die Zuwegung 
geht schon seit Jahren am Empfangsgebäude vor-
bei, Möblierung und Fahrkartenautomat stehen schon 
längst auf dem Bahnsteig. Dort führt der Zugang zu 
den Bahnsteigen seit Jahren am Gebäude vorbei 
und niemand käme auf die Idee, im Empfangsge-
bäude irgendeine dem Reisenden dienende Nutzung 
zu vermuten. Mitunter wohnt noch der alte Bahnhofs-
vorsteher im Obergeschoss oder ein ehemaliger Ei-
senbahner. Dann ist das Gebäude wenigstens eini-
germaßen vom Vandalismus verschont, mit Graffiti 
verziert ist es ohnehin. Dem Leistungskatalog für die 
sechs Bahnhofskategorien könnten Sie entnehmen, 
so Sie ihn hätten, dass Bahnsteige, Stationsschilder, 
Fahrpläne, aber auch die regelmäßige Reinigung zur 
Grundausstattung aller Kategorien gehören, doch be-
reits die Bahnhofsuhr und die Bahnsteigbank sind der 
Kategorie 5 und höher vorbehalten, der Wetterschutz 
ist gar erst ab der Kategorie 4 Basismerkmal. Ich wie-
derhole, 87 Prozent aller Thüringer Bahnhöfe sind Ka-
tegorie 6. Den Servicemitarbeiter, zeitweise, können 
Sie im Bahnhof der Kategorie 3 antreffen und den 
Servicepoint, wie die Auskunft auf neudeutsch heißt, 
dürfen Sie bzw. können Sie in Bahnhöfen ab Kate-
gorie 2 ansprechen. Bahnhöfe der Kategorie 1 gibt es 
in Thüringen nicht. Wohlgemerkt, Frau Doht, von der 
Tor-zur-Stadt-Funktion des Empfangsgebäudes - da-
her auch diese Bezeichnung - ist bei aller Kategorisie-
rung seitens der DB AG keine Rede. Hier dürfte die 
Interessenlage wohl eindeutig sein. Die Folgen der 
Verkäufe, Frau Doht, nun überlegen Sie mal mit, wie 
Sie bei einer solchen Geisterstation - und da könnte 
ich Beispiele nennen, ich greife nur mal Artern he-
raus - vom Tor zur Stadt sprechen können bzw. wol-
len. Hier waltet die Macht des Faktischen und ein 
paar mehr Jahre später ist das Empfangsgebäude 
versus Bahnhof reif für den Abbruch. Es bleibt die 
Zwischennutzung, der Minister erwähnte es, wenn 
sich ein Nutzer findet, oder es entsteht ein Parkplatz, 
so wie in Ronneburg, oder schlicht eine freie Fläche 
mit einem neuen gläsernen Wetterschutzhäuschen 
wie in Bad Sulza-Nord. Dort konnte in Zusammenar-
beit mit der Stadt, deren Bürgermeister übrigens sich 
über Jahre vergeblich um den Kauf des Empfangs-
gebäudes bemüht hatte, wenigstens der Sockel des 
Empfangsgebäudes erhalten werden. Darauf steht 
nun der gläserne Wartewürfel.  
 
Übrigens, im Zusammenhang mit dem Verkauf der 
Tranche von 490 Empfangsgebäuden, dessen Ver-
meldung in der Öffentlichkeit Sie sicher zum Anlass 
nahmen für diesen Antrag, wurde auch darauf ver-
wiesen, dass dieses Konsortium sich verpflichtet habe 
- ich zitiere -, „innerhalb der nächsten fünf Jahre 
15 Mio. € in die entsprechenden Gebäude zu in-
vestieren“.  
 
Entschuldigung, ich habe jetzt nicht um Ihre Erlaubnis 
gefragt. Ich hole es nach. Danke.  

Das macht pro Empfangsgebäude, Frau Doht, 
rund - wie Sie vorhin schon ausgerechnet hatten - 
30.000 €. Damit, meine Damen und Herren - ge-
statten Sie mir die saloppe Bemerkung -, lässt sich 
bei den übertragenen Gebäuden der Abbruch über 
eine Förderung zur Not finanzieren. Das heißt, die-
sen hat das Konsortium finanziell bereits abgesichert. 
Doch ich will dem Investor, ich sagte es bereits, 
durchaus unterstellen, dass ihm an der Entwicklung 
der Objekte gelegen ist.  
 
Die Mitwirkungsmöglichkeiten der Landesregierung 
war einer Ihrer Punkte. Erschwerend für das kom-
munale Engagement ist tatsächlich die vom Minis-
ter Trautvetter - er hat es vorhin dargestellt - ge-
nannte Problematik der Freistellung der Bahnflä-
chen vom Fachplanungsvorbehalt.  
 
Außerdem möchte ich Sie, Frau Doht, in dem Zu-
sammenhang noch korrigieren, denn wenn Sie sa-
gen, dass meistens die Bahnhöfe in beplanten In-
nenstadtgebieten liegen - Herrgott, schön wäre es, 
da hätten wir eine ganze Reihe Probleme in dieser 
Situation weniger, aber es ist tatsächlich so, in Thü-
ringen ist eine ganze Reihe von Bahnhöfen aus ver-
schiedenen Gründen, die lasse ich jetzt mal in der 
Diskussion beiseite, außerhalb dieser beplanten Ge-
biete, bei vielen Kommunen übrigens Anfang der 
90er-Jahre ganz bewusst außerhalb gelegt wor-
den. Das erschwert natürlich jetzt die Förderung, ge-
rade eben über Städtebauförderung, von Maßnah-
men an Bahnhofsgebäuden. Ich weiß, wovon ich 
rede.  
 
Diese Freistellung vom Fachplanungsvorbehalt wird 
im Normalfall seitens der Bahn erst dann eingelei-
tet, wenn ein konkreter Bedarf dafür erkennbar ist. 
Ab dann, also wenn der konkrete Bedarf erkennbar 
ist, dauert es noch mal rund ein Jahr, bis alle Unter-
schriften eingeholt, bis alle Technik aus dem Emp-
fangsgebäude entfernt ist und bis dies auch doku-
mentiert ist - das ist nämlich ganz wichtig. Diesem 
Zeitraum stehen Entscheidungsstrukturen und vor 
allen Dingen die Fristen für den Fördermitteleinsatz 
bzw. für dessen Mittelabfluss oft entgegen und das 
ist für die Kommunen natürlich eine ganz wichtige 
Angelegenheit, daran scheitert vieles.  
 
Auf die Schwierigkeiten, vor denen die Kommunen 
noch stehen, hat Minister Trautvetter in seinem Be-
richt hingewiesen. Das lasse ich jetzt hier mal weg. 
Das konsensuale Verfahren hat er erläutert.  
 
Ich gehe mal auf ein anderes Programm, was wir 
schon länger im Freistaat haben, etwas näher ein, 
und zwar das Bahnhofsverschönerungsprogramm. 
Das ist, Frau Doht, im Wortsinne das, was Sie vor-
hin gefordert haben. Da ist nämlich die Hilfe orga-
nisiert für die Kommunen. Das ist nicht immer die 
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finanzielle Seite des Bahnhofsverschönerungspro-
gramms, das ist meistens nur - ich will es mal sa-
lopp sagen - eine Einschubfinanzierung. Viel ent-
scheidender ist, dass wir über dieses Bahnhofsver-
schönerungsprogramm weitere Förderung - und dort 
ist der Löwenanteil drin untergebracht - mit aktivie-
ren können, denn auf der Ebene der viel kleineren 
Stationen kann unter Nutzung der jeweils passen-
den Fördermöglichkeiten viel erreicht werden, wenn 
es möglich wird - das ist des Pudels Kern -, die 
Fristen der Bahn und die Interessen und die finan-
zielle Situation der Kommunen einander anzuglei-
chen.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Abgeordneter, gestatten Sie mal eine Zwischen-
bemerkung in den Saal. Ich habe den Eindruck, dass 
die Aufmerksamkeit in dem Maße sinkt, wie der Ge-
räuschpegel im Saal steigt. Ich bitte Sie, doch bis 
zum Ende der heutigen Tagesordnung den Redne-
rinnen oder den Rednern hier zuzuhören.  
 
Abgeordneter Sonntag, CDU: 
 
Vielen Dank, Frau Präsidentin, aber ich weiß sehr 
wohl aus eigener bitterer Erfahrung, dass das The-
ma Eisenbahn im frühen Kindesalter sicher noch 
von Interesse ist, aber mit zunehmendem Alter im-
mer uninteressanter wird für die meisten Bürger.  
 

(Zwischenruf Abg. Wolf, DIE LINKE:  
Das stimmt nicht, Herr Sonntag.) 

 
Danke. Ich sehe eine einzige Gegenrede, aber das 
sagt Ihnen alles, Frau Kollegin.  
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Also wir haben auch zugehört, Herr Sonntag.  
 
Abgeordneter Sonntag, CDU: 
 
Danke schön.  
 
Kurz und gut, die Thüringer Nahverkehrsservice-
gesellschaft (NVS) hat sich über ihr Bahnhofsver-
schönerungsprogramm in den letzten Jahren ver-
stärkt auch diesen Anliegen der kleineren Kommu-
nen, dieser Partner also, angenommen. Dabei konnte 
eine ganze Reihe von Bahnhöfen verschönert wer-
den. Wenn ich das Wort „verschönern“ - ich sage 
mal - im ironischen Sinne sehen kann, natürlich ha-
ben wir in Ronneburg die Station verschönert, denn 
der große Klotz, das Empfangsgebäude, steht nicht 
mehr, der ist weg. Das Gleiche gilt für Grimmental. 
In Gößnitz ist vieles weggerissen worden. Da kämp-
fen wir noch darum, dass wenigstens ein Teil des 
Empfangsgebäudes, das unter Denkmalschutz steht, 

von der Bahn stehengelassen wird. Eisenach ist ver-
schönert worden, ebenso wie Immelborn. Dort ha-
ben wir ein wunderschönes Fachwerkgebäude wie-
der auf Vordermann gebracht. Was dort noch fehlt, 
ist die Nutzung. Falls Ihnen dazu Ideen kommen, 
lassen Sie es uns wissen. 
 
Altenburg ist teilweise gemacht worden. Wobei Al-
tenburg zu den Stationen zählt, die das Prädikat 
„Tor zur Stadt“ im positiven Sinne durchaus ver-
dienen. Im Übrigen ist es auch eine interessante 
Bemerkung, Frau Doht - Gera, Eisenach, Weimar, Al-
tenburg nannte ich schon -, Sonneberg, Meiningen 
sind durchaus Stationen, die man gern als „Tor zur 
Stadt“ im positiven Sinne nennen wird. Das sind in-
teressanterweise genau die Stationen, die die DB 
Service & Station auf jeden Fall behalten will. Das 
sagt doch alles. 
 
Daneben hat es auch ein gesamtheitliches Enga-
gement längs ganzer Strecken gegeben sowohl bei 
der Sonneberger Schiene - Insider werden das wis-
sen -, auf der so genannten Pfefferminzbahn, das 
ist von Sömmerda nach Großheringen - das ist bei 
Naumburg und der Sormitztalbahn, für die, die jetzt 
draußen die Ausstellungseröffnung miterlebt haben, 
das ist die Gegend Saalfeld - Blankenstein.  
 
Meine Damen, meine Herren, glauben Sie mir, mir 
blutet manchmal das Herz, wenn ich die Verschöne-
rung der Station faktisch als den Abbruch des Emp-
fangsgebäudes betrachte. Da zeigt sich, ich habe es 
schon gesagt, die Ironie der deutschen Sprache. 
Aber, und ich nehme mal ein sehr markantes, oft 
im Sinne des Wortes ortsbildprägendes Bahnhofs-
gebäude, z.B. den Wasserturm. Es stehen noch ei-
ne ganze Reihe davon und die sind ortsbildprägend, 
die sind groß genug. Die sind heute funktionslos, 
nur noch so dastehend. Mit dem Abbruch des Ge-
bäudes fällt ein weiteres Stück Eisenbahngeschichte 
am Standort. Soweit die Fakten, soweit die Bilanz. 
Nur, und das ist das Problem, wenn Sie es fertigbrin-
gen, für dieses Gebäude eine Nachnutzung, eine an-
dere Nutzung nachzuweisen, dann liegt es im Be-
nehmen der Bahn und die hat da gar nichts dage-
gen, wenn das Gebäude erhalten bleibt.  
 
Frau Doht, schauen Sie sich mal in Thüringen um, 
wie viele Kommunen haben überhaupt ein Interesse 
daran, sich darüber Gedanken zu machen, wie man 
so einen alten Wasserturm nachnutzen könnte. Ich 
garantiere Ihnen eines, die meisten werden sagen: 
Was soll es, das ist nicht unser Problem, weg das 
Ding. Es ist aber so.  
 
Das gilt auch für andere Bahnhofsgebäude und ich 
habe Kommunen erlebt, die sich sehr um eine Um-
nutzung gekümmert haben, aber auch Kommunen, 
denen das alles ziemlich egal war. Dort ist es eben 
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zu Abbrüchen gekommen, wenn sich die Bahn auch 
mit Unterstützung durch den Freistaat zur Verbes-
serung der Vor-Ort-Situation entschlossen hat. Da-
her ist der Verweis des Ministers auf ein tragfähiges 
Gesamtnutzungskonzept, so das angesprochene 
Stadtentwicklungskonzept, von eminenter Tragwei-
te. Spätestens hier sollte den Kommunen bewusst 
werden, dass - und hier hat Minister Trautvetter ei-
ne so schöne Formulierung gebraucht, dass ich die 
noch mal zitieren möchte: „Bahnhöfe, Bahnanlagen 
und deren Umfeld stellen aber zugleich eine nicht 
zu unterschätzende Herausforderung im Hinblick auf 
eine funktionale und gestalterische Einbindung in die 
zukünftige Entwicklung der Stadt oder Gemeinde 
dar.“ Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen.  
 
Deswegen, Frau Doht, ich muss es an Ihnen fest-
machen, ich weiß nicht, was mein Nachfolgeredner 
von den LINKEN dazu noch sagen wird. Frau Doht, 
die von Ihnen eingeforderten Folgen beim Verkauf, 
die kriegen wir nur hin - und da bedarf es der Mit-
wirkung aller, also auch Ihrer Mitwirkung, wobei ich 
davon ausgehe, bei Ihnen wird es nicht gar so schwer 
sein, da renne ich bestimmt eher offene Türen ein -, 
wenn die Kommunen in der Lage sind, diese priva-
te Gesellschaft bei der Weiternutzung dieser ver-
kauften Gebäude zu unterstützen.  
 
Ich habe zwei Beispiele dafür. Ich möchte jetzt den 
Namen nicht nennen, da das momentan noch in Ver-
handlung ist, aber ich sage Ihnen eines: Es ist 
schwierig, aber es ist machbar. Und was diese Ge-
sellschaft betrifft, Frau Doht, das könnte genauso 
gut auch eine reine Fondslösung sein und dann, bin 
ich der Meinung, die haben gar nicht das sonder-
lich große Interesse an einem Verkauf. Deswegen 
ist es umso wichtiger, dass man die entsprechend 
auf diese Absicht abklopft. Wie gesagt, ich habe 
zwei Beispiele dafür, die positiv sind, aber eben leider 
Gottes nur zwei. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Für die Fraktion DIE LINKE hat sich Abgeordneter 
Lemke zu Wort gemeldet. 
 
Abgeordneter Lemke, DIE LINKE: 
 
Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, im Grun-
de kann ich es kurz machen. Frau Doht, ich glau-
be, das Berichtsersuchen ist erfüllt. Der Minister hat 
das berichtet, was man dazu berichten kann, mehr 
gibt es dazu eigentlich gar nicht. Herr Sonntag, Ih-
nen muss ich mal ein Kompliment machen, die Zeit 
in der NVS, Hut ab, Sie haben die genutzt, Sie wis-
sen worüber Sie reden. Da kann man nur sagen, 
das war fundiertes Wissen. Und so, wie Sie es dar-

gestellt haben, das kann man im Grunde so ste-
henlassen.  
 
Es ist halt ein Problem bei dieser ganzen Privati-
sierungsgeschichte. Man weiß nicht, was die, die das 
erwerben, damit machen wollen. Das ist das größ-
te Problem. Da müssen wir versuchen, Einfluss zu 
nehmen, dass damit etwas Vernünftiges passiert 
und das nicht zum Spekulationsobjekt verkommt, so 
dass diese Flächen weiterhin vor sich hindümpeln. 
Um dem zu begegnen, sind sie irgendwann mal ver-
kauft worden. Herr Sonntag, ich gebe Ihnen aus-
drücklich recht, wenn Sie es vermuten, ich denke, 
Sie vermuten richtig, diese Immobilien sind verkauft 
worden, weil die Bahn im Zuge der Bahnprivatisie-
rung sich von diesen einfach trennen wollte. Da sind 
wir, glaube ich, einer Meinung. Aber, wie gesagt, um 
diese Bahnhofsgebäude einer sinnvollen Nutzung 
zuzuführen, müssen Konzepte auf den Tisch. Na-
türlich sollen die Kommunen Vorkaufsrechte haben, 
aber es ist, denke ich, sehr schwer, und Herr Sonn-
tag hat es gesagt, viele Gebäude sind gar nicht in 
der zentralen Lage, wie wir das hier vermuten. Die, 
die in der zentralen Lage sind und auch eine entspre-
chende Wirkung nach außen entfalten, die bleiben 
bei Station und Service - haben Sie auch gesagt. Alle 
anderen werden verklingelt, da muss man schauen, 
dass etwas Vernünftiges passiert, dass die Verkehrs-
sicherungspflicht erst einmal erfüllt wird, die die Be-
treiber haben, und dass diese Flächen nicht weiter 
dem Vandalismus ausgesetzt sind.  
 
Ich denke, mehr gibt es dazu nicht zu sagen. Frau 
Doht, an Ihrem Antrag ist eines schlecht, Sie haben 
das Berichtsersuchen gestellt, aber dann fehlt der 
nächste Schritt, was passiert jetzt mit dem Bericht, 
den wir gehört haben. Es gibt keinen Auftrag an die 
Landesregierung, es gibt gar nichts, es gibt das rei-
ne Berichtsersuchen.  
 

(Zwischenruf Abg. Doht, SPD: Die An-
träge haben Sie auch schon gestellt.) 

 
Das ist ein bisschen schlecht, aber damit müssen 
wir jetzt leben. Aus unserer Sicht ist das Berichts-
ersuchen erfüllt. Vielen Dank. 
 

(Beifall DIE LINKE) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Herr Sonntag, möchten Sie noch einen Redebei-
trag halten? Ja. Dann Herr Sonntag für die CDU-
Fraktion. 
 
Abgeordneter Sonntag, CDU: 
 
Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, noch zwei Nachbemerkungen.  
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Erstens: Wenn dem so ist, Herr Lemke, dass Sie dem 
SPD-Antrag diesen Fehler unterstellen, der lässt sich 
leicht korrigieren. Deswegen beantrage ich, dass 
wir diesen Antrag in dem Ausschuss Bau und Ver-
kehr weiterberaten, denn dann ist es kein Problem, 
den von Herrn Lemke als Fehler betrachteten Pas-
sus auszubessern oder aufzugreifen. 
 
Das Zweite, Herr Lemke, nach Aussage der Bahn - 
ich sage es mal ganz vorsichtig - hatten die Kom-
munen immer ein Vorkaufsrecht. Sie haben es halt 
nur aus den von uns allen dreien genannten Grün-
den selten wahrgenommen. Ich muss ehrlich sa-
gen, wenn Sie sich mal in die Situation der Finan-
zen der Kommunen hineinversetzen, ist es in vie-
len Fällen leider auch nachvollziehbar. Vielen Dank. 
 

(Beifall CDU) 
 
Vizepräsidentin Dr. Klaubert: 
 
Ich gehe davon aus, dass ich die Aussprache schlie-
ßen kann. Kann ich davon ausgehen, dass das Be-
richtsersuchen erfüllt ist? Dagegen erhebt sich kein 
Widerspruch. Jetzt ist durch den Abgeordneten Sonn-
tag, ich nehme natürlich an, namens der CDU-Frak-
tion, der Antrag gestellt worden, den Sofortbericht 
im Ausschuss für Bau und Verkehr fortzuberaten. 
Damit wird die CDU-Fraktion auch dafür sein. Ich 
frage die anderen beiden Fraktionen, ob sie diesem 
Antrag zustimmen können, dass wir den Antrag so 
stellen können. Dagegen erhebt sich auch kein Wi-
derspruch.  
 
Jetzt frage ich: Wer der Fortberatung dieses Sofort-
berichts im Ausschuss für Bau und Verkehr zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. Danke schön. 
Gibt es hier Gegenstimmen? Das ist nicht der Fall. 
Gibt es Stimmenthaltungen? Das ist auch nicht der 
Fall. Damit wird dieser Sofortbericht im Ausschuss 
für Bau und Verkehr fortberaten. 
 
Ich schließe den Tagesordnungspunkt 11 und damit 
den heutigen Plenarsitzungstag. Wir setzen morgen 
früh mit dem Plenarsitzungstag um 9.00 Uhr fort.  
 
 
E n d e   d e r   S i t z u n g:   19.22 Uhr 
 
 
 
 
 
 


